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Editorial

Krebs! Dieses Wort und der Blick in ver-
düsterte Erwachsenengesichter ließen 
früh ahnen, dass mit dieser Krankheit, die 
offenbar Menschen jeden Alters und in un-
bekannter Vielgestaltigkeit treffen konnte, 
etwas Besonderes gemeint war, ein be-
nannter Schrecken. Die Assoziation zum 
Tier mit den großen Scheren ergänzte das 
innere Bild.

Bis heute gilt Krebs als Erkrankung, deren 
Ursache und Behandlung in der Öffentlich-
keit mythische Dimensionen erreicht. Eine 
erfolgreiche Behandlung gilt im Volksmund 
als „Sieg im Kampf gegen den Krebs“. Die 
Metapher des Kampfes, welches implizit 
auch Sieger und Besiegte benennt, lässt 
ahnen, welch heftige auch emotionale 
Bewegung im Geschehen der Erkrankung 
vorgestellt wird. Und es lässt sich fragen: 
Wer kämpft, wer siegt? Der medizinische 
Fortschritt, der Arzt, der Patient mit seinem 
Körper oder seiner Lebensgeschichte? 
Und wer verliert? Wie ist es möglich, Angst, 
Hilflosigkeit und Tod psychisch zu erfassen 
und zu bearbeiten?

So naheliegend es ist, dass eine Krebser-
krankung eine große biografische Belastung 
für den Betroffenen und die Angehörigen 
darstellt, so genau muss auch geschaut 
werden, wie die Verschränkung von aku-
ter Belastung und lebensgeschichtlichen 
Aspekten mit dem Patienten verstanden 
werden kann und ob Indikation für eine 
Psychotherapie vorliegt. Und genau dort 
setzt die Arbeit der Psychoonkologen an. 
Zwei Beiträge dieses Heftes widmen sich 
der wichtigen Arbeit in diesem Bereich.

Maria Berend und Thomas Küchler führen 
uns mit ihrem Artikel ans Krankenbett der 
chirurgischen Akutstation und zeigen be-
eindruckend den Alltag und die sorgfältige 
Diagnostik und Begleitung der Patienten 
in Kooperation mit den direkten medizi-
nischen Interventionen. Kriterien für die 
Indikation zur Psychotherapie werden her-
ausgearbeitet.

Die ambulante Psychotherapie mit Krebs-
erkrankten findet im Beitrag von Susanne 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Singer, Heide Glaesmer und Antje Leh-
mann-Laue einen Platz. Untersuchungen 
zum Überleben und Verarbeiten der Er-
krankung werden ebenso geschildert, wie 
ein kritischer Blick auf die Versorgungssi-
tuation in der Praxis. Fallvignetten ergän-
zen das Bild. Allen Autoren merkt man die 
langjährige fachliche Kompetenz ebenso 
wie das Engagement für diese Patienten 
an, welches beide Artikel überaus lesen-
wert macht.

Christian Brandt unternimmt in seinem 
Beitrag zu sozialen Formen des psycho-
therapeutischen Verstehens auf der Ebene 
der Denkmodelle den spannenden Ver-
such, den unterschiedlichen Traditionen 
der psychotherapeutischen Schulen (GT, 
VT, PA) unterschiedliches Verstehen sozi-
alen Lebens zuzuordnen. Jedes Verfahren 
sei in einem anderen Kontext sinnstiftend. 
Das implizite Plädoyer für die Beibehaltung 
verschiedener Perspektiven und damit 
auch Psychotherapieschulen wird sicher 
und hoffentlich manche Diskussion aus-
lösen.

In der Rubrik Recht: Aktuell setzt sich 
Johann Rautschka-Rücker mit einem Ur-
teil des Oberlandesgerichts Frankfurt/M. 
zum Umgang mit der Schweigepflicht 
einer Kollegin bei Missbrauchsverdacht 
auseinander. Die Kollegin wurde zu 
Schadensersatzzahlungen verurteilt, 
eine vorherige Abwägung der rechtli-
chen Situation mit der Kammer oder 
kundigen Kolleginnen hätte möglicher-
weise ein anderes Vorgehen zur Folge 
gehabt. Die Anfragen in Bezug auf die 
Schweigepflicht vor allem auch im Hin-
blick auf Fragen des „rechtfertigenden 
Notstandes“ stellen in den Kammern re-
gelmäßig einen hohen Anteil der Mitglie-
deranfragen dar, so dass die Würdigung 
und Kommentierung des Urteils für alle 
LeserInnen interessant sein dürfte.

In der Rubrik Aktuelles aus der Forschung 
stellt Karin Jeschke aus dem Bereich der 
Internetpsychotherapie Ergebnisse aus 
drei Studien vor. Das zunehmende Inter-
esse an der Einbeziehung elektronischer 

Medien in den Bereich der professionellen 
Psychotherapie sollte uns anregen, eine 
differenzierte und gute Prüfung bisheriger 
Forschungsbefunde und eine genaue 
auch ethische Debatte in diesem Journal 
zu eröffnen. Soll und kann die Innovation 
elektronischer Kommunikation die direkte 
Begegnung ersetzen oder ergänzen? Die 
Idee der Kombination von Präsenz- und 
Onlinephasen wird in anderem Kontext, 
wie z. B. in der Lehre an Hochschulen, 
schon länger eingesetzt. Kann solches je-
doch auf die Behandlung von Menschen 
mit psychischen Störungen oder Erkran-
kungen übertragen werden?

Zuletzt verdient der Aufruf und die Anre-
gung der Psychotherapeutenkammer Hes-
sen zur systematischen und wissenschaftli-
chen Untersuchung supervisorischer und 
intervisorischer Prozesse breite Unterstüt-
zung. Wir hoffen, dass die Vernetzung der 
Forschung in diesem Bereich Strahlkraft 
hat, auch neue Projekte zu initiieren, ist 
doch die Reflektion der eigenen Arbeit in 
Gruppen und Einzelsupervisionen essenti-
eller Bestandteil der Qualitätssicherung.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lek-
türe und blicken Ihren Rückmeldungen 
und Diskussionsbeiträgen erwartungsvoll 
entgegen.

Gertrud Corman-Bergau 
(Niedersachsen) 

Mitglied des Redaktionsbeirates
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Den Exemplaren der folgenden Landeskammern liegen in dieser Ausgabe wichtige Unterlagen bei:

�� Baden-Württemberg: Satzungen der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg

Unsere neueste Innovation: Eingaben ins epikur PVS jederzeit und 
überall. Vom iPad aus haben Sie über eine gesicherte WLAN-Verbindung 
Einsicht in alle Daten und geben z.B. neue Sitzungsprotokolle, Leistungen 
und Diagnosen bequem vom Behandlungsraum direkt ins PVS ein.

Bleiben Sie also relaxt, alle Informationen sind bei Bedarf sofort verfügbar. 
Sparen Sie sich zukünftig viele unnötige Wege. Einfacher geht‘s nicht!

Voraussetzung ist eine netzwerkfähige epikur-Version. Statt eines iPad 
können Sie auch ein Netbook, PDA, iPhone sowie jedes beliebige andere 
Smartphone verwenden.

Praxisverwaltung mit dem iPad

Weitere Infos auf unserer Website! www.epikur.de
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Krebserkrankungen: Hoher Bedarf an 
psychotherapeutischer Unterstützung

Juliane Dürkop

Mitglied des Redaktionsbeirates

treuungsbedarf gemessen. Eine qualifizier-
te Krebsbehandlung umfasst daher auch 
die psychoonkologische Versorgung von 
Patienten und ihren Angehörigen.

Worin besteht insbesondere die psychi-
sche Belastung von Krebsbetroffenen? 
Der Unterstützungsbedarf der Patienten 
konzentriert sich auf die Bereiche Informa-
tion über eigene Behandlungsmöglichkei-
ten, Sorge um die Angehörigen, Nutzen 
und Nebenwirkungen der Medikamente, 
Krankheitsverlauf, Progredienzangst und 
körperliche Aspekte sowie das Bewältigen 
des Alltagslebens (Schmerzen, Fatigue, 
Alltagseinschränkungen/Hausarbeit; Harri-
son Harrison, Young, Price, Butow & Solo-
mon, 2009). Trotzdem wünschen kaum 
mehr als 50% aller belasteten Patienten 
psychosoziale oder psychotherapeutische 
Unterstützung oder nehmen entsprechen-
de Angebote in Anspruch (Zenger, Ernst, 
Götze, Stolzenburg & Hize, 2010; Baker-
Glenn, Park, Granger, Symonds & Mitchell, 
2010).

Psychoonkologische Maßnahmen werden 
inzwischen in nationalen und internationa-
len Leitlinien als integraler Bestandteil der 
onkologischen Behandlung empfohlen. 
Professionelle psychoonkologische Versor-
gung ist strukturell bereits insbesondere in 
den folgenden Behandlungssettings ver-
ankert (wenn auch noch ohne finanzielle 
Absicherung): im Disease-Management-
Programm Brustkrebs (DMP-Brustkrebs), 
in onkologischen Schwerpunktpraxen, in 
zertifizierten onkologischen Organzentren 
sowie in onkologischen Rehabilitations-
einrichtungen. Trotzdem bestehen noch 
Versorgungslücken, insbesondere im am-
bulanten Bereich.

Dieser Situation trägt auch der seit 2008 
vom Bundesgesundheitsministerium ko-
ordinierte Nationale Krebsplan Rechnung. 
Er beschäftigt sich mit der Entwicklung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Versorgung von Patienten mit Krebserkran-
kungen in Deutschland. In Handlungsfeld 
2 „Weiterentwicklung der onkologischen 
Versorgungsstrukturen und Qualitätssiche-
rung“ beschäftigt sich eine Arbeitsgruppe 
mit der Entwicklung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der psychoonkologischen 
Versorgung.

Die folgenden beiden Beiträge von Maria 
Berend und Thomas Küchler sowie von 
Susanne Singer, Heide Glaesmer und Ant-
je Lehmann-Laue begründen die Notwen-
digkeit von Psychotherapie für Krebspa-
tienten von der Krebsdiagnose bis zur 
Sterbephase, im stationären als auch im 
ambulanten Setting. Es werden Indikation 
und die Besonderheiten hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen beschrieben sowie 
die psychoonkologischen Inhalte disku-
tiert. Beide Artikel beschreiben Chancen 
aber auch Lücken in der aktuellen Versor-
gungssituation in Deutschland.
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Krebserkrankungen stellen in den Industrie
ländern die zweithäufigste Todesursache 
dar. Im Jahr 2008 verstarben in Deutsch-
land insgesamt 216.010 Menschen an bös-
artigen Neubildungen, das heißt 26% aller 
Todesfälle gingen auf eine Krebserkran-
kung zurück (GENESIS-Datenbank, 2010).

In Deutschland erkranken jährlich unge-
fähr 430.000 Personen neu an Krebs 
(197.600 Frauen und 229.200 Männer im 
Jahr 2006; Robert-Koch-Institut, 2010). 
Inzidenz und Prävalenz steigen: In den 
kommenden Jahrzehnten ist sowohl auf-
grund der verbesserten Früherkennung als 
auch wegen des wachsenden Anteils äl-
terer Menschen in Deutschland von einer 
weiter ansteigenden absoluten Zahl von 
Tumorerkrankungen auszugehen, auch 
weil sich die Überlebensaussichten für 
Krebspatienten laufend verbessern (Ge-
sundheitsberichterstattung des Bundes, 
2006). Mit einer längeren Überlebenszeit 
für den Einzelnen steigt aber auch die Zahl 
der Patienten, die mit belastenden körper-
lichen und psychosozialen Folgen einer Tu-
morerkrankung und deren Therapie leben 
müssen.

Es ist wissenschaftlich belegt, dass eine 
Krebserkrankung, deren Behandlung und 
mögliche Behandlungsfolgen die betrof-
fenen Menschen und ihre Angehörigen in 
vielfältiger Weise belasten. Mindestens 25-
30% aller Krebspatienten entwickeln im 
Verlaufe ihrer Erkrankung behandlungsbe-
dürftige psychische Störungen oder ausge-
prägte psychosoziale Belastungen (Singer 
et al., 2007; Singer, Das-Munshi & Brähler, 
2009; Mehnert & Koch, 2008). Je nach 
Stichprobe und Krebsart wird aber auch 
bis zu über 40% psychoonkologischer Be-
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Zusammenfassung: Krebsbetroffene und ihre Familien sind mit vielfältigen Belas-
tungen konfrontiert. Psychosoziale Interventionen können solche Belastungen effektiv 
reduzieren. Das „Kieler Modell“, ein psychoonkologisches Betreuungskonzept in der 
Chirurgie, orientiert sich an den Empfehlungen des National Comprehensive Cancer 
Network und realisiert diese fast vollständig. Die psychoonkologische Arbeit in einer 
chirurgischen Akutklinik ist durch vielfältige Rahmenbedingungen beeinflusst und ist 
mit spezifischen Anforderungen an die Psychotherapeuten verbunden. Das psychoon-
kologische Angebot umfasst sowohl Beratung, Begleitung von Patienten und Ange-
hörigen als auch psychotherapeutische Interventionen. Der therapeutische Ansatz ist 
multimodal und nicht schulenspezifisch. Das Vorgehen und der Behandlungsprozess 
unterscheiden sich dabei von dem klassischen psychotherapeutischen Vorgehen bei 
neurotischen Störungen.

Faktoren abhängig sind, wie etwa der Art 
des Messinstrumentes, der Krebserkran-
kung, dem Zeitpunkt der Untersuchung, 
dem Krankheitsstadium etc. Häufig wird 
im klinischen Alltag ein erstes Belastungs-
screening durchgeführt, das nicht nur 
psychische Störungen erfasst, sondern für 
die Bewältigung der Erkrankungssituation 
wichtige Faktoren erhebt, wie etwa: Tu-
morangst, soziale Situation, körperliches 
Befinden, Informationsbedarf etc. Einen 
guten Überblick zur Prävalenz psychi-
scher Belastungsreaktionen/Störungen bei 
Krebspatienten geben beispielsweise Carl-
son et al. (2004) oder Mehnert, Lehmann, 
Cao und Koch (2006).

Psychoonkologische Interventionen kön-
nen solche Belastungen effektiv redu-
zieren, sie tragen zur Verbesserung der 
Lebensqualität bei und sind nicht zuletzt 
ökonomisch, da sie die medizinischen Be-
handlungskosten verringern können (Carl-
son & Bultz, 2003; Fawzy, 1999; Küchler 
et al., 1998; Newell, Sanson-Fisher & Sa-
volainen, 2002; Spiegel & Kato, 2000). 

Darüber hinaus gibt es Hinweise, dass 
psychologische Interventionen auch das 
Überleben positiv beeinflussen, der Stand 
der Forschung zu dieser Frage muss aller-
dings als offen bezeichnet werden (An-
dersen et al., 2008; Küchler, Bestmann, 
Rappat, Henne-Bruns & Wood-Dauphinee, 
2007; Ross, Boesen, Dalton & Johansen, 
2004; Chow, Tsao & Harth, 2004; Spiegel, 
2001, 2002).

Nationale und internationale Leitlinien 
empfehlen die systematische Diagnos-
tik von psychosozialen Belastungen, um 
frühzeitig entsprechende Unterstützungs-
angebote offerieren zu können (Bultz & 
Carlson, 2006; Mehnert, Petersen & Koch, 
2003; NCCN, 2005; Weis, 2005).

2.	 Was ist „Psycho
onkologie“?

Der Fachbegriff Psychoonkologie ist viel-
fach erläutert worden (z. B. Weis, 2010), so 
dass hier nur auf einige Aspekte des klini-
schen Bereichs eingegangen werden soll.

Seit den Anfängen psychoonkologischer 
Therapie in den 70er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts gibt es eine Reihe von Defini-
tionsvorschlägen für den Begriff „Psychoon-
kologie“. Gemeinsam ist nahezu allen 
diesen Definitionen, dass sie die Verschrän-
kung von akuten, also krankheitsbedingten 
psychischen Belastungen mit lebensge-

1.	 Einleitung

Eine Krebserkrankung und deren Behand-
lung bringen für die meisten Patienten1 
und ihren Familien erhebliche körperliche, 
soziale und psychische Belastungen mit 
sich. Der Zeitpunkt der Diagnosestellung 
wird dabei häufig als extrem belastend er-
lebt.

Die psychischen Reaktionen der Betroffe-
nen reichen von normalen Ängsten und 
Sorgen bis hin zu starken Belastungsreakti-
onen, die den Kriterien einer psychischen 
Störung entsprechen. Diese Belastungsre-
aktionen und/oder psychischen Störungen 
sind bei Krebspatienten meist nicht primär 
auf vorhandene neurotische Konflikte zu-
rückzuführen, sondern sind (mit-)bedingt 
durch die Schwere der körperlichen Er-
krankung und deren Folgen.

Die Prävalenzraten zum Behandlungs-
bedarf sowie zum Auftreten psychischer 
Erkrankungen bei Krebspatienten schwan-
ken erheblich, da sie von verschiedenen 

Psychoonkologische Praxis in der  
chirurgischen Akutklinik

Maria Berend, Thomas Küchler

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, Campus Kiel

1	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit ver-
wenden wir in diesem Text meist nur die 
männliche Form. Selbstverständlich sind im-
mer beide Geschlechter angesprochen.
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schichtlichen Aspekten des Patienten be-
tonen, ebenso wie Interprofessionalität und 
Methodenvielfalt. Etwas vereinfachend lässt 
sich feststellen, dass alle „Begleitumstän-
de“ einer onkologischen Erkrankung in den 
Blick genommen werden. Dies umfasst äu-
ßere Gegebenheiten wie die familiäre und 
soziale Situation der Patienten ebenso wie 
innere Faktoren, wie lebensgeschichtlich 
bestimmte Einstellungen und Emotionen. 
Die Grundhaltung der Psychoonkologie ist 
salutogenetisch ausgerichtet, es geht deut-
lich mehr um Identifizierung und Förderung 
von Ressourcen als um Konfliktbearbeitung. 
Gleichzeitig ist die therapeutische Orientie-
rung ebenso wie das „Handwerkszeug“ der 
Psychoonkologie keiner therapeutischen 
Schule zugeordnet. Vielmehr können – vor 
dem Hintergrund einer grundsätzlich sup-
portiven Ausrichtung – tiefenpsychologi-
sche, verhaltens-, gesprächs-, trauma- oder 
andere therapeutische Ansätze wie bei-
spielsweise systemische, Kunst- oder Be-
wegungstherapie entweder in einzel- oder 
in familientherapeutischer Orientierung zur 
Anwendung kommen.

Aus wissenschaftlich forschender Perspek-
tive lässt sich festhalten, dass die Gebiete 
der Coping-, Lebensereignis- und vor allem 
Lebensqualitätsforschung starken Einfluss 
auf die psychoonkologische Praxis hatten 
und haben.

3.	 Das Psychoonkologi-
sche Betreuungskon-
zept in der Chirurgie

3.1	 Gesundheitspolitischer 
Hintergrund

Seit einiger Zeit gibt es national wie inter-
national Bemühungen, Leitlinien und Stan-
dards für die psychosoziale Betreuung von 
Krebspatienten zu entwickeln. Hiermit sol-
len Richtlinien geschaffen werden, die eine 
angemessene psychoonkologische Versor-
gung von Tumorpatienten mit psychosozia-
len Belastungen sicherstellen. In Deutsch-
land steht die Entwicklung einer eigenen 
Leitlinie für den Gesamtbereich Psychoon-
kologie noch aus. Daher orientiert sich das 
„Kieler Modell“ zur psychoonkologischen 
Versorgung von Tumorpatienten und ihren 
Angehörigen an den Empfehlungen des 

National Comprehensive Cancer Network 
(NCCN, 2005) (Abb. 1) und realisiert die-
se fast vollständig.

Bei den soliden Tumoren, die den Groß-
teil aller Tumorerkrankungen ausmachen, 
steht die Chirurgie im Mittelpunkt der on-
kologischen Therapie.2 Da sie damit auch 
ein Paradigma für eine am Krankheitsver-
lauf orientierte psychoonkologische Mit-
behandlung darstellt, sollen im Folgenden 
wesentliche Aspekte einer solchen Mitbe-
handlung anhand dieses Modells beschrie-
ben werden.

3.2	 Zum Ablauf der chirurgi-
schen Therapie

Die chirurgische Therapie lässt sich zu-
nächst in eine präoperative, eine postope-
rative (Intensiv- und periphere Station) und 
eine Nachsorgephase unterteilen. Für be-
troffene Patienten bedeutet dies, dass für 
eine optimale Therapieentscheidung vor 
Beginn der Behandlung eine umfangreiche 
Diagnostik erforderlich ist. Ist eine Operati-
on indiziert, wird ein Termin festgelegt, wo-
bei die Wartezeiten mehrere Wochen be-
tragen können. Die Ungewissheit bezüglich 
der Prognose bleibt für Patienten bestehen, 
bei denen erst perioperativ endgültig über 
das therapeutische Vorgehen entschieden 
werden kann. Der Operation schließt sich 
erneut eine Phase der Ungewissheit an, da 
der histologische Befund, Grundlage aller 
weiteren Therapieentscheidungen, erst 
mehrere Tage nach der Operation vorliegt.

In der Chirurgie haben sich – wie überall 
in westlichen Gesundheitssystemen – im 
letzten Jahrzehnt grundlegende Verände-
rungen ergeben. Betrug noch 1990 die 
präoperative stationäre Phase im Kranken-
haus meist drei und mehr Tage, so ist sie 
heute, nachdem der überwiegende Teil 
der Diagnostik bei elektiven, also geplan-
ten Operationen ambulant durchgeführt 
wird, selten länger als einen Tag, nämlich 
den der Aufnahme. Auch hat sich die post-
operative Phase insgesamt verkürzt. Sie 
liegt z. B. bei Patienten mit einem Colon-
karzinom im Schnitt unter zehn Tagen.

Diese Entwicklung hat für bisherige psy-
choonkologische Interventionsprogramme 
dramatische Konsequenzen:

�� Die ständig notwendige Anpassung 
des psychotherapeutischen Vorge-
hens nicht nur an neue chirurgische 
Strategien, sondern eben auch an 
sich ständig verändernde Abläufe der 
Gesamtbehandlung macht es zuneh-
mend schwer, Raum für „regelgerech-
te“ psychoonkologische Interventionen 
innerhalb des extrem gedrängten chi-
rurgischen Behandlungs- und Pflege-
schemas zu finden.

�� Ergebnisse bisheriger Studien verlieren 
an Validität, da sie unter den radikal 
veränderten Bedingungen entweder re-
pliziert werden müssen oder eben gar 
nicht mehr durchführbar sind.

Damit entsteht die paradoxe Situation, 
dass aufgrund der verkürzten Liegezeit bei 
gleichzeitiger Intensivierung, Standardisie-
rung und Systematisierung der chirurgi-
schen Behandlung das Patientenbedürfnis 
nach individueller Betreuung zunimmt, 
während aufgrund des mit den genannten 
Veränderungen einhergehenden steigen-
den „Verwaltungsaufwandes“ (hierunter 
werden alle Tätigkeiten gefasst, die nicht 
direkt im Patientenkontakt stattfinden; vgl. 
Rohde, Wellmann & Bestmann, 2004) die 
Zeit des einzelnen Arztes pro Patient ab-
nimmt.

3.3	 Das „Kieler Modell“ psy-
choonkologischer Versor-
gung im Akutkrankenhaus

Am Krebszentrum Nord im Universitäts-
klinikum Schleswig-Holstein, Campus Kiel 
wird derzeit – ausgehend von der Chirur-
gie – ein psychoonkologisches Programm 
vorgehalten, das von der Diagnosestellung 
an bis zwei Jahre postoperativ Patienten 
mit gastrointestinalen oder Bronchialkarzi-
nomen – mit Betreuungsschwerpunkt auf 
der stationären Phase – begleitet (Abb. 2). 
Als wesentliche Komponenten sind vor 
dem Hintergrund der oben skizzierten 
Empfehlungen des National Comprehen-
sive Cancer Network zu nennen:

Das Angebot zur psychologischen Unter-
stützung ist prinzipiell allen Tumorpatienten 
und Angehörigen zugänglich (Screening 

2	 Auf (neo-)adjuvante Schemata soll in die-
sem Kontext nicht detailliert eingegangen 
werden.
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Tumorzentrum). Bei Bedarf erfolgt nach der 
stationären Behandlung eine Weiterbetreu-
ung bzw. Weitervermittlung in den ambulan-
ten Bereich.

Die psychoonkologische Abteilung ist voll-
ständig in die Chirurgie integriert (Imple-
mentierung) und in der Regel schnell er-
reichbar. Sowohl die behandelnden Ärzte 
als auch das Krankenpflegepersonal wer-
den regelmäßig über die psychoonkologi-
sche Mitbehandlung fallweise informiert, 
wobei zu betonen ist, dass hier manchmal 
die besondere Schweigepflicht der Psy-
chotherapeuten die Grenzen dieses Infor-
mationsprozesses bestimmt.

Alle Patienten werden durch die psychoon-
kologische Assistentin über das psychoon-
kologische Behandlungsangebot der Klinik 
informiert. Durch die enge Zusammenar-
beit von Ärzten, Pflegekräften, psychoon-
kologischer Assistentin und Psychologen 
ist auch der interne Informationsaustausch 
sehr gut (Information).

Die Evaluation (Soziodemographie und 
Lebensqualität: EORTC QLQ-C-30 und 
diagnose-spezifische Module; Aaronson et 
al., 1993; Küchler et al., 1996; Sprangers, 
Culln & Groenvold, 1998) erfolgt über ei-
nen Zeitraum von zwei Jahren (Messzeit-

Abbildung 1: Empfehlungen des National Comprehensive Cancer Network (NCCN, 2005, 
übersetzt durch die Autoren)

und Betreuung). Wann immer möglich, wird 
bereits kurz nach der Diagnoseübermittlung 
ein erstes psychoonkologisches Betreuungs-
angebot (Informationsstunde3: Interprofes-
sionelle Zusammenarbeit, Information über 
medizinische Behandlung und psychische 
Bewältigung) vermittelt. Ein Belastungs-
Screening geschieht am Tag der stationären 
Aufnahme und zum Zeitpunkt der Entlas-
sung. Eingesetzt wird der Fragebogen zur 
psychosozialen Belastung (HFK-B; Berend, 
2005), eine revidierte und validierte Version 

des Hornheider Kurzfragebogens (Strittmat-
ter, 1997), der den speziellen Bedürfnissen 
unserer Patienten angepasst wurde. Mit die-
sem Fragebogen (9 Items) lassen sich Art 
und Ausmaß der Belastung erfassen. Die 
adaptive Indikationsstellung während des 
Klinikaufenthaltes erfolgt durch das Stati-
onsteam. Für die psychologische Betreuung 
der Patienten stehen qualifizierte Fachkräfte 
zur Verfügung (Psychologische Psychothera-
peuten (2), psychoonkologische Assistenz 
(1), sozialrechtliche Betreuung durch das 

3	 Die Informationsveranstaltung kann gegen-
wärtig aus organisatorischen Gründen nicht 
realisiert werden, wurde aber von 2003 bis 
2009 regelmäßig durchgeführt.

22./ 23. Oktober 2011
7. Jahreskongress Psychotherapie
des Hochschulverbundes Psychotherapie NRW 

und der Psychotherapeutenkammer NRW

Psychotherapie bei 
sexuellen Störungen und sexuellen Gewalterfahrungen

www.unifortbildung-psychotherapie.de

SIE WÜNSCHEN SICH EINE PRAXISNAHE, 
WISSENSCHAFTLICH FUNDIERTE, KOMPAKTE FORTBILDUNG? 

UND SIE MÖCHTEN DABEI IN EINEM ANGENEHMEN RAHMEN 
VIELE KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN TREFFEN?

Der jährliche Workshopkongress des Hochschulverbundes
sowie der PTK NRW möchte Ihnen genau das anbieten!

KONGRESSPROGRAMM UND NÄHERE INFORMATIONEN UNTER: 
www.unifortbildung-psychotherapie.de   

Es erwarten Sie spannende Vorträge und anschließend insgesamt mehr als 
50 spannende Praxis-Workshops zum diesjährigen Themenschwerpunkt 
„Psychotherapie bei sexuellen Problemen und sexuellen Gewalterfahrungen“ 
sowie vielfältigen anderen Themen (PTBS, Essstörungen, Sexuelle Störungen, 
Affektive Störungen, Suizidalität, Schlafstörungen, Prokrastination, Therapie 
bei Kindern und Jugendlichen etc.).

Anmeldung ab dem 30.06.2011

Wir freuen uns darauf, Sie in Bochum begrüßen zu dürfen!

Screening 
und 
Betreuung

  Psychosoziale Belastung sollte in allen Krankheitsstadien frühzeitig erkannt, beobachtet, 
dokumentiert und behandelt werden.

  Alle Patienten sollten bei der ersten Konsultation auf psychosoziale Belastungen untersucht 
werden (Screening). Diese Untersuchung ist in angemessenen Abständen und zu klinisch 
relevanten Zeitpunkten, insbesondere bei Veränderungen der Krankheitssituation wie Remission, 
Erholung oder Tumorprogression, zu wiederholen.

  Ein Screening sollte Art und Ausmaß der psychosozialen Belastung erfassen.

  Psychosoziale Belastung sollte evidenz- oder konsensbasiert nach klinischen Empfehlungen 
versorgt werden.

Implemen-
tierung

  Zur Implementierung von Standards für das Management von psychosozialer Belastung sollten 
interdisziplinäre institutionelle Komitees gebildet werden.

  Fortbildungs- und Trainingsprogramme sollten entwickelt werden, um sicher zu stellen, dass die 
Fachkräfte über entsprechendes Wissen und Fertigkeiten zur Diagnostik und zum Management 
der psychosozialen Belastung verfügen.

  Die schnelle Erreichbarkeit erfahrener Fachkräfte sollte gewährleistet sein (Teammitglied bzw. 
Liaisondienst).

Kosten   Medizinische Versorgungsverträge sollten die Vergütung der Leistung von psychosozial tätigen 
Fachkräften einschließen.

Evaluation   Die Einschätzung der psychosozialen Belastung sollte in die klinische „outcome“ Messung 
 integriert sein (z. B. Lebensqualität, Zufriedenheit von Patienten und Angehörigen).

Information   Patienten, Familien und Behandlungsteams sollten darüber informiert werden, dass das 
Management von psychosozialer Belastung einen integralen Bestandteil des „total medical care“ 
darstelllt. Angemessene Informationen über psychosoziale Angebote des Behandlungszentrums 
und der Region sollten zur Verfügung gestellt werden.

Qualitäts-
sicherung

  Die Qualität des Managements von psychosozialer Belastung sollte in die laufenden institutionel-
len Qualitätssicherungspojekte aufgenommen werden.
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kompetenz zu stärken und dass die Angst 
auch psychisch krank zu sein normalerwei-
se unbegründet ist.

Umgekehrt ist die medizinische und pfle-
gerische Information für eine angemesse-
ne Unterstützung der Patienten und ihrer 
Angehörigen sehr wichtig. Art und Ausmaß 
der Erkrankung, aktuelle medizinische Situ-
ation und Prognose sowie Art und Umfang 
der medizinischen Aufklärung sind not-
wendige Informationen für den therapeu-
tischen Prozess.

4.2	 Zum psychoonkologischen 
Behandlungsprozess

Jede chirurgische Intervention ist nicht nur 
ein Eingriff in die somatische Integrität, 
sondern hat Folgen für die psychische, so-
ziale und manchmal auch spirituelle Inte-
grität der Betroffenen. Entsprechend wer-
den Anpassungsleistungen der Patienten 
und ihrer Familien schon bei – aus chirur-
gischer Sicht – relativ einfachen Operatio-
nen notwendig. Dies gilt umso mehr, wenn 
das zugrunde liegende Krankheitsbild po-
tentiell lebensbedrohlich ist, wie bei einer 
onkologischen Erkrankung. Die zumindest 
temporäre Auseinandersetzung mit der 
eigenen Endlichkeit ist unvermeidbar bzw. 
lässt sich nur mit einem hohen psychi-
schen Aufwand verleugnen. Es gibt viele 
Krebsbetroffene, die dieses „life-event“ gut 
bewältigen, aber eine eigene Studie ergab, 
dass Patienten mit einer gastrointestinalen 
Tumorerkrankung präoperativ sehr stark 
belastet sind. Je nach Kriterium gaben 
41,3% bzw. 65,2% der Patienten im Fra-
gebogen (HFK-B; Berend, 2005) über-
schwellige psychosoziale Belastungen an. 
Es gibt darüber hinaus Belege, dass Ange-
hörige von Krebspatienten ebenso große 
oder sogar größere Belastungen erleben 
(Edwards & Clarke, 2004; Kim, Duber-
stein, Sörensen & Larson, 2005; Kissane, 
Bloch, Burns, McKenzie & Posterino, 1994; 
Nijboer, Triemstra, Tempelaar, Sanderman 
& van den Bos, 1999). In einer eigenen 
Untersuchung berichteten 47% bis 76% 
der Angehörigen von Krebspatienten von 
behandlungsbedürftigen psychosozialen 
Belastungen (Ullrich, 2006). Vor diesem 
Hintergrund werden Angehörige, wann 
immer möglich, in die psychoonkologische 
Betreuung einbezogen.

Abbildung 2: Psychoonkologisches Interventions- und Evaluationskonzept im „Kieler Modell“

punkte: präoperativ, zur Entlassung, 3, 6, 
12 und 24 Monate postoperativ).

Diese Erfassung der psychosozialen Belas-
tung und der Lebensqualität ist gleichzeitig 
fester Bestandteil der Qualitätssicherung.

Sowohl die psychoonkologische Versor-
gung als auch die Evaluation wird von den 
Krankenkassen mitfinanziert (Kosten).

In Zusammenarbeit mit dem Tumorzent-
rum werden Fortbildungen für Fachkräfte 
und Studenten angeboten (Lehre). Ein 
spezielles Angebot besteht für Studenten 
im Rahmen des ethischen Curriculums. 
Angeboten wird ein Seminar, in dem „ethi-
sche Probleme in der Chirurgie/Psychoon-
kologie“ anhand von Schilderungen realer 
Fälle diskutiert werden können.

In Abbildung 2 ist das psychoonkologische 
Behandlungs- und Evaluationskonzept im 
„Kieler Modell“ schematisch dargestellt.

4.	 Praxis der Psychoonko-
logie in der Chirurgie

4.1	 Rahmenbedingungen

Die psychoonkologische Arbeit in einer 
universitären Akutklinik ist durch vielfäl-

tige Rahmenbedingungen (allgemeines 
Setting, Spezifika der einzelnen Stationen, 
körperliche Verfassung der Patienten) be-
einflusst. Sie ist in der Folge nur begrenzt 
planbar. Im vorliegenden Setting sind die 
Psychoonkologen mit einer selbstver-
ständlichen Präsenz und Zugehörigkeit 
zum onkologischen Team in die Abläufe 
eingebunden. Dadurch ist eine schnelle 
Erreichbarkeit gewährleistet und im Ge-
gensatz zu einem psychiatrischen Konsili-
ardienst besteht die Möglichkeit zu kurz-
fristiger Intervention.

Eine chirurgische Universitätsklinik ist hier-
archisch strukturiert. Die Psychoonkologen 
sind jedoch nicht vollständig in diese Hier
archie eingebunden, sondern entscheiden 
eigenständig und übernehmen vorwie-
gend beratende Funktion gegenüber dem 
medizinischen Team und sind bei Wahrung 
der Loyalität gegenüber dem Arbeitgeber 
auch Anwälte und Sprecher der Patienten.

Da viele Patienten keine Erfahrungen mit 
Psychologen haben und neben der Krebs-
erkrankung eine weitere Stigmatisierung 
– auch noch psychisch krank zu sein – 
fürchten, ist es unabdingbar, die Patienten 
selbst sowie das gesamte Team darüber 
zu informieren, dass die Hauptaufgabe der 
Psychoonkologie in der Akutphase darin 
liegt, die Patienten in ihrer Bewältigungs-
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In der Chirurgie finden 90% aller psychoon-
kologischen Interventionen direkt im Kran-
kenzimmer oder auf den jeweiligen Statio-
nen statt. Damit unterscheidet sich bereits 
das Setting psychotherapeutischer Arbeit 
grundlegend vom üblichen Behandlungs-
rahmen: Intimität ist nur eingeschränkt 
möglich bzw. herstellbar, z.  B. durch Ver-
schieben des Krankenbettes in ein Arzt-
zimmer. Häufiger wird in Kauf genommen, 
dass Mitpatienten auch mithören. Ebenso 
häufig sind – trotz grundlegender Akzep-
tanz seitens des medizinischen Teams – 
Störungen durch die Krankenhausroutine 
(„Kann ich mal kurz eben bei der Patientin 
Fieber messen…“; „Ich muss schnell mal 
eine neue Infusion anhängen…“) nicht 
auszuschließen. Entsprechend ist seitens 
des Therapeuten immer wieder neu zu 
entscheiden, ob der vorgegebene Rah-
men den anstehenden Themen noch an-
gemessen ist oder – i. d. R. mit hohem 
Aufwand – verändert werden muss, um ei-
ne auch psychisch beschützende Situation 
zu schaffen. Es ist allerdings mit aller Deut-
lichkeit darauf hinzuweisen, dass seitens 
des Therapeuten eine gewisse Robustheit 
notwendig ist, um psychotherapeutischen 
Notwendigkeiten in der Chirurgie Raum zu 
schaffen. Dies gilt in besonderem Maße 
für Intensivstationen: Nicht nur das völlige 
Fehlen von Gesprächsintimität, sondern 
auch die ständige Geräuschkulisse der 
Hightech-Medizin verlangen nach mehr 
als „freischwebender Aufmerksamkeit“, 

Interventionen im Krankenzimmer

nämlich der Fähigkeit, sich auf den Pati-
enten zu „tunneln“, ohne dabei den situ-
ativen Kontext vollkommen auszublenden. 
Als hilfreich erweist sich hier allerdings 
häufig, dass das generelle Gesprächsthe-
ma – Hoffnung vs. Todesangst in seinen 
individuellen Ausformungen – an sich so 
intensiv ist, dass die gegenseitige Fokus-
sierung von Patient und Therapeut sich 
nahezu automatisch herstellt.

Generell umfasst das psychoonkologische 
Angebot sowohl Beratung, Begleitung als 

auch psychotherapeutische Veränderungs-
ziele, wobei multimodal und nicht schu-
lenspezifisch vorgegangen wird.

Der psychotherapeutische Ansatz ist sup-
portiv, d. h. ich-stützende bzw. abwehrsta-
bilisierende und ressourcenaktivierende 
Techniken stehen ganz im Vordergrund. 
Der Therapeut nimmt dabei eine relativ 
aktive Rolle ein, um die Bewältigungskom-
petenz des Patienten zu stützen und/oder 
zu erweitern und um ungünstigen Übertra-
gungsphänomenen entgegen zu wirken. 

Deutsche Psychologen Akademie
GMBH DES BERUFSVERBANDES DEUTSCHER PSYCHOLOGINNEN UND PSYCHOLOGEN
Am Köllnischen Park 2 · 10179 Berlin · (030) 20 91 66-314 · info@dpa-bdp.de · www.dpa-bdp.de
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Der Beziehungsaufbau unterscheidet sich 
von dem der klassischen Psychotherapie. 
Irving D. Yalom beschreibt das sehr tref-
fend:

„In meiner Arbeit mit Patienten strebe ich 
vorrangig nach Verbundenheit. Zu diesem 
Zweck handle ich in unbedingter guter 
Absicht: keine Uniform oder Kostümierun-
gen; keine Demonstration von Diplomen, 
Berufsgraden und Auszeichnungen; kein 
Wissen vorspielen, das ich nicht habe; 
nicht leugnen, dass existentielle Dilemmas 
auch bei mir ins Schwarze treffen; keine 
Weigerung, Fragen zu beantworten; mich 
nicht hinter meiner Rolle verstecken; und 
zuletzt, meine eigene Menschlichkeit und 
meine eigenen Verwundbarkeiten nicht 
verbergen“ (Yalom, 2008, S. 197).

Die Betreuung erfolgt insgesamt hoch in-
dividualisiert und orientiert sich an den Be-
dürfnissen und Ressourcen der Patienten 
und ihrer Angehörigen. Auch hier gilt je-
doch das Primat der somatischen Medizin, 
ihrer Diagnostik und Therapie im Akutkran-
kenhaus: D. h. das Vorgehen und häufig 
auch die Inhalte der psychologischen Be-
treuung lehnen sich an den somatischen 
und medizinischen Verlauf an.

So ist in aller Deutlichkeit darauf hinzu-
weisen, dass der präoperative stationäre 
Tag für die Patienten der Tag der größten 
Hektik ist: Aufnahme auf Station, Pflege-
gespräch, Termine mit dem Chirurgen und 
dem Anästhesisten, eventuell noch feh-
lende Untersuchungen, nicht zuletzt die 
Darmreinigung – viel Raum für psycho-
therapeutische Interventionen bleibt hier 
nicht.

Umso wichtiger ist die direkt postoperati-
ve Phase: Beginnend auf der Intensivsta-
tion, geht es zunächst nur um zeitliche 
und örtliche Orientierung, manchmal um 
ein länger andauerndes hirnorganisches 
Psychosyndrom. Die oft damit verbunde-
nen Halluzinationen und Albträume sind 
extrem belastend und ängstigend. Neben 
der medikamentösen Behandlung ist es 
wichtig, Patienten und Angehörige über 
Geschehen, Ursache und Prognose aufzu-
klären und Strategien für den Umgang mit 
der Situation zu besprechen. Die Verlegung 
auf die periphere Station wird natürlich als 

Fortschritt erlebt, Hoffnung verändert sich: 
Jetzt steht der Umgang mit den unmittel-
baren Operationsfolgen im Vordergrund. 
In dieser Phase ist Information für die 
meisten Betroffenen extrem wichtig. Hier 
liegt ein Großteil der psychoonkologischen 
Arbeit in der Informationsvermittlung mit 
dem Ziele, Hilflosigkeit und Unsicherheit 
zu vermindern. Hinzu kommen je nach 
Problemlage spezifische Interventionen 
zur emotionalen Stabilisierung oder zur 
Linderung körperlicher Symptome.

Viele Patienten haben eine so große Ope-
ration zum ersten Mal erlebt und sind tief 
erschüttert von den körperlichen Folgen. 
Hier gilt es das Vertrauen in die Bewälti-
gungskompetenz wieder zu stabilisieren 
und konkrete Maßnahmen und Ziele zu 
erarbeiten, die den Patienten auf diesem 
Wege stärken. Für manche Patienten ist 
die Behandlung jedoch extrem belastend, 
insbesondere wenn zusätzlich Komplika-
tionen auftreten, sodass sie in eine tiefe 
emotionale Krise geraten und evtl. eine 
akute Belastungsreaktion zeigen. In die-
sen Fällen ist eine sehr engmaschige Be-
gleitung (teilweise täglich Konsultationen) 
und ggf. auch in Zusammenarbeit mit der 
Psychiatrie eine pharmakologische Thera-
pie erforderlich.

So notwendig die Stärkung von Hoffnung 
und Zuversicht in dieser unmittelbar post-
operativen Phase auch ist, so wichtig ist es, 
sich hier in einem realistischen Rahmen 
und mit genauer Kenntnis des vorläufigen 
Operationserfolges (die Ergebnisse der Pa-
thologie kommen meist eine Woche post-
operativ) zu bewegen: So ist es für Pati-
enten mit Rektumkarzinom ein erheblicher 
Unterschied in der Lebensperspektive, ob 
ein protektives, also nach ca. drei Monaten 
rückverlegbares oder ein endgültiges Sto-
ma (künstlicher Darmausgang) angelegt 
wurde.

Die Phase der Anpassung an die unmittel-
baren Operationsfolgen ist meist verbun-
den mit einem veränderten Krankheits-
verständnis: Stand die präoperative Phase 
– sehr verkürzt – unter dem Zeichen des 
Diagnoseschocks und den nachfolgen-
den, fast automatisch abgelaufenen Pro-
zeduren, so erfolgt jetzt die Annäherung 
an die realen Gegebenheiten: Der Patient 

begreift, dass er Krebs hat(te), dass er 
eine schwere Operation hinter sich ge-
bracht hat, dass das bisherige Leben sich 
auf jeden Fall verändern wird. Angesichts 
der (vorläufig) überlebten Todesdrohung 
kommt es fast regelhaft, wenn auch in in-
dividuell unterschiedlicher Intensität, zur 
kritischen Betrachtung des bisherigen Le-
bens, der Beziehungen, der Lebensziele. 
In dieser Phase geht es vor dem Hinter-
grund einer medizinisch realistischen Per-
spektive um die Bearbeitung von Fragen 
wie:

�� „Warum bin ich krank geworden?“ (sub-
jektive Krankheitstheorien),

�� „Was kann ich mir mit dieser Krankheit 
noch zutrauen?“ (Leistungsfähigkeit),

�� „Wie werde ich mit all dem fertig?“ 
(emotionales Gesamtbefinden),

�� „Welche Menschen sind mir weiterhin 
wichtig?“ und „Von welchen Menschen 
bin ich enttäuscht?“ (soziale Einbin-
dung),

�� „Mit welchen Symptomen muss ich 
rechnen?“ (körperliche Beschwerden),

�� „Was kann ich selber tun?“ (Kontrolle).

Cave: Sehr häufig wird die Frage der 
psychischen Mitverursachung der Krebs-
erkrankung thematisiert. Die psychoge-
netischen Krebstheorien und Heilungs-
vorstellungen sind weit verbreitet, sie 
stehen jedoch im krassen Widerspruch 
zu der vorliegenden wissenschaftlichen 
Evidenz. Weder konnten psychologische 
Faktoren der Krebsentstehung und des 
Krankheitsverlaufes noch der Vorteil eines 
spezifischen Copings wie etwa des „po-
sitiven Denkens“ wissenschaftlich belegt 
werden (Schwarz, 2004; Petticrew, Bell 
& Hunter, 2002). Auch wenn subjektive 
Krankheitstheorien stabilisierend wir-
ken können, gilt es, Patienten über den 
Stand der Forschung zu informieren, um 
einer möglichen Zuschreibung von eige-
ner Verschuldung oder unangemessener 
Krankheitsbewältigung („Wenn ich weine, 
werde ich wieder krank.“) entgegen zu 
wirken.

Neben der psychotherapeutischen Kom-
petenz, die in dieser Phase vor allem auf 
die (Rückgewinnung von) Autonomie des 
Patienten fokussiert, haben sich hierfür 
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die Ergebnisse der systematischen Le-
bensqualitätserhebung als hilfreich erwie-
sen: Es ist – in Abhängigkeit von Grund-
diagnose, Operationsverfahren und evtl. 
adjuvanter Chemo- oder Strahlenthera-
pie – inzwischen gut prognostizierbar, 
wie lange welche Symptome persistieren 
werden, damit verbunden welche Anpas-
sungsleistungen in den ersten sechs bis 
zwölf Monaten nach chirurgischer Thera-
pie wahrscheinlich erbracht werden müs-
sen.

Da diese Phase während des in der Regel 
7- bis 14-tägigen postoperativen Aufent-
haltes nicht abgeschlossen ist, bildet das 
Abschlussgespräch eine wichtige Überlei-
tung. Es werden noch einmal die soma-
topsychischen Symptome präzisiert, die 
den Patienten beunruhigen, der Umgang 
damit besprochen, die Nachsorge/Rehabi-
litation in den Blick genommen, Ziele für 
die nahe und weitere Zukunft festgelegt. 
Das Wichtigste aus psychologischer Sicht 
scheint jedoch die abschließende emoti-
onale und kognitive Integration des Le-
bensereignisses „Tumoroperation“ zu sein: 
Durch die rückschauende Bewertung aller 
Ereignisse seit Diagnosestellung und der 
mit diesen Ereignissen verbundenen emo-
tionalen „Achterbahnfahrt“ scheint es nicht 
nur möglich zu sein, den „Sturz aus der 
normalen Wirklichkeit“ (Gerdes, 1989) ab-
zumildern, sondern auch den „Wiederauf-
stieg“ in eine veränderte Wirklichkeit auch 
mit ihren z. T. schmerzlichen Aspekten zu 
ermöglichen. Selbstverständlich erfolgt 
hier bei weiterem Behandlungsbedarf ent-
weder die Übernahme in die ambulante 
psychoonkologische Versorgung, die durch 
die Revision des Paragraphen 116b des 
Sozialgesetzbuches V (SGB V) auch für 
Kliniken möglich geworden ist (vgl. Kries, 
2010), oder die Weitervermittlung in eine 
ambulante psychoonkologische Behand-
lung.

Leider ist die Weitervermittlung an nieder-
gelassene Psychotherapeuten oftmals pro-
blematisch oder gar nicht möglich. So sind 
die langen Wartezeiten für viele Krebspati-
enten, insbesondere in der palliativen Situ-
ation, nicht zumutbar, oder auf Seiten der 
Patienten sind geregelte Termine aufgrund 
der körperlichen Verfassung oder der me-
dizinischen Behandlung nicht einhaltbar.

4.3	 Anforderungen an 
Psychoonkologen in 	
einer Akutklinik

Die Betreuung/Therapie onkologischer 
Patienten im Akutbereich erfordert ein 
hohes Maß an Flexibilität, Transparenz 
und sozialer Kompetenz, da sie nur im 
interdisziplinären Ansatz, d. h. in der Zu-
sammenarbeit aller Beteiligten sinnvoll 
erfolgen kann. Die Arbeit ist insgesamt 
patientenzentriert und nicht schulenspe-
zifisch und setzt ein umfangreiches Me-
thodenrepertoire voraus.

Je nach Problemlage können unterschied-
liche therapeutische Ansätze zum Einsatz 
kommen. Hier sollen nur ein paar Beispie-
le genannt werden, die nicht den Anspruch 
auf Vollständigkeit erheben:

1.	 Grundhaltungen und Techniken der Ge-
sprächspsychotherapie bilden die Basis 
für jede Kommunikation mit Patienten 
und Angehörigen.

2.	 Ein verhaltenstherapeutisches Vorge-
hen kann beispielsweise beim antizipa-
torischen Erbrechen in der Chemothe-
rapie sehr hilfreich sein.

3.	 Tiefenpsychologische Aspekte liefern 
immer ein vertieftes Verständnis des 
Patienten und die Thematisierung die-
ser Aspekte im psychotherapeutischen 
Prozess kann dann bedeutsam sein, 
wenn bisherige Erfahrungen und Trau-
matisierungen den Bewältigungspro-
zess des Patienten behindern.

4.	 Die Thematisierung der aktuellen Pati-
ent-Therapeut-Beziehung kann hilfreich 
sein, um den Bewältigungsprozess und 
insbesondere die Beziehungsgestal-
tung mit dem Behandlungsteam oder 
den Angehörigen zu bearbeiten.

5.	 Entspannungsverfahren und imagina-
tive Verfahren sind sehr nützlich, um 
einerseits die Stressbewältigung zu för-
dern und andererseits den Patienten zu 
befähigen, in einer Situation des „Aus-
geliefertseins“ selbst aktiv das eigene 
Wohlbefinden zu beeinflussen und da-
mit auch Kontrolle zurück zu gewinnen.

6.	 Auch kunsttherapeutisches Vorgehen 
und der Einsatz von bewegungsthera-
peutischen Elementen ist besonders 
bei Patienten mit einer weniger ausge-
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prägten Introspektionsfähigkeit möglich 
und sinnvoll.

7.	 Verfahren aus der Traumatherapie, ins-
besondere stabilisierende Techniken 
sind in der psychoonkologischen Be-
treuung in einer Akutklinik elementar.

8.	 Schlussendlich ist ein systemisches Ver-
ständnis sowohl der Abläufe als auch 
des Zusammenwirkens aller beteiligten 
Ärzte, Pflegenden und Therapeuten un-
erlässlich.

Zu den Besonderheiten im psychoonko-
logischen Bereich zählt die Notwendigkeit 
über medizinische Behandlung, deren Be-
gleiterscheinungen und langfristige Konse-
quenzen möglichst gut informiert zu sein, 
denn erst eine realistische Einschätzung 
der medizinischen Situation macht eine 
verantwortungsvolle Unterstützung des 
Patienten möglich.

Da die Patienten oft einen hohen Leidens-
druck haben und nur wenig Zeit bleibt für 
eine genaue Diagnostik und die Planung 
einer entsprechenden Intervention, sind 
psychotherapeutische Erfahrung und dia-
gnostische Kompetenz des Psychoonkolo-
gen in einer Akutklinik wünschenswert.

Darüber hinaus sollten Psychoonkologen 
die Bereitschaft mitbringen, einerseits eine 
mütterlich haltende Funktion zu überneh-
men („Holding“) und anderseits zuzulas-
sen, dass Patienten für sie unerträgliche 
Emotionen auf sie abladen oder deponie-
ren („Containing“) (vgl. Wöller, Kruse & Al-
bus, 2005).

Einige Krebspatienten erleben Trauma-
symptome bis hin zu einer posttraumati-
schen Belastungsstörung. Therapeuten, 
die mit traumatisierten Patienten arbeiten, 
laufen Gefahr sekundär traumatisiert zu 
werden und müssen in der Behandlung 
mit starken Gegenübertragungsgefühlen 
rechnen. Es ist daher empfehlenswert, 
dass Psychoonkologen in besonderer Wei-
se für den Umgang mit Übertragung und 
Gegenübertragung geschult sind (vgl. Zu-
rek, Barwinski & Fischer, 2002).

Das Team auf onkologischen Stationen ist 
nahezu täglich mit Tod und Sterben kon-
frontiert. Die Arbeit mit einem vom Tode be-

drohten Menschen rührt unweigerlich an die 
eigene „Verlustgeschichte“. Psychotherapeu-
ten, die ihre eigenen Traumata und Verluster-
fahrungen bearbeitet haben, sind am ehes-
ten in der Lage sich einerseits in die Situation 
der Patienten einzufühlen und andererseits 
eigene Grenzen zu berücksichtigen.

Die Bereitschaft sich intensiv mit ethi-
schen Fragestellungen und deren Lösun-
gen zu beschäftigen, sollte unbedingt 
vorhanden sein. Ethische Konflikte treten 
im Zusammenhang mit existentiell be-
drohlichen Erkrankungen und deren Be-
handlung zwangläufig auf. Fragestellungen 
wie beispielsweise: Ist die Operation bei 
einer Krebserkrankung und gleichzeitig 
vorliegender Angststörung ohne vorherige 
Psychotherapie bzw. medikamentöser Ein-
stellung aus psychotherapeutischer Sicht 
vertretbar? Ist das Verschieben des Ope-
rationstermins aus medizinischer Sicht ver-
tretbar? Wann schaden wir dem Patienten 
mehr als wir ihm nützen?

Ethische Fragestellungen können in diesem 
Kontext sehr komplex sein und erfordern 
zur Entwicklung eines Lösungsansatzes fast 
immer einen interprofessionellen Diskurs.

Für die Qualität der Arbeit und zur Erhal-
tung der psychischen Gesundheit ist so-
mit eine gute Psychohygiene erforderlich. 
Dazu gehören neben dem Aufbau und 
der Pflege eigener Ressourcen, die Lehr-
therapie (auch wiederholt), regelmäßige 
Supervision, kontinuierliche Analyse von 
Übertragung und Gegenübertragung und 
wann immer möglich, ein guter kollegialer 
bzw. interprofessioneller Austausch.

5.	 Schlussbetrachtung

Die Realisierung psychotherapeutischer 
Interventionsprogramme in der Chirurgie 
ist fraglos aufwendig. Gleichzeitig konnte 
aber gezeigt werden, dass sich ein solches 
Konzept auch unter Nicht-Studienbedin-
gungen in den komplexen chirurgischen 
Ablauf integrieren lässt. In dem beschrie-
benen prozessorientierten Modell sind 
Screening, Diagnostik, Indikationsstellung, 
Betreuung/Therapie und Nachsorge mit 
begleitender Lebensqualitätsevaluation 

verknüpft. Es lässt sich prinzipiell und mit 
entsprechenden Anpassungen auch auf 
andere Einrichtungen übertragen.

Das Betreuungsprogramm wird von den 
Patienten und ihren Familien sehr positiv 
aufgenommen. So nehmen insgesamt ca. 
35% aller Krebspatienten irgendeine Form 
der psychologischen Unterstützung in An-
spruch. Die Inanspruchnahme der Informa-
tionsveranstaltung war beispielsweise im 
Vergleich zu anderen psychoonkologischen 
Angeboten sehr groß (> 40%). Mehr als 
zwei Drittel aller Patienten kamen in Be-
gleitung ihrer Angehörigen, und Männer, 
die mit anderen psychoonkologischen An-
geboten oft schwer erreichbar sind, nah-
men diese Einladung signifikant häufiger 
an als Frauen (Berend & Küchler, 2007). 
Die Information über das psychoonkologi-
sche Betreuungsprogramm und vor allem 
der persönliche Kontakt zum psychoon-
kologischen Team führen dazu, dass Pati-
enten und Angehörige (häufig auch nach 
Abschluss der Akutphase) bei Problemen 
oder Fragestellungen jeder Art den Kontakt 
suchen und das psychoonkologische Team 
somit im weitesten Sinne auch als „Halte-
stelle“ fungiert.

Persönliche Schlussbemerkung

Die Realität ist leider selten so glatt und 
übersichtlich wie sie in Buchbeiträgen 
oder wissenschaftlichen Artikeln darge-
stellt wird. Für den vorliegenden Beitrag 
gilt dies insbesondere: Es würde ein fal-
sches Bild entstehen, wenn nicht auch auf 
all die organisatorischen oder persönlich-
keitsbedingten Störungen, suboptimalen 
Abläufe, psychodiagnostischen Fehlein-
schätzungen und manchmal auch schlicht 
Unmöglichkeiten hingewiesen würde, die 
psychotherapeutische Arbeit innerhalb 
eines gleichermaßen umfassenden wie 
hochdifferenzierten Behandlungssystems, 
wie es eine Chirurgie nun mal ist, mit 
sich bringt. Gleichzeitig bietet eine solche 
normal gelebte Interdisziplinarität enorme 
Chancen: Psychotherapeuten können von 
Chirurgen lernen (vom unterschiedlichen 
Denken angefangen bis hin zur Fähigkeit, 
sich gleichzeitig engagiert aber auch falls 
erforderlich sachlich-distanziert gegenüber 
den Patienten zu verhalten), genauso wie 
die Autoren bei vielen Chirurgen eine fast 
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erstaunliche Bereitschaft gesehen haben, 
von Psychotherapeuten zu lernen. Natür-
lich besteht dabei immer die Gefahr, dass 
die Säule der beruflichen Identität („Ich 
bin Verhaltenstherapeut/Psychoanalytiker/
systemischer Therapeut…“) ein wenig ins 
Wanken gerät angesichts des interdiszipli-
nären Auftrages.
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Zusammenfassung: Jeder vierte Mensch in Deutschland verstirbt an einer Krebs-
erkrankung. Die psychischen Belastungen, die mit einer entsprechenden Diagnose 
bei den Betroffenen und ihren Angehörigen einhergehen, sind häufig stark und 
teilweise auch lang anhaltend. Auch vorbestehende psychische Erkrankungen und 
Konflikte können aktualisiert werden, so dass eine Psychotherapie notwendig wird. 
Eine Indikation zur psychoonkologischen Versorgung besteht einer Expertenta-
gung zufolge dann, wenn eine der folgenden Tatsachen zutrifft: Hohe psychische 
Belastung, Wunsch nach psychotherapeutischer Versorgung oder geringe soziale 
Unterstützung. Psychotherapeutisches Arbeiten mit Krebspatienten erfordert Basis-
kenntnisse über onkologische Erkrankungen und Behandlungen, die Bereitschaft 
zu interdisziplinärer Arbeit und die Möglichkeit, das Behandlungssetting flexibel zu 
gestalten. Auch die Inhalte der therapeutischen Gespräche sowie die Haltung des 
Psychotherapeuten sind häufig durch die Krebserkrankung geprägt.

Ambulante Psychotherapie mit Krebserkrankten

Susanne Singer, Heide Glaesmer, Antje Lehmann-Laue

Universität Leipzig

2.	 Häufigkeit psychischer 
Begleiterkrankungen 
bei Tumorpatienten

Zu Beginn der Tumorerkrankung, während 
sich die Patienten also noch im Kranken-
haus befinden, leidet ein Drittel der Be-
troffenen an einer psychischen Erkrankung 
entsprechend der Kriterien der ICD-10 
(Singer, Das-Munshi & Brähler, 2010b). 
Diese Zahl kann mittlerweile als gut belegt 
gelten, da sie über verschiedene Länder 
und Kulturen hinweg recht einheitlich so 
gefunden wurde (Iqbal, 2004; Nakasu-
jja, Musisi, Walugembe & Wallace, 2007; 
Özalp et al., 2008; Singer et al., 2007; 
Wancata, Benda & Hajji, 1998).

Über die Höhe der psychischen Komorbi-
dität bei Patienten während der Zeit der 
onkologischen Nachsorge hingegen liegen 
nur vereinzelt Daten vor. Die bislang wohl 
umfangreichste sorgfältige Studie dazu 
stammt aus Barcelona (Gil Moncayo et al., 
2008). Sie wurde leider nur auf Spanisch 
veröffentlicht, was ihre Rezeption in der 
Vergangenheit sicherlich erschwert hat. Gil 
Moncayo und Kollegen befragten dabei 

400 Patienten einer onkologischen Am-
bulanz mit einem umfangreichen struktu-
rierten klinischen Interview (SKID) und di-
agnostizierten bei 24% der Untersuchten 
eine psychische Störung nach   DSM-IV. 
Bei 77% wurde eine Anpassungsstörung 
diagnostiziert, bei 5% Dysthymie, 4% 
litten an einer Major Depression, 3% an 
spezifischen Phobien und je 2% an einer 
Generalisierten Angststörung, Posttrauma-
tischen Belastungsstörung oder Panikstö-
rung.

Wir haben in einer anderen Studie mit 
308 Patienten nach einer Kehlkopfkrebs-
operation ebenfalls bei 20% eine psychi-
sche Erkrankung diagnostiziert (Singer et 
al., 2008). Hier waren die häufigsten Di-
agnosen wiederum Anpassungsstörungen 
(23% von allen Erkrankten), aber auch 
Major Depression (26%) und Dysthymie 
(23%). Alkoholabhängigkeit entsprach 
15% und Generalisierte Angststörungen 
10% aller Diagnosen. Soziale Phobie 
sowie Posttraumatische Belastungsstö-
rungen wurden bei jeweils nur 2% aller 
Diagnosen vergeben, ähnlich wie in der 
spanischen Studie.

Auch in der klinischen Praxis, zum Beispiel 
im Antragsverfahren auf Psychotherapie, 
werden überwiegend Anpassungsstö-
rungen als diagnostische Kategorie bei 
Krebspatienten verwendet. Dies ist einer-
seits der Tatsache geschuldet, dass die 
körperliche Erkrankung im Vordergrund 
gesehen wird und/oder man eine Stig-
matisierung durch Psychopathologisierung 
vermeiden möchte. Andererseits signa-
lisiert es auch ein Problem, das wir mo-
mentan mit den Klassifikationssystemen 
haben. Krebskranke leiden nämlich häufig 
unter psychischen Belastungen, die aus 
der Sicht der psychotherapeutischen Be-

1.	 Einleitung und 
Hintergrund

Auch wenn Krebserkrankungen heute 
zunehmend besser behandel- und re-
habilitierbar sind, ist das Bild, das viele 
Menschen von diesen Erkrankungen ha-
ben, eines von Auszehrung, Siechtum, 
Schmerzen und Tod. Und selbst wenn 
die Erkrankung geheilt werden kann, so 
geht sie doch immer mit realen oder be-
fürchteten Verlusten einher – Körpertei-
le, Organfunktionen, der Arbeitsplatz, die 
gewohnte Rolle in der Familie, vor allem 
aber auch die bis dahin erlebte Sicher-
heit und das Gefühl der Unverletzbarkeit 
können verloren gehen. Dass Tumorpa-
tienten häufig psychisch stark belastet 
sind, ist sicher unstrittig. Zu klären ist 
im Einzelfall vor allem, welche Form von 
psychosozialen Hilfen die Patienten be-
nötigen und ab welchem Zeitpunkt bzw. 
in welchem Umfang Fachexpertise zum 
Beispiel in Form von Psychotherapie in-
diziert ist.
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handler und der Patienten eine Therapie 
indizieren, die aber nicht streng den Kri-
terien einer F-Diagnose entsprechen. Wir 
kommen auf dieses Problem weiter unten 
noch einmal zu sprechen.

3.	 Indikation zur 
Psychotherapie

Zur Frage der Indikationsstellung im Sin-
ne einer Richtlinienpsychotherapie gibt 
es eine Reihe von Kriterien für die stö-
rungsspezifische Behandlung psychischer 
Erkrankungen oder auch für die einzel-
nen Psychotherapieverfahren. Allerdings 
fehlen bislang Überlegungen, ob die dort 
festgelegten Kriterien bei der psychothe-
rapeutischen Behandlung von Krebspati-
enten umsetzbar und praktikabel sind. So 
kann beispielsweise die Motivation eines 
Krebskranken für eine Psychotherapie aus-
reichend hoch sein, die Rahmenbedingun-
gen für eine solche Behandlung können 
aber von ihm aufgrund seiner körperlichen 
Situation nicht gewährleistet werden.

1. Bedarf nach psychosozialer Grundversorgung

2. Bedarf nach psychotherapeutischer Versorgung

alle Krebspatienten

Krebspatienten mit 
Anpassungsproblemen und 

psychischer Belastung

Patienten, die sich 
psychotherapeutische 
Versorgung wünschen

Patienten mit  
geringer sozialer  
Unterstützung

Abbildung 1: Indikation für psychoonkologisch-psychotherapeutische Betreuung (Kiss, 1995)

Eine transnationale, multiprofessionelle 
Konsensuskonferenz, die sich im Jahr 1995 
in der Schweiz versammelte (Kiss, 1995), 
hat vorgeschlagen davon auszugehen, 
dass zunächst einmal alle Krebspatien-
ten einen Bedarf an psychoonkologischer 
Grundversorgung haben. Psychoonkolo-
gisch-psychotherapeutische Versorgung 
ist der Konsensusgruppe zufolge dann 
indiziert, wenn eine der folgenden Tatsa-
chen zutrifft: Hohe psychische Belastung, 

Wunsch nach psychotherapeutischer 
Versorgung oder geringe soziale Unter-
stützung (Abbildung 1). Dieser Vorschlag 
wurde auf der Grundlage einer dreitägigen 
Diskussion verschiedener Experten entwi-
ckelt und er bildet unseres Erachtens eine 
recht gute Entscheidungsgrundlage. Ein-
schränkend sei allerdings erwähnt, dass 
der Begriff „Psychotherapie“, wie ihn die 
Mitglieder dieser internationalen Konfe-
renz verstanden, nicht deckungsgleich ist 
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mit dem Begriff, der in der Bundesrepublik 
Deutschland als Psychotherapie im Sinne 
von Richtlinientherapie verwendet wird.

Hohe psychische Belastung kann dabei 
sicher dann vorausgesetzt werden, wenn 
eine F-Diagnose nach ICD-10 vorliegt. 
Darüber hinaus sehen wir dies auch in 
Krisensituationen oder bei ausgeprägter 
Progredienzangst als gegeben an. Mitunter 
äußern Patienten, insbesondere jene mit 
einem fortgeschrittenen Tumorleiden, be-
wusst oder unbewusst den Wunsch, über 
die Endlichkeit des Lebens zu sprechen 
und ihre bisherige Lebensgestaltung zu 
bilanzieren. Hierbei geht es also um per-
sönliche Entwicklung und Reifung am Le-
bensende bis hin zu der Möglichkeit eines 
würdevollen Abschiedes. Oft weisen diese 
Patienten zwar ein deutlich erhöhtes Be-
lastungsniveau auf, dieses lässt sich in ei-
ner F-Diagnose aber nicht immer abbilden. 
Dennoch rechtfertigt es aus unserer Sicht 
ebenfalls die Indikationsstellung für eine 
Psychotherapie bzw. Beratung.

Ein bislang noch ungeklärtes Thema ist 
die Abgrenzung von Beratung und Psy-
chotherapie, da sich die Indikationsgebiete 
teilweise überschneiden. Gerade im Be-
reich von Krankheitsverarbeitung und Kri-
senintervention sind sowohl psychosoziale 
Berater als auch Psychotherapeuten invol-
viert und Unterschiede zwischen beiden 
Bereichen können nur graduell gesehen 
werden. Folgende Kasuistik soll dies ver-
deutlichen:

Fallvignette:

Frau Y., 37 Jahre, allein lebend, 1 Kind, 
berentet.

Onkologische Situation: rezidivierter 
Kehlkopfkrebs, derzeit keine onkologi-
sche Behandlung.

Frau Y. sucht auf Anraten ihres HNO-
Arztes die psychosoziale Beratungsstelle 
auf, mit dem Wunsch nach Psychothe-
rapie. Ihre Stimme ist seit der Operation 
nur noch ein Pseudoflüstern, also sehr 
leise. In größeren Menschenmengen 
werde sie daher nicht verstanden und 
sie habe den Eindruck, damit alle zu 
nerven. Sie fühle sich minderwertig, an-
triebslos und sehr unruhig, hinzu kämen 
starke Konzentrationsprobleme und mit-
unter Einschlafprobleme. Sie habe sich 
in ihrem Heimatort (eine mittelgroße 
Stadt) um Psychotherapie bemüht. Die 
meisten Therapeuten hätten ihr kein Ge-
spräch anbieten können. Im März habe 
dann doch endlich ein Gespräch mit 
einer Psychotherapeutin stattgefunden, 
jedoch habe diese ihr eine Psychothe-
rapie erst im Oktober anbieten können.

Einschätzung: Die Patientin leidet unter 
einer behandlungsbedürftigen Depressi-
on, ohne dass wohnortnah und kurzfristig 
eine Therapie möglich gewesen wäre. Sie 
nimmt es auf sich, wöchentlich einmal 
150km weit zu fahren, um eine Psycho-
therapie zu erhalten. Für die Fahrtkosten 
muss die Patientin, die aufgrund der Er-
krankung nur noch stundenweise arbei-
ten kann, selbst aufkommen, was eine 
zusätzliche finanzielle Belastung darstellt.

Setzt man bei dem oben geschilderten Fall 
den Fokus auf die Bearbeitung der Schuld- 
und Schamgefühle, zum Beispiel auch im 
Zusammenhang mit genereller Beziehungs-
gestaltung und biographischen Bedingun-
gen, wäre eher eine Psychotherapie indiziert. 
Fokussiert man jedoch eher die aktuelle Aus-
einandersetzung mit und die Vorbereitung 
auf das eigene Sterben, können geschulte 
Berater die richtigen Ansprechpartner sein. 
Der Wunsch zu sterben oder der häufige 
Gedanke an den Tod ist bei Krebspatienten 
in der Regel nicht als Zeichen von Suizidali-
tät im psychiatrischen Sinne zu werten und 
eine Überweisung an einen Facharzt ist auch 
nur in Einzelfällen notwendig. Häufig äußert 
sich darin eher der Wunsch, Kontrolle in ei-
ner als vollkommen unkontrollierbar erlebten 
Lebenssituation wiederzuerlangen. Dies lässt 
sich mit den Betroffenen in der Regel gut 
besprechen.

4.	 Aktuelle Versorgungssi-
tuation in Deutschland

Ambulante psychotherapeutische Versor-
gung von Krebspatienten und deren Angehö-
rigen findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land sowohl in Praxen niedergelassener 
Psychotherapeuten als auch in psychosozi-
alen Beratungsstellen, Hochschulambulan-
zen, und Medizinischen Versorgungszentren 
über Ermächtigungsverfahren statt.

Inwieweit psychotherapeutische Versor-
gung von onkologischen Patienten ge-

Fallvignette:

Herr X., 57 Jahre, verwitwet, 1 Kind.

Onkologische Situation: Glioblastom1, 
derzeit Radiochemotherapie.

Herr X. sucht auf eigenen Wunsch eine 
Beratungsstelle auf. Vor zwei Monaten 
wurde bei ihm ein Glioblastom diag-
nostiziert. Die ungünstige Prognose ist 
ihm bekannt.

Er gibt Schlafstörungen, eine depressive 
Stimmungslage mit latenter Suizidalität 
sowie massive Ängste vor dem Ster-
ben an. Die Brustkrebserkrankung sei-
ner Frau und deren Tod vor 10 Jahren 
seien ihm wieder ins Bewusstsein ge-
rückt. Ihren Tod habe er als qualvoll und 

schmerzhaft erlebt. Er habe das damals 
nicht ertragen können und sich in die 
Arbeit geflüchtet. Darüber empfinde er 
heute Scham. Nun grübele er ständig 
über mögliche kognitive und körperli-
che Einschränkungen sowie seinen ei-
genen Tod nach.

Seine Tochter lebe 200 km entfernt 
und könne ihn nur selten besuchen.

Diagnose: Anpassungsstörung.

Therapieziel: Krankheitsverarbeitung, 
Trauer um erlebte und bevorstehende 
Verluste und damit in Zusammenhang 
stehende Schuldgefühle bearbeiten, 
Auseinandersetzung mit eigenem Ster-
ben und Tod.

sucht und in Anspruch genommen wird, 
ob überhaupt ausreichend Psychothera-
peuten für sie zur Verfügung stehen und 
wie lange die Wartezeiten auf einen Thera-
pieplatz in der Regel sind, ist bislang nicht 
bekannt. Expertenschätzungen zufolge ist 
von einer erheblichen Unterversorgung 
auszugehen (Weis, Blettner & Schwarz, 
2000). Die klinische Erfahrung zeigt, dass 
besonders in ländlichen Gebieten oder 
kleineren Städten Krebspatienten unzu-
mutbar lange auf einen Therapieplatz war-
ten müssen, wie folgendes Beispiel aus 
unserer aktuellen Praxis zeigt:

1	 Ein Glioblastom ist ein Hirntumor mit ver-
gleichsweise schlechter Prognose. 
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Aus eigenen Erhebungen wissen wir, dass 
nicht alle Therapeuten willens und in der 
Lage sind, Krebserkrankte zu behandeln 
(Schwarz, Rucki & Singer, 2006). Wir be-
fragten 82 niedergelassene Psychothera-
peuten nach ihrem Wunsch, psychothera-
piebedürftige Krebspatienten überwiesen 
zu bekommen. 48% von ihnen äußerten 
sich zustimmend, 34% eher zurückhal-
tend und 18% ablehnend. Als Gründe für 
ihre Zurückhaltung gaben die Therapeuten 
an, ihre Praxen seien völlig ausgelastet, 
und Krebspatienten ließen sich z. B. auf-
grund plötzlicher Terminausfälle schwer in 
den Praxisablauf integrieren. Einige der Be-
fragten gaben an, zu wenig Kenntnis über 
onkologische Erkrankungen und Behand-
lungen zu haben und einige befürchteten, 
die Arbeit mit dieser Patientengruppe sei 
für sie persönlich zu belastend. Psycho-
therapeuten schrecken also offensichtlich 
teilweise davor zurück, sich mit den Leiden 
Krebskranker zu konfrontieren, vielleicht 
aus der zwingend erscheinenden Assozi-
ation von Krebs mit Schmerzen, Siechtum 
und Tod. Die Vorstellung, in dieser Situati-
on einen psychotherapeutischen oder gar 
psychoanalytischen Prozess in Gang brin-
gen zu wollen, erscheint manchen wohl 
als gefährlich, wenn nicht gar absurd. Wir 
glauben jedoch, dass sinnvolle Hilfen mög-
lich sind und psychotherapeutisches Den-
ken im medizinisch-somatischen Bereich 
nutzbringend eingesetzt werden kann.

Die Zuweisungs- und Versorgungsketten 
für Tumorpatienten hinsichtlich psycho-
sozialer Hilfen sind sehr variabel. Häufig 
nehmen die Patienten nach der onkolo-
gischen Akutbehandlung eine stationäre 
Anschlussheilbehandlung in Anspruch. In 
den Rehabilitationseinrichtungen werden 
in der Regel zumindest einmalig Gesprä-
che mit einem Psychologen oder Psycho-
therapeuten angeboten. Dieser spricht – 
unter Berücksichtigung der individuellen 
Problemlage – die Empfehlung aus, im 
Anschluss an die Rehabilitation eine Be-
ratung oder Psychotherapie aufzusuchen. 
Je nach örtlichen Versorgungsangeboten 
wird dann oftmals eine Psychosoziale 
Beratungsstelle kontaktiert, in der nach 
einer Einschätzung des allgemeinen kör-
perlichen und psychischen Befindens so-
wie der sozialen Situation gemeinsam mit 
dem Patienten individuelle und bedürfnis
orientierte Unterstützungsstrategien erar-
beitet werden. Der überwiegende Teil der 
Ratsuchenden ist mit wenigen Beratungs-
gesprächen ausreichend versorgt und be-
nötigt keine weiteren Hilfen. Schätzungs-
weise in etwa 10% der Fälle wird jedoch 
eine Richtlinienpsychotherapie als indiziert 
angesehen. Diese kann entweder in der 
Beratungsstelle selbst erfolgen, wenn ap-
probierte Psychotherapeuten zum Team 
der Beratungsstelle gehören, der Rahmen 
für ein geeignetes Setting geschaffen wer-
den kann und ausreichend Ressourcen 

zur Verfügung stehen, oder – und dies ist 
eher der Fall – der Betroffene wird an ei-
nen niedergelassenen Psychotherapeuten 
vermittelt.

Mitunter wird ein Bedarf an Psychothera-
pie erst dann virulent, wenn die onkolo-
gische Behandlung bereits abgeschlossen 
ist. Hier sind es eher die Hausärzte, nie-
dergelassene Onkologen oder die nach-
sorgenden Krankenhausambulanzen, die 
eine Überweisung zum Psychotherapeu-
ten vorschlagen. Allerdings ist hier, wie im 
stationären Versorgungssektor auch (Fal-
lowfield, Ratcliffe, Jenkins & Saul, 2001; 
Keller et al., 2004; Newell, Sanson-Fisher, 
Girgis & Bonaventura, 1998; Singer et al., 
2010a; Söllner et al., 2001), wahrschein-
lich von einer erheblichen Unterdiagnostik 
auszugehen.

Leitlinien für die psychoonkologische Dia-
gnostik und Behandlung liegen bislang nur 
auf S1-Level vor und auch da nur in Bezug 
auf die Arbeit in Krebsberatungsstellen. 
S3-Leitlinien hierzu werden momentan je-
doch gerade erarbeitet. Die Zertifizierungs-
kriterien für Organkrebszentren schreiben 
ein psychoonkologisches Angebot zwin-
gend vor, jedoch sind Art und Umfang die-
ses Angebots für den Einzelfall nicht näher 
spezifiziert und beides muss individuell 
dem Bedarf des Patienten angepasst wer-
den (Heussner et al., 2004).
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5.	 Besonderheiten ambu-
lanter Psychotherapie 
bei Krebspatienten

Krebspatienten psychotherapeutisch zu 
behandeln erfordert in einzelnen Arbeits-
weisen ein anderes Vorgehen als bei an-
deren Psychotherapiepatienten, vor allem 
dann, wenn die Tumorerkrankung fortge-
schritten ist, Nebenwirkungen der onko-
logischen Therapie sehr im Vordergrund 
stehen oder wenn die medizinische Be-
handlung noch andauert.

5.1	 Setting und Arbeitsweise

Setting und Arbeitsweise müssen an die 
Bedürfnisse der Krebspatienten angepasst 
werden, beispielsweise hinsichtlich der Re-
gelungen von Ausfallzeiten, Krankenhaus- 
oder Hausbesuchen.

Die onkologische Behandlung kann lang-
wierig sein. So schließt sich zum Bei-
spiel an eine Operation häufig noch eine 
Strahlen- oder Chemotherapie an, die 
ein halbes Jahr lang dauern kann. Üblich 
sind auch neoadjuvante Behandlungen, 
die den Tumor noch vor der Operation 
einschmelzen sollen, um Funktions- und 
Gewebeausfälle weitestgehend zu redu-
zieren. Dies verlängert selbstverständlich 
aber die Gesamtdauer der Behandlung. 
Bekommen die Patienten eine antihor-
monelle Therapie, zum Beispiel bei einem 
hormonrezeptiven Brustkrebs, müssen die 
Medikamente über einen Zeitraum von 
fünf Jahren eingenommen werden.

Während der ganzen Zeit der Behandlung, 
und oft auch darüber hinaus, können die 
Patienten unter Nebenwirkungen leiden, 
die teilweise so schwerwiegend sind, 
dass sie das Aufsuchen einer Psychothe-
rapiepraxis erschweren oder unmöglich 
machen können, zum Beispiel starke Übel-
keit und Erbrechen bei einer platinhaltigen 
Chemotherapie. Da es für die Patienten 
vorher nicht absehbar ist, wie sie im Einzel-
fall auf die Behandlung reagieren, können 
sonst übliche Regeln, z. B. Terminabsagen 
bis spätestens drei Tage vor der Therapie, 
hier nicht gelten. Dennoch sind regelmäßi-
ge Termine gerade auch für Krebspatien-
ten oft sehr wichtig, da sie in Zeiten starker 

Verunsicherung Gefühle von Halt und Si-
cherheit vermitteln können.

In unserer Beratungsstelle gilt daher die 
Absprache, dass Termine spätestens am 
Abend vor dem Tag der Therapiesitzung 
abgesagt werden müssen. Ansonsten muss 
ein Ausfallhonorar in Rechnung gestellt wer-
den. Diese Regelung ist für die Patienten 
akzeptabel und deren Krankheitssituation 
angemessen, könnte allerdings für Psycho-
therapeuten in eigener Praxis zu starken fi-
nanziellen Belastungen führen, wenn viele 
Krebspatienten behandelt werden und Aus-
fallstunden sich häufen.

Eine weitere Besonderheit besteht dann, 
wenn die Krebserkrankung fortschreitet 
und Haus- bzw. Besuche im Krankenhaus, 
auf der Palliativstation oder im Hospiz 
notwendig werden. Diese sind bislang 
völlig unzureichend finanziert und können 
deshalb von den Psychotherapeuten nur 
selten angeboten werden. Im Sinne einer 
kontinuierlichen Arbeit und der Aufrecht-
erhaltung der therapeutischen Beziehung 
ist dies jedoch oft nötig und es wäre wün-
schenswert, wenn sich hier in Zukunft Än-
derungen ergeben könnten.

5.2	 Inhalte

Schon allein aufgrund des veränderten 
Settings ergeben sich auch andere inhalt-
liche Schwerpunkte bei der Arbeit. Unse-
rer Erfahrung nach kommen zum Beispiel 
konfliktreiche und existentielle Themen im 
Allgemeinen schneller zur Sprache. Nicht 
selten erhoffen sich die Patienten, teilwei-
se auch unbewusst, durch die Lösung von 
psychischen Problemen ihr Krebsleiden 
zu heilen oder ein Rezidiv verhindern zu 
können. Dies kann einerseits zu einer sehr 
hohen Motivation und Verbindlichkeit auf 
Seiten der Patienten führen, andererseits 
auch zu Schuldgefühlen oder Vorwürfen 
an den Therapeuten, wenn die Erkrankung 
fortschreitet und man also nicht „ausrei-
chend gut“ gearbeitet hat. Eindrücklich 
ist uns der Fall einer 48-jährigen Patientin 
geblieben, die nach dem Rezidiv eines 
Ovarial-Karzinoms sämtliche medizinische 
Behandlungen und damit auch die Psy-
chotherapie vorwurfsvoll abgebrochen hat 
und sich ausschließlich alternativen Be-
handlungsmethoden zugewandt hat.

Für den Psychotherapeuten ergibt sich 
ein höheres Bedrohungspotential oftmals 
dann, wenn ein Patient ohne vorherige An-
kündigung nicht zum vereinbarten Termin 
erscheint, da ein Fortschreiten der Erkran-
kung oder auch Todesfälle vermutet wer-
den (müssen). Aufgrund der Notwendig-
keit einer interdisziplinären Arbeitsweise 
ist die therapeutische Haltung unserer An-
sicht nach weniger abstinent und mehr di-
rektiv als abwartend, beispielsweise in Be-
zug auf das aktive Nachfragen körperlicher 
Veränderungen oder auch – nach Schwei-
gepflichtsentbindung – den Austausch mit 
und den Einbezug von Mitbehandlern. 

An dieser Stelle könnte beispielsweise 
diskutiert werden, ob bei Krebspatienten 
mit Schlafstörungen in zehrenden Be-
handlungssituationen zugunsten einer 
körperlichen Stabilisierung schneller als 
bei anderen Psychotherapiepatienten 
die Einnahme von Psychopharmaka aktiv 
empfohlen wird und der dabei stattfinden-
den „Triangulierung“ durch Mitbehandler 
bzw. durch das Medikament in einer tie-
fenpsychologischen Behandlung weniger 
Aufmerksamkeit gewidmet wird. Ebenso 
erfordert die Empfehlung der Behandlung 
mit Psychopharmaka unserer Ansicht nach 
immer die Kontaktaufnahme zu onkolo-
gischen Mitbehandlern, um Effekte und 
Interaktionen von Medikationen zu über-
prüfen, beispielsweise bei Zytostatika und 
Antidepressiva.

Da die existentielle Bedrohung, unter der 
die Patienten stehen, häufig nicht nur phan-
tasiert, sondern ganz real ist, erlebt sich der 
Psychotherapeut in der Beziehungsgestal-
tung oft schonungsvoller und beschützen-
der. Vergangenheit und Zukunft spielen im 
therapeutischen Gespräch zwar eine ver-
gleichsweise nachgeordnete Rolle, können 
aber vor allem in Lebensbilanzierungspro-
zessen oder aber bei Reaktualisierung frü-
herer Konflikte z. B. in der Arzt-Patient-Be-
ziehung kaum außer Acht gelassen werden. 
Vor allem die fortwährende Differenzierung 
zwischen Real- und neurotischer Angst bzw. 
die kognitive Bearbeitung katastrophisieren-
der Gedanken im Gespräch hat sich als 
sehr hilfreich erwiesen.

Häufige Anlässe, einen Psychotherapeu-
ten aufzusuchen, sind unserer Erfahrung 
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nach der Wunsch, sich psychisch zu sta-
bilisieren, Heilungswünsche hinsichtlich 
der onkologischen Erkrankung, akute Kri-
sen zum Beispiel bei Diagnosemitteilung 
oder Rezidiven, das Gewahrwerden von 
Endlichkeit, Paarkonflikte, Schuld- und 
Schamgefühle, Depressionen und Ängs-
te, Kränkungen durch die Erkrankung 
und die damit einhergehenden Rollen- 
und Körperveränderungen sowie die Ent-
lastung der Familie. Seltener kommen 
Patienten initial wegen Schmerzen oder 
sexueller Probleme. Vor allem letztere 
werden eher nach Herstellung einer si-
cheren und vertrauensvollen Beziehung 
thematisiert.

Diagnostisch ergibt sich mitunter die 
Schwierigkeit, dass psychische Symptome 
einerseits aus unbewältigten Konflikten, 
andererseits aber auch aus organischen 
Defekten resultieren können. Dies ist vor 
allem bei Hirntumorpatienten oder bei 
Patienten mit einer Hirnmetastasierung 
der Fall, aber auch bei Patienten, die ei-
ne Chemotherapie erhalten haben. Das 
Phänomen „Chemobrain“ ist bislang noch 
wenig erforscht, allerdings sind zumindest 
Zusammenhänge zwischen bestimmten 
Chemotherapiearten und Fatigue, einer 
häufigen Beschwerde bei Krebspatienten, 
schon gut belegt worden (Ancoli-Israel 
et al., 2009; Kuhnt et al., 2009; Walker, 
Gedaly-Duff, Miaskowski & Nail, 2010). 
Das therapeutische Vorgehen muss also in 
solchen Fällen zwangsläufig eher supportiv 
ausgerichtet sein.

6. 	 Psychoonkologische 
Qualifikation für 
Psychotherapeuten

Aus unserer Sicht ergibt sich aus dem 
oben Dargestellten, dass es für den Erfolg 
einer Psychotherapie mit Krebspatienten 
äußerst hilfreich wenn nicht gar notwendig 
ist, wenn der Psychotherapeut über Grund-
kenntnisse hinsichtlich onkologischer Er-
krankungen und deren Behandlung, aber 
auch psychoonkologischer Angebote und 
sozialrechtlicher Unterstützungsmöglich-
keiten verfügt. Darüber hinaus erscheint 
uns die Bereitschaft zu interdisziplinärem 
Denken und Arbeiten unerlässlich.

7.	 Forschungs- und  
Handlungsbedarf

Forschungs- bzw. politischer Handlungsbe-
darf besteht unseres Erachtens hinsichtlich 
der Versorgungssituation im ambulanten 
Sektor (Wartezeiten, Inanspruchnahme, 
Bedarf), hinsichtlich Finanzierungslücken 
(häufige Ausfälle durch somatische The-
rapien, Haus- und Krankenhausbesuche, 
Behandlung von Angehörigen), zur Frage 
der Indikation zur Psychotherapie (z. B. bei 
subklinischen Störungen) und der Abgren-
zung zwischen Psychotherapie und Bera-
tung.

Literatur

Ancoli-Israel, S., Nataraian, L., Palmer, B. 
W., Parker, B. A., Mills, P. J., Sadler, G. R. 
& Dimsdale, J. E. (2009). Contribution 
of Fatigue to Chemobrain in Women 
Undergoing Chemotherapy for Breast 
Cancer. Sleep, 32, 980.

Fallowfield, L., Ratcliffe, D., Jenkins, V. & 
Saul, J. (2001). Psychiatric morbidity 
and its recognition by doctors in pa-
tients with cancer. British Journal of 
Cancer, 84, 1011-1015.

Gil Moncayo, F. L., Costa, R. G., Perez, F. 
J., Salamero, M., Sanchez, N. & Sirgo, 
A. (2008). Adaptación psicológica y 
prevalencia de trastornos mentales en 
pacientes con cáncer. Medicina Clinica, 
130, 90-92.

Heussner, P., Sellschopp, A., Siewert, J. R., 
Peschel, C., Molls, M. & Herschbach, P. 
(2004). Integrated psychooncological 
screening as part of an interdisciplinary 
cancer center. Psychotherapie Psycho-
somatik Medizinische Psychologie, 54, 
95-95.

Iqbal, A. (2004). Common types of mental 
disorders in adult cancer patients seen 
at Shaukat Khanum Memorial Cancer 
Hospital and Research Centre. Journal 
of Ayub Medical College Abbottabad, 
16 (4), 65-69.

Keller, M., Sommerfeldt, S., Fischer, C., 
Knight, L., Riesbeck, M., Lowe, B., Her-
farth, C. & Lehnert, T. (2004). Recogni-
tion of distress and psychiatric morbid-
ity in cancer patients: a multimethod 
approach. Annals of Oncology, 15, 
1243-1249.

Geiststraße 2
D-48151 Münster
Tel. 0251/5 20 91-0
Fax 0251/5 20 91-52
duesing@meisterernst.de
www.meisterernst.de

NUMERUS CLAUSUS
PROBLEME?
Z.B. bis heute im Studienfach 

Psychologie: 
Erfolgsquote 100% 
bei Studienplatzklagen
mit unserer Strategie!

außerdem: ZVS-Anträge     
Auswahlgespräche · BAFÖG
Härtefälle · Prüfungsrecht

Wir haben die 
Erfahrung.

MEISTERERNST
DÜSING
MANSTETTEN

Rechtsanwältinnen
Rechtsanwälte · Notare

Achtsamkeit – Schlüssel zum Unbewussten  
Seit über 30 Jahren integriert die HAKOMI  
Methode die aus den buddhistischen Traditi-
onen entnommene Praxis der Achtsamkeit in 
den tiefenpsychologischen Prozess.

HAKOMI®
Erfahrungsorientierte 
Körperpsychotherapie

3-jährige HAKOMI Fortbildung

Einführungsworkshops in die 
 HAKOMI Methode (Processings)

Praxisnahe, körperorientierte 
 Weiterbildungsangebote

Fort- & Weiterbildung für Menschen 
in therapeutischen Berufsfeldern –

vielfach kammerzertifiziert

Unsere Fortbildungsbroschüre erhalten Sie vom:  
HAKOMI INSTITUTE of Europe e.V.,  
Weißgerbergasse 2a, 90403 Nürnberg,  

Telefon: 0049-(0)-911/30 700 71,  
info@hakomi.de  www.hakomi.de

Processing Orte: Berlin · Bochum · Bonn · Dresden · Essen · Freiburg 
Halle · Hamburg · Heidelberg · Heigerding · Köln · Leipzig  
Locarno · München · Nürnberg · Potsdam · Rheinfelden · Wien · Zist



380 Psychotherapeutenjournal 4/2010

Ambulante Psychotherapie mit Krebserkrankten

Kiss, A. (1995). Psychosocial/psychothera-
peutic interventions in cancer patients: 
consensus statement, Flims 1995. Sup-
portive Care in Cancer, 3, 270-271.

Kuhnt, S., Ernst, J., Singer, S., Rüffer, J. U., 
Kortmann, R.-D., Stolzenburg, J.-U. & 
Schwarz, R. (2009). Fatigue in cancer 
survivors – prevalence and predictors. 
Onkologie, 32, 312-317.

Nakasujja, N., Musisi, S., Walugembe, J. & 
Wallace, D. (2007). Psychiatric disor-
ders among the elderly on non-psychi-
atric wards in an African setting. Inter-
national Psychogeriatrics, 19, 691-704.

Newell, S., Sanson-Fisher, R. W., Girgis, A. & 
Bonaventura, A. (1998). How well do 
medical oncologists‘ perceptions reflect 
their patients‘ reported physical and psy-
chosocial problems? Data from a survey 
of five oncologists. Cancer, 83, 1640-1651.

Özalp, E., Soygur, H., Cankurtaran, E., Turhan, 
L., Akbiyik, D. & Geyik, P. (2008). Psychi-
atric morbidity and its screening in Turkish 
women with breast cancer: a comparison 
between the HADS and SCID tests. Psy-
cho-Oncology, 17, 668-675.

Schwarz, R., Rucki, N. & Singer, S. (2006). 
Onkologisch Kranke als Patienten der 

psychotherapeutischen Praxis: Beitrag 
zur Qualitätserkundung und psychoso-
zialen Versorgungslage. Psychothera-
peut, 51, 369-375.

Singer, S., Bringmann, H., Hauss, J., Kort-
mann, R.-D., Köhler, U., Krauß, O. & 
Schwarz, R. (2007). Häufigkeit psy-
chischer Begleiterkrankungen und der 
Wunsch nach psychosozialer Unter-
stützung bei Tumorpatienten im Akut-
krankenhaus. Deutsche Medizinische 
Wochenschrift, 132, 2071-2076.

Singer, S., Danker, H., Dietz, A., Horne-
mann, B., Koscielny, S., Oeken, J., 
Matthäus, C., Vogel, H.-J. & Krauß, O. 
(2008). Screening for mental disorders 
in laryngeal cancer patients: A compari-
son of six methods. Psycho-Oncology, 
17, 280-286.

Singer, S., Brown, A., Einenkel, J., Hauss, 
J., Hinz, A., Klein, A., Papsdorf, K., Stol-
zenburg, J.-U. & Brähler, E. (2010a). 
Identifying Tumor Patients‘ Depres-
sion. Supportive Care in Cancer, im 
Druck (DOI: 10.1007/s00520-010-
1004-9).

Singer, S., Das-Munshi, J. & Brähler, E. 
(2010b). Prevalence of mental health 

conditions in cancer patients in acute 
care – a meta-analysis. Annals of On-
cology, 21, 925-930.

Söllner, W., DeVries, A., Steixner, E., Lukas, 
P., Sprinzl, G., Rumpold, G. & Maislinger, 
S. (2001). How successful are oncolo-
gists in identifying patient distress, per-
ceived social support, and need for psy-
chosocial counselling? British Journal of 
Cancer, 84, 179-185.

Walker, A. J., Gedaly-Duff, V., Miaskowski, 
C. & Nail, L. (2010). Differences in 
Symptom Occurrence, Frequency, In-
tensity, and Distress in Adolescents 
Prior to and One Week After the Ad-
ministration of Chemotherapy. Journal 
of Pediatric On-cology Nursing, 27, 
259-265.

Wancata, J., Benda, N. & Hajji, M. (1998). 
Prävalenz und Verlauf seelischer Erkran-
kungen an internen Krankenhausabtei-
lungen. Klinischer Wochenschreiber, 
110, 597-603.

Weis, J., Blettner, G. & Schwarz, R. (2000). 
Psychoonkologische Versorgung in 
Deutschland: Qualität und Quantität. 
Zeitschrift für Psychosomatische Medi-
zin und Psychotherapie, 46, 4-17.

Susanne Singer

Arbeitsgruppe Psychosoziale Onkologie 
der Abteilung Medizinische Psychologie 
und Medizinische Soziologie
Universität Leipzig
Philipp-Rosenthal-Str. 55
04103 Leipzig
susanne.singer@medizin.uni-leipzig.de

Heide Glaesmer

Arbeitsgruppe Psychotherapieforschung 
der Abteilung Medizinische Psychologie 
und Medizinische Soziologie, Universität 
Leipzig

Antje Lehmann-Laue

Beratungsstelle für Tumorpatienten und 
Angehörige der Abteilung Medizinische 
Psychologie und Medizinische Soziologie, 
Universität Leipzig



381Psychotherapeutenjournal 4/2010
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psychotherapeutischen Verstehens
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Zusammenfassung: In Auseinandersetzung mit Grawes Forschungsprogramm wird 
diskutiert, inwieweit die historisch gewachsenen Therapieverfahren jeweils „mehr 
sind“ als die Summe ihrer Wirkfaktoren. Die Frage nach spezifischen Differenzen der 
Verfahren beinhaltet die Fragestellung, ob und wie es zu erklären ist, dass die aner-
kannten Therapieverfahren sich in ihrer Unterschiedlichkeit gesellschaftlich etabliert 
haben. Im vorliegenden Text werden konstitutive Begründungen von Psychoanalyse, 
Verhaltens- und Gesprächstherapie in Bezug gesetzt. Es lässt sich zeigen, dass die 
ursprünglichen Begründungen dieser Verfahren mit unterschiedlichen Formen sozialer 
Sinnzuschreibung in unserem Kulturkreis korrespondieren. Das historisch entstandene 
Nebeneinander von Psychoanalyse, Verhaltens- und Gesprächstherapie erscheint vor 
diesem Hintergrund als nicht zufällig. Jedes Verfahren „belegt“ mit seiner ursprüng-
lichen Konzeption jeweils einen in unserer Kultur bedeutsamen Kontext, in dem 
menschlichem Verhalten Sinn sozial zugesprochen wird.

Fragestellung

In der Auseinandersetzung mit Grawes For-
schungsprogramm wird diskutiert, inwie-
weit historisch gewachsene Therapiever-
fahren jeweils „mehr sind“ als die Summe 
ihrer Wirkfaktoren (vgl. Dilg, 2005; Walz-
Pawlita, Lackus-Reitter & Loetz, 2009). Die 
Faktoren analysieren das therapeutische 
Potential der Verfahren und stellen Ver-
gleichbarkeit her (Grawe, 1998, 2005). 
Doch welche spezifischen Unterschiede 
bestehen zwischen den Therapieformen?

Methodologisch relevant beim Vergleich 
psychotherapeutischer Verfahren ist die 
Unterscheidung zwischen der praxeolo-
gischen Ebene, „was Psychotherapeuten 
wirklich tun“, und der Ebene der „unter-
schiedlich artikulierten psychotherapeu-
tischen Strategien“ (Hardt & Hebebrand, 
2006, S. 7). Im vorliegenden Text werden 
ausgewählte Strategiekonzepte verglichen. 
Psychotherapeutische Verfahren legitimie-
ren sich nicht allein über ihre Effektivität, 
sondern auch über die Behandlungsra-

tionale, mit der das Vorgehen begründet 
wird. Die frühen „Begründer“ der unter-
schiedlichen Verfahren haben diesen theo
retischen Diskurs jeweils in konstitutiver 
Weise eingeleitet.

Die Frage nach spezifischen Differen-
zen therapeutischer Verfahren beinhaltet 
auch, ob und wie es zu erklären ist, dass 
die verschiedenen Therapieverfahren sich 
in ihrer Unterschiedlichkeit gesellschaft-
lich etabliert haben und sozial sanktio-
niert wurden. Um dieser Fragestellung 
nachzugehen, sollen hier beispielhaft 
ursprüngliche Begründungen von Psycho-
analyse, Verhaltens- und Gesprächsthe-
rapie in Bezug gesetzt werden. Die his-
torisch später entstandene Systemische 
Therapie einbeziehen zu wollen, wäre 
möglich, aber im Rahmen dieses Artikels 
zu voraussetzungsvoll. Die Darstellung 
konzentriert sich bewusst auf konzeptio-
nelle „Urformen“ der drei genannten The-
rapieverfahren, um frühe, grundlegende 
Unterschiede zu erfassen. Leitend ist die 
Hypothese, dass ein Zusammenhang mit 

sozialen Formen der Sinnzuschreibung in 
unserem Kulturkreis besteht.

Ansatzpunkt psychothera-
peutischer Behandlung

Seelische Krankheit kann bekanntlich „in 
seelischen Symptomen, in körperlichen 
Symptomen oder in krankhaften Verhal-
tensweisen erkennbar werden“ und wird 
verstanden als „krankhafte Störung der 
Wahrnehmung, des Verhaltens, der Erleb-
nisverarbeitung, der sozialen Beziehungen 
und der Körperfunktionen. Es gehört zum 
Wesen dieser Störungen, dass sie der wil-
lentlichen Steuerung durch die Patientin 
oder den Patienten nicht mehr oder nur 
zum Teil zugänglich sind“ (G-BA, 2007). 
Entsteht im Verlauf psychotherapeutischer 
Behandlung beim Patienten hinsichtlich 
solcher störungswertiger Funktionen, Er-
lebens- und Verhaltensmuster ein – in-
terpersonell nachvollziehbares – Gefühl 
der Verstehbarkeit, der Handhabbarkeit 
und der Sinnhaftigkeit, kann sicher von 
einem Heilungsprozess gesprochen wer-
den. Entsprechendes Kohärenzerleben 
(Antonovsky, 1987) ist bekanntlich ein 
zentraler Faktor seelischen Gesundwer-
dens und -bleibens. Aus der Perspektive 
von Salutogenese und Resilienz ließen 
sich Symptome seelischer Krankheit als 
Erfahrungs- und Erlebensbereiche mit 
auffällig verringertem Kohärenzerleben 
umschreiben. Es ist eine praktisch selbst-
verständlich erscheinende Gemeinsamkeit 
der genannten psychotherapeutischen 
Verfahren, dass ihre Behandlungskonzepte 
auf diese inkohärenten Bereiche jeweils in 
irgendeiner Form eingehen.
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Eckpunkte des psycho-
analytischen Therapiekon-
zepts nach Freud

Freud formulierte bei der Begründung 
der psychoanalytischen Methode die Fra-
ge nach dem „Sinn der Symptome“. Die 
„Symptomhandlung“ ist „nicht zufällig“, sie 
hat „ein Motiv“, „einen Sinn und eine Ab-
sicht“ (Freud, 1944, S. 254). Die störungs-
wertigen Erlebens- und Verhaltensweisen 
stehen „in einem angebbaren seelischen 
Zusammenhang“, der dem Bewusstsein 
dessen, der ihn vollzieht, unbekannt ist (S. 
254). Psychoanalytisch wird der Sinn der 
Symptome im Prozess von Übertragung, 
Gegenübertragung, Deutung verstanden.

In den Vorlesungen zur Einführung in die 
Psychoanalyse skizziert Freud eine „idea-
le Beschreibung“ der psychoanalytischen 
„Dynamik des Heilungsvorgangs“ (S. 474). 
Die therapeutische psychoanalytische Ar-
beit „drängt und konzentriert“ in der ersten 
Phase „alle Libido von den Symptomen 
her in die Übertragung“ (S. 473). Die Be-
zeichnung Libido bleibt in Freuds Beschrei-
bung explizit für die „Triebkräfte des Sexual-
lebens“ vorbehalten (S. 428). An die Stelle 
„der verschiedenartigen irrealen Libidoob-
jekte“ des Neurotikers tritt in der Übertra-
gung „das eine wiederum phantastische 
Objekt der ärztlichen Person“ (S. 437). 
In dieser Übertragung auf den Behandler 
werden „Neuauflagen jener alten Konflik-
te“ zwischen Ich und Libido des Patienten 
geschaffen und sollen einer Lösung zuge-
führt werden, „in der das Ich wieder die 
Verfügung über seine Libido besäße“ (S. 
472). Denn hierin liegt die Störungswer-
tigkeit der Symptome: dass die in ihnen 
gebundene Libido dem Ich entzogen und 
nicht „dienstbar“ ist (vgl. S. 472). In der 
zweiten Phase der Behandlung wird „der 
Kampf um dies neue Objekt (= Objekt der 
„Übertragungskrankheit“, Anmerkung des 
Verfassers) durchgeführt und die Libido 
von ihm freigemacht“ (S. 473). Idealer-
weise wird dann im psychoanalytischen 
Prozess das „Ich“ des Patienten durch die 
therapeutische „Deutungsarbeit, welche 
Unbewusstes in Bewusstes umsetzt, auf 
Kosten dieses Unbewussten vergrößert, 
es wird durch Belehrung gegen die Libi-
do versöhnlich und geneigt gemacht, ihr 

irgendeine Befriedigung einzuräumen, 
und seine Scheu vor den Ansprüchen der 
Libido wird durch die Möglichkeit, einen 
Teilbetrag von ihr durch Sublimierung zu 
erledigen, verringert“ (S. 473 f).

Eckpunkte des behaviora-
len verhaltenstherapeuti-
schen Konzepts

Die „Geburtsstunde der Verhaltensthera-
pie“ (Wittchen & Hoyer, 2006) markieren 
die mit dem Behaviorismus entwickelten 
lerntheoretischen Modelle. Ein „wesent-
liches Element der behavioralen Pers-
pektive“ ist die verhaltenstherapeutische 
Methode der funktionalen Bedingungs-
analyse (vgl. S. 17). Diese zielt darauf ab, 
zu klären, mit welchen Auslösern und wel-
chen Konsequenzen die störungswertigen 
Verhaltens- und Erlebensmuster verknüpft 
sind, welche Bedingungskonstellation die 
störungsrelevante Verknüpfung aufrecht-
erhält und welche alternative, günstigere 
Verhaltensstrategie für die Person im Prin-
zip möglich wäre (vgl. Kanfer & Saslow, 
1969). Ein aufrechterhaltender Faktor sind 
bekanntlich jene Folgen, die als Konse-
quenz eines Problemverhaltens auftreten 
und dessen Auftrittswahrscheinlichkeit er-
höhen. Im Fall operant wirkender Zusam-
menhänge wird das störungswertige Ver-
halten durch Konsequenzen verstärkt, die 
regelmäßig oder intermittierend von dem 
Problemverhalten bewirkt werden und 
bestimmte Bedürfnisse des Organismus 
beziehungsweise der Person befriedigen, 
zum Beispiel nach Beruhigung oder Stimu-
lation (vgl. Skinner, 1953).

Die Störungswertigkeit operant verstärkten 
Problemverhaltens liegt zum einen darin, 
dass durch das Problemverhalten für die 
Person beziehungsweise ihren Organismus 
ungünstige Konsequenzen als Nebenfolgen 
ausgelöst werden, die keine spontane Ver-
haltensmodifikation herbeiführen, und zum 
anderen, dass die maßgeblichen Kontin-
genzverhältnisse im Erleben der Person in 
der Regel ungeklärt sind. Die Klärung der 
Auftretensbedingungen des Problemverhal-
tens durch eine transparente Bedingungs-
analyse ist eine Basis des therapeutischen 
Prozesses, um auf dieser Grundlage alter-

native Erlebens- und Verhaltensmuster the-
rapeutisch zu aktivieren oder zu entwickeln 
(vgl. z. B. Reinecker, 1991).

Eckpunkte des gesprächs-
therapeutischen Konzepts 
nach Rogers

Rogers formulierte als Grundlage des ge-
sprächstherapeutischen Störungs- und 
Therapieverständnisses das Konzept der 
„Kongruenz“ (Rogers, 1987). Psychische 
Heilung ist gesprächstherapeutisch mit 
dem Erreichen von Kongruenz gleichzu-
setzen. „Wenn also Selbsterfahrungen ex-
akt symbolisiert erlebt und in dieser exakt 
symbolisierten Form in das Selbstkonzept 
integriert werden, dann ist der Zustand der 
Kongruenz zwischen Selbst und Erfahrung 
erreicht. Würde dies für alle Selbsterfah-
rungen gelten, dann wäre das Individuum 
eine mit sich in völliger Übereinstimmung 
befindliche, also eine psychisch völlig 
gesunde Person“ (Rogers, 1987, S. 32). 
Inkongruenz bildet demgegenüber die 
„psychologische Basis“ für „neurotisches“ 
und „desorganisiertes“ Verhalten (S. 53). 
Inkongruenz zwischen dem Selbst und der 
Erfahrung entsteht, „wenn der Organismus 
bestimmte Erfahrungen der Gewahrwer-
dung verweigert oder deren bewusste 
Wahrnehmung so stört, dass diese nicht 
exakt symbolisiert in die Gestalt der Selbst-
struktur integriert werden können“ (S. 
30). Rogers wählt zur Veranschaulichung 
ein – zeitgebundenes – Beispiel einer 
Störung in einer Mutter-Kind-Beziehung. 
„Die Mutter empfindet: ‚Ich bin über Dich 
verärgert, weil Du meine Karriere behin-
derst’, jedoch kann sie sich dessen nicht 
gewahr sein, weil diese Erfahrung mit ih-
rem Selbstkonzept als dem einer guten 
Mutter nicht übereinstimmen würde. Die 
Wahrnehmung dieser Erfahrung in ihr 
selbst wird entstellt (= inkongruent, Anm. 
d. Verf.), beispielsweise so: ‚Ich bin über 
dieses ganz bestimmte Verhalten von dir 
verärgert. Ich liebe dich, aber ich muss 
dich jetzt bestrafen’“ (Rogers, 1987, S. 63).

Der gesprächstherapeutische Prozess hat 
zum Ziel, inkongruentes in kongruentes 
Erleben aufzulösen. „Optimale psychische 
Ausgeglichenheit besteht dann, wenn das 
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Selbstkonzept so gestaltet ist, dass al-
le Erfahrungen auf einem symbolischen 
Niveau in die Gestalt der Selbststruktur 
aufgenommen werden können“ (S. 33). 
Diese ideale „Offenheit für Erfahrung“ 
(S. 33) wird eingeschränkt oder verzerrt, 
„wenn eine Selbsterfahrung oder ein Clus-
ter von Selbsterfahrungen allein deshalb 
gemieden oder angestrebt werden, weil 
sie als mehr oder weniger wertvoll für die 
Selbstbeachtung des Individuums einge-
schätzt werden“ (S. 36). In diesem Fall ist 
die Selbststruktur durch eine „Bewertungs-
bedingung“ (S. 36) charakterisiert und die 
Exaktheit der Symbolisierung verringert. 
Exakte Symbolisierung von Erfahrung als 
Selbsterfahrung wird möglich, „wenn das 
Individuum sich selbst in einer Weise wahr-
nimmt, in der keine Selbsterfahrung als 
mehr oder weniger wert angesehen wird“ 
(S. 36). Ziel der Therapie ist die Ermögli-
chung eines „organismischen Bewertungs-
prozesses“, „in welchem Werte niemals 
endgültig fixiert sind, sondern Erfahrungen 
exakt symbolisiert und kontinuierlich in 
Hinblick auf die erlebte organismische Er-
fahrung bewertet werden“ (S. 37).

Im gesprächstherapeutischen Prozess be-
gegnet der Therapeut der Erfahrung des 
Klienten idealerweise mit einer Haltung 
„bedingungsloser positiver Beachtung“ (S. 
35), er nimmt die Äußerungen des Klien-
ten „mit Empathie für den inneren Bezugs-
rahmen des Klienten“ wahr, symbolisiert 
und kommuniziert diese Erfahrung „mit 
einem hohen Ausmaß an Kongruenz“ (S. 
63). Hieraus resultiert im idealen Thera-
pieverlauf eine Einstellung des Klienten 
der eigenen Erfahrung gegenüber, die 
ihm zunehmend unabhängig vom Thera-
peuten ermöglicht, seine Erfahrung exakt 
als Selbsterfahrung zu symbolisieren, bzw. 
sich selbst „sein eigenes signifikantes so-
ziales Gegenüber“ (S. 36) zu werden, das 
durch bedingungslose Selbstbeachtung 
den „organismischen Bewertungsprozess“ 
freisetzt oder erweitert.

Soziale Grundformen des 
Verstehens

So verschieden die hier betrachteten thera-
peutischen Grundkonzepte angelegt sind, 

jedes scheint die störungswertigen Erle-
bens- und Verhaltensmuster in eine irgend-
wie verstehbare Form zu bringen; durch 
möglichst exakte Symbolisierung, durch 
Klärung der auslösenden und aufrechter-
haltenden Bedingungen oder durch Inte-
gration der störungsrelevanten Impulse in 
das Ich-Erleben. Das eigene Verhalten und 
Erleben als sinnhaft empfinden zu können, 
ist ein zentraler Indikator und Faktor psychi-
scher Gesundheit. Doch unter welchen Be-
dingungen wird ein Verhalten oder Erleben 
als sinnhaft oder als sinnlos empfunden? 
Antonovskys hat dargelegt, dass das Erle-
ben einer „sinnhaften inneren Kohärenz“ 
in dem Maße zunimmt, „wie gesundheits-
relevante Ereignisse gekennzeichnet sind 
durch Verständlichkeit und Plausibilität 
(comprehensibility), durch ihre Bewältig-
barkeit (manageability) sowie durch ihre 
persönliche Bedeutsamkeit (meaningfull-
ness) (vgl. Fiedler, 1999, S. 327; Antonovs-
ky, 1987). Der aus diesen Komponenten 
gebildete „Kohärenzsinn“ wird als generelle 
Kompetenz einer Person im Sinne eines 
Persönlichkeitsmerkmals verstanden (vgl. 
Knoll, Scholz & Rieckmann, 2005). Die jün-
gere Resilienzforschung geht über diesen 
Punkt hinaus. Als zentraler Faktor von Re-
silienz wird zwar weiterhin das Kohärenz
gefühl im Sinne Antonovskys betrachtet, 
das „den Menschen dazu befähigt, die 
Situationen aus der äußeren und inneren 
Umwelt als strukturiert, vorhersehbar und 
erklärbar zu sehen“ (Kormann, 2009, S. 
191). Zunehmend in den Fokus rückt al-
lerdings die Frage, welche spezifischen 
protektiven Prozesse und Mechanismen 
die resiliente Bewältigung von Risikokon-
stellationen ermöglichen (vgl. Kormann, 
2009). Resilienz wird dabei zum einen als 
dynamische Fähigkeit verstanden, die über 
verschiedene Lebensphasen und Lebens-
bereiche variieren kann (vgl. Petermann 
& Schmidt, 2006). Zum anderen wird die 
Entwicklung der Fähigkeit zur Resilienz in 
Zusammenhang mit förderlichen Interak-
tionsprozessen zwischen Individuum und 
Umwelt gesetzt (vgl. Fröhlich-Gildhoff & 
Ronnau-Böse, 2009), die prinzipiell auch 
im Erwachsenenalter noch möglich sind 
(vgl. Kormann, 2009).

Symptomatische Verhaltens- und Erle-
bensbereiche werden im Alltagsverständ-
nis natürlicherweise als nicht sinnhaft und 
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willentlich nicht kontrollierbar erfahren, 
hierin und in ihrer Dysfunktionalität liegt 
ihre Störungswertigkeit begründet. Psychi-
sche Symptome lassen sich resilienztheo-
retisch als Erfahrungsbereiche mit auffällig 
verringertem Kohärenzerleben umschrei-
ben. Die psychotherapeutische Interaktion 
stellt idealerweise ein Kohärenzgefühl für 
die vormals symptomatischen Erlebens- 
und Verhaltensbereiche her.

Das Verstehen dessen, was in den Sym-
ptomen „steckt“ – sei es eine spezifische 
Lerngeschichte und Verstärkersituation, 
eine Libidokonstellation oder eine mögli-
che Selbsterfahrung – erfolgt im Rahmen 
eines sozialen Prozesses zwischen Thera-
peut und Patient. „In der psychotherapeu-
tischen Intervention kommt, unabhängig 
von der Wahl des Therapieverfahrens, der 
systematischen Berücksichtigung und der 
kontinuierlichen Gestaltung der Thera-
peut-Patient-Beziehung eine zentrale Be-
deutung zu“ (G-BA, 2007). Die zunächst 
unverständlichen Symptome werden 
idealerweise im therapeutischen Prozess 
Gegenstand eines sozialen Diskurses zwi-
schen Patient und Behandler. In diesem 
Prozess ereignet sich der Übergang von 
einer natürlichen sozialen (Selbst-)Bewer-
tung des Symptoms als unverständliches 
und unkontrollierbares Sich-Verhalten zu 
einer Auffassung, bei der das symptoma-
tische Verhalten in der therapeutischen 
Kommunikation als verstehbar interpre-
tiert wird. Die hier betrachteten thera-
peutischen Grundkonzepte zielen dabei 
mit unterschiedlichen Ansatzpunkten auf 
die Symptome. Es stellt sich die Frage, ob 
und in welcher Form diese Ansatzpunkte 
jeweils „Anschlussfähigkeit“ an die alltäg-
liche soziale Bewertung eines Symptoms 
besitzen.

Bekanntlich wird Verhalten in unserer Kul-
tur in unterschiedlichen Formen soziale 
Verstehbarkeit zugesprochen. Soziologisch 
steht im Zentrum der Frage, wie Handeln 
sozial als sinnhaft interpretiert wird, seit 
Max Webers „Soziologischen Grundbegrif-
fen“ die Unterscheidung von Zweck- und 
Wertrationalität (vgl. Weber, 1985). „Wenn 
wir jemand bei einer scheinbar bizarren 
Handlung beobachten, werden wir oft 
fragen, ‚Warum machst Du das?’ Und da-
mit fragen wir in der Regel nach einer ra-

tionalen Begründung des Handelns, einer 
Begründung, die das Handeln dann nicht 
mehr als ‚bizarr’ erscheinen lässt. Und es 
gibt zwei rationale Antwort-Typen: ‚Um 
dieses oder jenes Ziel zu erreichen!’ oder: 
‚Weil ich diesem oder jenem Gebot zu fol-
gen habe!’“ (Döbert, 1989, S. 228). Eine 
wertrational begründete Handlung ist sozi-
al ebenso sinnhaft wie eine zweckrational 
begründete, obwohl die Struktur der Be-
gründungen sich deutlich unterscheidet. 
Zweckrationales Begründen folgt einem 
„Um-zu“-Schema: eine Person tut x, um y 
eintreten zu lassen, damit z erfolgt. Wenn 
nachvollziehbar wird, dass x als Mittel für 
den Zweck z auftritt, wird x sozial als ein 
sinnhaftes, in diesem Fall zweckrationales 
Handeln anerkannt. Wertrationales Han-
deln hingegen begründet sich durch Weil-
Schemata: eine Person tut x, weil für sie w 
gilt. W ist eine wertgebundene Überzeu-
gung der Person, die sich in der Handlung 
x ausdrückt. Wertrationales Handeln ist 
„ein Handeln nach ‚Geboten’ oder gemäß 
‚Forderungen’, die der Handelnde an sich 
gestellt glaubt“ (Weber, 1985, S. 12). Dass 
die Person Handlung x zeigt, wird nicht 
über die voraussichtlichen oder tatsächli-
chen Folgen von x verständlich, sondern 
darüber, dass für die Person w gilt. Die 
Handlung hat, weil sie die Geltung von w 
ausdrückt, einen „Eigenwert“, der sie un-
abhängig von den Folgen der Handlung 
sozial begründet (vgl. Schütz, 1932).

Differentielle Verstehens-
formen: Wert- und Zweck-
rationalität

Es scheint so, als seien die therapeutischen 
Verstehensangebote von Gesprächs- und 
Verhaltenstherapie mit ihren ursprüngli-
chen Konzepten auf diese beiden Ratio-
nalitätsformen ausgerichtet. Gesprächs-
therapie postuliert, dass sich im Symptom 
bestimmte Bewertungsbedingungen aus-
drücken, die den Symbolisierungsprozess 
des Individuums vom Ideal kongruenter 
Symbolisierung entfernen (vgl. Rogers, 
1987, S. 39). Ohne die Geltung dieser 
Bewertungsbedingungen für die Person 
würde sich das symptomatische Verhalten 
und Erleben nicht als Störungsmuster ma-
nifestieren. Ein gesprächstherapeutischer 

Prozess muss sich folglich mit der Geltung 
bestimmter Bewertungsbedingungen aus-
einandersetzen.

Verhaltenstherapie untersucht die Symp-
tome bzw. das Problemverhalten bedin-
gungsanalytisch. Eine zentrale Frage ist 
dabei, inwieweit das Problemverhalten da-
zu beiträgt, bestimmte für das Individuum 
appetente Ereignisse herbeizuführen oder 
aversive Ereignisse zu vermeiden. Würde 
das symptomatische Verhalten nicht im 
Sinne dieses „Law of Effect“ (Thorndike, 
1911) verstärkt, wäre in der Regel eine Ex-
tinktion des Problemverhaltens zu erwar-
ten. Verhaltenstherapie muss daher die Ef-
fekte eines Problemverhaltens besonders 
beachten.

Zweckrationalität und 
verhaltenstherapeutische 
Bedingungsanalyse

Verhaltenstherapie bezieht sich „vor allem 
auf den funktionellen Zusammenhang zwi-
schen problematischem Verhalten, Denken 
und Fühlen mit den vorausgehenden und 
nachfolgenden internen und externen Be-
dingungen“ (vgl. Margraf & Müller-Spahn, 
2009, S. 779). „Eine saubere und konse-
quent funktionale Bedingungsanalyse bil-
det die Voraussetzung für eine verhaltens-
therapeutische Intervention“ (Reinecker, 
1991, S. 131). Die funktionale Bedingungs-
analyse ordnet auf einem Zeitstrahl das Auf-
treten des Problemverhaltens verschiede-
nen Bedingungen zu. Das störungswertige 
Verhalten wird in einem Schema von Ereig-
nis und Ereignisfolgen analysiert. Das Auf-
treten eines Problemverhaltens wird dabei 
sowohl in seiner funktionellen Beziehung 
zu vorausliegenden situativen Ereignissen, 
den auslösenden diskriminativen oder kon-
ditionierten Stimuli betrachtet sowie als 
ein Folgen auslösendes Ereignis. Letztere 
Perspektive analysiert, inwieweit operan-
te Konditionierungsprozesse (vgl. Skinner, 
1953) wirksam werden und die Auftritts-
wahrscheinlichkeit des Problemverhaltens 
erhöhen. Im Fall operanter Konditionierung 
zielt die störungswertige Wiederholung des 
Problemverhaltens objektiv darauf ab, ei-
ne bestimmte Wirkung für das Individuum 
eintreten zu lassen. Das störungswertige 
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Verhalten tritt objektiv als Mittel zu diesem 
Zweck auf. Die Verhaltensanalyse klärt, so 
betrachtet, bei der Analyse operanter Zu-
sammenhänge im Prinzip, inwieweit das 
fragliche Problemverhalten zweckrational 
verstehbar ist. Typischerweise wird zweck-
rationales Handeln sozial auf zwei Dimensi-
onen beurteilt, es kann sowohl mehr oder 
weniger „formal rational“ als auch mehr 
oder weniger „material rational“ sein. Die 
Frage, inwieweit eine Handlung formale Ra-
tionalität aufweist, bezieht sich auf das Wie 
des Handelns: bewusst vs. nicht bewusst, 
geplant vs. ungeplant. Der Begriff der „ma-
terialen Rationalität“ ist demgegenüber 
auf objektive Handlungsergebnisse bezo-
gen. „Auch gut geplantes, wohlüberlegtes 
Handeln kann scheitern“ – in dem Sinne, 
dass die Handlungsergebnisse nicht dem 
Handlungszweck entsprechen – „und ist 
dann material-irrational“ (Döber, 1989, S. 
233). Übertragen auf das verhaltensthera-
peutische Verständnis ergibt sich folgende 
Beschreibung. Als ungeplanter und nicht 
bewusster Mitteleinsatz besitzt das stö-
rungswertige Problemverhalten im Alltags-
verständnis natürlicherweise keine „formale 

Rationalität“. Eine formale Rationalisierung 
durch Bewusstmachung der Kontingenzbe-
dingungen erfolgt im verhaltenstherapeuti-
schen Prozess über Verhaltensanalyse und 
Psychoedukation. Verhaltenstherapeutisch 
relevantes Problemverhalten ist aber in 
der Regel nicht nur formal, sondern auch 
material irrational. Ein änderungsrelevan-
tes Problemverhalten liegt ja in der Regel 
nur dann vor, wenn die Bilanz der Konse-
quenzen insgesamt dysfunktional für das 
Individuum ausfällt. Die Verhaltensanalyse 
klärt die funktional günstigen und funk-
tional ungünstigen Folgen des Problem-
verhaltens und analysiert, welche Kontin-
genzbedingungen im natürlichen Verlauf 
eine Extinktion des Problemverhaltens 
verhindern. Das Problemverhalten, z. B. ein 
selbstverletzendes Verhaltensmuster, wird 
damit hinsichtlich seiner Effekte bilanzier-
bar: zweckrational funktionale Folgen (z. B. 
kurzfristige Spannungsreduktion) stehen 
zweckrational dysfunktionalen Folgen (z. B. 
längerfristige Selbstwertbelastung) gegen-
über. Auf dieser Verstehensgrundlage wird 
im therapeutischen Prozess der Aufbau 
oder die Aktivierung von funktional günsti-

gerem Alternativverhalten angeboten und 
erprobt, um das relevante Bedürfnis zu be-
friedigen (d. h. den objektiven Zweck des 
Problemverhaltens zu erfüllen), ohne die 
ungünstigen Nebenfolgen herbeizuführen. 
Die therapeutisch intendierte Bewältigungs-
erfahrung besteht dann in der Erfahrung, 
dass günstigere Mittel den gleichen Zweck 
erfüllen können wie das Problemverhalten. 
Das Individuum lernt, dass es möglich ist, 
das relevante Bedürfnis (z. B. nach Span-
nungsreduktion) auch über Alternativver-
halten (z. B. den Einsatz von Skilltechniken) 
zu befriedigen, ohne die ungünstigen Fol-
gen des Problemverhaltens (z. B. körperli-
che Beschädigung und negative sekundäre 
Emotionen) auszulösen.

Wertrationalität und ge-
sprächstherapeutisches 
Symbolisieren

Der gesprächstherapeutische Prozess 
klärt, in welcher Weise das Auftreten der 
störungswertigen Inkongruenz durch die 

INSTITUT FÜR
PSYCHOTHERAPIE POTSDAM

Kursbeginn zweimal jährlich (Frühjahr / Herbst) Vollzeit- oder Teilzeitausbildung persönliche Informationsgespräche mit Institutsleitung
Praxisnähe und Integration einer breiten Palette humanistischer, körperorientierter und systemischer Psychotherapiemethodik auf der

verbindenden Grundlage eines psychodynamischen Verständnisses von Psychotherapie Inspirierende Ausbildungsatmosphäre in kreativer Umgebung und Hauptstadtnähe

� � �

�

�

Individuelle Begleitung in
kleinen Ausbildungsgruppen

- staatlich anerkannte Ausbildungsstätte -
�

�

�

Psychodynamische Psychotherapie (Tiefenpsychologisch
fundierte Psychotherapie u. Analytische Psychotherapie)
- Approbation
Gruppenpsychotherapie (TP) - Weiterbildung
Körperpsychotherapie (Ergänzungsverfahren)

Schwerpunkte:

Rosa-Luxemburg-Straße 40 14482 Potsdam-Babelsberg
Tel. 0331/235 31 33 Fax. 0331/231 60 79

�

�

info@ifp-potsdam.com www.ifp-potsdam.com�

Institut für Gesundheit Gideon Franck

Fortbildung Akzeptanz & Commitment Therapie (ACT) & Psychosomatik

Information:
Institut für Gesundheit ● Karlstraße 4 ● 36037 Fulda ● Tel 0661-5006969 ● Mail gesundheitsinstitut@mac.com 

http://www.gesundheitsinstitut-franck.de

Hanne Seemann (Heidelberg): 
Freundschaft mit dem eigenen 
Körper schließen 
(09.04.2011, Fulda)

JoAnne Dahl (Schweden): 
Einführung in ACT mit 
chronischen Schmerz-
patienten
(1.-2.4.2011, Fulda)

Prof. Dr. Georg Eifert (USA): 
ACT bei Angst- und 
Essstörungen 
(19.-20.10.2010, Fulda)



386 Psychotherapeutenjournal 4/2010

Soziale Formen psychotherapeutischen Verstehens

Geltung bestimmter Bewertungsbedin-
gungen für die Person begründet ist. Die 
Inkongruenz wird damit prinzipiell aus der 
Perspektive von Wertrationalität betrach-
tet. „Wertrationales Handeln ist eine Form 
des (weil-)begründeten Handelns, da das 
Gebot, dem die Handlung folgt, als Grund 
für den Handlungsvollzug oder eine Unter-
lassung genannt werden kann“ (Döbert, 
1989, S. 234). Auch beim wertrationalen 
Handeln sind formale und materiale Ra-
tionalität zu unterscheiden: ein Handeln 
kann mehr oder weniger „bewusst“ und 
„methodisch“ auf das Gebot ausgerichtet 
sein, dessen Geltung die Handlung ob-
jektiv („material“) ausdrückt (S. 243). Je 
weniger planvoll und bewusst wertratio-
nales Handeln auf das für dieses Handeln 
faktisch geltende Gebot ausgerichtet ist, 
desto weniger weist es formale Rationa-
lität auf. Gesprächstherapie geht davon 
aus, dass das Auftreten einer störungs-
wertigen Inkongruenz in Zusammenhang 
mit einer Bewertungsbedingung steht, 
die gleich einem werthaften Gebot auf 
den Symbolisierungsprozess einwirkt. Das 
inkongruente Handeln und Erleben weist 
dabei im Alltagsverständnis zunächst kei-
ne auf dieses Gebot erkennbar bezogene 
formale Rationalität auf, es ist natürlicher-
weise unverständlich und erscheint sinn-
los. Im gesprächstherapeutischen Prozess 
werden nun die inkongruenten Erlebens- 
und Verhaltensanteile möglichst akkurat 
symbolisiert. Es wird dabei zum einen er-
schlossen, welche Bewertungsbedingun-
gen, soziologisch formuliert, welche „wert-
haften Gebote“ in der störungswertigen 
Inkongruenz ausgedrückt sind (z. B. „man 
darf andere mit seinen Gefühlen nicht ent-
täuschen“). Doch das ist nur eine Seite der 
Inkongruenz. Denn diese drückt die Gel-
tung der kritischen Bewertungsbedingung 
nur indirekt aus. In einem inkongruenten 
Erfahrungsfeld, so das gesprächstherapeu-
tische Konzept, manifestieren sich dem 
Selbsterleben unverständliche ‚neue’ Er-
fahrungen, die durch „die Aktualisierungs-
tendenz geregelt werden“ (Rogers, 1987, 
S. 29). Der Begriff der Aktualisierungsten-
denz „bezeichnet die dem Organismus 
innewohnende Tendenz zur Entwicklung 
all seiner Möglichkeiten; und zwar so, dass 
sie der Erhaltung oder Förderung des Or-
ganismus dienen“ (S. 21). Die kritische Be-
wertungsbedingung zeigt in der relevanten 

Inkongruenz ihre Geltung dadurch, dass 
sie eine Unterlassung begründet. Die im 
Inkongruenzfeld manifestierten ‚neuen’ 
Erfahrungsinhalte werden aufgrund der 
geltenden Bewertungsbedingung davon 
ausgeschlossen, symbolisiert und zu einer 
Selbsterfahrung der Person zu werden, sie 
bleiben in einer Art Zwischenstadium „in-
kongruent“. Bei akkurater Symbolisierung, 
so das gesprächstherapeutische Konzept, 
wäre die Selbsterfahrung in Widerspruch 
zu der geltenden Bewertungsbedingung 
geraten: es hätte sich durch die Symbo-
lisierung ein Wertekonflikt ergeben, der 
durch die Inkongruenz verdeckt wurde (S. 
32). Die Inkongruenz ist demnach durch 
die bereits bestehende Bewertungsbedin-
gung einerseits (z. B. Gefühle dürfen an-
dere nicht enttäuschen) und einen Hand-
lungsimpuls begründet, der durch die 
Aktualisierungstendenz geregelt wird und 
eine abweichende Werthaltung impliziert, 
(z. B. jeder hat ein Recht auf Anerkennung 
seiner Gefühle). Im Inkongruenzfeld drü-
cken sich demnach einerseits noch nicht 
symbolisierte, sozusagen „heiße“ Weil-Be-
gründungen aus, die an der Schwelle zur 
Geltung stehen und sich in dem Symptom 
als – zunächst unverständlicher – Hand-
lungsimpuls manifestieren (z. B. ich tue/
erlebe s, „weil ich ein Recht auf Anerken-
nung meines Empfindens habe“), als auch 
bereits symbolisierte, sozusagen „kalte“ 
Weil-Begründungen, die das Symptom als 
Ausdruck einer für die Person objektiv gel-
tenden Überzeugung zeigen (z. B. ich tue/
erlebe s, „weil ich die anderen mit mei-
nen Gefühlen nicht enttäuschen darf“). 
Die therapeutische Symbolisierung des 
„heißen“ Handlungsimpulses ermöglicht 
der Person, diesen als Ausdruck einer von 
der „kalten“ Bewertungsbedingung abwei-
chenden Werthaltung zu verstehen, so-
ziologisch formuliert bedeutet dies, „dass 
eine singuläre Handlung (d. i. hier die 
durch die Aktualisierungstendenz geregel-
te inkongruente Erfahrung, Anm. d. Verf.), 
die bislang geltungsfrei vollzogen wurde, 
nun werthaft aufgeladen wird“ (Döbert, 
1989, S. 240). Heiße und kalte Weil-
Begründungen gemeinsam machen die 
Inkongruenz verstehbar als Spannungs-
feld unterschiedlicher Bezugssysteme des 
Individuums, in Rogers Formulierung als 
Ausdruck der – Erfahrungsmöglichkeiten 
ausschöpfenden – organismischen Aktu-

alisierungstendenz einerseits und als Aus-
druck einer die Selbsterfahrung begren-
zenden sozialen Bewertungsbedingung 
andererseits (vgl. Rogers, 1987, S. 29, 54, 
61-62). Gesprächstherapie ist dabei kon-
zeptionell nicht darauf aus, neue statt alter 
Werte zu fixieren, vielmehr geht es darum, 
eine Haltung bedingungsloser Selbstbe-
achtung zu entwickeln, mit dem Ziel mög-
lichst kongruenter Offenheit für die eigene 
Erfahrung (vgl. S. 55).

A-rationaler Sinn: Psycho-
analytisches Symptomver-
ständnis

Welche Vorstellung von Sinn sich im psy-
choanalytischen Verstehen findet, ist eine 
Frage, auf die es verschiedene Antwort
ebenen gibt. Symptome sind im psycho-
analytischen Verständnis „überdetermi-
niert“. Als erste Sinn-Dimension beschreibt 
Freud die Ebene der „Analyse, Deutung, 
Übersetzung der neurotischen Symptome“ 
(Freud, 1944, S. 278), die die „Psychoana-
lytiker so angezogen“ habe, „dass sie zu-
nächst die anderen Probleme der Neurotik 
dagegen vernachlässigten“ (S. 278). Aus 
dieser Perspektive stellt sich die Aufgabe, 
„für eine sinnlose Idee und eine zwecklose 
Handlung jene vergangene Situation auf-
zufinden, in welcher die Idee gerechtfer-
tigt und die Handlung zweckentsprechend 
war“ (S. 278). Sinnerleben entsteht in 
dieser „Übersetzung“ dadurch, dass ein als 
Symptom wiederholt auftretendes, rational 
nicht verständliches Verhalten als Wieder-
kehr eines früheren, ehemals verstehbaren 
Handelns erkennbar wird. Erklärungstypen 
dieser Art finden sich beispielsweise in 
historischen Deutungen von Sitten und 
Gebräuchen. Ehemals zweckrationale so-
ziale Handlungen (etwa, dass die Dame 
rechts vom Ritter geht, da in der Regel 
links das Schwert hängt) oder wertratio-
nale Handlungen (beispielsweise Eier als 
Fruchtbarkeitssymbol zum Frühlingsfest 
verschenken) bleiben in der Gegenwart 
als gewöhnlich unverstandene tradierte 
Verhaltensweisen erhalten. Wichtigstes 
Beispiel dieses Erklärungstyps ist die ety-
mologische Erläuterung von Wörtern, de-
ren ursprüngliche wörtliche Bedeutung 
einerseits längst untergegangen ist, an-
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dererseits sich der alte Sinn noch im Be-
deutungsfeld der alltäglichen Verwendung 
findet. Zweifellos wirkt der etymologische 
Erklärungstyp sinnstiftend, erzeugt ein 
Aha-Erlebnis. Kultursoziologisch vermag er 
zu erklären, mit welcher Rationalität heu-
tige Traditionen ursprünglich in die Welt 
gekommen sind. Übertragen auf die Neu-
rose, sind die symptomatischen Verhal-
tensweisen auf dieser Sinnebene als eine 
unverstandene Verhaltenswiederholung 
aufzufassen, deren frühere Bedeutung 
durch die „historische Symptomdeutung“ 
(S. 279) in der Analyse verstehbar wird. 
Freud warnte aber bekanntlich davor, die 
therapeutische Wirkung solcher etymologi-
scher Deutungen zu überschätzen (vgl. S. 
290f). Die aus Sicht Freuds therapeutisch 
relevantere Frage ist, welche Prozesse da-
zu geführt haben, dass die (aktuell) sym-
ptomatischen Verhaltens- und Erlebens-
muster erhalten geblieben sind, obwohl 
ihr historischer Kontext verschwunden ist, 
und welche Kraft ihr wiederkehrendes Auf-
treten gegenwärtig bedingt.

Die psychoanalytische Antwort auf beide 
Fragen ist bekannt: die symptomatische 
Wiederholung steht in Kontext des Unbe-
wussten und wird durch libidinöse Energie 
angetrieben. „Wir haben als den Sinn ei-
nes Symptoms zweierlei zusammenge-
fasst, sein Woher und sein Wohin oder 
Wozu …. Das Woher eines Symptoms löst 
sich also in Eindrücke auf, die von außen 
gekommen sind, die notwendigerweise 
einmal bewusst waren und seither durch 
Vergessen unbewusst geworden sein 
mögen. Das Wozu des Symptoms, seine 
Tendenz, ist aber jedes Mal ein endopsy-
chischer Vorgang, der möglicherweise zu-
erst bewusst geworden ist, aber ebenso 
wohl niemals bewusst war und von jeher 
im Unbewussten verblieben ist.“ Und wei-
ter heißt es: „das Wohin, die Tendenz des 
Symptoms, die von Anfang an unbewusst 
gewesen sein kann, ist es, die die Ab-
hängigkeit desselben vom Unbewussten 
begründet…“ (S. 294). Die Tendenz des 
Symptoms, seine psychische Energie, ist 
die dem Ich entzogene Libido der betrof-
fenen Person. „Wo steckt nun die Libido 
des Neurotikers? Leicht zu finden; sie ist 
an die Symptome gebunden, die ihr die 
derzeit einzig mögliche Ersatzbefriedigung 
gewähren“ (S. 472). Die pathologische Li-

bidokonstellation wird im weiteren idealen 
Behandlungsverlauf in der Übertragung ak-
tualisiert und einer Lösung zugeführt, die 
„der Entfremdung zwischen Ich und Libido 
ein Ende“ macht (S. 473).

Übertragen auf soziale Verstehensformen 
beinhaltet das psychoanalytische Symp-
tomverständnis zwei Ebenen. Die „histo-
rische Symptomdeutung“ erzeugt ein Ver-
ständnis über das „Woher“ der Symptome, 
indem sie aufzeigt, welche Rationalität das 
wiederkehrende unverstandene Verhalten 
ursprünglich aufwies. Das symptomatische 
Verhalten wird als ursprünglich rational auf-
gezeigt: als ehemals norm- oder zwecko-
rientiert begründbares Verhalten. Doch 
vermag diese ehemalige Rationalität die 
symptomatische Verhaltenswiederholung 
nicht zu begründen, da ihre Ratio an den 
nicht mehr gegebenen historischen Kon-
text gebunden ist. Die symptomatische 
Wiederholung hat einen anderen Bezugs-
punkt. Das wiederholte Auftreten des Sym-
ptoms ist mit Triebkräften des Sexualle-
bens verknüpft, die sich in dem Symptom 
als „libdinöse Ersatzbefriedigung“ (S. 463) 
ausdrücken.

Auch eine solche Betrachtung des Symp-
toms vermag offensichtlich sinnhafte Ver-
stehbarkeit zu erzeugen. Eine Verhaltens-
steuerung durch das Lustprinzip ist sozial 
ebenso verstehbar wie eine wert- oder 
zweckrationale Orientierung, auch wenn 
die sozialen Bewertungen dieser Fälle sich 
natürlich stark unterscheiden. Durch das 
Lustprinzip gesteuertes Verhalten ist sozio-
logisch verstanden eine Form „affektuellen 
Handelns“, die „a-rationalen Sinn“ aufweist 
(Döbert, 1989, S. 230). „Affektuell handelt, 
wer sein Bedürfnis nach aktueller Rache, 
aktuellem Genuss, aktueller Hingabe, ak-
tueller kontemplativer Seligkeit oder nach 
Abreaktion aktueller Affekte (gleichviel wie 
massiver oder sublimer Art) befriedigt“ 
(Weber, 1985, S. 12).

Worin liegt auf dieser Verständnisebene 
die Störungswertigkeit der neurotischen 
Bedürfnisbefriedigung? Eine normale sozi-
ale Forderung an das Handeln einer Per-
son ist, dass diese sich nicht bedenkenlos 
einem affektuellen Handeln überlässt, 
wenn sie relevante wert- oder zweckratio-
nale Orientierungen dabei kritisch vernach-
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lässigen würde. Das Ich des Individuums 
steht so im ständigen Konflikt zwischen 
unterschiedlichen verhaltensrelevanten 
psychischen Instanzen. Ein solcher Konflikt 
zwischen „Sinnlichkeit“ und internalisier-
ter „Sittlichkeit“ wäre als normaler Kampf 
„seelischer Regungen, die auf demselben 
psychischen Boden stehen“, allerdings 
nicht psychisch störungswertig (vgl. Freud, 
1944, S. 449). Der „pathogene Konflikt 
der Neurotiker“ dagegen „ist ein Wider-
streit zwischen Mächten, von denen es die 
eine zur Stufe des Vorbewussten und Be-
wussten gebracht hat, die andere auf der 
Stufe des Unbewussten zurückgehalten 
worden ist“ (S. 449f). Die in diesem Kon-
flikt unbewusste Macht ist die der Libido. 
Entscheidende störungswertige Folge der 
Unbewusstheit der „libidinösen Regung“ 
ist nicht die fehlende kognitive Bewusst-
heit der affektuellen Impulse. Kognitive 
Bewusstheit des affektuellen Motivs allein, 
dies betont Freud als eine konstitutive 
psychoanalytische Erkenntnis, hebt den 
störungswertigen Zustand nicht auf. „Wenn 
der Arzt sein Wissen“ (über den unbewuss-
ten Sinn der Symptome) „durch Mitteilung 
auf den Kranken überträgt“, hat dies „nicht 
den Erfolg, die Symptome aufzuheben…“ 
(S. 291). „Eine wirkliche Entscheidung“ 
kann in dem neurotischen Konflikt der psy-
chischen Instanzen „erst fallen, wenn sich 
die beiden auf demselben Boden treffen..., 
dies zu ermöglichen, ist die einzige Aufga-
be der Therapie“ (S. 450). Dieser „Boden“ 
ist die therapeutische Übertragung, in der 
die affektuellen Impulse sich in der thera-
peutischen Beziehung aktualisieren und 
erlebbar werden. Diese Erlebnisaktivierung 
zuvor unbewusster Lustimpulse ist aus so-
zialer Perspektive ein entscheidender Nor-
malisierungsschritt. Soziologisch betrach-
tet, wären fehlende kognitive Bewusstheit 
und fehlende Handlungsplanung keine 
Störungskriterien für affektuelles Handeln 
im eigentlichen Sinn. Dass ein Mensch 
„weiß, was er tut“, ist bezogen auf affek-
tuelles Handeln als solches keine norm-
wertige soziale Forderung. Anders als beim 
wertrationalen Handeln tritt das affektuelle 
Motiv „dem Bewusstsein nicht als Kriteri-
um gegenüber, an dem man sich ausrich-
tet, sondern es ‚schlägt durch’ und existiert 
sozusagen nur in der Handlung“ (Döbert, 
1989, S. 236). Soziales Verstehen affektu-
ellen Handeln vollzieht sich einfach, indem 

das Handeln als Befriedigung eines aktu-
ellen affektuellen Bedürfnisses verstanden 
wird. Unter welchen Bedingungen könnte 
nun ein solches, auf affektuelle Befriedi-
gung ausgerichtetes Handeln aus sozialer 
Perspektive störungswertig erscheinen? 
Freud differenziert diesbezüglich in den 
Vorlesungen zwei unterschiedliche Stö-
rungskategorien. Unterschieden wird, ob 
die Libido „zu irgendeiner realen, wenn 
auch nicht mehr normalen Befriedigung“ 
gelangt wie bei der Perversion (Freud, 
1944, S. 373), oder zu einer „außeror-
dentlich eingeschränkten und kaum mehr 
kenntlichen realen Befriedigung“ durch-
dringt wie bei der Neurose (S. 375). Die 
neurotische Symptomatik wird im psycho-
analytischen Prozess idealerweise gelöst, 
indem der Patient die in den Symptomen 
störungswertig ausgedrückten Libidoim-
pulse im therapeutischen Prozess ihrer 
Aktualisierung und Deutung in sein Ich-
Erleben integriert; zum Teil werden diese 
dabei in eine stärker rationalisierte Form 
sublimiert, zum Teil wird ihnen eine rea-
le Befriedigung eingeräumt, die dem Ich-
Erleben zugänglich ist (S. 473).

Resümee

Die konstitutiven, ursprünglichen Konzep-
te von Psychoanalyse, Gesprächs- und 
Verhaltenstherapie stellen ihren gemein-
samen Gegenstand, das psychisch stö-
rungswertige Erleben und Verhalten, in 
unterschiedliche Verstehenskontexte. Es 
lässt sich zeigen, dass die unterschiedli-
chen Begründungen dieser drei Verfahren 
mit unterschiedlichen Formen sozialer 
Sinnzuschreibung in unserem Kulturkreis 
korrespondieren. Inwieweit die jeweilige 
therapeutische Praxis den ursprünglich ge-
setzten Verstehensrahmen möglicherwei-
se generell überschreitet und in welcher 
Weise die frühen Konzeptionen sich in der 
weiteren Entwicklung auf andere Sinnkon-
texte ausgedehnt haben, muss an dieser 
Stelle offen bleiben. Eine spezifische Dif-
ferenz der ursprünglichen Konzepte liegt 
darin, dass jedes Verfahren methodisch 
auf je eine Sinndimension ausgerichtet 
ist und die Symptomatik einmal in den 
Kontext von Zweckrationalität, einmal in 
den Kontext von Wertrationalität und ein-
mal in den Kontext affektuellen Handelns 

gestellt wird. Das historisch entstandene 
Nebeneinander von Psychoanalyse, Ver-
haltens- und Gesprächstherapie erscheint 
vor diesem Hintergrund als nicht zufällig. 
Jedes Verfahren „belegt“ mit seiner ur-
sprünglichen Konzeption jeweils einen in 
unserer Kultur bedeutsamen Kontext, in 
dem menschlichem Verhalten Sinn sozial 
zugesprochen wird.
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Recht: Aktuell

Rechtsfragen beim Missbrauchsverdacht

Johann Rautschka-Rücker

Psychotherapeutenkammer Hessen

Kürzlich wurde in der Tages-
presse über ein Urteil des 
OLG Frankfurt (Az 1 U 49/09) 
berichtet. Geurteilt wurde 
über Unterlassungs- und Ent-
schädigungsansprüche eines 
angeblichen Täters gegen 
eine niedergelassene Kinder- 
und Jugendlichenpsycho-

therapeutin (KJP), die einen 
Missbrauchsverdacht kommu-
niziert hatte. Der Fall war bei 
der Psychotherapeutenkam-
mer nicht bekannt. Die Anga-
ben zum Sachverhalt, die dem 
Urteil zu entnehmen sind, 
geben Veranlassung, über ei-
nige ausgewählte rechtliche 

Aspekte zu informieren. Nur 
für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Jugendämter und 
von solchen Institutionen, die 
auf vertraglicher Grundlage 
Leistungen nach dem SGB 
VIII erbringen, regelt der § 8 a 
SGB VIII das bei Missbrauchs-
verdacht einzuhaltende Ver-
fahren und ihre Rechte und 
Pflichten.

Niedergelassenen soll der Ar-
tikel helfen, nicht in eine ähn-
liche Situation zu gelangen, 
in der sich die hessische KJP 
wiederfand.

Grenzen des 
Äußerungsrechtes

Was sind aber die Grenzen 
des Äußerungsrechtes? Vorlie-
gend handelte es sich um ein 
zivilrechtliches Verfahren, wo 
es bei Äußerungen über Drit-
te meist um die Bearbeitung 
des Zusammentreffens zweier 
Grundrechte geht: das Persön-
lichkeitsrecht auf Seiten des 
„Verdächtigten“ und das Recht 
auf freie Meinungsäußerung 
auf Seiten des „Verdächtigen-
den“.

Dazu sagt das Bundesverfas-
sungsgericht: „Führt eine Tat-
sachenbehauptung zu einer 

Rechtsverletzung, hängt die 
rechtliche Bewertung vom 
Wahrheitsgehalt der Äußerung 
ab. Bewusst unwahre Tatsa-
chenäußerungen genießen 
den Grundrechtsschutz über-
haupt nicht. Ist die Wahrheit 
nicht erwiesen, wird die Recht-
mäßigkeit der Beeinträchtigung 
eines anderen Rechtsguts 
davon beeinflusst, ob beson-
dere Anforderungen, etwa an 
die Sorgfalt der Recherche be-
achtet worden sind“ (BVerfG 
1 BvR 755 und 756/99 vom 
17.12.2002).

Beweispflichtig war die KJP, 
die unter Hinweis auf die 
Schweigepflicht weder die 
Richtigkeit ihrer Behauptung 
noch ihre Recherchesorgfalt 
belegen konnte oder wollte. 
Das kann nach Auffassung des 
OLG nicht dazu führen, dass 
der Verdächtigte die Behaup-
tungen auch ohne Tatsachen-
untermauerung hinnehmen 
muss, er würde sonst völlig 
schutzlos gestellt. Das OLG 
weist aber einen Weg aus 
dieser schwierigen Situation: 
„Die Beklagte hätte sich ... auf 
Äußerungen gegenüber Per-
sonen beschränken müssen, 
deren primäre Aufgabe es ist, 
Kinder vor sexuellen Übergrif-
fen zu schützen, mithin die zu-
ständigen städtischen Stellen 
und die Staatsanwaltschaft.“

Der Fall
Zum Sachverhalt ist dem OLG-Urteil Folgendes zu entnehmen:

�� Die KJP behandelte ein Kind und hatte den Verdacht, das 
Kind werde sexuell missbraucht.

�� Der Verdacht richtete sich gegen einen Mann, der „das be-
troffene Kind in einem sog. ‚Schülerladen’ und als Fußball-
trainer, später auch individuell sozialpädagogisch betreute“ 
und offenbar „vor langer Zeit einmal einschlägig in Erschei-
nung getreten ist“.

�� Die KJP sprach über ihren Verdacht mit der Fachstelle für 
Kinderschutz der betreffenden Stadt, dem arbeitgebenden 
Verein, Mitarbeitern des Vereins und einer Sozialstation.

�� Der Verdächtigte verlor seine Arbeitsstelle, ein Ermittlungs-
verfahren wurde eingestellt.

�� Die KJP verweigerte im Prozess die Darlegung von Tatsa-
chen, aus denen sich ihr Verdacht ergab, weil sie sonst die 
Schweigepflicht gegenüber dem behandelten Kind verletzen 
würde.

Das OLG verurteilte die KJP zur Unterlassung, immateriellem 
Schadenersatz von 2.000 EUR und stellte fest, dass sie zum 
Ersatz aller Schäden verpflichtet sei, die ihm aus ihren Äußerun-
gen entstanden sind.

In der Begründung finden sich die Sätze: „Die Beklagte muss 
sich Fahrlässigkeit im Sinne des § 276 BGB vorwerfen lassen. 
Von einer Psychotherapeutin muss erwartet werden, dass sie 
die Grenzen ihres Äußerungsrechtes kennt und die potentiellen 
Konsequenzen für den Betroffenen bedenkt.“
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Was aber ist dieser Hinweis 
wert? Zunächst einmal trifft 
die Einordnung der Staats-
anwaltschaft nicht zu. Sie ist 
Ermittlungs- und Anklagebe-
hörde und befasst sich nicht 
vorrangig mit der Verhinderung 
von Straftaten (sog. Gefah-
renabwehr). Wenn nach den 
Befürchtungen der KJP tat-
sächlich sexueller Missbrauch 
(weiter) unmittelbar drohte, 
wäre m. E. die Staatsanwalt-
schaft nicht die erste Wahl. 
Zu denken wäre neben dem 
Jugendamt eher an die Polizei, 
die für die Gefahrenabwehr 
zuständig ist. Zudem hätte die 
Staatsanwaltschaft nach Fakten 
und Beweisen fragen müssen 
und ohne solche Angaben 
überhaupt nicht tätig werden 
können. Auch die Fachstel-
le für Kinderschutz – eine 
Organisationseinheit des Ju-
gendamtes – dürfte ohne ein 
Minimum an Informationen 
über den Verdachtsfall einiger-
maßen hilflos (gewesen) sein; 
dem Urteil des OLG ist nichts 
über deren Aktivitäten zu ent-
nehmen. Gleiches gilt für die 
Polizei.

Hilfe und 
Schweigepflicht

Ich bin überzeugt, dass ohne 
die Fähigkeit und den Willen 
einer Psychotherapeutin/eines 
Psychotherapeuten harte Fak-
ten, die bis in Details gehen, 
zu offenbaren, wirkungsvolle 
Hilfe allenfalls zufällig möglich 
ist und – wie in dem Fall der 
KJP  – mit einem erheblichen 
Eigenrisiko verbunden sein 
kann. Zur Eröffnung eines er-
folgversprechenderen Weges 
gibt es zwei Möglichkeiten: 
Entweder erreicht man von 
den Sorgeberechtigten des 
Kindes eine Entbindung von 
der Schweigepflicht oder man 

durchbricht die Schweigepflicht 
unter Berufung auf einen 
rechtfertigenden Notstand. Ein 
Offenlegungsgespräch mit den 
Eltern und dem Ziel, die Ent-
bindung zu erreichen, kommt 
selbstverständlich nur bei au-
ßerfamiliärem Missbrauchsver-
dacht in Betracht; dann ist es 
wegen der Elternrechte aber 
auch zwingend.

Rechtfertigender 
Notstand

Die Berufung auf einen recht-
fertigenden Notstand erfor-
dert, dass die folgenden Vor-
aussetzungen vorliegen und 
durch Tatsachen belegt wer-
den können:

�� Es muss ein gefährdetes 
Rechtsgut (z. B. die Ge-
sundheit des Kindes) ge-
ben.

�� Eine gegenwärtige Gefahr 
(z. B. der Verdacht bevor-
stehender oder fortgesetzter 
Missbrauchshandlungen) 
muss aufgrund tatsächlicher 
Umstände prognostizierbar 
sein.

�� Die Gefahr darf nicht anders 
abwendbar sein, d. h. die 
Durchbrechung der Schwei-
gepflicht muss geeignet 
und erforderlich sein, um 
die Gefahr abzuwenden.

�� Und letztlich muss die Ab-
wägung der widerstreiten-
den Interessen zugunsten 
des gefährdeten Rechtsgu-
tes ausgehen.

Dabei handelt es sich um Krite-
rien, die einer strafrechtlichen 
Norm (§  34 Strafgesetzbuch 
– rechtfertigender Notstand) 
entnommen sind. Im Zivilrecht 
gelten ähnliche Grundsätze, 
wobei sich dann die Konstel-
lation etwas anders darstellt, 

nicht die Schweigepflicht steht 
im Zentrum, sondern die Gren-
zen des Äußerungsrechtes. Da-
durch tritt wiederum die Frage, 
wem gegenüber man sich äu-
ßern darf, in den Mittelpunkt. 
Das OLG sah in dem Urteil ei-
ne Äußerung gegenüber dem 
Arbeitgeber als rechtswidrig an. 
Diese Bewertung mag für den 
entschiedenen Fall zutreffen, 
weil das Gericht mangels jeg-
lichen Tatsachenvortrages die 
Verdächtigung als unberechtigt 
angesehen hat. Grundsätzlich 
kann ich mich der Auffassung 
nicht anschließen. Sofern gut 
dokumentierte, tatsächliche 
Anhaltspunkte für den Ver-
dacht vorliegen und auf die 
Person des Täters hinweisen, 
kann die Einschaltung des Ar-
beitgebers meines Erachtens 
dann im Einzelfall ein geeig-
netes Mittel darstellen, wenn 
die vermuteten Missbrauchs-
handlungen im Kontext der Er-
füllung der arbeitsvertraglichen 
Pflichten des Täters stattfinden.

Erste Wahl wäre meines Erach-
tens aber folgendes Vorgehen:

�� Frühzeitige Einschaltung 
einer Fachstelle ohne Nen-
nung der Namen Dritter 
bzw. unter Wahrung der 
Schweigepflicht,

�� gemeinsame Beurteilung 
der Verdachtstatsachen und 
-beobachtungen,

�� Einbeziehung der Eltern 
(nur bei Verdacht auf außer-
familiären Missbrauch) und 
evtl. des Jugendamtes,

�� gemeinsame Festlegung 
des weiteren Vorgehens.

Primat fachlicher 
Kriterien

Bei der Festlegung des weite-
ren Vorgehens sind die rechtli-

chen Aspekte zwar bedeutsam, 
Leitmaxime müssen jedoch 
die fachlichen Antworten auf 
die Frage sein, wie einem Kind 
am besten geholfen werden 
kann. Insbesondere bedarf 
es der Einschätzung, ob das 
Kind ausreichende emotiona-
le Stabilität für die Prozeduren 
aufweist, die regelmäßig mit 
Ermittlungen und Verfahren 
verbunden sind. Die Antwor-
ten mögen dazu führen, dass 
sich bestimmte Interventionen 
verbieten bzw. eine Durch-
brechung der Schweigepflicht 
kontraindiziert ist.

Wenn jedoch Informationen an 
Dritte gegeben und hinsicht-
lich einer konkreten Person ein 
Verdacht geäußert wird, sollten 
zur Eigensicherung die Voraus-
setzungen für den rechtferti-
genden Notstand geprüft sein 
und bejaht werden können. 
Untrennbar damit verbunden 
ist der Rat, von dem „Äuße-
rungsrecht“ nur effizient und 
sparsam Gebrauch zu machen 
und ansonsten zu schweigen.

Weitere fachliche und recht-
liche Informationen finden 
Sie z. B. auf der Internetseite 
der Psychotherapeutenkam-
mer Schleswig-Holstein unter 
Rechtliches � Kindeswohlge-
fährdung oder auf der Internet-
seite des Main-Taunus-Kreises, 
wo Sie einen Handlungsleitfa-
den „Kinderschutz und Hilfen 
gegen sexualisierte Gewalt“ 
herunterladen können.

Ass. jur. 
Johann Rautschka-Rücker

Geschäftsführer der
Psychotherapeutenkammer 
Hessen
Gutenbergplatz 1
65187 Wiesbaden
JRautschka-Ruecker@ 
ptk-hessen.de
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Die hier besprochenen Studien befassen sich alle mit dem Themenfeld Therapie mit Onlinetherapie/neuen Medien. Um den LeserIn-
nen zu ermöglichen, sich ein eigenes Bild von der Debatte zu machen, wurden aktuelle Artikel zu möglichst unterschiedlichen Anwen-
dungsformen und Fragestellungen ausgewählt. Ist Onlinetherapie eigentlich eine Innovation und was ist darunter zu verstehen? Da auch 
solche Studien zu Onlinetherapie, die außerhalb des angloamerikanischen Sprachraums entstehen, fast ausschließlich in angloamerika-
nischen Zeitschriften publiziert werden, werden nur englischsprachige Artikel besprochen.

Aktuelles aus der Forschung

Karin Jeschke

Psychotherapeutenkammer Berlin

Welche Barrieren stehen der Verbreitung von Onlinetherapie entgegen?

Lovejoy, T. I., Demireva, P. D., 
Grayson, J. L. & McNamara, J. 
(2009). Advancing the practice 
of online psychotherapy: An ap-
plication of Rogers´ Diffusion of 
Innovations Theory. Psychothe-
rapy Theory, Research, Practice, 
Training, 46 (1), 112-124.

Die rasche technologische 
Entwicklung und deren Einsatz 
in allen Bereichen des Lebens 
stellen auch Psychotherapeu-
tInnen vor die Frage, ob sie 
manche technische Innovatio-
nen in ihrer Praxis anwenden 
oder ob sie darauf verzichten 
wollen. Der vorliegende Artikel 
versteht unter „Online Psycho-
therapy” eine primäre Methode 
zur Übermittlung der Dienstleis-
tung Psychotherapie, die als fa-
kultative Ergänzung („adjunct“) 
zur herkömmlichen „face-to-
face“-Therapie angewandt wird. 
Die zwei Hauptmethoden wer-
den als synchron (Life-Chat, Vi-
deokonferenz) und asynchron 
(E-Mails als Hauptbeispiel) ka-
tegorisiert.

Die AutorInnen nutzen die 
„Diffusion of Innovations The-
ory“ (DIT) von Everett M. Ro-
gers (2003), um die relativ 
langsame Verbreitung von 
Onlinepsychotherapie in den 
USA zu erklären. Laut DIT ist 

die Verbreitung von Innovati-
onen ein Prozess, in dessen 
Rahmen Mitglieder eines so-
zialen Systems Innovationen 
über Kommunikationskanäle 
kennenlernen und anwenden 
sowie innerhalb ihres Systems 
verbreiten. Fünf Faktoren sind 
für die Verbreitung von Innovati-
onen relevant: 1. relativer Vorteil 
(z. B. finanziell, Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen), 2. 
Kompatibilität mit bestehen-
den Werten, Erfahrungen und 
Bedürfnissen, 3. Komplexität, 
was Aufwand der Aneignung 
und Umsetzung betrifft, 4. Test-
freundlichkeit – kann man die 
Innovation in geringem Umfang 
anwenden und bereits Erfolge 
sehen? 5. Sichtbarkeit positiver 
Auswirkungen. Nach Rogers 
werden Menschen, die Innova-
tionen gegenüber aufgeschlos-
sen sind, am meisten vom 
relativen Vorteil und von der 
Kompatibilität der Innovation 
mit Bestehendem beeinflusst. 
Er beschreibt den Verbreitungs-
prozess als S-Kurve: Zu Beginn 
und gegen Ende ist die Ge-
schwindigkeit der Verbreitung 
langsam. Die frühen Anwende-
rInnen, wozu etwa ein Sechstel 
zählen, sind von der Innovation 
an sich überzeugt. Ein weiteres 
Sechstel – die Nachzügler – 
zieht am Ende nach, um keinen 

Wettbewerbsnachteil zu haben. 
Bei den zwei Dritteln in der Mit-
te der Kurve beschleunigt sich 
der Verbreitungsprozess – sie 
werden meist über persönliche 
Empfehlung von der Nützlich-
keit der Innovation überzeugt. 
An einem Punkt wird eine kriti-
sche Masse durch die Innovati-
on erreicht, so dass der Verbrei-
tungsprozess sich von da an 
selbst trägt.

Nach Rogers durchläuft der/
die einzelne AnwenderIn einer 
Innovation fünf Phasen: von 
der Innovation erfahren, Über-
zeugung, Entscheidung, Um-
setzung und Bestätigung.

Angesichts der Vorteile von 
Onlinetherapie und der zahl-
reichen Nachweise ihrer Wirk-
samkeit fragen sich Lovejoy 
et al., welche Barrieren das 
nur zögerliche Aufgreifen von 
Onlinepsychotherapie in der 
US-Psychotherapeutenschaft 
erklären. Sie beschreiben neun 
Barrieren der Anwendung von 
Onlinepsychotherapie, und 
zwar eine „Entmenschlichung“ 
der therapeutischen Beziehung 
(„dehumanizing the therapeutic 
environment“), Kosten/Bezah-
lung (keine Kassenleistung), 
Infrastruktur- und Ausbildungs-
kosten (Fehlen von Standards), 

Lizensierung und rechtliche Be-
denken (z. B. Berufshaftpflicht), 
das Fehlen etablierter ethischer 
Richtlinien (noch im Entste-
hungsprozess), Patientenprivat-
sphäre, Patientensicherheit und 
Schweigepflicht, Passung zu 
jeweiligen PatientInnen (z.  B. 
Schwere der Störung, Compu-
ter- und Schreibkenntnisse), 
professioneller Status und Ak-
zeptanz.

Insbesondere Fragen der Pa-
tientensicherheit seien heikel, 
da die Patientenidentität online 
nicht abschließend klärbar sei 
– auch nicht über ein zusätz-
liches obligatorisches Erstge-
spräch „face-to-face“. Die Ak-
zeptanz sei bisher niedriger als 
bei Präsenz-Psychotherapie, 
viele Angebote ohne geschul-
te PsychotherapeutInnen ver-
schlechterten das Image von 
Onlinepsychotherapie.

Die AutorInnen geben Emp-
fehlungen für jeden der neun 
Bereiche ab, die sich entwe-
der nicht ohne weiteres von 
den USA auf andere Länder 
übertragen lassen (z. B. wird 
als Vorteil genannt, dass The-
rapieunterbrechungen mit 
Studenten als Patienten auch 
während der dreimonatigen 
Semesterferien dort aufgrund 
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der Ortsunabhängigkeit der 
Online-Sitzungen vermieden 
werden können) oder ziem-
lich allgemein gehalten sind 
(z. B. mehr differenzierterer 
Dialog in der Psychotherapeu-
tenschaft sowie das Werben 
für Onlinepsychotherapie über 
Massenmedien).

Kommentar: Rogers´ Theorie 
bietet einen guten Rahmen, um 
den aktuellen Status quo der 
Umsetzung von Onlinepsycho-
therapie, Barrieren der Verbrei-
tung und mögliche Abhilfen zu 

diskutieren. Es wäre interessant, 
den Status quo der Verbreitung 
in Deutschland vor diesem 
Hintergrund zu analysieren. Ist 
der Punkt der kritischen Masse, 
nach dem sich die Innovation 
selbst trägt, in der deutschen 
Psychotherapeutenschaft be-
reits erreicht oder wird er über-
haupt erreicht werden? Nur am 
Rande erwähnen die deutlich 
„pro“ Onlinetherapie eingestell-
ten AutorInnen, dass sich auch 
in den USA unter Onlinepsy-
chotherapie ein Sammelsurium 
von Kurzzeitberatung durch 

kurz geschulte BeraterInnen bis 
hin zu längeren Onlinepsycho-
therapien mit ausgebildeten 
PsychotherapeutInnen verbirgt. 
Das ist bedauerlich, da dies ei-
ne zentrale Rolle bei der Skepsis 
gegenüber Onlinepsychothera-
pie spielt. Bei den Barrieren fällt 
auf, dass einige davon nahezu 
unlösbare Probleme enthalten, 
so z. B. die nicht sicher klärbare 
Identität von TherapeutIn und 
PatientIn. Gleichzeitig wird auch 
in Deutschland von denen, die 
früh von der Onlinepsychothe-
rapie überzeugt waren, schon 

intensiv mit diesem Ansatz ge-
arbeitet und geforscht, wobei 
zahllose Wirksamkeitsnach-
weise generiert werden. Z. B. 
jenseits der fehlenden klaren 
Definition von Onlinepsycho-
therapie stellt sich die Frage, ob 
diese bezüglich Umfang, Quali-
tät und fachlichen Vorgaben ei-
ne Innovation im positiven Sin-
ne ist, wie Rogers sie beschreibt 
und die es zu verbreiten gilt. 
Der Diskussionsbedarf dazu 
in der deutschen Psychothe-
rapeutInnenschaft ist in jedem 
Fall groß.

Die therapeutische Beziehung: Ein Vergleich von  
„konventioneller“ Psychotherapie und Telepsychotherapie bei PTSD

Germain, V., Marchand, A., 
Bouchard, S., Guay, S. & Drouin, 
M. (2009). Assessment of the 
Therapeutic Alliance in Face-to-
Face or Videoconference Treat-
ment for Posttraumatic Stress 
Disorder. Cyberpsychology, Be-
havior and Social Networking, 
13 (1), 29-35.

Therapieansätze, die nicht im 
herkömmlichen Setting („face-
to-face“) der persönlichen Be-
gegnung zwischen Therapeu-
tIn und PatientIn stattfinden, 
kämpfen häufig mit dem Vorur-
teil, dass nur in „face-to-face“-
Psychotherapien eine qualitativ 
hochwertige therapeutische 
Beziehung zustande käme. Die 
vorliegende kanadische Studie 
vergleicht die therapeutische 
Beziehung in einer „face-to-
face“ kognitiv-behavioralen Psy-
chotherapie mit dem gleichen 
Ansatz, der über Videokonfe-
renz durchgeführt wird.

Dazu wurden 46 Teilneh-
merInnen im Alter von 18 bis 
65 Jahren ohne diagnostizier-
te Komorbidität mit primärer 
PTSD-Diagnose und einem 
breiten Spektrum zugrunde-
liegender Traumata (z. B. Au-
tounfall, Krieg, bewaffneter 
Raubüberfall, physische oder 
sexuelle Gewalt) rekrutiert. 
Die PTSD-Diagnose erfolg-
te über ein halbstrukturier-
tes diagnostisches Interview 
(SKID). Die Zuordnung er-
folgte auf freiwilliger Basis, 
so dass 29 TeilnehmerInnen 
aus Montreal „face-to-face“ 
und fünf aus Montreal sowie 
zwölf aus einer ländlichen 
Region bei Montreal über Vi-
deokonferenztherapie behan-
delt wurden. Während der 
Videokonferenzen war ein 
Techniker vor Ort abrufbar. Die 
Erfassung der therapeutischen 
Beziehung erfolgte über sechs 
unterschiedliche Fragebögen, 

die teils nach jeder Sitzung, 
vor und nach der Exposition 
den PatientInnen und teils 
auch den TherapeutInnen 
vorgelegt wurden. Die Thera-
peutInnen sind PsychologIn-
nen mit Ausbildung in Kogni-
tiver Verhaltenstherapie. Sie 
brachten im Durchschnitt fünf 
Jahre Erfahrung mit und über-
nahmen jeweils Therapien in 
beiden Settings. Die Therapie 
mit wöchentlich einer Sitzung 
dauerte in beiden Settings 
zwischen 16 und 25 Wochen 
je nach Schwere der Traumati-
sierung. Sie bestand in beiden 
Settings aus denselben vier 
Modulen: Psychoedukation, 
Angstbewältigung, Exposition 
(in sensu und in vivo) und 
Strategien zur Rückfallpräven-
tion.

Das Hauptergebnis der zur 
Auswertung der Fragebögen 
durchgeführten Regressions-

analyse war, dass es keinen 
signifikanten Unterschied in 
den Bewertungen der thera-
peutischen Beziehung und 
deren Entwicklung zwischen 
„face-to-face“ und Videokon-
ferenzbehandlung gab. In 
beiden Behandlungssettings 
hatte auch die Behandlung 
der vermiedenen Situationen 
in der in vivo Exposition keine 
negative Auswirkung auf die 
therapeutische Beziehung. Das 
Hauptergebnis erstaunt umso 
mehr, da technische Probleme 
auftraten, wie eine verzögerte 
Übertragung des Dialogs und 
einige Unterbrechungen der 
Übertragung. Auch Vorurteile 
gegenüber Technik und gerin-
ge Versiertheit im Umgang mit 
Technik sowie eine defensive 
Haltung der PatientInnen zu 
Psychotherapie im Allgemei-
nen hatten keinen Einfluss auf 
die Qualität der entstehenden 
therapeutischen Beziehung.

Erlebnisorientierte Paartherapie  

~ Curriculum in 7 Akten ~ 
ab März 2011 
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Darüber hinaus wurde deutlich, 
dass sowohl das Präsenzgefühl 
während der Videokonferenz 
als auch die Wahrnehmung 
der Sitzung unmittelbar nach 
Abschluss mit der therapeuti-
schen Beziehung zusammen-
hängen. Vergleicht man den 
Einfluss beider, wird deutlich, 
dass die Wahrnehmung der 
vorangegangenen Sitzung ei-
ne sicherere Prognose für die 
Beziehung ermöglicht als die 
empfundene Präsenz während 
der Sitzung. Die empfundene 
Präsenz während der Sitzung 
hat jedoch mehr Einfluss auf 
die therapeutische Beziehung 
nach Abschluss der Behand-
lung.

Kommentar: Die vorliegende 
Studie überzeugt darin, die An-
wendung desselben therapeu-
tischen Ansatzes durch diesel-
ben TherapeutInnen in zwei 
vergleichbaren unterschiedli-
chen Settings zu untersuchen. 
Die Settings sind vergleichbar, 

da bei beiden der/die Thera-
peutIn für den/die PatientIn 
sichtbar in Erscheinung tritt 
und sie direkt interagieren. 
Darüber hinaus hat die Studie 
praktische Relevanz, z. B. für 
die Eröffnung neuer Möglich-
keiten der Psychotherapie in 
unterversorgten Gegenden. 
Gerade vor dem Hintergrund 
der kontinuierlichen techni-
schen Verbesserungen wer-
den technische Probleme bei 
Videokonferenztherapien in 
Zukunft eine immer geringere 
Rolle spielen. Verblüffend ist, 
dass z. B. technische Probleme 
wie Unterbrechungen und die 
verzögerte Übertragung und 
Einschränkungen durch das 
Medium Videokonferenz die 
therapeutische Beziehung in 
der vorliegenden Studie nicht 
beschädigten, ja nicht einmal 
negativ beeinflussten. Anschei-
nend sind schlechter sichtbare 
nonverbale Reaktionen bei der 
PatientIn sowie die Anwesen-
heit an unterschiedlichen Or-

ten kein Hindernis für die the-
rapeutische Beziehung.

Gleichwohl bleiben im Artikel 
einige Fragen offen, so dass 
eine Verallgemeinerung der 
teils verblüffenden Ergebnisse 
schwer fällt. So bleibt unklar, 
durch welche Mechanismen 
per Videokonferenz Unter-
schiede in der Beziehungs-
gestaltung im Vergleich zur 
„face-to-face“-Psychotherapie 
kompensiert werden. Inwiefern 
gestalten sich Übertragung 
und Phantasien bei PatientIn-
nen in der Videokonferenzbe-
handlung anders als oder auch 
ähnlich wie in der Präsenzthe-
rapie? Hier besteht weiterer 
Forschungsbedarf. Denkbar 
wäre, dass die gute Motivati-
onslage bei Selbstzuordnung 
zur Videokonferenztherapie 
und der Ausschluss einer di-
agnostizierten Komorbidität 
eine Rolle spielten. Eventuell 
sind bei der Videokonferenz-
therapie die sehr positiven 

Rückmeldungen auch Teil der 
Bemühungen der PatientInnen 
um Beziehungsintensivierung. 
Zweifelsohne nahmen nur 
besonders technikaffine Per-
sonen an der Videokonferenz-
therapie teil, da sie sich selbst 
dafür melden konnten. Damit 
sind keine Aussagen zur Video-
konferenztherapie allgemein 
möglich.

Eine zusätzliche Messung des 
Psychotherapieerfolgs erfolgt 
anscheinend nicht. Dies wäre 
jedoch eine wichtige weitere 
Größe für einen Vergleich der 
therapeutischen Beziehung 
bei Präsenz- und Onlinepsy-
chotherapie. Die vorliegen-
de Studie untersuchte eine 
sehr kleine, unsystematisch 
gewonnene Stichprobe. Die 
AutorInnen erwähnen jedoch 
diese Einschränkung der Gel-
tung der Ergebnisse nicht, 
sondern kommen vielmehr zu 
weitreichenden Schlussfolge-
rungen.

E-Mail-Nachbehandlungsthemen als Resultat der Ergebnisse  
einer stationären Psychotherapie

Wolf, M., Chung, C. K. & Kordy, 
H. (2010). Inpatient treatment 
to online aftercare: E-mailing 
themes as a function of thera-
peutic outcomes. Psychothera-
py Research, 20 (1), 71-85.

Was erleben Menschen nach 
einer intensiven stationären 
Psychotherapie? Kenntnisse 
über die Rückkehr in den Alltag 
könnten Anhaltspunkte für die 
stationäre Therapie und die 
Vorbereitung auf die Zeit da-
nach sowie für nachsorgende 
ambulante Therapien geben. 
Die zunehmend verbreiteten 
internetbasierten Nachbe-
handlungsprogramme bieten 
einen direkten Datenzugang 
zu Erfahrungen bei der Rück-
kehr nach der Behandlung in 
den Alltag. Die vorliegende 

explorative deutsche Studie 
untersucht mit „The E-Mail 
Bridge” von Wolf (2006) ein 
solches in der Universitätskli-
nik Heidelberg angewandtes 
Nachbehandlungsprogramm. 
Grundlage des Programms 
ist die dreimonatige Beglei-
tung von PatientInnen nach 
der stationären psychoso-
matischen Behandlung über 
Briefwechsel per E-Mail, wenn 
möglich mit den Behandle-
rInnen des Klinikaufenthalts. 
Dazu sollen sich PatientInnen 
an einem vereinbarten Wo-
chentag Zeit für eine E-Mail an 
die TherapeutInnen nehmen. 
Die Antwort des/der Thera-
peutIn erfolgt innerhalb von 
24 Stunden und es besteht 
die Möglichkeit zusätzlicher 
Mails. In den Mails sollen sie 

über ihre Gedanken und Ge-
fühle und das emotional wich-
tigste Thema bezüglich ihrer 
aktuellen Situation, der Ver-
gangenheit oder der Zukunft 
schreiben. Sie sollen dabei 
auf das zentrale Thema sowie 
die in der stationären Therapie 
veränderten Ziele Bezug neh-
men. Mögliche vorgegebene 
Themen sind Beziehungen, 
Gesundheitsverhalten, Frei-
zeitaktivitäten, Selbstwahrneh-
mung oder Selbstwertgefühl. 
Sie können intensiv an einem 
Thema oder an verschiedenen 
Themen arbeiten. Die Mails 
werden vertraulich behandelt. 
Die einzige Regel ist, dass 
die PatientInnen mindestens 
15 bis maximal 30 Minuten 
ununterbrochen schreiben 
müssen, wobei nicht auf 

Rechtschreibung und Gram-
matik geachtet werden muss. 
Teilnehmen konnten alle in-
teressierten PatientInnen, die 
in stationärer Behandlung 
gewesen waren. Die Psycho-
therapeutInnen hatten für ihre 
Antworten nur die Anweisung, 
dass sie sich im Rahmen der 
Rückfallprävention bewegen 
sollten: emotionale Unterstüt-
zung geben, positive Verän-
derungen bekräftigen und bei 
negativen Veränderungen zu 
Handlungsalternativen ermuti-
gen. Zur Ermittlung des Grads 
der Einschränkung der Patien-
tInnen und der Veränderungs-
messung während der statio-
nären Psychotherapie wurde 
das Klinisch-Psychologische 
Diagnosesystem-38 ange-
wandt.



395Psychotherapeutenjournal 4/2010

K. Jeschke

Bei 297 TeilnehmerInnen insge-
samt wurden im Durchschnitt 
pro TeilnehmerIn 17 E-Mails 
mit 7500 Wörtern gesandt. Die 
PatientInnen äußern eine ho-
he Zufriedenheit mit dem Pro-
gramm. Die Auswertung erfolg-
te über eine computerbasierte 
quantitative Inhaltsanalyse (Me-
aning Extraction Method). Mit-
tels einer Principal Component 
Analyse wurden auf Grundlage 
der Substantive der Mails neun 
Themenkreise zusammenge-
fasst. Hauptergebnisse sind, 
dass Frauen in ihren Mails mehr 
auf Symptome, Bewegung, 
Ernährung und Herkunftsfami-
lie Bezug nahmen, während 
Männer sich eher auf Arbeit 
bezogen. Jüngere PatientIn-
nen schrieben mehr über Her-
kunftsfamilie, Bewegung und 
Ernährung, während Ältere eher 
ihre eigene Familie zum Thema 
machten. PatientInnen, deren 
stationäre Therapie erfolglos 
war, schrieben mehr über psy-
chische und körperliche Sym-
ptome als PatientInnen, deren 
stationäre Behandlung erfolg-
reich war.

Die AutorInnen diskutieren als 
Stärken ihrer Studie das große 
heterogene Sample mit einer 

geringen Dropout-Quote von 
6% (Kriterium war, dass we-
niger als drei E-Mails gesandt 
wurden). Eine weitere Stärke 
sei der Zugang zur Erfahrung 
der PatientInnen in deren ei-
gener Sprache. Als Schwächen 
besprechen sie, dass die extra-
hierten Themen Momentauf-
nahmen sind, dass die Rolle der 
Therapeutenantworten nicht 
analysiert wurde sowie dass es 
der Studie durch die Selbstse-
lektion der TeilnehmerInnen 
an Repräsentativität mangelt. 
Zusätzlich wird die Fehleranfäl-
ligkeit der computerbasierten 
Inhaltsanalyse thematisiert.

Kommentar: Die Begleitung 
von PatientInnen nach einer 
stationären Therapie über E-
Mails hat Potential sowohl als 
unaufwendige Begleitung von 
PatientInnen über die Sektoren-
grenze hinweg als auch für die 
Erforschung der Prozesse bei 
der Rückkehr in den Alltag. Sie 
hat zusätzlich den Vorteil einer 
weitestgehend naturalistischen, 
nicht reaktiven Datenerhebung. 
Die in der Studie angewandte 
quantitative Auswertungsme-
thode extrahiert unter hohem 
Aufwand relativ triviale und sehr 
abstrakte Themen aus dem 

reichhaltigen Datenmaterial. 
Bedauerlicherweise gingen ge-
rade die Bedeutungen der Pa-
tientenmails unter Anwendung 
der Meaning Extraction Method 
großteils verloren. Darüber 
hinaus bleibt die Bedeutung 
der Therapeutenantworten 
unbeleuchtet. Es wäre interes-
sant, den Zusammenhang von 
Therapieinhalten, Mailinhalten 
und die Interaktion zwischen 
Therapeutenantworten und 
PatientInnen-E-Mails zu unter-
suchen. Weiterhin wäre es inte-
ressant zu untersuchen, welche 
Bedeutung es hat, ob der/die 
behandelnde Psychotherapeu-
tIn die Mails schreibt oder ein/e 
andere/r PsychotherapeutIn 
der Station.

Gegebenenfalls könnten auch 
nichtreaktive naturalistische 
Quellen wie Tagebücher, Blogs 
und Internetforen mit einbezo-
gen werden. Möglicherweise 
hätten die erhobenen Daten 
– E-Mails über drei Mona-
te  – auch eine eher prozess-
orientierte Analyse zugelassen. 
Zumindest wäre es vermutlich 
fruchtbarer, die Substantive im 
Kontext ihrer Sätze und E-Mails 
zu analysieren. Dabei wäre 
wahrscheinlich ein differenzier-

teres und inhaltlich reichhalti-
geres Ergebnis zu erzielen.

Die Idee der Kombination von 
Präsenz- und Onlinephasen 
hat sich in anderen Kontex-
ten wie z. B. in der Lehre an 
Hochschulen unter dem Label 
„Blended Learning“ als sehr ef-
fizient erwiesen. Möglicherwei-
se wäre dieser Ansatz auch auf 
die Kombination der Vorteile 
von Präsenz- und Onlinethera-
pie übertragbar.

Karin Jeschke

Wissenschaftliche Referentin
Psychotherapeutenkammer 
Berlin
Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
jeschke@psychotherapeuten-
kammer-berlin.de
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Praxis und Forschung

Nach wie vor besteht ein erheblicher Mangel an praxisnaher Forschung, auch und gerade in den Bereichen Ausbildung und Qualitäts
sicherung. Daher möchte die Redaktion des Psychotherapeutenjournals die Forschungsinitiative der Hessischen Kammer zu Supervision 
und Intervision unterstützen, auf die im folgenden Beitrag hingewiesen wird.

Supervisionsforschung

Ausschuss „Wissenschaft und Forschung“ der Psychotherapeutenkammer Hessen

Zusammenfassung: Supervision und Intervision haben hohe Bedeutung in der psy-
chotherapeutischen Ausbildung und Versorgungspraxis. Forschungsergebnisse liegen 
jedoch nur spärlich vor. Die hessische Psychotherapeutenkammer ruft daher zu For-
schungsprojekten auf, nennt besonders interessante Themenbereiche und bietet Un-
terstützung an.

Therapie-Supervision ist in der psychothe-
rapeutischen Ausbildung unabdingbar und 
in der psychotherapeutischen Berufspraxis 
ein zentrales Instrument zur Sicherung und 
Verbesserung der Therapiequalität. Eine 
Umfrage unter 1067 hessischen Psycho-
therapeuten, die vom Ausschuss „Quali-
tätssicherung“ der hessischen Psychothe-
rapeutenkammer organisiert wurde, hat 
aufgezeigt, dass die befragten Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten der 
Supervision und Intervision einen sehr 
hohen Stellenwert für die Qualitätssiche-
rung zumessen (vgl. Reuther-Dommer, 
Sattler & Neef, 2007). Hieran anknüpfend 
hat sich der Ausschuss „Wissenschaft und 
Forschung“1 der Psychotherapeutenkam-
mer Hessen in Zusammenarbeit mit dem 
Psychologischen Institut an der Universität 
Marburg (Arbeitsgruppe Klinische Psycho-
logie und Psychotherapie, Prof. Dr. Winfried 
Rief und Dr. Gaby Bleichhardt, DP Kathrin 
Mößner) eine Folgebefragung durchge-
führt; hierfür wurde ein spezieller Frage-
bogen konstruiert, der an die hessischen 
Kammermitglieder verschickt wurde. Ins-
gesamt haben 843 hessische Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten an 
der Befragung teilgenommen. Die Ergeb-
nisse zeigen unter anderem, dass die ein-
zelnen Reflexionsformen unterschiedlich 
häufig in Anspruch genommen werden: 
22% der Befragten nehmen an Teamsu-

pervisionen, 46% an Fallbesprechungen, 
52% an Einzelsupervisionen und 76% an 
Intervisionen teil. Eine faktorenanalytische 
Auswertung der Fragebögen „Erwartungen 
an die Supervision“ und „Erfahrungen mit 
Supervision“ ergab jeweils fünf Faktoren, 
die wesentliche Funktionen der Supervi-
sion abbilden (berufliche Wissenserweite-
rung/Weiterentwicklung, therapiebezoge-
ne Problemlösung, kollegialer Austausch 
und Entlastung, individuelle emotionale 
Entlastung, formale Gründe). Darüber hi-
naus wurde eine Fülle weiterer Ergebnisse 
gewonnen, die in gesonderten Publikatio-
nen dargestellt sind (vgl. hierzu ausführlich 
Bleichardt & Rief, 2010; Felder, Mattejat & 
Bleichardt, 2010; Mößner, 2009). In einer 
ausführlichen Diskussion dieser Ergebnisse 
und der bisher vorliegenden Forschungs-
befunde im Ausschuss „Wissenschaft und 
Forschung“ wurde deutlich, dass zur Super-
vision und Intervision bisher nur spärliche 
und sehr lückenhafte Forschungsergeb-
nisse vorliegen (vgl. z. B. Norcross, Bike & 
Evans, 2009) und dass es angesichts der 
hohen Bedeutung der Supervision und 
Intervision in der Ausbildung und psycho-
therapeutischen Versorgungspraxis äußerst 
wünschenswert und dringend notwen-
dig ist, diese Ergebnisse aufzugreifen und 
Forschungsprojekte in Gang zu setzen, in 
denen Supervisionen und Intervisionen ge-
nauer untersucht werden.

Die hessische Psychotherapeuten-
kammer ruft deshalb interessierte For-
schungsgruppen an Universitäten und 
anderen Einrichtungen auf, Forschungs-
projekte zu initiieren.

Zu den Themen, die aus unserer Sicht 
hierbei von besonderem Interesse sind, 
zählen:

�� Untersuchung der Frage, welche Kol-
leginnen/Kollegen Supervision inten-
siv nutzen, welche Supervision nicht 
nutzen oder sogar ablehnen und aus 
welchen Gründen dies der Fall ist (Nut-
zeranalyse),

�� Analyse der Frage, nach welchen Kriteri-
en sich Psychotherapeuten ihre Super-
visoren auswählen (Selektionsanalyse),

�� Analyse der Frage, welche Erwartun-
gen an Supervisionen gestellt werden, 
welche Erwartungen von Supervisoren 
wahrgenommen werden (Erwartungs-
analyse),

�� Untersuchung von Selbst- und Fremd-
beurteilungen von therapeutischer und 
supervisorischer Kompetenz/Expertise 
(Kompetenzanalysen),

�� Analyse von Supervisionsverläufen und 
Supervisionsprozessen sowie dabei 
stattfindenden Interaktionen/Kommu-
nikationsprozessen; Differenzierung 

1	 Ausschussmitglieder: Frau Dr. Hildegard Fel-
der (Vorsitzende), Frau Dr. Renate Frank, Herr 
DP Jörg Hein, Herr Prof. Dr. Fritz Mattejat, 
Frau Dr. Gisela Wiegand, Frau DP Birgit Wie-
semüller. Vertreter des Kammervorstandes: 
Herr DP Jürgen Hardt (Kammerpräsident); 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Kammer: 
Herr Dr. Matthias Ochs.



397Psychotherapeutenjournal 4/2010

F. Mattejat

von günstigen/ungünstigen Supervisi-
onsverläufen; dabei kann auch die Fra-
ge untersucht werden, ob und in wel-
cher Hinsicht Supervisionsverläufe von 
den jeweiligen Störungsbildern abhän-
gig sind (Supervisions-Prozessanalyse),

�� Untersuchung der Funktion/des Nut-
zens von Videoanalysen/videogestütz-
ter Supervision (Videosupervision),

�� Untersuchung von internetgestützten 
Supervisionsprozessen und ihrer spezi-
fischen Merkmale (Vor-/Nachteile) (In-
ternetgestützte Supervision),

�� Studien zur Untersuchung der Effekti-
vität und Wirksamkeit von Supervision/
Intervision im Hinblick auf die supervi-
dierten Therapien: Wird die Therapie-
qualität durch die Supervision verbes-
sert? (Wirksamkeitsstudien).

Für die wissenschaftliche Untersuchung 
dieser und ähnlicher Fragestellungen 
kann aus unserer Sicht die ganze Breite 
der möglichen methodischen Zugänge 
genutzt werden, die von experimentellen 
Designs (RCT-Studien) mit relativ hohen 
Probandenzahlen bis hin zu qualitativen 
Interviewstudien mit relativ wenigen Teil-
nehmern reichen.

Bei der Analyse dieser Fragen ist schließlich 
zu differenzieren nach den unterschiedli-
chen Reflexionsformen (Unterscheidung 
zwischen Supervision im Rahmen der 
Ausbildung vs. Supervision im Rahmen der 
Berufspraxis vs. Intervision vs. Teamsuper-
vision). Hierbei sollte die Teamsupervision 
und die Intervision wegen ihrer hohen Be-
deutung eine besondere Berücksichtigung 
erfahren.

Der Ausschuss „Wissenschaft und For-
schung“ und der Vorstand der hessi-
schen Psychotherapeutenkammer sind 
bereit, mit Forschergruppen, die sich 
mit diesen oder ähnlichen Themen 
beschäftigen möchten, zusammenzu-
arbeiten und Forschungsprojekte zu 
unterstützen, insbesondere dadurch, 
dass unter den hessischen Psychothe-
rapeuten für solche Projekte geworben 
wird und dass die hessischen Psycho-

therapeuten (Kammermitglieder) zu 
einer Teilnahme an solchen Projekten 
(als Supervisoren, Supervisanden etc.) 
angeregt und motiviert werden.
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Praxis für die Praxis. Ausgewählte Er-
gebnisse einer schriftlichen Mitglieder-
befragung der hessischen Landeskam-
mer für PP/KJP über Einschätzungen 
zur Qualitätssicherung. Psychothera-
peutenjournal, 6 (3), 240-250.

Für den Ausschuss:

Prof. Dr. Fritz Mattejat

Korrespondenz:

Dr. Hildegard Felder

Vorsitzende des Ausschusses Wissen-
schaft und Forschung
Psychotherapeutenkammer Hessen
Gutenbergplatz 1
65187 Wiesbaden
post@ptk-hessen.de

Seminar 1: Der systemische Ansatz
Seminar 2: Systemische Interventionen
Seminar 3: Systemische Ansätze in der 
 VT-Praxis / Paartherapie

Fortbildungspunkte: Anerkannt durch LPK
Bei späterer Systemtherapieausbildung 
anrechenbar

Kosten: ¤ 972,- (zzgl. Unterkunft u. Verpfl egung)

Berlin
25.–27.03.11, 25.–27.05.11, 23.–25.09.11
Leitung: Dr. Hans Lieb, Dr. Stephan Theiling

Karlsruhe / Ludwigshafen
17.–19.10.11, 01.–03.02.12, 16.–18.04.12
Leitung: Dr. Hans Lieb, Dr. Hagen Böser

IF Weinheim  
Institut für systemische Ausbildung 

& Entwicklung
Freiburger Straße 46 · 69469 Weinheim

Anmeldung und weitere Angebote:
Telefon: 06201 65952 

www.if-weinheim.de

Systemtherapie für 
Verhaltenstherapeuten – 
3x3 Tage

 
 
 
KLINISCHE HYPNOSE 
• Fortbildung in acht Grundseminaren 

in Ericksonscher Hypnose (akkreditiert)  

• Aufbaukurse zur klinischen Anwendung 
(akkreditiert) 

Alle Seminare sind auch einzeln belegbar. 

Termine: siehe www.meg-tuebingen.de 
 (oder auf Nachfrage) 
Leitung: Prof. Dirk Revenstorf 
 und Dr. Elsbeth Freudenfeld 

 
PAARTHERAPIE 
Einjährige Fortbildung nach 
humanistisch-psychodynamischen 
Grundsätzen (akkreditiert) 

5 Blöcke à 4 Tage (Do.-So.) auf Mallorca 

Beginn: 24.11.2011 

Termine: www.paartherapie-akademie.de 

Leitung: Prof. Dirk Revenstorf 
 und Halko Weiss, Ph.D. 

 
Anmeldung: 

Universitätsklinikum Tübingen 
Akademie für Bildung und 
Personalentwicklung, Dr. Ralf Mennekes 
Herrenberger Straße 85, 72070 Tübingen 
Tel.: 07071/29-83575  Fax: 07071/29-5319 
Akademie@med.uni-tuebingen.de 

UNIVERSITÄTSKLINIKUM 
TÜBINGEN (UKT), 
Akademie für Bildung und 
Personalentwicklung 
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Mitteilungen der 
Bundespsychotherapeutenkammer

17. Deutscher Psychotherapeutentag in Hannover

Am 13. November 2010 fand der 17. Deut-
sche Psychotherapeutentag (DPT) in Han-
nover statt. Zentrales Thema war erneut 
die Zukunft der Psychotherapeutenausbil-
dung. Der vom Vorstand der Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) vorgelegte 
Entwurf für eine Novellierung des Psycho-
therapeutengesetzes und die Eckpunkte 
einer Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung wurden mit Zweidrittelmehrheit von 
den Delegierten angenommen.

Zum Auftakt des Psychotherapeutentages 
verlas die Präsidentin der Psychotherapeu-
tenkammer Niedersachsen, Frau Gertrud 
Corman-Bergau, ein Grußwort der nieder-
sächsischen Gesundheitsministerin, Frau 
Aygül Özkan. Die Ministerin sicherte der 
Profession die Unterstützung der Bundes-
länder für eine Novellierung des Psycho-
therapeutengesetzes zu.

Frau Gertrud Corman-Bergau beschrieb in 
ihrem Grußwort die Vielfalt des Bundeslan-
des Niedersachsen. Gesundheitspolitisch 
warb sie dafür, einen Schwerpunkt der 

Christian Letz, 
Mitarbeiter PtK 
Niedersachsen

Gerd Hoehner, stellv. 
Versammlungsleiter

Wolfgang Schreck, 
Versammlungsleiter

Bertke Reiffen-Züger, 
stellv. Versamm-
lungsleiterin

Gertrud Corman-Bergau, Präsidentin PtK 
Niedersachsen

künftigen Arbeit auf die längst überfällige 
Reform der Bedarfsplanung zu legen. Dies 
sei für Niedersachsen von erheblicher Re-
levanz, da die Versorgungsdichte im Lan-
desdurchschnitt bei nur 14,3 Psychothera-
peuten je 100.000 Einwohnern liege.

Reform der Bedarfsplanung

Prof. Dr. Rainer Richter, Präsident der 
BPtK, nahm diesen Faden im Bericht des 
Vorstandes auf. Er erinnerte daran, dass 
Patienten häufig Monate auf einen Psy-
chotherapieplatz warten, aber diese Wirk-
lichkeit sich in den Zahlen der Bedarfspla-
nung nicht widerspiegele. Diese gehe im 
Gegenteil davon aus, dass 390 von 395 
Planungsbereichen überversorgt seien. Mit 
einem Versorgungsgrad von 100 Prozent 
werde in der ambulanten Bedarfsplanung 
jedoch eine höchst unterschiedliche Ver-
sorgungssituation beschrieben. Die Anzahl 
der Psychotherapeuten pro 100.000 Ein-
wohner schwanke dabei zwischen vier und 
40 Psychotherapeuten. Patienten stünden 

damit, je nachdem wo sie lebten, vor einer 
extrem unterschiedlichen Versorgungssi-
tuation. In strukturschwachen Regionen 
arbeite ein Psychotherapeut pro 23.000 
Menschen, in Kernstädten ein Psychothe-
rapeut pro 2.600. Die Spreizung führe zu 
einem Versorgungsgrad von 245,6 Pro-
zent im ländlichen Altmarkkreis Salzwedel 
in Sachsen-Anhalt. In den Kategorien der 
Bedarfsplanung gelte dieser Kreis damit als 
eklatant überversorgt. In Wahrheit versuch-
ten dort ca. neun Psychotherapeuten, die 
Versorgung je 100.000 Menschen sicher-
zustellen. Lüchow-Dannenberg gehöre mit 
463,2 Prozent zu den Top 10 der überver-
sorgten Planungsbereiche und dort seien 
es gerade mal 20 Psychotherapeuten, 
die die Versorgung je 100.000 Menschen 
übernehmen.

Ziel bei der anstehenden Reform der Be-
darfsplanung müsse eine ausreichende 
Versorgung psychisch kranker Menschen 
sein, unabhängig davon, wo sie lebten. 
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Migranten habe man aufgrund der Ein-
richtung des zusätzlichen Referates „Ver-
sorgungsforschung“ bearbeiten können. 
Auch für 2011 eröffne diese zusätzliche 
Stelle die Möglichkeit, wichtige Themen 
aufzugreifen. Positiv entwickelt habe sich 
die Vertretung der BPtK auf europäischer 
Ebene. Man habe Gespräche mit Europa-
parlamentariern und Vertretern der EU-
Kommission geführt. Prof. Dr. Richter habe 
als Präsident der BPtK an den Mental-
Health-Konferenzen der EU in Brüssel und 
Lissabon teilgenommen. Im Übrigen sei 
er auch Mitglied des Standing Committee 
Psychotherapy der European Federation of 
Psychologists‘ Associations (EFPA). Im Fe-
bruar 2011 plane man eine Veranstaltung 
zum Thema „Psychotherapie in Europa“, 
die gleichzeitig den Startschuss für ein eu-
ropaweites Netzwerk der Psychotherapeu-
ten bilden solle.

Dr. Munz erläuterte die Anpassung der 
Aufwandsentschädigung des Vorstandes 
für die nächste Amtsperiode. In den zu-
rückliegenden Jahren sei das Aufgabenfeld 
der BPtK kontinuierlich gewachsen. Die 
Delegierten folgten den Empfehlungen 
des Finanzausschusses und den Vorschlä-
gen des Vorstandes umfassend. Sie entlas-
teten den Vorstand für das Haushaltsjahr 
2009, verabschiedeten den vorgelegten 
Haushaltsplan 2011 und änderten die Ent-
schädigungs- und Reisekostenordnung, 
um eine höhere Aufwandsentschädigung 
des Vorstandes in der nächsten Amtsperi-
ode zu ermöglichen.

Peter Lehndorfer, Andrea Mrazek, Dr. Dietrich Munz, Monika Konitzer,  Prof. Dr. Rainer Richter

Voraussetzung dafür sei, dass Vereinba-
rungen zur Versorgungsdichte künftig auf 
einer angemessenen Datenbasis statt-
fänden. Dafür müsse mit den Versicher-
ten- und Leistungsdaten der gesetzlichen 
Krankenkassen sektoren- und berufsgrup-
penübergreifend die regionale Versor-
gungssituation dargestellt werden. Nur 
so könnten defizitäre Versorgungsmuster 
sichtbar gemacht werden. Psychisch kran-
ke Menschen, die nicht monatelang auf ei-
nen Psychotherapieplatz warten könnten, 
würden ausschließlich pharmakologisch 
oder stationär, z. T. im Widerspruch zu den 
Empfehlungen evidenzbasierter Leitlinien, 
versorgt. Unterversorgung in der ambu-
lanten psychotherapeutischen Versorgung 
habe also Konsequenzen im Bereich der 
Pharmakotherapie und der stationären 
Versorgung. Erst wenn solche Verlage-
rungseffekte deutlich würden, könnten sie 
bei regionalen Vereinbarungen zur ange-
strebten Versorgungsstruktur berücksich-
tigt werden.

Der BPtK-Präsident bat für die Beratung 
des anstehenden Versorgungsgesetzes 
um Unterstützung seitens der Landespsy-
chotherapeutenkammern, der Verbände 
und der Vertreter der Psychotherapeuten-
schaft in der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) und in den Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KVen). Wenn man 
gemeinsam dafür eintrete, könne die his-
torische Chance einer Reform der Bedarfs-
planung genutzt werden.

Haushaltsplanung 2011

Hans Bauer, Vorsitzender des Finanzaus-
schusses, schilderte den Delegierten die 
Beratungen im Finanzausschuss der BPtK. 
Er empfahl den Delegierten die Entlastung 
des Vorstandes für das Jahr 2009 und die 
Annahme des Haushaltsplanes 2011.

Dr. Dietrich Munz, Vizepräsident der 
BPtK, schilderte für den BPtK-Vorstand 
die Haushaltsplanung 2011. Themen wie 
z. B. psychotrope Substanzen zur Leis-
tungssteigerung, die Auswertung der 
Krankenkassenreporte zu psychischen 
Erkrankungen in der Arbeitswelt und die 
psychotherapeutische Versorgung von 
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Zur Diskussion standen die Details der vom 
16. DPT beschlossenen Eckpunkte einer 
Reform der Psychotherapeutenausbildung. 
Wie vom DPT beauftragt, hatte der Vor-
stand unter Mitwirkung von Berufs- und 
Fachverbänden, Hochschulvertretern sowie 
Vertretern von Ausbildungsteilnehmern und 
Ausbildungsstätten ein detailliertes Reform-

konzept ausgearbeitet, das bereits einem 
schriftlichen Stellungnahmeverfahren un-
terzogen und auf einem Ausbildungsgipfel 
am 26.10.2010 erörtert worden war.

Der Vorstand unterstrich bei der Präsen-
tation der Reformdetails, dass die Profes-
sion damit nun selbst Antworten auf die 
drängenden Probleme der heutigen Aus-

Reform der Psychotherapeutenausbildung

Überblick über die Details einer Novellierung des Psychotherapeutengesetzes 	
und der Approbationsordnung

Ausbildungsziel ist der Beruf „Psychotherapeut“, dessen Kompetenzprofil in der Approbationsordnung definiert ist. Zugangsvorausset-
zungen zur Ausbildung sind ein abgeschlossener Bachelor- und Masterstudiengang oder gleichwertige Studiengänge, deren inhalt-
liche Anforderungen ebenfalls in der Approbationsordnung festgelegt werden. Von den definierten Eingangsqualifikationen können 
Leistungen im Umfang von etwa einem Studiensemester nach dem Studienabschluss an einer Hochschule oder staatlich anerkann-
ten Ausbildungsstätte nachgeholt werden.

Bei Vorliegen der Eingangsqualifikationen und Nachweis von Praktika (die studienbegleitend abgeleistet werden können) kann die 
Zulassung zum schriftlichen Teil der Staatsprüfung über die heutigen Grundkenntnisse erfolgen. Diese Kenntnisse können bereits 
während des Studiums, aber auch zum Teil während der postgradualen Ausbildung erworben werden.

Nach bestandener Prüfung wird staatlicherseits eine eingeschränkte Behandlungserlaubnis erteilt, wenn ein Vertrag über ein laufendes 
Ausbildungsverhältnis mit einer anerkannten Ausbildungsstätte vorliegt. Die eingeschränkte Behandlungserlaubnis ist Voraussetzung 
für das Absolvieren der Praktischen Ausbildung und berechtigt zur psychotherapeutischen Behandlung von Patienten unter Aufsicht 
oder Supervision im Rahmen des Ausbildungsverhältnisses und zum Führen der Bezeichnung „Psychotherapeut in Ausbildung“ (PiA).

Theoretische und Praktische Ausbildung beinhalten einen einheitlichen Teil für die Behandlung von Kindern, Jugendlichen und Erwach-
senen und einen besonderen Teil zum Behandlungsschwerpunkt „Erwachsene“ oder „Kinder und Jugendliche“. Die Praktische Ausbil-
dung besteht aus zwei Teilen und orientiert sich an einem Lernzielkatalog. Die Praktische Ausbildung I wird in Einrichtungen absolviert, in 
denen Menschen mit psychischen Erkrankungen psychotherapeutisch behandelt werden. Die Praktische Ausbildung II ist die Ausbildung 
in dem zu erlernenden Vertiefungsverfahren, bei der die Hälfte der Behandlungsstunden in der ambulanten Versorgung zu erbringen ist. 
Während der gesamten Praktischen Ausbildung sind Psychotherapeuten in Ausbildung angemessen zu vergüten.

Am Ende der Ausbildung erfolgt eine mündliche Prüfung über die weitergehenden Grundkenntnisse und das Vertiefungsverfahren. 
Anschließend kann eine Approbation als Psychotherapeut erteilt werden, die berufsrechtlich zur Ausübung von Psychotherapie mit 
allen Altersgruppen befugt. Bei vertiefter Ausbildung in einem Richtlinienverfahren sind die Voraussetzungen für die Abrechnung von 
Behandlungen in dem Verfahren und dem gewählten Altersbereich zulasten der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) erfüllt und 
auf Antrag kann die Eintragung in das Arztregister erfolgen. Durch Weiterbildung kann die Fachkunde für die jeweils andere Alters-
gruppe erworben werden.

Übergangsregelungen sehen vor, dass Psychologische Psychotherapeuten automatisch die Bezeichnung „Psychotherapeut mit 
Schwerpunkt Erwachsene“ und bei Vorlage der Fachkunde für Kinder und Jugendliche auch die Schwerpunktbezeichnung „Kin-
der und Jugendliche“ führen können. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten können nach einem Anpassungslehrgang die 
Bezeichnung „Psychotherapeut mit Schwerpunkt Kinder und Jugendliche“ führen. Darauf aufbauend können sie als neue Option 
über eine Weiterbildung die Schwerpunktbezeichnung „Erwachsene“ erwerben. Ausbildungsteilnehmer und Studierende können die 
Ausbildung nach den heute gültigen Vorschriften im Laufe von zehn Jahren nach Inkrafttreten der Änderungen abschließen. Eine 
Erprobungsklausel ermöglicht in Modellstudiengängen alternative Ausbildungskonzepte zum Psychotherapeuten.

bildung geben könne. Auf andere könne 
sich die Psychotherapeutenschaft nicht 
verlassen, wie auch die Antwort der Bun-
desregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-
Drs. 17/3153) gezeigt habe. Diese nehme 
offenbar eine Etablierung des Bachelorab-
schlusses in der Kinder- und Jugendlichen-

psychotherapie billigend in Kauf und habe 
auch kein wirksames Konzept, um die fi-
nanzielle Situation der Psychotherapeuten 
in Ausbildung zu verbessern.

Zentrales Thema der Debatte des 17. DPT 
waren die vom 16. DPT beschlossenen 
einheitlichen Eingangsqualifikationen, die 
bereits auf dem Ausbildungsgipfel intensiv 

diskutiert worden waren (ausführlicher Be-
richt auf: www.bptk.de).

Die Festlegung psychologischer Grund-
kenntnisse wurde als notwendige Basis für 
einen gemeinsamen Beruf gesehen, weil 
Psychologie die Basis für Psychotherapie 
als Heilkunde sei. Die als Gäste geladenen 

Vertreter (sozial-)pädagogischer Studien-
gänge (Prof. Dr. Silke Gahleitner, Prof. Dr. 
Michael Borg-Laufs und Prof. Dr. Mark Hel-
le) warnten jedoch, dass (sozial-)pädago-
gische Studiengänge die psychologischen 
Grundlagen nicht vermitteln könnten, weil 
sie ihre Studierenden für Tätigkeiten im 
Sozialwesen qualifizieren müssten. Sie 
machten in ihren Beiträgen deutlich, dass 
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pädagogische Kenntnisse und Fertigkeiten 
ebenfalls zu den grundlegenden Kenntnis-
sen gehörten. Die Delegierten begrüßten 
daher die geplanten Gespräche des Vor-

standes mit den Hochschulvertretern. Mit 
einer Zweidrittelmehrheit nahmen die 
Delegierten des 17. Deutschen Psychothe-
rapeutentages dann den Entwurf zu den 

Details einer umfassenden Novellierung 
des Psychotherapeutengesetzes und einer 
Approbationsordnung für den neuen Psy-
chotherapeutenberuf an.

Gespräch mit Bundesgesundheitsminister Dr. Philipp Rösler

Am 04.11.2010 fand ein Gespräch zwi-
schen der Bundespsychotherapeutenkam-
mer (BPtK) und dem Bundesgesundheits-
minister Dr. Philipp Rösler statt.

Reform der Bedarfsplanung

Am Reformbedarf könne man nicht zwei-
feln, stellte Minister Rösler fest. Fast alle 
395 Planungsbereiche würden als regel- bis 
überversorgt gelten. Dennoch berichteten 
Patienten und Leistungserbringer regel-
mäßig von gravierenden Wartezeiten. Die 
BPtK konnte diesen Eindruck für die Ver-
sorgung von psychisch kranken Menschen 
nur bestätigen. Ein Versorgungsgrad von 
100 Prozent bedeute, dass zwischen 4,3 
oder 38,8 Psychotherapeuten pro 100.000 
Einwohner in einem Planungsbereich zur 
Verfügung stehen. Diese Spannbreite bei 
den absoluten Zahlen mache deutlich, dass 
die prozentualen Angaben zur Regel- bzw. 
Überversorgung keinen Rückschluss auf die 
reale Versorgungssituation erlauben.

Dr. Rösler ging davon aus, dass sich der 
Versorgungsbedarf nicht empirisch ein-
deutig fassen oder belegen lasse. Ent-
scheidungen zur Versorgungsdichte 
werden Verhandlungssache sein, so wie 
Anfang der 1990er Jahre die Festlegung 
der bundesweit einheitlichen Verhältnis-
zahlen. Hier könne er sich mehr Entschei-
dungskompetenzen auf den Landes- bzw. 
regionalen Ebenen vorstellen. Dann gehe 
es darum, neue Festlegungen zu finden, 
die auch sektorenübergreifende Aspek-
te beachten und eine bedarfsgerechtere 
Versorgung ermöglichen. Die Versorgung 
psychisch kranker Menschen sei dabei ein 
besonderes Thema. Die BPtK werde in die 
anstehenden Beratungen mit einbezogen.

Aufhebung der Befugnisein-
schränkung

Die BPtK erinnerte daran, dass mit dem 
Psychotherapeutengesetz vor mehr als 
zehn Jahren den neuen Heilberufen nur 

MinDir Dr. jur.
Ulrich Orlowski, 
Bundesministeri-
um für Gesund-
heit

Prof. Dr. Rainer 
Richter, Präsi-
dent der BPtK

Dr. Philipp 
Rösler, Bundes-
gesundheitsmi-
nister

Monika Konitzer, 
Vizepräsidentin 
der BPtK

ORR‘in Susanne 
Becker, Bundes-
ministerium für 
Gesundheit

eingeschränkte Befugnisse erteilt wurden, 
z. B. sind sie nicht befugt zur Verordnung 
von Heil- und Hilfsmitteln, zur Ausstellung 
einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
und zur Einweisung ins Krankenhaus. Dies 
müsse heute als überholt gelten. Man kön-
ne Patienten unnötige Wege und den Ver-
tragsärzten vermeidbaren bürokratischen 
Aufwand ersparen. Angesichts des Ärz-
temangels sei dies auch ein notwendiger 
Beitrag zu mehr Effizienz.

Der Minister sicherte zu, die Anregungen 
zu prüfen und evtl. beim anstehenden Ver-
sorgungsgesetz zu berücksichtigen.

Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung

Zum Schluss erläuterte die BPtK ihr Anlie-
gen einer Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung. Es bestehe kurzfristiger Hand-
lungsbedarf, sonst werde der Bachelor zur 

Eingangsqualifikation für die Ausbildung 
zum Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten. Auch müssten Psychotherapeu-
ten in Ausbildung während ihrer Tätigkeit 
im Krankenhaus angemessen vergütet 
werden. Der Minister sah den Handlungs-
bedarf in beiden Feldern. Die BPtK sagte 
Rösler zu, ihm Ende November einen in 
der Profession abgestimmten Gesetzes-
vorschlag zu unterbreiten. Er bot an, auf 
Basis dieses Entwurfs erneut das Gespräch 
zu suchen.

Geschäftsstelle

Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel.	 030 278785-0
Fax.	 030 278785-44
info@bptk.de
www.bptk.de



402 Psychotherapeutenjournal 4/2010

B
ad

en
- 

W
ür

tt
em

be
rg

Mitteilungen der Landespsychotherapeuten
kammer Baden-Württemberg

im letzten Psychotherapeutenjournal ha-
ben wir an dieser Stelle ausführlich über 
unseren Fachtag zu Abstinenzverletzun-
gen in der Psychotherapie berichtet. Aus 
Rückmeldungen entnehmen wir Lob und 
Kritik. Es wurde begrüßt, dass wir dieses 
Thema in dieser Offenheit aufgegriffen 
und weitergeführt haben und uns hierü-
ber sowohl mit unseren Kolleginnen und 
Kollegen als auch den Juristen ausein-
andersetzen. Kritisch angemerkt wurde, 
dass die Patientensicht nicht ausreichend 
gewürdigt werde. Für die Patienten ist es 
oft schwer akzeptabel, dass trotz ernst 
zu nehmender Vorwürfe ein Verfahren 
eingestellt werden muss. Aus Sicht der 
betroffenen Patientinnen und Patienten 
werde hierbei zu wenig berücksichtigt, 
wie sehr sie oft unter den Folgen von 
Grenzverletzungen leiden würden, die 
Einstellung des Verfahrens und hiermit 
verbundene Enttäuschung kann dies ver-
stärken. Hier wird ein Dilemma deutlich, 
das für uns eine weitere Herausforde-
rung sein wird. Einerseits müssen wir als 

Kammer im Rahmen der Rechtsordnung 
rechtssicher handeln, andererseits sollten 
wir weiter versuchen, für die Patienten hilf-
reiche Angebote zu schaffen. Wir sehen 
in den Rückmeldungen eine Aufforderung 
an die Kammer, nach außen und nach in-
nen aktiv zu werden. Weitere Kontakte mit 
Staatsanwälten und Richtern zur Aufklä-
rung über die Verantwortung der Psycho-
therapeuten für den Rahmen der Behand-
lung können zu einer Sensibilisierung für 
die Belange der Patienten in Gerichtspro-
zessen führen. In der Kammer müssen wir 
die Diskussion mit den Mitgliedern weiter 
führen, um die Auseinandersetzung mit 
den ethischen Grundlagen unseres Beru-
fes und deren rechtlichen Konsequenzen 
zu fördern.

Das Interesse von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern des Fachtages an einer Ar-
beitsgruppe zu diesem Thema hat uns 
sehr gefreut. Beim ersten Treffen der AG 
wurde beschlossen, künftig hier im Psy-
chotherapeutenjournal über die aus dem 

Praxisalltag kommenden Probleme zur 
Abstinenz und zu Grenzverletzungen zu 
berichten, um so für das Thema zu sensi-
bilisieren und Vorschläge für den profes-
sionellen Umgang mit schwierigen Situa-
tionen, die zu Grenzverletzungen führen 
können, aufzuzeigen.

Weiterhin werden wir die internen Struk-
turen, z. B. die schon berichtete Idee 
einer Mediation weiter verfolgen, um Pa-
tienten und Therapeuten die Möglichkeit 
zu eröffnen, mit einem außenstehenden 
Dritten eine für beide Seiten weiterfüh-
rende Lösung zu erarbeiten.

Wir wünschen Ihnen erholsame Weih-
nachtstage und einen angenehmen 
Jahreswechsel sowie alles Gute für das 
kommende Jahr.

Ihr Kammervorstand 
Dietrich Munz, Martin Klett,  

Kristiane Göpel, Birgitt Lackus-Reitter, 
Roland Straub

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Vertreterversammlung der LPK am 16.10.2010

Wie jedes Jahr im Herbst war in der Ver-
treterversammlung (VV) der Bericht und 
Abschluss des Haushaltsjahres 2009 so-
wie die Planung des Haushalts für das 
nächste Jahr 2011 ein wichtiges Thema. 
Der Vorstand hat 2009 die Vorgaben des 
Haushaltsplanes bei den Ausgaben einge-
halten, gleichzeitig waren die Einnahmen 
höher als erwartet. Dies ist zu großen Tei-
len darauf zurückzuführen, dass Vorstand 
und Kammerverwaltung mit viel Nachdruck 
rückständige Beiträge eingefordert hatten. 
Der Überschuss war Anlass für eine längere 
Diskussion, ob einmalig im Jahr 2011 der 
Beitrag etwas reduziert werden sollte, was 

bedeutet hätte, dass 2012 voraussichtlich 
eine Erhöhung um diesen Betrag erforder-
lich werden würde, da die Mehreinnahmen 
in 2009 für die kommenden Jahre nicht 
zu erwarten sind. Die Mehrheit der VV-
Mitglieder entschied, von einer einmaligen 
Reduktion abzusehen und die Mittel in der 
Rücklage zu belassen. Kassenführer und 
Vorstand wurden anschließend mit deutli-
cher Mehrheit der VV entlastet.

Zum Haushalt des Jahres 2011 stellte der 
Vorstand die Anschaffung einer neuen 
Software für die Kammerverwaltung vor. 
Hierdurch sollen Erleichterungen für die 

interne Verwaltung und für die Mitglie-
der ermöglicht werden, bspw. über Inter-
neteingaben von Meldebögen oder Akkre-
ditierungen etc. In der VV wurde vor allem 
eine hohe Qualität des Datenschutzes ein-
gefordert, die nach Ausführungen des Be-
auftragten für die EDV künftig wesentlich 
besser sein wird als derzeit und höchsten 
Anforderungen genüge, ohne die Arbeit zu 
behindern.

Die Mehrheit stimmte für den vom Haus-
haltsausschuss vorgelegten Haushaltsplan 
für 2011. Dieser basiert auf demselben 
Kammerbeitrag wie in den letzten beiden 
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Jahren. Vorstand und Haushaltsausschuss 
versicherten, dass der Beitrag auch in den 
nächsten Jahren stabil bleiben solle und 
die Haushaltsplanungen sich an dieser 
Maßgabe orientieren.

Nach Anregungen der letzten Sitzung der VV 
wurde die Entwicklung der Öffentlichkeitsar-
beit der Kammer vorgestellt. Hierzu referierte 
der zuständige Ressortleiter R. Nübling, der 

die wichtigsten Arbeiten der vergangenen 
Jahre zusammenfasste. Eine Übersicht hier-
zu findet sich auch in dem der letzten Aus-
gabe beigelegten Tätigkeitsbericht der LPK. 
Möglichkeiten der weiteren Verbesserung 
der Öffentlichkeitsarbeit sollen dann in der 
nächsten VV diskutiert werden.

Abschließend wurde vom Ausschuss für 
Aus-, Fort- und Weiterbildung ein Antrag 

auf Änderung der Fortbildungsordnung 
eingebracht. Aufgrund der bisherigen Er-
fahrungen waren Regelungen erforderlich 
geworden, dass KollegInnen auch Fortbil-
dungen in psychotherapienahen Verfahren 
und Methoden absolvieren können und 
diese anerkannt werden. Die VV schloss 
sich mehrheitlich diesem Antrag an. Sie-
he hierzu auch den beiliegenden Einhefter 
mit den Satzungsänderungen der LPK BW.

Kammer zwischenzeitlich in Gesundheitsinitiativen  
des Sozialministeriums gut einbezogen

AG Standortfaktor Gesundheit 
Baden-Württemberg

Wie schon verschiedentlich berichtet, ist die 
LPK sehr intensiv an der vom Gesundheits-
forum Baden-Württemberg (www.gesund-
heitsforum-bw.de) initiierten „AG Stand-
ortfaktor Gesundheit“ beteiligt. Die aus 
dem Gesundheitsforum entwickelte „Ge-
sundheitsstrategie Baden-Württemberg“ 
versucht, konzeptionell einen Rahmen 
für eine gesundheitsfördernde Gesamt-
politik zu skizzieren und die Gesund-
heitsstrategie als Gemeinschaftsaufgabe 
zu beschreiben. Ziel ist, die Entstehung 
chronischer Erkrankungen zu vermeiden 
oder hinauszuzögern, die Gesundheit in 
allen Lebensphasen und Lebenswelten 
zu fördern und durch Prävention die Wett-
bewerbsfähigkeit Baden-Württembergs zu 
sichern. Es sieht zwischen dem Gesund-
heitsstatus der Bevölkerung und der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes 
einen positiven Zusammenhang, weshalb 
Gesundheit zu einer der wichtigsten stra-
tegischen Ressourcen Baden-Württem-
bergs wird. Im Zuge der Einführung des 
Konzeptes wurde die AG „Standortfaktor 
Gesundheit“ gegründet, die als Plattform 
für eine informative Koordination sowie 
zur Umsetzung und Weiterentwicklung der 
Gesundheitsstrategie dienen soll. Die kon-
stituierende Sitzung der AG fand im De-
zember 2009 statt, erste Ergebnisse der 
in Projektgruppen erfolgenden inhaltlichen 
Arbeit sollen bis Ende 2010 vorliegen. Die 
LPK Baden-Württemberg ist in den fol-
genden PG vertreten: „Gesundheitsziele“ 
(vertreten durch D. Munz und C. Dietrich), 
„Gesundheitsberichterstattung“, „Betrieb-
liches Gesundheitsmanagement“, „Reha/

Selbsthilfe“ (jeweils durch R. Nübling) und 
„Prävention“ und „Früherkennung (jeweils 
K. Göpel). Ziel ist es, in diesen Projektgrup-
pen die jeweils relevanten psychischen As-
pekte einzubringen bzw. zu fördern (Infos 
zur AG Standortfaktor: www.sozialministe-
rium-bw.de à Themen à Gesundheits-
förderung und Prävention). Zum Stand der 
Projektgruppenarbeit s. u.

PG Gesundheitsziele: Im Rahmen der PG 
Gesundheitsziele sollen verbindliche Ver-
einbarungen zwischen den Akteuren des 
Gesundheitswesens zur Verbesserung der 
Gesundheit der Bevölkerung in definierten 
Bereichen und für bestimmte Zielgruppen 
getroffen werden. Dabei geht es sowohl 
um Verhaltens- als auch um Verhältnisprä-
vention (d. h. Präventionsmaßnahmen die 
sich direkt auf Menschen als auch auf die 
Lebensbedingungen bzw. -verhältnisse be-
ziehen). Einigkeit bestand auch darin, dass 
die Präventionsprojekte in eine Regelleis-
tung übergeführt werden sollen. Es ist 
beabsichtigt, den Erfolg der Maßnahmen 
und deren Zielerreichung zu evaluieren. 
Hierzu sind regionale Gesundheitskonfe-
renzen geplant, die aus den Ergebnissen 
der Gesundheitsberichterstattung Schlüs-
se für die Verbesserung der Umsetzung 
der Gesundheitsziele erarbeiten sollen. 
Für Baden-Württemberg wurden neun Ge-
sundheitsziele festgelegt, u. a. Vermeidung 
des Konsums legaler Suchtmittel, Gesund 
aufwachsen und altersgemäße Prävention 
von Depression. Die Kammer ist in Projekt-
gruppen zu den einzelnen Gesundheitszie-
len einbezogen. Dabei ist gelungen, sich 
auch in das Projekt „Gesund Aufwachsen 
in Baden-Württemberg“ einzubringen, das 
seit zwei Jahren läuft und von der Robert-

Bosch-Stiftung gefördert wird. Dieses Pro-
jekt soll jetzt in die Gesundheitsziele inte-
griert werden.

PG Gesundheitsberichterstattung: Die 
PG hatte sich in den letzten Monaten 
zweimal getroffen, um Kriterien für eine 
einheitliche Gesundheitsberichterstat-
tung zu definieren. Es ist geplant, eine 
Landeskarte für Baden-Württemberg zu 
entwerfen, in der bezogen auf den Kreis 
oder eine Region auf einen Blick zu sehen 
ist, in welchen Gebieten entsprechende 
Krankheiten in welcher Dichte bestehen. 
Hier wird die Verbreitung wichtiger primär 
körperlicher Erkrankungen (wie Hyper-
tonie, Diabetes, Krebs), aber auch psy-
chische Erkrankungen (v. a. Depression) 
dokumentiert werden. Die PG wird in ih-
rem Abschlussbericht, der Ende des Jahres 
vorliegen wird, entsprechende Vorschläge 
zu einer einheitlicheren Gesundheitsbe-
richterstattung an das Ministerium liefern. 
Deutlich wurde dabei auch, dass die Um-
setzung des Vorhabens dann auch mit ei-
ner ausreichenden Finanzierung durch das 
Land einhergehen muss.

PG Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment (BGM): Die PG ist schon weiter 
vorangeschritten, die Psychologie spielt 
im BGM eine ganz erhebliche Rolle. In-
zwischen hat die PG in Kooperation mit 
einigen Institutionen Veranstaltungen 
durchgeführt, die u. a. kleine und mittlere 
Betriebe angesprochen haben, in BGM zu 
investieren. Ziel ist eine möglichst weite 
Verbreitung des Grundgedankens sowie 
dessen Umsetzung in den (Führungs-)
Strukturen von Unternehmen. Hier ist 
auch die Schnittstelle insbesondere zum 
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internen Qualitätsmanagement relevant. 
Eingerichtet wurde auch in Kooperation 
mit der Deutschen Rentenversicherung 
Baden-Württemberg eine Mobbing-Hot-
line (siehe dazu ausführlich unsere Home-
page und www.mobbing-hotline-bw.de); 
diese geht allerdings auf eine Vorgänger-
Arbeitsgruppe zurück und ist hier nur in-
sofern assoziiert, als einige PG-Mitglieder 
daran beteiligt waren.

PG Rehabilitation und Selbsthilfe: Diese 
PG hatte sich erst im Frühjahr konstituiert 
und inzwischen dreimal getagt. Deutlich 
wurde, dass die Medizinische Rehabilitation 
angesichts der in den nächsten Jahrzehn-
ten dramatisch zunehmenden chronischen 
(und multimorbiden) Erkrankungen ein 
deutlich höheres relatives Gewicht in der 
Gesundheitsversorgung bekommen sollte 

(aktuell werden gerade mal 3% der Ge-
sundheitsausgaben für Vorsorge und Reha 
aufgewendet). Deutlich wurde darüber hin-
aus auch, dass sich die Konzepte der Reha 
mehr als bisher auf die psychische Komor-
bidität vieler primär körperlicher Erkran-
kungen einstellen müssen. Dies bedeutet 
innerhalb der Reha eine Verlagerung von 
einer primär immer noch häufig medizini-
schen Ausrichtung in eine ganzheitliche, in 
der die Psychologie/Psychotherapie eine 
bedeutsame Rolle spielen wird.

Die Arbeit in den beiden Projektgruppen 
„Prävention“ und „Früherkennung“ wurden 
erst Mitte des Jahres bzw. nach der Som-
merpause begonnen, weshalb hier noch 
keine konkreteren Ergebnisse vorliegen. 
Wir werden dazu in einer der nächsten 
Ausgaben sowie im Newsletter berichten.

Schmerzforum

Das Schmerzforum Baden-Württemberg 
wurde erweitert zum Schmerz- und Pal-
liativforum mit Beirat. Die Kammer ist 
nun neben dem Schmerzforum auch im 
Schmerzbeirat vertreten und in einer AG 
zur Erstellung eines Patientenratgebers. 
Derzeit wird die Schmerzkonzeption, die 
im Jahr 2000 erstellt wurde, aktualisiert. 
Darin soll einerseits der Ist-Zustand dar-
gestellt werden sowie die Bedarfe, Ziele 
und Serviceangebote. Weitere Themen 
waren die Ermächtigungen für Schmerz-
zentren und deren Zertifizierung. Auch für 
die Palliativversorgung wird derzeit eine 
Konzeption erstellt, die erstmals vorgestellt 
wurde. Diese umfasst u. a. die Planung/
Umsetzung ambulanter Palliativversorgung 
(SAPV) (inklusive pädiatrischer SAPPV).

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in  
Ausbildung (PiA) in der VV der LPK-BW

In der letzten Vertreterversammlung (VV) 
wurde diskutiert, ob und wie geregelt wer-
den könnte, dass die in die VV gewählten 
Vertreter der PiA über ihre Ausbildungszeit 
hinaus Mitglied der VV bleiben könnten. 
Eine Rückfrage bei den anderen Landes-
psychotherapeutenkammern bezüglich 
deren Regelungen ergab, dass bei Kam-
mermitgliedschaft der PiA diese keinen 
Sonderstatus (in BW: freiwillige Mitglied-
schaft) haben und somit PiA auch nicht 
über einen eigenen Wahlkörper zur VV 
kandidieren.

Im Rahmen der Regelungen des Heilbe-
rufekammergesetzes Baden-Württemberg 
(HBKG BW) sind PiA freiwillige Mitglieder 
der Kammer, was in der Hauptsatzung 
der Kammer entsprechend übernommen 

wurde. Dort ist dann in §  3 Abs.  4 fest-
gelegt: „4. Die Mitgliedschaft endet im 
Übrigen mit Ablauf des Tages, an dem die 
staatliche Prüfung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 
PsychThG erfolgreich bestanden oder die 
Ausbildung beendet wurde.“ Somit verliert 
ein PiA seine Kammermitgliedschaft auto-
matisch nach absolvierter Prüfung. Hiermit 
endet auch die Mitgliedschaft in der VV 
der LPK BW. Bis zur ordentlichen Mitglied-
schaft entsteht ein Zeitverzug bis zur Ertei-
lung der Approbation. Hierdurch ist jedoch 
der Rechtsstatus der Mitgliedschaft eben-
falls verändert.

In einer Besprechung der Regelungen in 
den anderen Landeskammern wurde sei-
tens der Juristen bestätigt, dass im Rah-
men der speziellen Regelung im HBKG 

BW und dem Satzungsstatus der PiA i. S. 
der freiwilligen Mitgliedschaft sowie der 
Wahlordnung mit eigenem Wahlkörper 
eine Weiterführung der Vertretung der PiA 
nicht möglich sei, sondern Nachrücker das 
Amt übernehmen oder eine Nachwahl er-
forderlich wird.

Zusammenfassend ist deshalb nach der-
zeitigem Rechtsstand eine Nachbesetzung 
durch die gewählten Ersatzpersonen er-
forderlich, wenn ein PiA seine staatliche 
Prüfung absolviert und seine Ausbildung 
beendet hat. Nur über eine Änderung der 
Hauptsatzung und der Wahlordnung kann 
diese Regelung geändert werden, wobei 
der Sonderstatus der freiwilligen Mitglied-
schaft hier Begrenzungen schafft, die juris-
tisch zu klären sind, was derzeit erfolgt.

20%-Quote für Kinder und Jugendlichenpsychotherapeutinnen  
und -psychotherapeuten

Die 20%-Quote wurde inzwischen trotz 
der vom G-BA eingebauten Hürde (Vor-
schaltung einer 10%-Quote für die Regi-
onen, in welchen der Anteil darunterlag) 
umgesetzt. In Baden-Württemberg wurden 
insgesamt 38,5 Kassensitze in 14 Zulas-
sungsbezirken ausgeschrieben, die inzwi-
schen fast alle besetzt werden konnten. 

Die zuständigen Zulassungsausschüsse 
entschieden über entsprechende Anträge 
auf (Neu-)Zulassung, die innerhalb einer 
Bewerbungsfrist bis 26. August 2010 ein-
gegangen waren. Dass es nun überhaupt 
zu einer Verbesserung der Versorgungslage 
für psychisch kranke und beeinträchtigte 
Kinder und Jugendliche kommen konnte, 

ist dem z. T. schon jahrelangen Bemühen 
einzelner Landespsychotherapeutenkam-
mern sowie der BPtK zu verdanken, die 
v. a. auch auf der Grundlage von Versor-
gungsstudien die z. T. mangelhafte Ver-
sorgung kritisiert hatten. Ein wesentliches 
Ergebnis dieser Studien war, dass der nach 
der Bedarfsplanungsrichtlinie berechnete 
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Versorgungsbedarf (in dem der Zustand 
von 1999 festgeschrieben wurde) zu völ-
lig anderen Versorgungsgraden führte, als 

dies unter Berücksichtigung der epidemio-
logischen Datenlage der Fall ist. In diesem 
Zusammenhang von Bedeutung ist neben 

anderen auch eine schon länger vorliegen-
de Studie der LPK BW (Nübling et al., PTJ 
3/2006 und Reisch et al., PTJ 2/2007).

Supervisoren, Selbsterfahrungsleiter, QZ-Moderatoren, Balintgruppenleiter:  
Ist Ihre Anerkennung noch gültig? Bitte rechtzeitig Verlängerungsantrag stellen!

Supervisoren, Selbsterfahrungsleiter, QZ-
Moderatoren, IFA- und Balintgruppenleiter, 
die in Baden-Württemberg entsprechende 
fortbildungspunktefähige Fortbildungen für 
PP, KJP und ärztliche Psychotherapeuten an-
bieten möchten, können hierfür gemäß Fort-
bildungsordnung für einen Zeitraum von 5 
Jahren anerkannt werden. Bitte beachten 
Sie, sofern Sie bereits eine solche Anerken-
nung haben, das Ablaufdatum Ihres Aner-
kennungszeitraums im Bescheid und stellen 
Sie bitte rechtzeitig einen Verlängerungsan-
trag. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass in nächster Zeit ein Großteil der bisher 
erteilten Anerkennungen ausläuft.

�� Für die Verlängerung der Anerkennung 
um weitere 5 Jahre genügt ein einfacher 
Antrag. Das Antragsformular zur Verlän-
gerung können Sie von der Homepage 
der LPK herunterladen (www.lpk-bw.de 
à Fortbildung à Fortbildungsunterla-
gen; dort finden Sie die entsprechen-
den Antragsformulare; z. B. A4 = Antrag 
auf Anerkennung als Supervisor).

�� Sofern keine Änderungen eingetreten 
sind, bzw. keine Erweiterung der An-
erkennung beantragt wird (z. B. weite-
res Therapieverfahren), müssen dem 
Antrag keine Nachweise beigelegt 
werden, da diese der Kammer bereits 
vorliegen.

�� Die Gebühr für eine (weitere) 5-jährige 
Anerkennung beträgt nach der Gebüh-
renordnung jeweils 100,- Euro, sofern 
für die Veranstaltungen Teilnahmege-
bühren und/oder Honorare erhoben 
werden.

Um Missverständnisse zu vermeiden, 
bitten wir nochmals folgende Regelung, 
welche die Unterscheidung zwischen 
Anerkennung (Personenebene) und 
Akkreditierung (Veranstaltungsebene) 
betrifft, zu beachten: Als anerkannter 
Supervisor, SE-Leiter etc. sind Sie im 
Rahmen der FBO und der im Bescheid 
spezifizierten Anerkennung berechtigt, 
fortbildungspunktefähige Supervisions-, 
SE-Veranstaltungen etc. in Baden-Würt-

temberg zu leiten. Nach der FBO ist es 
allerdings zwingend erforderlich, dass 
für konkrete Veranstaltungen (z. B. regel-
mäßige Supervision eines bestimmten 
Supervisanden bzw. Supervision einer 
bestimmten Gruppe, Durchführung ei-
nes bestimmten Qualitätszirkels), die 
Fortbildungspunkte für die Teilnehmer 
erbringen sollen, vorher ein Akkreditie-
rungsantrag gestellt wird. Die entspre-
chenden Akkreditierungsanträge können 
ebenfalls von der Homepage der LPK 
heruntergeladen werden (siehe oben). 
Für bereits akkreditierte fortlaufende Ver-
anstaltungen (z. B. Supervisionen) müs-
sen grundsätzlich keine neuen Akkredi-
tierungsanträge gestellt werden.

Wir bitten freundlich darum, diese Hin-
weise im eigenen Interesse und im In-
teresse der Teilnehmer zu beachten. Für 
nicht akkreditierte Fortbildungsveranstal-
tungen in Deutschland können im Regel-
fall keine Fortbildungspunkte angerech-
net werden!

Termine

Vertreterversammlungen 	
der LPK-BW

Die nächsten Termine für die Vertreterver-
sammlungen der LPK BW wurden wie folgt 
festgelegt:

�� Samstag, den 09.04.2011

�� Freitag/Samstag, den 21./22.10.2011

– VORANKÜNDIGUNG –
!!! Bitte vormerken !!!

Landespsychotherapeutentag 2011
Thema:

„Zukunft der Psychotherapie –
Psychotherapie der Zukunft“ 

10 Jahre LPK Baden-Württemberg
am 09.07.2011, 10 bis 17 Uhr
Haus der Wirtschaft, Stuttgart

Geschäftsstelle

Jägerstraße 40, 70174 Stuttgart
Mo – Do 9.00-12.00 Uhr, 13.00-15.30 Uhr
Freitag 9.00-12.00 Uhr
Tel. 0711 / 674470-0
Fax 0711 / 674470-15
info@lpk-bw.de; www.lpk-bw.de
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Landeskammer der Psychologi-
schen Psychotherapeuten und 
der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten

4. Bayerischer Landespsychotherapeutentag: Innovationen in der Psychotherapie

Vor dem Hintergrund des zunehmenden 
Bedarfs an Psychotherapie, sich verän-
dernder Strukturen des Gesundheitswe-
sens und der wissenschaftlichen Weiter-
entwicklung des Fachs befasste sich der 4. 
Bayerische Landespsychotherapeutentag 
am 9.10.2010 mit strukturellen und inhalt-
lichen Neuerungen in der Psychotherapie.

Rund 400 bayerische Psychologische Psy-
chotherapeut/inn/en, Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeut/inn/en, ärztliche 
Psychotherapeut/inn/en sowie Vertreter 
der Politik, Repräsentanten der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Bayerns, Krankenkas-
sen und Heilberufekammern aus Bayern 
und anderen Bundesländern waren zum 
Tagungsort im Münchner Gasteig gekom-
men.

Nach der Begrüßung durch Vizepräsident 
Peter Lehndorfer begann Dr. Nikolaus 
Melcop, Präsident der PTK Bayern, seine 
Einführung in das Thema mit einem kur-
zen historischen Rückblick auf das Innova-
tionspotential, das von Psychotherapeut/
inn/en und der Psychotherapie als Fach 
bis heute ausgeht. „Psychotherapeutisches 
Fachwissen ist in so vielen Bereichen des 
Gesundheitswesens gefragt und dringend 
erforderlich“, betonte der Kammerprä-
sident. „Immer wieder müssen wir aber 
feststellen, dass die Psychotherapie noch 
nicht in ausreichendem Maße verfügbar 
oder integriert ist“, so Melcop. Gleichzeitig 
findet im Gesundheitswesen eine Vielzahl 
gravierender struktureller Veränderungen 
statt. Er stellte vor diesem Hintergrund dar, 
wie wesentliche strukturelle und finanzi-

elle Rahmenbedingungen gestaltet sein 
müssen, damit sich das Innovationspoten-
tial der Psychotherapie auch aktuell weiter 
entfalten kann. Dabei hob er die dringend 
erforderliche Novellierung des Psycho-
therapeutengesetzes hervor: „Die Basis 
für alle Innovationen der Psychotherapie 
kann nur eine hochqualifizierte Ausbildung 
sein.“ Zum Schluss seines Vortrages ging 
er auf die professionelle Perspektive und 
Motivation von Psychotherapeut/inn/en 
ein: „Neugierde, Interesse, Anteilnahme, 
Empathie, Ausdauer, Flexibilität und Selbst-
fürsorge sind wesentliche Komponenten 
psychotherapeutischer Kompetenz – und 
sie weisen gleichzeitig auch direkt auf die 
grundsätzliche Offenheit gegenüber Inno-
vationen in der Psychotherapie hin.“

Im ersten Fachvortrag stellte Dr. Lothar 
Wittmann, ehemaliger Präsident der Psy-
chotherapeutenkammer Niedersachsen, 
neue Formen ambulanter Versorgung vor. 
Die Intensivierung von Überweiserkontak-
ten und Intervisionsarbeit sowie die Ver-
besserung der Beziehungen zu Kliniken 
gehörten in den Bereich der einfacheren 
Vorschläge. Arrivierte Vorschläge zielten 
auf einen komplexeren Mehrpersonen-
Praxistyp. Hierzu gehörten u. a. auch Psy-
choedukationsangebote für Institutionen, 
Supervisionsangebote für soziale Institutio-
nen, Öffentlichkeitsarbeit und vertragliche 
Kooperationen mit Kliniken.

Dr. Johannes Lindenmeyer, Direktor der 
salus klinik, Lindow, ging im zweiten Fach-
vortrag auf „Innovationen in Institutionen“ 
ein. Am Beispiel der salus klinik, einer me-

dizinischen Rehabilitationsklinik, erläuterte 
der Referent verschiedene innovative Be-
handlungskonzepte und Organisations-
abläufe. Kernpunkte des Klinikkonzeptes 
seien dabei eine teilhabeorientierte Be-
handlung und die Arbeit in offenen The-
rapiegruppen.

Kammerpräsident Dr. Nikolaus Melcop bei 
seinem einführenden Vortrag „Innovationen 
in der Psychotherapie“. (Foto: Siegfried 
Sperl)

„Schematherapie nach Jeffrey Young – die 
innovative Weiterentwicklung der kogni-
tiven Verhaltenstherapie“ war das Thema 
von Dr. Gitta Jacob, Forschungsambulanz 
der Abteilung für Klinische Psychologie 
und Psychotherapie der Universität Frei-
burg. Die Schematherapie sei vor allem 
auf die Behandlung von Persönlichkeits-
störungen und anderen chronischen Pro-
blemen ausgerichtet. Die Wirksamkeit der 
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Schematherapie sei beispielsweise bei 
Borderline-Persönlichkeitsstörungen durch 
mehrere Studien belegt.

Dr. Claudia Subic-Wrana, Leitende Psy-
chotherapeutin der Klinik für Psychoso-
matische Medizin und Psychotherapie 
der Universitätsmedizin Mainz, informierte 
über eine innovative psychodynamische 
Therapieform – Mentalization Based Treat-
ment (MBT). Die mentalisierungsbasierte 
Therapie, entwickelt von den Psychoanaly-
tikern Anthony Bateman und Peter Fonagy, 
gelte als eines der wirksamsten und am 
besten validierten Behandlungskonzepte 
für Patient/inn/en mit schweren (Border-
line-)Persönlichkeitsstörungen.

„Psychotherapie 2050 – eine Vision ein-
schließlich eines Rückblicks auf die Ge-
genwart“ war der Titel des Vortrags von 
Prof. Dr. Willi Butollo, Lehrstuhl für Klini-
sche Psychologie und Psychotherapie der 
Ludwig-Maximilians-Universität München. 
Mit kritischen Anmerkungen zum herr-
schenden Wissenschaftsverständnis wagte 
Butollo einen augenzwinkernden Ausblick 
in die Zukunft und regte durch „visionäre“ 
Fragen dazu an, dass jede/r Teilnehmer/in 
des Landespsychotherapeutentages eige-
ne Antworten suchen konnte.

4. Bayerischer Landespsychotherapeutentag im Münchner Gasteig (v. l.): Die beiden 
Vizepräsidenten Peter Lehndorfer und Dr. Bruno Waldvogel, Kammerpräsident Dr. Nikolaus 
Melcop, Dr. Lothar Wittmann und Dr. Johannes Lindenmeyer. (Foto: Siegfried Sperl)

Zum Ausklang des 4. Bayerischen Landes-
psychotherapeutentages führte Prof. Dr. 
Toni Forster die Teilnehmer/inn/en mit 
seinen „Experimenten“ weg von den fach-
lichen Diskussionen in die faszinierende 
Welt seiner „mentalen Magie“.

Dr. Bruno Waldvogel, Vizepräsident der 
PTK Bayern, zog in seinem Schlusswort ei-
ne positive Bilanz des 4. Bayerischen Psy-

chotherapeutentages und lud bereits zum 
5. Bayerischen Psychotherapeutentag im 
Herbst 2013 ein.

Mehrere Medien berichteten über die Ver-
anstaltung.

Die Fachvorträge der Referent/inn/en sind 
auf der Website der Kammer zum Down-
loaden vorbereitet.

Psychische Gesundheit in der Arbeitswelt: Rund 200 Führungskräfte, Entscheider und 
Betriebsärzte bayerischer Unternehmen und Pressevertreter informierten sich

Unter dem Titel „Psychische Gesundheit 
in der Arbeitswelt: Herausforderung für 
die Zukunft?“ fand am 13. Oktober 2010 
in München eine Fachveranstaltung statt, 
die sich an Führungskräfte und Betriebs-
ärzte bayerischer Unternehmen richte-
te. Die Veranstaltung wurde von der PTK 
Bayern in Kooperation mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit, der AOK Bayern, dem BKK 
Landesverband Bayern, dem Institut und 
Poliklinik für Arbeits-, Sozial- und Umwelt-
medizin der LMU München, der Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft sowie der 
Landeszentrale für Gesundheit in Bayern 
organisiert. Ziel der Veranstaltung war es, 
für das Thema „Psychische Gesundheit“ 
zu sensibilisieren, Handlungsoptionen für 
eine betriebliche Gesundheitsförderung 
aufzuzeigen und weitere Maßnahmen in 
diesem Feld anzuregen.

„Die Zunahme psychischer Störungen und 
ihre Auswirkungen auf die Betriebe muss 
uns alle alarmieren – Heilberufe, Kran-
kenkassen, Betriebe und Politik. Dieser 
Entwicklung darf nicht tatenlos zugesehen 
werden!“ appellierte Dr. Nikolaus Mel-
cop, Präsident der PTK Bayern, in seiner 
Eröffnung. Er betonte die Bedeutung von 
Führungskräften, von Entscheidungsspiel-
räumen und Kontrolle, von ideeller und 
ökonomischer Gratifikation und von früh-
zeitiger psychotherapeutischer Behand-
lung für die Gesundheit im Arbeitsleben.

Melanie Huml, Staatssekretärin im Baye-
rischen Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit betonte in ihrem Grußwort die 
große Bedeutung der Motivation der Mit-
arbeiter, aktiv etwas für einen gesunden 
Lebensstil zu tun. „Eine große Säule der 
bayerischen Gesundheitsinitiative Gesund.

Kammerpräsident Dr. Nikolaus Melcop mit 
Melanie Huml, Staatssekretärin im Baye-
rischen Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit. (Foto: Siegfried Sperl)

Leben.Bayern. ist die betriebliche Gesund-
heitsförderung“, sagte Huml.

Unter der Moderation von Vizepräsident 
Dr. Bruno Waldvogel wurde im ersten 
Teil der Veranstaltung aus verschiedenen 
Perspektiven in die Thematik eingeführt. 
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„Energiekrise in der Arbeitswelt? Erschöp-
fung mentaler Energien und Strategien 
zu ihrer Erneuerung“ war der Titel des 
ersten Fachvortrags von Beate Schulze 
M.  A., Leiterin des Zürcher Empower-
ment Programms für Stressmanagement 
und Burnout-Prävention an der Univer-
sität Zürich. Prof. Dr. Andreas Weber, 
Bereichsleiter Sozialmedizin Versorgungs-
beratung, Medizinischer Dienst des Spit-
zenverbandes Bund der Krankenkassen 
e.V. (MDS), gab in seinem Vortrag einen 
Überblick über arbeitsbedingte psychi-
sche und psychosomatische Erkrankun-
gen sowie Konzepte zu deren Prävention. 
Prof. Dr. Karlheinz Geißler, Professor 
für Wirtschaftspädagogik an der Bundes-
wehrhochschule München, reflektierte in 
seinem Vortrag über „Die Verknappung 
der Zeit in der Moderne“ kulturelle und 
gesellschaftliche Hintergründe.

Im zweiten Teil der Veranstaltung wurden 
unter der Moderation von Prof. Dr. Wolf-
gang Caselmann (Bayerisches Gesund-
heitsministerium) Präventionsmodelle aus 
der Praxis vorgestellt. PD Dr. Peter Ange-
rer, Institut und Poliklinik für Arbeits-, Sozi-
al- und Umweltmedizin der LMU München, 
stellte ein bei MAN in München durchge-
führtes und evaluiertes Präventionsprojekt 
vor. Anna Dumke, Projektleiterin im Team 
Gesundheit Gesellschaft für Gesundheits-
management mbH, Andreas König, Leiter 
Angebote Gesundbleiben der Siemens-
Betriebskrankenkasse und Dr. Michael 
Schmidt, Leiter Gesundheitsmanagement 
in der Betriebskrankenkasse der BMW AG, 
präsentierten eine Toolbox zur Förderung 
psychischer Gesundheit in Unternehmen. 
Dr. Gesine Wildeboer, Betriebliches Ge-
sundheitsmanagement der AOK Bayern, 
referierte zum Thema „Psychische Gesund-

heit am Arbeitsplatz – Die Rolle der Füh-
rungskräfte“. „Die psychische Gesundheit 
der Mitarbeiter – ein Beitrag zum Unterneh-
menserfolg“ war der Vortragstitel von Dr. 
Friederike Dunkel-Benz, die für die Koordi-
nation des Betriebsärztlichen Dienstes der 
Siemens AG Deutschland verantwortlich ist.

Anlässlich der Veranstaltung hielten das 
Bayerische Staatsministerium für Umwelt 
und Gesundheit und die PTK Bayern ge-
meinsam eine Pressekonferenz ab, auf der 
Melanie Huml und Dr. Nikolaus Melcop 
den zahlreichen Journalisten Informatio-
nen zum Thema vermittelten.

Die Abstractsammlung, das Statement von 
Dr. Melcop zur Pressekonferenz und alle 
Fachvorträge der Referent/inn/en können 
von der Website der Kammer herunterge-
laden werden.

PTK Bayern Partner der 2. Münchner Woche für Seelische Gesundheit

Unter dem Motto „Seelische Gesundheit 
leben!“ fand vom 6. bis 14. Oktober 2010 
in München die „2. Münchner Woche 
für Seelische Gesundheit“ statt. Die vom 
Münchner Bündnis gegen Depression in 
Kooperation mit der Landeshauptstadt 
München unter Federführung des Refe-
rats für Gesundheit und Umwelt organi-
sierte „2. Münchner Woche für Seelische 
Gesundheit“ wollte in erster Linie auf 

Depression und Schizophrenie aufmerk-
sam machen, aber auch auf weitere psy-
chische Erkrankungen wie beispielsweise 
Burnout, Sucht- oder Angsterkrankungen 
hinweisen. Rund um den Welttag für 
Seelische Gesundheit wurden über 195 
Veranstaltungen in München und Umge-
bung organisiert. 135 Einrichtungen und 
Organisationen waren als Mitveranstalter 
beteiligt, darunter – wie im letzten Jahr – 

auch die PTK Bayern. Bei der Münchner 
Messe Seelische Gesundheit am Sonn-
tag, 10. Oktober, im Roten Würfel der 
Hochschule München waren Informati-
onsstände von 42 Ausstellern aufgebaut. 
Die PTK Bayern war mit einem Infostand 
vertreten, an dem die Vorstandsmitglie-
der Angelika Wagner-Link und Benedikt 
Waldherr die Fragen der Besucher/innen 
beantworteten.

PTK Bayern fordert konsequente Prävention von Suchtgefahren durch Glücksspiel

Spielen um Geld bei Glücksspielen wie 
Roulette und Lotto oder bei Sportwetten 
ist für viele Deutsche eine meist unprob-
lematische Freizeitgestaltung. Ein Teil der 
Spieler entwickelt jedoch ein riskantes 
Spielverhalten, verliert völlig die Kontrolle 
über das Glücksspiel und entwickelt eine 
starke Pathologie mit weitreichenden zer-
störerischen Folgen für das Berufs- und Pri-
vatleben sowie komorbide Störungen wie 
Depression oder stoffgebundene Süchte. 
Für Deutschland ist von ca. 100.000 Per-
sonen auszugehen, die pathologisches 
Glücksspiel betreiben. In Deutschland 
dient – so die offizielle politische Darstel-
lung – das staatliche Glücksspielmonopol 

als wesentliches Mittel zur Beherrschung 
und Bekämpfung dieser Suchtgefahren. 
Nun hat der Europäische Gerichtshof (Eu-
GH) die Praxis des deutschen Sportwet-
tenverbots für unzulässig erklärt. Denn das 
Monopol wäre nur gerechtfertigt, wenn 
es wirklich konsequent die Gefahren des 
Glücksspiels bekämpfe. In seiner jetzigen 
Form sei das Monopol aber nur eine Be-
schränkung des freien Dienstleistungsver-
kehrs. Die deutschen Behörden würden 
eine Politik betreiben oder dulden, mit der 
zur Teilnahme an diesen Spielen ermun-
tert wird. Die PTK Bayern kritisiert, wie der 
EuGH, die inkonsequente deutsche Sucht-
politik und fordert vom Gesetzgeber, dass 

die notwendige gesetzliche Neuregelung 
in erster Linie der Vermeidung von Sucht-
gefahren dient. Ausnahmetatbestände 
sollen drastisch verringert und Werbung 
für Lotterien massiv beschränkt werden. 
Es ist im Hinblick auf die Ausführungen 
des EuGH davon auszugehen, dass unter 
dieser Prämisse das Glücksspielmonopol 
auch europarechtlich weiter gerechtfer-
tigt werden kann. Die PTK Bayern hat ihre 
Forderungen an den bayerischen Gesund-
heitsminister Dr. Söder und den Landesge-
sundheitsrat übersandt. Sie bietet an, ihr 
Expertenwissen bei der Behandlung von 
Suchterkrankungen in die Formulierung 
von Neuregelungen einzubringen.
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Kurznachrichten

Austausch mit Staatsanwälten 
zum Abstinenzgebot

Die Wahrung des Abstinenzgebotes ist 
in Paragraf 4 der Berufsordnung der PTK 
Bayern klar geregelt. Dies betrifft vor allem 
auch das Verbot sexueller Kontakte zu Pa-
tient/inn/en. Verstöße werden durch die 
Psychotherapeutenkammern im Rahmen 
der Berufsaufsicht aufgegriffen und kön-
nen auch strafrechtliche Konsequenzen 
haben. Die PTK Bayern hat hierzu Vertreter 
der Staatsanwaltschaften aus den drei bay-
erischen Oberlandesgerichtsbezirken am 
27.10.2010 zu einem Fachgespräch in die 
Geschäftsstelle eingeladen. Vizepräsident 
Dr. Bruno Waldvogel erläuterte den berufs-
ethischen Standpunkt der Kammer, der bei 
den Staatsanwälten auf großes Verständ-
nis traf. Das Angebot der Kammer an die 
Staatsanwaltschaften, bei Bedarf im Einzel-
fall eine fachliche Einschätzung abzugeben 
oder Sachverständige zu vermitteln, wurde 
ebenfalls sehr positiv aufgenommen. Mehr 
dazu berichten wir im nächsten bayeri-
schen Mitgliederrundschreiben.

Rund 150 Teilnehmer beim	
9. Suchtforum in Nürnberg

Am 22.9.2010 fand in der Friedrich-Alex-
ander-Universität Erlangen-Nürnberg das 
9. Suchtforum mit dem Titel „Prävention 
zwischen Information und Animation – 
was hilft wirklich?“ statt. Die PTK Bayern 
organisierte eine Pressekonferenz, an der 
zahlreiche Journalist/inn/en der wichtigs-
ten Nürnberger Medien teilnahmen. Die 
Kooperationspartner des Suchtforums, 
die Bayerische Akademie für Sucht- und 
Gesundheitsfragen BAS, die Bayerische 
Landesärztekammer, die Bayerische Lan-
desapothekerkammer und die PTK Bayern 
(vertreten von Vorstandsmitglied Heiner 
Vogel) forderten eine verstärkte Suchtprä-
vention und warnten vor einer Verharm-
losung von Suchtmitteln. Die Pressereso-
nanz dieser Veranstaltung war hoch.

Weitere Aktivitäten der 
Kammer

Einige der Veranstaltungen, die von der 
Kammer initiiert bzw. an denen die Kam-

mer teilgenommen hat: Gespräch mit Dr. 
Beate Merk, Bayerische Staatsministerin 
der Justiz, zum Thema „Psychotherapie 
mit Straftätern“ am 28.7.2010 in München; 
Treffen mit Vertretern der drei bayerischen 
Beratungsstellen der Unabhängigen Pa-
tientenberatung Deutschland (UPD) am 
15.9.2010 in München; Verleihung des 
Präventionspreises der Landeszentrale 
für Gesundheit in Bayern e. V. (LZG) am 
29.9.2010 in München; Runder Tisch im 
Bayerischen Landtag zum Thema „Krebs, 
Psychosoziale Versorgung und Betreuung“ 
am 5.10.2010 in München; BPtK-Symposi-
um zur psychotherapeutischen Versorgung 
von Menschen mit Migrationshintergrund 
am 7.10.2010 in Berlin; 1. Bayerisches Fo-
rum für Patientensicherheit am 12.10.2010 
in München; 69. Bayerischer Ärztetag am 
15.10.2010 in Fürth; Jahresversammlung 
des Verbandes Freier Berufe in Bayern 
(VFB) am 22.10.2010 in München.

Bevorstehende Veranstal
tungen

Kernkompetenzen in Leitungsfunktio-
nen: Starterkurs für PP und KJP in Füh-
rungsfunktionen. Termin: 21.1.2011. Auf-
baukurs, Termin: 8.4.2011. Jeweils 10.00 
bis 18.15 Uhr. Ort: Geschäftsstelle der PTK 
Bayern, St.-Paul-Str. 9, 80336 München.

Fortbildung für die psychoonkologische 
Praxis: Termine: 4./5.2.2011, Fr 13.30 bis 
19.30 Uhr, Sa 9.00 bis 19.00 Uhr. Ort: 
Geschäftsstelle der PTK Bayern, St.-Paul-
Str. 9, 80336 München.

Angestelltentag: Service- und Informa-
tionsveranstaltung der PTK Bayern für 
angestellte und beamtete PP und KJP in 
Institutionen. Termin: 4.3.2011, 10.00 bis 
17.00 Uhr. Ort: München (wird noch be-
kannt gegeben).

Psychotherapie im Alter: Gemeinsame 
Veranstaltung mit der KVB. Termin: 7.5.2011, 
Uhrzeit wird noch bekannt gegeben. Ort: 
KVB, Elsenheimerstr. 39, 80687 München.

Begutachtung psychisch reaktiver Trau-
mafolgen in aufenthaltsrechtlichen 

Verfahren bei Erwachsenen: Fortbil-
dungs-Curriculum der Landesärztekam-
mern Bayern und Baden-Württemberg 
sowie der Psychotherapeutenkammern 
Bayern und Baden-Württemberg, Termin 
Grund- und Aufbaumodul (Verfahren bei 
Erwachsenen): 8. bis 10.4.2011, Fr 13.00 
bis 18.00 Uhr, Sa 9.00 bis 18.00 Uhr, So 
9.00 bis 17.00 Uhr. Termin Ergänzungs-
modul (Fortbildung über psychische 
Traumafolgen bei Flüchtlingen: Trau-
matisierte Kinder und Jugendliche): 
27. bis 28.5.2011, Fr 13.00 bis 17.30 Uhr, 
Sa 9.00 bis 17.00 Uhr. Ort: jeweils Ärz-
tehaus Bayern, Mühlbaurstr. 16, 81677 
München.

Kinder psychisch kranker Eltern – Hil-
fen gemeinsam gestalten: Eine Fortbil-
dungs- und Informationsveranstaltung der 
PTK Bayern und der Landesarbeitsgemein-
schaft für Erziehungs-, Jugend- und Famili-
enberatung e. V. (LAG). Termin: 7.5.2011, 
10.00 bis 18.00 Uhr. Ort: LMU München, 
Physiologisches Institut, Pettenkoferstr. 
12/14, 80336 München.

Nähere Informationen und Programme 
zu den Veranstaltungen sowie Anmel-
deformulare finden Sie zeitnah auf un-
serer Homepage: www.ptk-bayern.de

Vorstand der Kammer:

Nikolaus Melcop, Peter Lehndorfer,  
Bruno Waldvogel, Gerda B. Gradl,  
Heiner Vogel, Angelika Wagner-Link,  
Benedikt Waldherr.

Geschäftsstelle

St.-Paul-Str. 9, 80336 München
Post: Postfach 151506, 80049 München
Tel. 089 / 51 55 55-0, Fax -25
Mo – Do 9.00 – 15.30, Fr 9.00 – 13.00 Uhr
info@ptk-bayern.de, www.ptk-bayern.de



410 Psychotherapeutenjournal 4/2010

B
er

lin

Mitteilungen der  
Psychotherapeutenkammer Berlin

Brigitte Kemper-Bürger neue Geschäftsführerin

Brigitte Kemper-Bürger

Die Dipl.-Soziologin Brigitte Kemper-Bürger 
hat zum 1. Oktober 2010 die Geschäftsfüh-
rung der Psychotherapeutenkammer Ber-
lin übernommen. Aufgewachsen in Köln, 
studierte sie in Nürnberg und Bielefeld 

Sozialwirtschaft und Soziologie. Seit zwei 
Jahren lebt sie mit ihrem Mann und zwei 
Kindern in Berlin.

Nach dem Studium hat sie im AOK Bun-
desverband verschiedene Funktionen wahr-
genommen: Zunächst war sie für die Berei-
che Ausbildung, Weiterbildung, Training und 
Beratung verantwortlich. Später hat sie im 
wissenschaftlichen Institut der AOK (WIdO) 
gearbeitet und die großen Fusionsprojekte 
und die strategische Neuaufstellung der 
AOK mitgestaltet und verantwortlich koor-
diniert. In den letzten Jahren war sie stell-
vertretende Geschäftsführerin der Abteilung 
„Politik und Unternehmensentwicklung“.

Seit über 15 Jahren ist Brigitte Kemper-
Bürger zudem freiberuflich als Ausbilderin, 
Trainerin und Beraterin in Fragen der Orga-
nisations- und Personalentwicklung tätig. 
Zudem verfügt sie über eine Ausbildung in 
Systemischer Familientherapie.

Brigitte Kemper-Bürger möchte in ih-
rem neuen Amt die Positionierung der 
Psychotherapeut/-innen im gesundheits-
politischen Feld stärken. Zudem sollen die 
Rolle und die Aufgaben der Geschäftsstel-
le weiterentwickelt werden. Diese will sich 
zunehmend als Dienstleister und Impuls-
geber für Mitglieder, Verbandsgremien und 
die Öffentlichkeit verstehen.

Seit Oktober 2009 in Betrieb: International Psychoanalytic University –  
im Gespräch mit Gründungsmitglied Prof. Dr. Jürgen Körner

Die IPU gibt es seit Oktober 2009. 
Wie kam es zur Gründung der IPU?

Die Idee kam von Frau Prof. Dr. Christa 
Rohde-Dachser und mir. Wir stellten fest, 
dass die Psychoanalyse fast an keiner 
staatlichen Universität mehr gelehrt wird. 
Diese Verarmung des Lehrangebotes 
schadet auch der Psychoanalyse selbst, 
die darauf angewiesen ist, dass sie an den 
Hochschulen wissenschaftlich weiterent-
wickelt wird. Unser Ziel ist es nicht primär, 
die Ausbildungsinstitute mit Kandidaten zu 
versorgen – die werden auch ohne uns 
kommen – sondern die Förderung von 
wissenschaftlichem Nachwuchs, der psy-
choanalytisch zu denken gelernt hat.

Warum haben Sie eine private Uni 
gegründet und keine Reform inner-
halb der staatlichen Uni angeregt?

Der Anspruch unserer privaten Universität 
ist es, praxisbezogen und psychoanalytisch 
orientiert zu sein. Diese beiden Merkmale 
fehlen in der staatlichen Ausbildung weit-
gehend. Das Psychologiestudium an staat-

lichen Universitäten ist zu 95% verhaltens-
orientiert. Das ist uns zu einseitig. Zunächst 
unterbreiteten wir einigen Universitäten 
das Angebot, einen – dort bisher nicht vor-
handenen – BA und MA Psychologie mit 
psychoanalytischem Schwerpunkt über 
viele Jahre hinweg zu finanzieren. Als wir 
mit diesem Angebot keinen Erfolg hatten, 
entschlossen wir uns, eine private Univer-
sität zu gründen.

Welche Studiengänge bieten Sie im 
Einzelnen an? Planen Sie weitere 
Studiengänge?

Derzeit bieten wir drei Studiengänge an: den 
Masterstudiengang Klinische Psychologie/
Psychoanalyse, den Bachelorstudiengang 
Psychologie sowie den Masterstudiengang 
Erziehungswissenschaften-Psychosoziale 
Intervention. Dieser Studiengang bietet 
nach einem zweisemestrigen Grundlagen-
studium drei Studienrichtungen an, von 
denen eine gewählt werden muss: Delin-
quenzprävention, Frühe Hilfen/Frühförde-
rung und Psychodynamische Beratung.

Wir planen noch weitere Studiengänge: 
zum Beispiel einen MA-Studiengang in 
Psychosentherapie (Arbeitstitel) und einen 
MA-Studiengang Kulturwissenschaften. Als 
private Universität müssen wir uns wie alle 
anderen Hochschulen breit aufstellen. Wir 
können uns nicht nur auf ein einziges Stu-
dienfach konzentrieren.

Was sind zum Beispiel die Inhalte 
im Masterstudiengang Klinische 
Psychologie?

Das sind die Inhalte, die auch die klassischen 
Fächer der Psychologie sind: Wissenschafts-
theorie und Forschungsmethoden, Entwick-
lungspsychologie, Krankheitslehre, Präven-
tion, Beratung. Gegenwärtig verbreitern wir 
unser Curriculum um Angebote in Pädago-
gischer Psychologie, Arbeits- und Organisati-
onspsychologie und Neuropsychologie.

Wie werden die Studienangebote 
angenommen?

Die Studienangebote werden sehr gut an-
genommen. In den psychologischen Stu-
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diengängen haben wir alle zur Verfügung 
stehenden Plätze belegt. Sowohl im Jahr 
2009 als auch in diesem Jahr haben wir 
im MA-Studiengang Klinische Psychologie 
30 Vollzeit (VZ)-Studierende und 30 Teil-
zeit (TZ)-Studierende. Im BA-Studiengang 
Psychologie sind es 60 VZ-Studierende 
und im MA-Studiengang Erziehungswis-
senschaften 18 TZ-Studierende.

Bringen Ihre Studierenden bereits 
eine erste Ausbildung oder spezielle 
Erfahrungen mit?

Unsere BA-Studentinnen und -Studenten 
kommen in der Regel direkt nach dem 
Abitur zu uns. Die Studierenden, die ei-
nen MA Psychologie bei uns belegen, 
bringen einen BA Psychologie oder einen 
sozialwissenschaftlichen Studienabschluss 
(Diplom, Magister, Staatsexamen) mit. 
Wir achten darauf, dass solche „Querein-
steiger“ zumindest im Nebenfach sehr viel 
Psychologie studiert haben.

In Ihrem MA-Studiengang Klinische 
Psychologie zielen Sie stark auf 
eine spätere psychotherapeutische 
Tätigkeit. Nicht jede Studentin/jeder 
Student ist für den Psychothera-
peutenberuf geeignet. Wenden Sie 
Auswahlverfahren an? Oder anders 
gefragt: Entscheiden Sie hinsichtlich 
der persönlichen Eignung der Studi-
eninteressierten?

Der MA-Studiengang zielt nicht zwangsläu-
fig auf eine spätere psychotherapeutische 
Tätigkeit, und längst nicht alle unsere Stu-
dierenden im MA Klinische Psychologie 
möchten Psychologischer Psychothera-
peut werden. In unserem Auswahlverfah-
ren – wir führen mit jedem Studienbe-
werber ein Einzelgespräch – prüfen wir 
die Eignung für dieses Studium und nicht 
für eine sich ggf. anschließende PP-Ausbil-
dung. Wir interessieren uns für die Motiva-
tion des Studierenden und wie er sich das 
Studium bei uns vorstellt.

Die meisten Interessenten bewerben sich 
bei uns über das Internet. Für den Master-
Studiengang Psychologie zum Beispiel 
haben sich etwa 200 beworben, mit rund 
150 haben wir ein Gespräch geführt, 60 
haben wir genommen. Ablehnen mussten 
wir solche Bewerber, die nicht ausreichen-
de psychologische Kenntnisse erworben 
hatten, und auch solche, die persönlich 

ungeeignet erschienen, wenn z. B. ein Hel-
fermotiv die Studienwahl dominierte.

Wie gehen Sie ggf. mit unterschiedli-
chen Kenntnisständen und Zugangs-
voraussetzungen der Studierenden 
um?

Wir bieten vier Brückenkurse für Bewerber 
an, die in ihrem Erststudium zu wenige 
Psychologieinhalte studieren konnten: 
Allgemeine Psychologie, Entwicklungspsy-
chologie, Methoden der Psychologie so-
wie Klinische Psychologie.

Aus welchen Bereichen und Sektoren 
kommen die Dozierenden?

Aktuell haben wir 11 Professor(inn)en fest 
angestellt, davon einer in Vollzeit und 10 
mit einer halben Stelle. Darüber hinaus 
gibt es 2 wissenschaftliche Mitarbeite-
rinnen, 4 Gastprofessor(inn)en und 5 
Lehrbeauftragte. Insgesamt umfasst un-
ser wissenschaftliches Personal 22 Per-
sonen, davon sind 11 Psychoanalytiker. 
Die anderen haben eine VT- oder Gestalt-
therapieausbildung, einige sind gar nicht 
anwendungsorientiert, sondern haben 
ihren Schwerpunkt in der Grundlagenfor-
schung. Die Mischung des beruflichen 
Backgrounds beim wissenschaftlichen 
Personal ist bewusst gewählt – wir wollen 
keine Einseitigkeit wie in den staatlichen 
Universitäten.

Ein Psychologiestudium mit BA- und 
MA-Abschluss kostet an der IPU 
37 600 EUR. Zu diesen Studiengebüh-
ren kommen Unterhaltskosten und 
Kosten für Bücher und Material. Wie 
können die Studierenden diese Kosten 
aufbringen? Ist der Zugang zum 
Studium auf diese Weise nicht nur 
Studierenden aus reichen Elternhäu-
sern vorbehalten? Wie sieht es mit der 
Kreditfreudigkeit der Banken aus?

Unser Angebot ist keinesfalls für Studie-
rende aus reichen Elternhäusern vorbe-
halten. Viele der Studierenden studieren 
bei uns berufsbegleitend. Manche nutzen 
ihr Erspartes für das Studium, andere be-
kommen das Studium von den Eltern fi-
nanziert. Inzwischen gibt es sehr günstige 
KfW-Kredite mit ca. 3% Zinsen. Ein eigenes 
Stipendiensystem haben wir noch nicht, 
streben es aber an. Im internationalen Ver-
gleich sind unsere Studiengebühren eher 

im unteren Bereich angesetzt, im nationa-
len Vergleich liegen wir im Mittelfeld.

Wieso ist es aus Ihrer Sicht sinnvoll, 
die psychoanalytische Ausrichtung 
bereits im Grundstudium der Psy-
chologie hineinzubringen. Das setzt 
voraus, dass sich Studierende bereits 
vor Beginn des Psychologiestudiums 
mit der psychoanalytischen Sichtwei-
se auseinander setzen. Sind da viele 
Studierende nicht überfordert?

Die Psychoanalyse spielt im Grundstudi-
um, also im BA-Studiengang Psychologie 
nur eine sehr kleine Rolle. Das geht auch 
gar nicht anders, denn die Studierenden 
müssen sehr viel Allgemeine Psychologie, 
Wissenschaftstheorie, Empirie und Statistik 
lernen. Zwar hat die Psychoanalyse auch 
zu diesen Fächern etwas beizutragen, aber 
nur als eine Wissenschaft unter anderen.

Außerdem sollen unsere Studierenden auch 
mit sozial-, kultur- und geisteswissenschaftli-
chen Theorien und Methoden vertraut wer-
den. Bewusst nennen wir unsere psycholo-
gischen Studiengänge Bachelor bzw. Master 
„of Arts“, nicht „of Science“, weil wir denken, 
dass die Psychologie primär eine Sozial- und 
Kulturwissenschaft ist und nicht eine Natur-
wissenschaft. Wir hoffen, dass unsere Theo-
rien- und Methodenvielfalt unsere Studieren-
den nicht überfordern wird.

Unsere BA-Studierenden sollen durchaus 
die Möglichkeit haben, nach ihrem Bache-
lor-Examen an eine andere Universität ins 
Masterstudium Psychologie zu wechseln, 
wenn sie das möchten. Wenn sie den MA 
Klinische Psychologie bei uns anschlie-
ßen, wissen sie, dass sie ein klinischer und 
psychoanalytischer Schwerpunkt erwartet. 
Auch an zahlreichen staatlichen Univer-
sitäten können sich die Studierenden für 

Prof. Dr. Jürgen Körner
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oder gegen einen klinischen Schwerpunkt 
entscheiden, allerdings haben sie fast nir-
gendwo die Möglichkeit, einen psycho-
analytischen Schwerpunkt zu setzen. Fast 
ausnahmslos sind die klinischen Schwer-
punkte dort verhaltensorientiert ausgerich-
tet, und die Psychoanalyse wird – wenn 
überhaupt – nur abfällig behandelt, z. B. 
mit der falschen Behauptung, ihre Wirk-
samkeit sei nicht nachgewiesen.

Sie sind eine internationale Hoch-
schule. Haben Sie Projekte oder 
Vereinbarungen mit Einrichtungen 
anderer Länder?

Derzeit diskutieren wir Kooperationen mit 
Ungarn, Portugal und England (University 
College of London). Die Kooperation be-
zieht sich momentan noch auf die gegen-
seitige Einladung von Dozent(inn)en. Wei-
tergehende Vernetzungen sind schwierig 
aufgrund der Sprachbarrieren und der un-
terschiedlichen strukturellen Gegebenhei-
ten. Wir haben Semester, woanders gibt es 
Trimester, die Module werden unterschied-
lich definiert und berechnet. Auf diesem 
Gebiet haben wir noch viel Arbeit vor uns.

Wie sieht Ihre Position allgemein zur 
anstehenden Ausbildungsreform aus?

Das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les (LaGeSo) ist für die Prüfung der Studi-
enabschlüsse hinsichtlich der Zulassung zur 
PP-/KJP-Ausbildung in Berlin zuständig. Das 
LaGeSo vertritt unserer Ansicht nach eine 
sehr systemkonservative Haltung. Es inter-
pretiert das PsychThG von 1999, das als 
Voraussetzung für die PP-Ausbildung einen 
universitären Studienabschluss in Psycho-
logie mit einem Klinischen Schwerpunkt 
vorsah, so, dass damit heute ausschließlich 
ein konsekutives Studium Bachelor-Master 
Psychologie gemeint sein könne. Diese 
Engführung ist mit dem Geist der Bologna-
Vereinbarungen sicher nicht vereinbar, und 
wir sind sehr froh darüber, dass die Berufs- 
und Fachverbände inzwischen eine Reihe 
von Entschließungen vorgelegt haben, die 
eine Öffnung des Zuganges zur PP-Ausbil-
dung vorsehen. Sowohl die Autoren des 
BMG-Forschungsgutachtens (Strauß et al., 
2009), als auch der konsentierte Beschluss 
der Deutschen Gesellschaft für Psychologie 
und der Bundespsychotherapeutenkam-
mer vom 20.03.2009, wie auch die mit 
sehr großer Mehrheit gefasste Entschlie-
ßung des Psychotherapeutentages von 
8.5.2010 empfehlen, zukünftig auch Absol-
venten nicht-konsekutiver Studiengänge zur 
PP-Ausbildung zuzulassen, sofern sie eine 

genügende Anzahl Leistungspunkte in psy-
chologischen Fächern nachweisen können.

Wir hoffen sehr, dass diese Beschlüsse in 
die Ausbildungsreform einfließen werden, 
so dass zukünftig auch „Quereinsteiger“ 
mit individuell gestalteten Bildungsbiogra-
fien in die PP-Ausbildung aufgenommen 
werden können, sofern sie in ihren unter-
schiedlichen Studiengängen ausreichende 
psychologische Kenntnisse erworben ha-
ben. Gegenwärtig ist es leider so, dass wir 
z. B. eine Bewerberin ablehnen müssen, 
die sich nach einem Diplom-Abschluss in 
Biologie (Nebenfach Psychologie, Diplom-
arbeit am Max Planck Institut für Hirnfor-
schung, Frankfurt), einem anschließenden 
erfolgreichen Promotionsstudium an der 
New York University mit dem Schwerpunkt 
Neuroimaging an der IPU für den MA Klini-
sche Psychologie beworben hat. Wir kön-
nen sie nicht nehmen, weil sie nach ihrem 
Studium und nach allen Brückenkursen 
bei uns vermutlich vom Berliner LaGeSo 
nicht zur PP-Ausbildung zugelassen würde: 
Ihr fehlt nämlich der Bachelor-Abschluss 
Psychologie. Das ist doch absurd.

Herzlichen Dank für das Gespräch.

Die Fragen stellte Dr. Beate Locher, 
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit.

Curriculare Fortbildung zur Säuglings-, Kleinkind- und Elternpsychotherapie  
erfolgreich abgeschlossen

Von Januar 2009 bis Juni 2010 absolvier-
ten 14 approbierte Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten aus Berlin, Sach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Niedersach-
sen erfolgreich die 15-teilige Fortbildung. 
Die Fortbildung wurde gemeinsam vom 
Familienzentrum an der Fachhochschule 
Potsdam und der Psychotherapeutenkam-
mer Berlin angeboten und startete inzwi-
schen zum zweiten Mal. „Eltern-, Säug-
lings- und Kleinkindpsychotherapie hat 
im bundesweiten psychotherapeutischen 
Versorgungsangebot inzwischen einen 
sehr hohen Stellenwert“ – so Fortbildungs-
leiterin Prof. Dr. Christiane Ludwig-Körner.

Vielerorts entstehen stationäre als auch am-
bulante Eltern-Säuglings-Ambulanzen oder 
Beratungsstellen und die Angebote an Frü-
hen Hilfen werden durch niedergelassene 
Therapeuten ausgebaut und ergänzt.

Unten v. l.: Marina Root, Irina Huth, Birke Röhrs, Regina Wiederhold-Lohmar, Dr. Juliane 
Teich-Belohradsky, oben v. l.: Eva Heinle-Schneider (Dozentin), Dr. Annette Lindner, Jörg Her-
mann, Agnes Metzger, Prof. Dr. Christiane Ludwig-Körner (wissenschaftliche Leiterin der Fort-
bildung) und Ute Rokyta.
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3.	 Entwicklungsdiagnostik und frühkindli-
che Regulationsstörungen

4.	 Konzepte und Methoden der Behand-
lung

5.	 Kinderschutz in den ersten Lebensjah-
ren

Das Curriculum schloss nach insg. 120 
Doppelstunden über eineinhalb Jahre, be-
gleitender Supervision und dem Nachweis 
praktischer Tätigkeiten mit dem Abschluss-
zertifikat ab. Leider hat die Psychothe-
rapeutenkammer noch keine Weiterbil-
dungsordnung, so dass diese Fortbildung 
als „ankündigungsfähige Weiterbildung“ 
mit geschützten Titel o. ä. verfügt. Dazu 
bedarf es einer Änderung im Berliner Kam-
mergesetz. Die Senatsverwaltung Berlin 

hat das Anliegen der Psychotherapeuten-
kammer im Blick und es dürfte eine Frage 
der Zeit sein, bis auch die Psychotherapeu-
tenkammer Berlin über eine eigene Wei-
terbildungsordnung verfügt.

In jedem Fall wollen alle teilgenommenen 
approbierten Psychotherapeut/-innen oder 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut/-
innen durch einen Eintrag im Online-Psy-
chotherapeutensuchdienst (www.psych-
info.de) auf ihre spezielle Qualifikation 
hinweisen. Interessierte können sich unter 
dem Begriff „Säuglingspsychotherapie“ ei-
nen Überblick über die Expertinnen und 
Experten verschaffen.

Dr. Beate Locher,  
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit

Zur psychischen Gesundheit von Beschäftigten „Streik der Seele“

Im Rahmen der „Woche der seelischen 
Gesundheit“ wurde von der Fachstelle für 
Prävention und Gesundheitsförderung im 
Land Berlin am 4. Oktober 2010 eine Podi-
umsdiskussion veranstaltet.

Frau Prof. Dr. Antje Ducki von der TFH 
Berlin führe in das Thema ein. Die Anzahl 
der AU-Tage infolge psychischer Erkran-
kungen hat zugenommen (für Berliner 
Arbeitnehmer im Durchschnitt 29,4 Ta-
ge). Insbesondere wirken sich „Armut“, 
„Arbeitslosigkeit“ und „Prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse“ als Belastungsfaktoren 
hinsichtlich der psychischen Erkrankungen 
aus. Möglichkeiten zur Lösung sei ein Aus-
bau an Gesundheitsprävention in Betrie-
ben, eine Verbesserung des betrieblichen 
Wiedereingliederungsmanagements psy-
chisch Kranker sowie eine Verbesserung 
der Vorbildfunktion der Führungskräfte.

Die Senatorin für Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz, Katrin Lompscher, wies 
in ihrem Beitrag auf den hohen Anteil bei 
den Rentenzugängen infolge psychischer 
Erkrankungen hin. Sie begrüßte einerseits 
eine bessere medizinische Diagnostik, be-
mängelte jedoch, dass eine Enttabuisierung 
psychischer Erkrankungen noch immer nicht 
in allen Bereichen stattgefunden habe.

Aus Sicht der Arbeitgeberverbände seien 
Fachkräftemangel, Defizite im Bildungs-

bereich, Defizite im Bereich des Gesund-
heits- und Arbeitsschutzes sowie im Be-
reich Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
die zentralen Ursachen. Die einzelnen 
Arbeitnehmer/-innen müssen immer mehr 
Arbeit unter immer größer werdendem 
Zeitdruck leisten. Klein- und Kleinstbetriebe 
könnten unternehmensabhängige Semi-
narangebote durchführen. Die Krankenkas-
sen, die Unfallversicherungen und auch der 
DGB unterstützen Betriebe bei der Umset-
zung von Gesundheits- und Arbeitsschutz.

Laut Dorothee Hillenbrand, Vizepräsiden-
tin der Psychotherapeutenkammer Berlin, 
sei zwar ein Anstieg der Fallzahlen zu ver-
zeichnen. Dieser müsse jedoch in Relation 
zur Prävalenz psychischer Erkrankungen 
der Gesamtbevölkerung gesehen wer-
den. Zahlen über psychische Erkrankun-
gen müssen vor allem in Abhängigkeit 
der soziodemografischen Variablen und 
der Betriebs- und Branchenarten gesehen 
werden.

Die anschließende Diskussion bezog sich 
auf Themen wie Mobbing, Umsetzung 
von EU-Richtlinien zur Stress-Prävention, 
Bundesarbeitsschutzgesetz, Sozialkompe-
tenz der Führungskräfte, Zusammenhang 
zwischen Einkommen und psychischer 
Gesundheit und der noch immer beste-
henden Tabuisierung von Depressionen 
bei Männern.

Die Psychotherapeutenkammer Berlin 
forderte, dass psychische Gesundheit 
im Rahmen des Arbeitsschutzes besser 
wahrgenommen und krankheitswertige 
Folgen als Berufskrankheiten anerkannt 
werden sollten. Es bedürfe einer (neu-
en) Kultur der Wertschätzung von Arbeit 
und Anerkennung der beruflichen Leis-
tungen. Das Betriebliche Gesundheits-
management müsse vielfältige Angebote 
für Mitarbeiter/-innen und Führungskräfte 
bereithalten und auch psychosoziale Fra-
gestellungen berücksichtigen. Arbeitslosen 
sollten vielfältige Möglichkeiten zur Erhal-
tung ihrer psychischen Gesundheit ange-
boten werden.

Dorothee Hillenbrand, Vizepräsidentin

Redaktion

Inge Brombacher, Christiane Erner-
Schwab, Marga Henkel-Gessat, Dorothee 
Hillenbrand, Pilar Isaac-Candeias, Dr. Bea-
te Locher, Ute Meybohm, Brigitte Reysen-
Kostudis, Christoph Stößlein, Dr. Manfred 
Thielen.

Das komplexe Bedingungsgefüge von Fa-
milien setzt spezifische diagnostische und 
therapeutische Kompetenzen voraus, die 
speziell auf Familien mit kleinen Kindern ab-
gestimmt sind und auf die behandlerischen 
Besonderheiten dieser Zielgruppe eingehen.

Die Theorie umfasste umfangreiches Wis-
sen aus verschiedenen Fachgebieten (me-
dizinisches Wissen, Entwicklungspsycho-
logie, klinische Entwicklungspsychologie, 
Neurobiologie, Diagnostik, Differentialdia-
gnostik, interdisziplinäre Zusammenarbeit 
usw.) und beinhaltete folgende Bereiche:

1.	 Bedeutung der Eltern-Kind-Beziehung 
für die Entwicklung des Kindes

2.	 Biologische und soziale Rahmenbedin-
gungen

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184, 10707 Berlin
Tel. 030 887140-0; Fax -40
info@psychotherapeutenkammer-berlin.de
www.psychotherapeutenkammer-berlin.de
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10 Jahre Psychotherapeutenkammer Bremen – Große Resonanz  
beim Empfang im Bremer Rathaus

Mit einem Empfang in der Oberen Rat-
haushalle des historischen Bremer Rathau-
ses ehrte die Senatorin für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit, Jugend und Soziales, Ingelo-
re Rosenkötter am 28. Oktober 2010 die 
Psychotherapeutenkammer Bremen. 180 
Repräsentanten aus dem Gesundheitswe-
sen, aus Politik und Wissenschaft sowie 
zahlreiche Kammerangehörige waren der 
Einladung gefolgt.

„Bremens gute Stube“ – die obere Rathaus-
halle

In der prächtig vertäfelten und mit opu-
lenten Fresken und Gemälden aus dem 
16. Jahrhundert verzierten Halle eröffnete 
Staatsrat Dr. Hermann Schulte-Sasse die 
Festveranstaltung. Er war in Vertretung 
der kurzfristig erkrankten Senatorin er-
schienen. In seiner Ansprache würdigte 
er das zehnjährige Wirken der PKHB und 
betonte angesichts aktueller Daten zur 
psychischen

Dr. Hermann Schulte-Sasse

Morbidität die Notwendigkeit einer quali-
tativ hochstehenden Versorgung psychisch 
kranker Menschen.

Im Anschluss bedankte sich der Präsident 
der Psychotherapeutenkammer Dipl.-
Psych. Karl Heinz Schrömgens für die 
hohe Wertschätzung, die der Kammer 
entgegengebracht wird. In seiner Rede 
blickte er zunächst zurück auf den Grün-
dungsprozess, würdigte die Tätigkeit der 
Mitglieder des Gründungsausschusses 
und bedankte sich bei den anwesenden 
Präsidenten der vier anderen Bremer 
Heilberufskammern für ihre freundliche 
Unterstützung. Ohne diese Hilfe wäre es 
nicht möglich gewesen, die Bremer Kam-
mer als erste Psychotherapeutenkammer 
Deutschlands zu gründen. Entscheidend 
sei die Verabschiedung des Psychothera-
peutengesetzes gewesen. An dieser Stelle 
sprach er dem anwesenden Bremer Psy-
chotherapeuten Hans-Joachim Schwarz 
seinen Dank aus, der damals an führender 
Stelle auf Bundesebene an den Gesprä-
chen mit Gesundheitspolitikern beteiligt 
war, die zur Verabschiedung des Psycho-
therapeutengesetzes geführt hatten. Nach 
einer kurzen Darstellung des erfolgreichen 
Wirkens der Kammer in den zurückliegen-
den Jahren ging er auf Zukunftsaufgaben 
ein. In seinen Schlusssätzen informierte er 
über den internen Diskussionsprozess der 
PKHB, in dem 80 Prozent der Mitglieder 
sich für einen Zusammenschluss mit der 
Psychotherapeutenkammer Niedersach-
sen ausgesprochen haben, um sich er-
folgreich den zukünftigen Anforderungen 
stellen zu können.

Prof. Rainer Richter überbrachte die Grüße 
der Bundespsychotherapeutenkammer. Er 
würdigte die Beiträge der Bremer Kammer 

im Interesse der Psychotherapeutenschaft, 
die auch immer wieder zu wichtigen An-
stößen auf Bundesebene geführt haben. 
In seinem Beitrag legte er einen Schwer-
punkt auf die anstehende Reform der Be-
darfsplanung in der vertragspsychothera-
peutischen Versorgung und kritisierte das 
bisherige System, das der notwendigen 
Versorgung psychisch kranker Menschen 
nicht gerecht werde. Das jetzige System 
gehe nicht vom Bedarf aus, sondern sei 
eine Angebotssteuerung, die den Bedarf 
des psychisch kranken Menschen außer 
Acht lasse.

Prof. Dr. Rainer Richter

Den Festvortrag zum Thema „Positive 
Ansätze in der Psychotherapie – Ein Per-
spektivenwechsel?“ hielt Frau Prof. Ulrike 
Willutzki von der Ruhr-Universität Bochum. 
Sie stellte neuere Ansätze zur Ressourcen-
orientierung als einen zusätzlichen Blick-
winkel in der Psychotherapie vor. Dieser 
Ansatz verlasse die traditionelle Orientie-
rung der therapeutischen Schulen auf Be-
seitigung und Reduktion von psychischen 
Problemfaktoren. Stattdessen stehen In-
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terventionen im Vordergrund, die direkt 
die gesunden Anteile, die Ressourcen der 
Person aufgreifen bzw. auf die Förderung 
positiven Erlebens ausgerichtet sind.

Zwischen den Beiträgen unterhielt das 
Bremer Klezmer Duo Susanne Sasse und 
Martin Kratzsch die Gäste mit anrühren-
den, aber auch beschwingten Weisen.

Nach dem offiziellen Teil nutzen viele Teil-
nehmer noch die Möglichkeit zu angereg-
ten Gesprächen bei alkoholfreien Geträn-
ken und Finger-Food. Die Ansprachen der 
Redner fanden viel Zustimmung. Allerdings 
zeigten sich mehrere Akteure aus dem Ge-

sundheitswesen erstaunt über die Ergeb-
nisse der Mitgliederbefragung. Insbeson-
dere befürchteten sie einen Einflussverlust 
der Kammer bei Aufgabe der bremischen 
Eigenständigkeit. Auf geteiltes Echo stieß 
der Vortrag von Frau Prof. Willutzki.

Die einen fanden es eine vergebene Chan-
ce, den politischen Gästen einen Einblick 
in die schwierige Versorgungssituation in 
Bremen zu geben, andere sahen es als 
ein Beispiel des aktuellen, sehr einseiti-
gen Standes klinisch-verhaltenstherapeuti-
schen Forschens an deutschen psycholo-
gischen Universitätsinstituten und andere 
meinten, so etwas komme dabei heraus, 
wenn systemische Ideen in verhaltensthe-
rapeutische Konzepte „hineingeräubert“ 
werden. Schnell fanden die Gespräche 
wieder zurück zum festlichen Anlass, bei 
dem die Freude über das Erreichte, aber 
auch der Austausch über künftige Aufga-
ben und Projekte im Vordergrund standen.

Prof. Dr. Ulrike Willutzki

Fachtagung: Psychotherapie in Zeiten des Wandels –  
Zwischen Erwartungen und Möglichkeiten

Am Tag nach der Jubiläumsveranstaltung 
lud die Psychotherapeutenkammer zu 
einer Fachtagung in das Haus der Wis-
senschaft ein. Der Kammerpräsident Karl 
Heinz Schrömgens eröffnete die Tagung 
und stellte die gegenwärtige Situation in 
Bremen dar. Trotz der vielfältigen Hilfsan-
gebote in Bremen musste er feststellen, 
dass auch in Bremen viele psychisch kran-
ke Menschen nicht rechtzeitig eine ange-
messene und qualifizierte Behandlung 
bekommen. Er konkretisierte das Tagungs-
thema in vier Fragen:

�� Wie wird die ambulante Psychotherapie 
dem gerecht, was psychisch behand-
lungsbedürftige Menschen brauchen?

�� Welche Verbesserungen sind möglich 
bei der Verzahnung von ambulanter, 
stationärer und komplementärer Ver-
sorgung?

�� Welche professions- und schulenüber-
greifenden Kooperationsformen wären 
sinnvoll?

�� Wie könnte psychotherapeutische Tä-
tigkeit in zehn Jahren aussehen?

Jürgen Hardt, Präsident der Psychothera-
peutenkammer Hessen und Psychoanaly-
tiker, sprach über „Psychotherapie im Kon-
text – Tradition und Aufgaben“. Er ließ die 
Zuhörer an seinen persönlichen berufspo-
litischen Erfahrungen Anteil nehmen. Bei 
einer näheren Betrachtung der Berufsent-

wicklung musste er feststellen, dass in un-
serer spätmodernen Gesellschaft das Soli-
dargebot und das Wirtschaftlichkeitsgebot 
in einem schwierigen Spannungsverhältnis 
stehen und dass die Gesundheitsreformen 
immer die Seite der Ökonomie stärken. Mit 
Habermas kommt er zu der Feststellung, 
dass in dieser Gesellschaft die Subsysteme 
von Wirtschaft und Verwaltung sich wegen 
ihrer Effizienz verselbständigen und die Le-
benswelt mit ihrer Sinnhaftigkeit überwu-
chern, kolonialisieren und ausbeuten.

Jürgen Hardt

Er sieht es als unsere entscheidende Auf-
gabe, die Transformation des Kulturgutes 
„solidarische Krankenbehandlung“ in eine 
Gesundheitswirtschaft kritisch zu beobach-
ten, zu kommentieren und auf ethische 
Kollateralschäden hinzuweisen. Sich einem 
psychotherapeutischen Ethos verpflichtet 
zu fühlen und eine politische Haltung ein-
zunehmen, sind für ihn keine unvereinba-
ren Gegensätze. Durch zwei Rückblicke in 
die „Anfänge“ unseres Berufs, die Zeit des 
„Seelenbegleiters“ Epikur und die Gedan-

kenentwicklung von Descartes, erläuterte 
er feinsinnig, dass Psychotherapeuten von 
Beginn an ein delikates Verhältnis zur Po-
litik hatten. Die Privatheit der therapeuti-
schen Beziehung entlässt uns jedoch nicht 
aus der politischen Verantwortung.

Von diesen grundlegenden Reflexionen zu 
den Niederungen alltäglicher Patientenre-
alität führte die Anwesenden die Systemi-
kerin Elisabeth Nicolai, Professorin an der 
Evangelischen Hochschule Ludwigsburg 
und Lehrtherapeutin am Helm Stierlin 
Institut Heidelberg. Sie geleitete die An-
wesenden zu Grenzübergängen psychia-
trischer und psychotherapeutischer Ver-
sorgung. Dies geschah auf der Grundlage 
der Forschungsergebnisse einer Studie, zu 
deren wesentlicher Intervention die syste-
mische Weiterbildung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (vom Pflegepersonal bis 

Prof. Dr. Elisabeth Nicolai
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zu den Oberärzten) von sechs akutpsych-
iatrischen Stationen in drei unterschied-
lichen Krankenhäusern gehörte. In der 
Folgezeit konnte sie von eindrucksvollen 
Veränderungsprozessen berichten.

Die systemische Behandlungsphilosophie 
umfasste dabei sowohl die Familien(-
System-)orientierung in Bezug auf die 
Patienten, eine systemische Reflexion in 
Bezug auf die Symptomatik ebenso wie 
die Entwicklung einer Verhandlungskultur 
mit allen Betroffenen, zu denen auch die 
Vor-, Nach- und Mitbehandelnden zählen. 
Gerade diese Schnittstellensensibilität hat-
te wesentliche Auswirkungen auf weiter-
führende Prozesse. Die Folge: Es wurden 
mehr Einzelgespräche mit den Patienten, 
mit externen Kooperationspartnern und 
Familiengespräche mit den Patienten und 
weniger Familiengespräche über und ohne 
die Patienten geführt.

Kritisch wurde festgestellt, dass es für die 
Kooperation zwischen Kliniken und nie-
dergelassenen Psychotherapeuten keine 
fachlich tragfähigen Konzepte gibt, und 
dass eine finanzielle Abrechnungsmöglich-
keit für diese Leistungen im Interesse der 
Patienten fehlt. Grenzöffnungen in diesem 
Bereich setzen die Überwindung von Kon-
kurrenz und die Entwicklung von Koopera-
tionsnetzen voraus.

Johannes Klüsener, Psychologischer Psy-
chotherapeut und Mitarbeiter der Haupt-
verwaltung der Technikerkasse in Hamburg 
wartete mit einer Unmenge an Zahlenma-
terial (siehe Folien der Powerpointprä-
sentation auf der Homepage der PKHB) 
zu den unterschiedlichsten Aspekten der 
Versorgung psychisch Erkrankter auf. Au-
ßerdem sprach er zu innovativen Konzep-
ten, schwerpunktmäßig zu dem Vertrag 
der TK mit der GABSY (Gesellschaft für 

Ambulante Psychiatrische Dienste GmbH) 
in Bremen.

An den „Melchingerzahlen“ sei zu sehen, 
dass die Psychiater viel mehr Patienten 
versorgen und viel weniger Geld bekom-
men, dass die Psychoanalyse für wenige 
Patienten relativ hohe Kosten verursacht, 
und dass die Zuordnung zu einem thera-
peutischen Verfahren stark vom Angebot 
und weniger von einer spezifischen In-
dikation abhängt. Erstaunt hat, dass nur 
3% der Psychokosten für Psychotherapie 
aufgewendet werden und mehr als 50% 
für (teil-)stationäre Angebote und 11% für 
Medikamente ausgegeben werden.

Der Partner im Projekt „NetzWerk psychi-
sche Gesundheit“ in Bremen ist für die 
TK die GABSY, die durch langfristige am-
bulante Betreuung und kurzfristige Un-
terstützung durch Übernachtungen im 
„Rückzugshaus“ eine stationäre Aufnahme 
möglichst überflüssig machen soll. Aber 
auch andere Angebote, wie Psychoedu-
kationsgruppen und „Helfen im Chat“ in 
der stationären Nachsorge sind innovative 
Projekte der TK.

Nach einer nur kurzen Mittagspause kon-
frontierte uns Lothar Wittmann, von 2001 
bis 2010 Präsident der Psychotherapeu-
tenkammer Niedersachsens, Supervisor 
und Verhaltenstherapeut, mit seinen Pro-
gnosen und Phantasien zur Entwicklung 
der Psychotherapie in zehn Jahren. Zwar 
wird die Gesellschaft bis dahin deutlich 
geschrumpft und die meisten der Zuhö-
rer Ruheständler sein, doch der Bedarf an 
Psychotherapie wird unvermindert sein. 
Produktivitätssteigerung durch Arbeits-
verdichtung, Arbeitslosigkeit und prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse mit Arbeits-
platzverlustängsten werden für Bedarf 
sorgen. Neben dem Bewusstsein, dass es 
statt Wegwerfmentalität Reintegration ge-
ben muss, wird es sicherlich Versuche zur 

Etablierung von „Discountpsychotherapie“ 
geben.

Die universitäre Ausbildung im Bereich 
Psychologie, deren Lehrstühle schon jetzt 
nahezu vollständig von Verhaltenstherapeu-
ten besetzt sind, werde von einem Trend 
zur Biologisierung bestimmt sein. Wichtige 
Praxisfragen werden auch bis dahin in der 
Forschung keine Resonanz finden. Was die 
Reform der Psychotherapieausbildung be-
trifft, schwankt er zwischen Hoffnung und 
Zweifeln. Er ist sich jedoch ziemlich sicher, 
dass bis dahin integrative Therapiekonzepte 
ernsthaft in Betracht gezogen werden.

Dr. Lothar Wittmann

Im Gegensatz zu einer solchen düsteren 
Perspektive entwarf er eine optimisti-
schere Variante: Es kommt zu deutlichen 
Veränderungen im Bereich zwischen am-
bulanter und stationärer Versorgung für 
Patienten mit psychischen Erkrankungen. 
„Die Privatisierungstendenzen werden 
nicht mehr forciert. Öffentlich-rechtliche, 
gemeinnützige und genossenschaftliche 
Formen dominieren Krankenhäuser, Po-
likliniken, MVZs und Praxisassoziationen. 
Unter Versorgungsgesichtspunkten ist der 
Versorgungsrahmen gesetzlich abgesteckt. 
Lohnrahmenrichtlinien und Qualitätsan-
forderungen verhindern Lohndumping 
und Personalausdünnung. Die Profitmög-
lichkeiten sind begrenzt, weshalb Rosi-
nenpickerei und Abweisung schwieriger 
Krankheitsbilder aussterben. Ein Quali-
tätswettbewerb ist überall im Gange und 
führt zu patientenfreundlichen Strukturen, 
zu Transparenz, teilweise manchmal aber 
auch zu peinlichen Blüten der Selbstdar-
stellung, die auf Patientenbewertungssei-
ten gnadenlos zerpflückt werden“.

In der Realität erwarte er noch einige 
Kostendämpfungsgesetze. Er befürchte, 
die KVen werden selektionsvertragsge-
schwächt mehr oder minder zu Abre-Johannes Klüsener, TK
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chungsstellen herabsinken. Aber es könne 
auch anders kommen.

Prof. Dr. Robert Franke

Danach begann die Podiumsdiskussi-
on, leider ohne Jürgen Hardt, der wegen 
berufspolitischer Verpflichtungen zurück 
nach Hessen fahren musste. Professor 
Robert Franke, emeritierter Professor für 
Medizinrecht und Direktor des Instituts 
für Medizinrecht an der Uni Bremen über-
nahm die Moderation. Neben Frau Nicolai, 
Herrn Klüsener und Herrn Wittmann nah-
men Dr. Mathias Gruhl, Abteilungsleiter 
Gesundheit bei der Senatorin für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les, Olaf Woggan, Direktor für Verträge bei 
der AOK Bremen/Bremerhaven und Karl 
Heinz Schrömgens als Vertreter der kran-
ken Vizepräsidentin Christine Block an der 
Diskussion teil.

Nachdem in einer kurzen Diskussion zur 
Frage, ob sich das Psychotherapeutenge-
setz bewährt habe, Einigkeit über seine po-
sitiven Konsequenzen festgestellt wurde, 
räumte Karl Heinz Schrömgens ein, dass 
es einen Problemdruck bei der Versorgung 
bestimmter Patientengruppen gäbe. Herr 
Woggan erinnerte daran, dass die Psycho-
therapeuten nur ein Teil in einer komple-
xen Versorgungskette seien, deren Koope-
rationsstrukturen bisher unterentwickelt 
seien. Die Forderung nach Aufhebung von 
Befugniseinschränkungen quittierte Herr 
Gruhl mit der Frage nach den dann noch 
existierenden Unterschieden zwischen 
Psychiatern und Psychotherapeuten.

Herr Wittmann kritisierte die in den Psy-
chotherapierichtlinien festgelegten Stun-
denkontingente, die eine klientengerechte 
Arbeit erschwerten, und wies darauf hin, 
dass nur 10 bis 15% der Outcome-Varianz 
vom Verfahren abhängig sei, das die Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten benutzen. Frau Nicolai betonte noch 
einmal die große Bedeutung der Bezie-
hungsarbeit, die dafür spreche, dass die 
Versorgungskontinuität durch Vernetzung 
an den Schnittstellen eine wesentliche 
Frage des Erfolges von Behandlungen sei.

Karl Heinz Schrömgens

Herr Gruhl wies darauf hin, dass die jähr-
lichen Zuwächse auf dem Psychophar-
maka-Markt zweistellig seien und Herr 
Klüsener erklärte, dass im Rahmen von 
Modellprojekten die Teilnahme an Quali-
tätszirkeln und Koordinationstreffen vergü-
tet werde. Herr Woggan bekräftigte, dass 
es für die Krankenkassen eindeutig sei, 
dass ambulante vor stationäre Versorgung 
gehe, und Herr Wittmann hob hervor, dass 
eine Perspektive für die Zukunft auch im 
ambulanten Bereich multiprofessionelle 
Teams seien, die dann Schnittstellen und 
Kooperationspartner quasi unter einem 
Dach hätten. Herr Gruhl regte an, dass in 
einer begrenzten Region eine „Manage
mentgesellschaft von Akteuren“ ein integ-
riertes Angebot von ambulanter und (teil-)
stationärer Versorgung unterbreiten sollte, 
um die vielfältigen Möglichkeiten unter Be-

weis zu stellen. Bremen könnte ein solcher 
Bereich sein.

Die Diskutanten

Wir seien von solchen Möglichkeiten 
leider noch weit entfernt, merkte Herr 
Schrömgens an. So seien die Gespräche 
im vergangenen Jahr, ein regionales Psy-
chiatriebudget zu bilden, bezeichnender-
weise ohne Einbeziehung der ambulanten 
Leistungserbringer geführt worden. Bisher 
fehle es an Modellen, wie eine Integrati-
on von freiberuflich Arbeitenden gelingen 
könne. Frau Nicolai betonte noch einmal, 
dass eine Vertrauensbildung zwischen den 
Berufsgruppen und den verschiedenen 
Versorgungsbereichen nur möglich werde, 
wenn alle Akteure in die Planungsprozesse 
mit einbezogen werden. Im Schlusswort 
hob Herr Schrömgens die konstruktive At-
mosphäre hervor, die in wohltuender Wei-
se Polarisierungen vermieden habe.

Redaktion Bremer 	
Kammerseiten

An diesen Seiten arbeiteten mit: Hans 
Schindler, Karl Heinz Schrömgens

Geschäftsstelle

Hollerallee 22
28209 Bremen
Fon: 0421 – 27 72 000
Fax: 0421 – 27 72 002
Verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de
Geschäftszeiten:
Mo, Di, Do, Fr 10.00 – 14.00 Uhr
Mi 13.00 – 17.00 Uhr
Sprechzeit des Präsidenten:
Di 12.30 – 13.30 Uhr
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Das Suchtinterventionsprogramm der Psychotherapeutenkammer Hamburg

von Bettina Nock

Auch PsychotherapeutInnen können Pro-
bleme mit Alkohol, Medikamenten oder 
Drogen haben; und laufen damit Gefahr, 
eine Abhängigkeitserkrankung zu entwi-
ckeln. Erfahrungen aus dem ärztlichen Be-
reich stützen diese Annahme. Daher hat 
die Psychotherapeutenkammer Hamburg 
ein Interventionsprogramm entwickelt, das 
betroffenen KollegInnen bei Sucht- und 
Abhängigkeitserkrankungen rechtzeitige 
Hilfen anbieten und zu einer Enttabuisie-
rung des Themas beitragen will.

Suchtgefährdende 
Arbeitsbedingungen

PsychotherapeutInnen sind einer Reihe 
suchtgefährdender Bedingungen in der 
Ausübung ihres Berufes ausgesetzt: lange 
und teilweise ungeregelte Arbeitszeiten, 
eine umfassende und anstrengende Aus-
bildung, komplexe Entscheidungssituatio-
nen, Kontakt mit schwierigen Menschen 
und belastenden PatientInnenschicksalen, 
hoher in- und extrinsischer Leistungs- und 
Erwartungsdruck. All dies kann zu anhal-
tendem emotionalen Druck und dem 
chronischen Gefühl führen, ständig funkti-
onieren zu müssen und mit nichts wirklich 
fertig zu werden. Die Gefahr eines Burn-
out ist, wie auch in anderen helfenden 
Berufen, groß. Von bedeutsamem Einfluss 
ist dabei sicherlich auch das idealisierte 
Selbstbild der PsychotherapeutIn: eine 
unverwundbare immer starke Helferin zu 
sein, die selbst nicht krank wird und nie 
ihre Selbstkontrolle verliert. Gerade bei 
uneingestandenen dauerhaften Erschöp-
fungszuständen oder chronischen Über-
forderungen, ist die Flucht in eine Sucht 
eine häufige wenn auch inadäquate Be-
wältigungsstrategie.

Scham und Bagatellisierung

Zwei wesentliche Gründe hindern betrof-
fene Psychotherapeutinnen u. U. eine 
Behandlung aufzusuchen: Das eine ist die 
Verdrängung oder auch Bagatellisierung 
durch das direkte Umfeld, insbesondere 
Kolleginnen und Mitarbeiterinnen. Denn 
sowohl bei legalen Suchtmitteln (die eta-
bliert und mit einer tolerablen Schwellen-
dosis versehen sind) als auch bei Medi-
kamenten- oder Drogenmissbrauch oder 
auch nicht-stofflichen Süchten zeigt sich 
im kollegialen Umgang oftmals eine unan-
gemessene Toleranz und ein eher ratloses 
Wegsehen. Das andere ist die Angst vor 
den Folgen einer Offenlegung der Sucht. 
Neben der Scham und der Furcht vor 
Stigmatisierung in der persönlichen, kolle-
gialen und beruflichen Umgebung, ist es 
natürlich auch die begründete Furcht, die 
berufliche Existenz und damit die Einkom-
mensgrundlage zu verlieren (durch Entzug 
von Approbation oder KV-Zulassung, mög-
liche Regressforderungen).

Berufsaufsicht und 
Fürsorgepflicht

Für approbierte Heilberufsangehörige hat 
eine Abhängigkeitserkrankung weitaus 
schwerwiegendere Konsequenzen als für 
andere Berufsgruppen: Da der Schutz der 
PatientInnen an erster Stelle steht und ab-
soluten Vorrang vor den materiellen Inter-
essen der Heilberufsangehörigen hat, geht 
die aufsichtsführende Gesundheitsbehör-
de bei einer Suchmittelabhängigkeit davon 
aus, dass die betroffene Psychotherapeu-
tIn ihren Beruf aufgrund der Erkrankung 
nicht mehr ausüben kann. Konsequen-
terweise würde eine festgestellte Sucht-
mittelabhängigkeit in der Regel zu einem 

Ruhen oder sogar Entzug der Approbation 
durch die Aufsichtsbehörde führen.

Die Psychotherapeutenkammer Hamburg 
übt jedoch nicht nur (im Auftrag der Be-
hörde) die Berufsaufsicht aus; sie hat auch 
eine Fürsorgepflicht gegenüber ihren Mit-
gliedern. Die Kammer ist gehalten, Kolle-
gInnen bei der Lösung von Problemen in 
der Berufsausübung zu unterstützen. Im 
Fall einer Suchterkrankung soll daher be-
troffenen Kammermitgliedern frühzeitig 
Hilfe angeboten werden, aus der Sucht-
mittelabhängigkeit auszusteigen, ohne 
dass dies zu den oben beschriebenen 
Sanktionen seitens der Approbationsbe-
hörde führt.

Das Suchtinterventions
programm

In den vergangenen Monaten wurde da-
her in enger Abstimmung mit der Appro-
bationsbehörde und unter Berücksichti-
gung der Erfahrungen der Ärztekammer 
Hamburg ein Interventionsprogramm für 
suchtmittelgefährdete oder -abhängige 
Kammermitglieder entwickelt. Grundla-
ge hierfür ist die Bereitschaft seitens des 
Kammermitgliedes, sich in einen kontrol-
lierten und begleiteten Heilungsprozess 
zu begeben, der mit der Beratung be-
ginnt und das Ziel hat, über den Entzug 
und eine anschließende psychothera-
peutische Behandlung die volle Berufs-
ausübungsfähigkeit wiederherzustellen. 
In das von der Kammer beschlossene 
Programm sind sowohl Entzugskliniken 
als auch Beratungsstellen als Partner ein-
bezogen. Das Programm beruht auf dem 
Prinzip der Freiwilligkeit und steht allen 
betroffenen Kammermitglieder offen; es 
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soll zugleich durch das integrierte Bera-
tungsangebot einen niedrigschwelligen 
Zugang ermöglichen. In der Regel wird 
das Programm vorgeschlagen, wenn 
sich über Hinweise oder Beschwerden 
von KollegInnen oder PatientenInnen 
der Verdacht einer Suchtproblematik bei 
einem Kammermitglied bestätigt. Betrof-
fene KollegInnen können sich selbstver-
ständlich auch selbst bei der Suchtbe-
auftragten der Kammer melden.

Die Zielsetzungen des Programms sind:

�� Vermeidung des Ruhens oder des Ent-
zuges der Approbation und der KV-Zu-
lassung.

�� Schutz der PatientInnen vor möglichen 
negativen Behandlungsauswirkungen 
bedingt durch die Suchterkrankung des 
Kammermitglieds.

�� Angebot eines strukturierten und be-
gleiteten Behandlungsprogramms.

Die Psychotherapeutenkammer Hamburg 
unterstützt das betroffene Mitglied bei der 

Suche nach geeigneten suchttherapeuti-
schen Einrichtungen (stationär und am-
bulant), stellt den Zugang zu einer unab-
hängigen suchtmedizinischen Institution 
für die regelmäßigen Kontrollen her, hilft 
bei organisatorischen Problemen bedingt 
durch die Unterbrechung der Berufsaus-
übung und bietet eine wertschätzende 
Begleitung während des Gesundungspro-
zesses an.

Wiederaufnahme der 
Berufstätigkeit

Die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit 
als PsychotherapeutIn kann erst erfolgen, 
wenn die betroffene KollegIn ihren Beruf 
wieder in vollem Umfang ohne jegliche 
Einschränkung – besonders im Patien-
tenkontakt – ausüben kann. Der Vorstand 
der Psychotherapeutenkammer Ham-
burg entscheidet mithilfe eines externen 
Gutachters über die wiederhergestellte 
Berufsfähigkeit und teilt dies der Appro-
bationsbehörde umgehend mit. Bei ange-
stellten Kolleginnen findet darüber auch 
mit dem Arbeitgeber ein Austausch statt. 

Die Nachbetreuung im Rahmen des Inter-
ventionsprogramms wird in den meisten 
Fällen auch nach Wiederaufnahme der 
Berufstätigkeit – abhängig vom Verlauf des 
Gesundungsprozesses – über einen ge-
wissen Zeitraum fortgesetzt.

Resümee

Die Teilnahme eines betroffenen Kam-
mermitglieds am Interventionsprogramm, 
also an einer strukturierten suchttherapeu-
tischen Behandlung mit Begleitung durch 
die Kammer, ist sinnvoll und notwendig, 
um die Betroffene zu befähigen, ihren 
Beruf als PsychotherapeutIn in voller Ver-
antwortung wieder auszuüben. Wichtig ist, 
der Betroffenen den Weg zu ihrer Heilung 
aufzuzeigen, sie auf die berufsrechtlichen 
Implikationen ihrer Erkrankung hinzuwei-
sen, und ihre Patientinnen vor möglichen 
negativen Behandlungsauswirkungen zu 
schützen.

Das Suchtinterventionsprogramm kann ab 
Anfang 2011 auf der Kammerhomepage 
eingesehen werden.

„Psychotherapie wird zu schmalspurig vorgehalten“

Interview mit Prof. Dr. Thomas 
Bock zur gemeindepsychiatri-
schen Versorgung.

Von Prof. Dr. Rainer Richter

Prof. Richter: Sie setzen sich seit vie-
len Jahren für eine gemeindepsych-
iatrische Versorgung von Menschen 
mit psychischen Erkrankungen ein. 
Worin unterscheidet sich dieses Ver-
sorgungskonzept von der herkömm-
lichen psychiatrischen Versorgung?

Prof. Bock: Es geht nicht um ein Etikett, 
sondern um das Ziel, psychiatrische und 
psychosoziale Hilfe so zu organisieren, 
dass sie Menschen in ihrem Lebensumfeld 
unterstützt, ihre Ressourcen wahrnimmt 
und stärkt und ihre aktive Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben sichert. Die größte 
Herausforderung ist dabei, psychisch er-
krankte Menschen nicht nur in ihren Defi-
ziten, sondern auch in ihren Stärken wahr-
zunehmen, sie nicht nur als Empfänger 
von Hilfen zu betrachten, sondern ihnen 
„Bedeutungsräume“ zu erschließen.

Welchen Stellenwert haben Psycho-
pharmakotherapie und Psychothera-
pie dabei?

Bezogen etwa auf Menschen mit Psy-
chosen wird Psychopharmakotherapie 
zu automatisch, zu hochdosiert und bzgl. 
der Nebenwirkungen zu bedenkenlos an-
gewandt. Zugleich wird Psychotherapie 
zu selbstverständlich verweigert oder zu 
schmalspurig vorgehalten, obwohl die mo-

dernen Leitlinien Einzel- und Familienthe-
rapie vorschreiben.

Auf welche Weise können Angehö-
rige von psychisch Kranken aktiv in 

Prof. Dr. Thomas Bock
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den Behandlungsprozess einbezo-
gen werden?

Durch die verkürzten Liegezeiten und die 
zunehmende Zersplitterung der Versor-
gung sind Angehörige längst „einbezogen“, 
werden zugleich aber oft ausgegrenzt; wir 
beanspruchen sie indirekt und behandeln 
sie trotzdem respektlos. Das ist fahrlässig 
und unsinnig. Angehörige sind einerseits 
stark belastet und zugleich für die meisten 
Patienten ihre wichtigste Ressource. Wir 
müssen sie also in doppelter Hinsicht ernst 
nehmen und dabei bedenken, dass Eltern, 
Geschwister, Partner und Kinder sehr un-
terschiedliche Fragen, Spannungsfelder, 
Stärken und Belastungen mitbringen. 
Sie etwa bei Psychosen, Depressionen 
und Manien nicht einzubeziehen – direkt 
oder indirekt –, kommt einem Kunstfehler 
gleich.

Im GWHH-Projekt „Netzwerk Psychi-
sche Gesundheit Hamburg“ vertreten 
Sie den Bereich „Trialog & Partizipa-
tion“. Welches sind die Ziele dieses 
Projektes?

Hamburg bekam den Zuschlag als Gesund-
heitsmetropole der Zukunft mit insgesamt 
zehn Teilprojekten (fünf diagnosespezi-
fisch, fünf unspezifisch) auch deshalb, 
weil die aktive Beteiligung von Betroffenen 
und Angehörigen ein besonderes Merkmal 
der Bewerbung ist. Das gilt für die Aufklä-
rungskampagne, beim Internetauftritt (z. 
B. Skype-Service), bei Informations- und 
Begegnungsprojekten in Schulen und Be-
trieben, bei der trialogischen Fortbildung 
(z. B. für Lehrer, Jugendhilfe, Hausärzte 
usw.), aber auch bei Interventionen, z. B. 
beim Gesundheitsnetz Psychose, das auf 
flexible frühe Behandlung zielt. Hamburg 
hat hier durch 20 Jahre Psychoseseminar, 
zehn Jahre „Irre menschlich Hamburg“ 
und fünf Jahre „EXperienced INvolve-
ment“, aber auch durch die gute Koopera-
tion mit den Landesverbänden der Psychi-
atrieerfahrenen und der Angehörigen eine 
besonders reiche Expertise. Ein spezielles 
Teilprojekt dient der Implementierung und 
Erforschung von Peer-to-Peer-Beratung für 
Betroffene und Angehörige in sieben Regi-
onen Hamburgs.

Auch in Hamburg bestehen nach 
wie vor Defizite in der Versorgung 

psychisch kranker Menschen. Welche 
Möglichkeiten sehen Sie für uns Psy-
chotherapeuten, zur Verbesserung 
beizutragen, evtl. auch in Kooperati-
on mit anderen Gesundheitsberufen?

Bundesweite Untersuchungen kritisieren 
die fast totale Abstinenz von Psychothera-
peuten bei Psychosen und Bipolaren Stö-
rungen (F2 und F3 Diagnosen). In Ham-
burg ist die Situation vielleicht nicht ganz 
so krass; es gibt einzelne sehr engagier-
te Psychotherapeuten, doch gemessen 
am Bedarf viel zu wenige. Menschen mit 
diesen Erfahrungen/Diagnosen brauchen 
Psychotherapie – das bestätigen inzwi-
schen alle modernen Leitlinien –, doch mit 
einer besonderen Flexibilität hinsichtlich 
Zeit, Dauer, Inhalt und Setting (Beteiligung 
von Angehörigen). Im „Gesundheitsnetz 
Psychose“ (Teilprojekt 6 der Gesundheits-
metropole) möchten wir ein flexibles und 
z. T. mobiles Behandlungsnetz für Patien-
ten mit beginnender Psychose aufbauen, 
um sie früher zu erreichen und möglichst 
außerhalb der Psychiatrie aufzufangen. 
Hier suchen wir die Kooperation mit der 
Jugendhilfe, mit Psychosozialen Kontakt-
stellen, Rebus-Stellen (Schulpsychologen), 
Hausärzten, Psychiatern und Psychothera-
peuten – für Kinder und Jugendliche sowie 
für Erwachsene. Wer an einem solchen ko-
operativen Netzwerk Interesse hat, kann 
sich unter bock@uke.de oder lambert@
uke.de melden.

Welche strukturellen Veränderungen 
würden Sie fördern? Wie schätzen 
Sie die Bedeutung der neuen Ver-
sorgungsformen (Selektivverträge, 
MVZ) im Verhältnis zu den bishe-
rigen Strukturen (Tageskliniken, 
Psychiatrieambulanzen, GPZE) in 
diesem Kontext ein?

Es gibt Mängel bei den Aus- und Weiter-
bildungen, Supervision und Gutachterver-
fahren. Außerdem kann die Struktur der 
Einzelpraxis überfordert sein; jedenfalls 
sehe ich einen besonderen Bedarf an 
Gemeinschaftlichkeit und wenn möglich 
auch an Multiprofessionalität. Schritte in 
diese Richtung können Gemeinschaftspra-
xen und Medizinische Versorgungszentren 
(MVZs) sein. Beidseitige Chancen sehe ich 
aber auch in regionalen Netzwerken von 
Institutsambulanzen und umliegenden 

Psychotherapiepraxen. Nach dem Motto: 
Ihr helft uns bei den Mühen der Ebene, wir 
Euch nahtlos und ohne Wartezeit in aku-
ten Krisen. Selektivverträge der Integrier-
ten Versorgung können hilfreich sein, um 
die Tragfähigkeit des ambulanten Systems 
in Richtung „Hometreatment“ auszuwei-
ten. Doch für die Basiskooperation sind sie 
keine unbedingte Voraussetzung.

Sie haben am UKE ein Projekt na-
mens „SUSI“ zum subjektiven Sinn 
und dem Erleben einer psychischen 
Störung durch den Patienten und 
dessen Einfluss auf die Behandlung 
initiiert. Können Sie kurz die Ziel-
richtung und Vorgehensweise des 
Projekts darstellen?

Das Hamburger SuSi-Projekt ist ein trialo-
gisches Forschungsprojekt zur Bedeutung 
des subjektiven Sinns bei Psychosen. Un-
ter Beteiligung vieler Psychoseerfahrener 
und Angehöriger wurde ein Fragebogen 
erarbeitet mit verschiedenen konsistenten 
Faktoren auf drei Zeitebenen: Besinnung 
der Vergangenheit, Bewertung der Ge-
genwart und Erwartungen an die Zukunft. 
Und mit spannenden ersten Ergebnisse: 
Von ca. 500 ambulanten und stationären 
Psychosepatienten legen fast 80% gro-
ßen Wert auf Kohärenz in dem Sinne, dass 
sie ihre Psychose mit Lebenserfahrungen 
in Verbindung bringen und als individu-
elle Besonderheit aneignen (wollen). Je 
mehr ihnen das gelingt, desto positiver 
bewerten sie ihre Symptome und desto 
hoffnungsvoller sehen sie in die Zukunft, 
und das weitgehend unabhängig von der 
Schwere der Erkrankung. Die Arbeitsgrup-
pe interpretiert das als Auftrag an eine 
durchaus auch biographisch orientierte 
Psychotherapie. (Erste Veröffentlichung: 
Bock et al., 2010, Psychiatrische Praxis 37, 
S. 285 ff; weitere in Vorbereitung). Als 
nächstes möchte die Arbeitsgruppe den 
SuSi-Fragebogen auch als Evaluations- und 
Prognoseinstrument testen. Neben der 
Spende einer kleinen Hausarztstiftung sind 
hier jedoch Zuspenden dringend erforder-
lich und erbeten (Kontakt: bock@uke.de).

Die Gemeindepsychiatrischen 
Zentren übernehmen im Feld der 
Behandlung von psychisch Kran-
ken vielfältige Leistungen. Deren 
Finanzierung hängt jedoch an den 
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öffentlichen Haushalten. Sehen Sie 
die Notwendigkeit, die GPZEs in die 
Behandlung psychisch Kranker im 
primären Leistungsbereich der GKV 
einzubeziehen und wie schätzen Sie 
die Möglichkeiten von IV-Verträgen 
unter Einbeziehung der GPZEs ein? 
Könnte es eine Option sein die 
GPZEs zu MVZs weiter zu entwickeln?

In Hamburg kommen zwei sektorüber-
greifende Verträge der Integrierten Ver-
sorgung bei Psychoseerkrankungen zur 
Anwendung: a) Seit mehreren Jahren 
sieht ein Vertrag des UKE mit DAK, AOK, 
HEK und IKK für bestimmte schwerer er-
krankte Patienten Jahrespauschalen vor, 
die eine Verschiebung von stationären in 
ambulante Kosten inkl. „Hometreatment“ 
ausdrücklich begünstigen. Bei gleichem 
Mitteleinsatz haben die Patienten weniger 
stationäre Zeiten, mehr Psychotherapie 
und bessere mobile Erreichbarkeit in Kri-
sen, erleben deutlich weniger Zwang und 
mehr Lebensqualität.

b) Ein Vertrag der TK gibt vor allem ge-
meindepsychiatrischen Trägern Zugang zu 
SGB V mit dem gleichen Ziel, mobile au-

ßerklinische Krisenhilfen inkl. Psychothe-
rapie zu fördern. Die Zielgruppe ist weiter 
gefasst, doch die Krankenhausfinanzierung 
bleibt meist unberührt und die Anbieter 
tragen das finanzielle Risiko einer erneuten 
Hospitalisierung. Ideal wäre eine Integrati-
on beider Modelle, worum sich das UKE 
bemüht. Noch wichtiger aber ist, eine di-
rekte Einflussnahme der Pharmaindustrie 
zu verhindern, wie sie durch die aktuelle 
Novellierung des § 140b SGB V begünstigt 
wird. Im Moment laufen die engagierten 
Verbände Sturm gegen diesen Skandal, 
der sich in Niedersachen bereits in einem 
Direktvertrag der AOK mit einer 100%igen 
Tochter des Pharmakonzerns Janssen-Ci-
lag niedergeschlagen hat.

Mit der sektorübergreifenden Qua-
litätssicherung werden auch die 
stationären und teilstationären Be-
handlungsmethoden verstärkt unter 
Nutzenaspekten bewertet werden. 
Wie beurteilen Sie diese Entwick-
lung?

Würde man wirklich die „Nutzer“ fragen, 
würden diese vehement für eine sektor
übergreifende Kontinuität der Behandlung 

eintreten, wonach dann der gleiche The-
rapeut im ambulanten und (teil-)stationä-
ren Setting zuständig ist, mit der Chance 
größeren Vertrauens und entsprechender 
Flexibilität.

Doch die trialogische Nutzerbeteiligung 
müsste noch weitergehen – über die 
unabhängige Beschwerdestelle, die Be-
darfsplanung der Psychosozialen Arbeits-
gemeinschaften bis hin zur direkten Betei-
ligung von Nutzern nach dem Prinzip des 
EXperienced INvolvemet.

Vielen Dank für dieses Interview.

Geschäftsstelle

Hallerstraße 61
20146 Hamburg
Tel. 040/226 226 060
Fax. 040/226 226 089
Internet: www.ptk-hh.de
E-Mail: info@ptk-hamburg.de
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„Privatsphäre ist lame…“

Am 6. November 2010 veranstaltete die 
Kammer die Fachtagung „Im Netz der 
neuen Medien“. 
Wie schon un-
sere Fachtagung 
„Verloren in vir-
tuellen Welten“ 
in 2008 (deren 
Tagungsband bei 
Vandenhoeck & 
Ruprecht bereits 
in 2. Auflage ge-
druckt ist) war 
sie so nachgefragt, dass wir gar nicht alle 
Anmeldungen annehmen konnten: Das 
Thema brennt unseren Mitgliedern unter 
den Nägeln – als Psychotherapeuten, wie 
auch als Betroffenen.

Auf dieser Fachtagung (siehe folgenden 
Bericht) war zu hören: „Privatsphäre ist la-
me!“ – also „total out“. Ein anderes State-
ment war: „Wenn ich etwas erlebe, teile 
ich es mit!“, und zwar im Netz, in Twitter, 
auf Facebook etc., so dass alle daran teil-
haben können! Also meine zahlreichen 
„Netzfreunde“, die selbst wieder unzählige 
„Netzfreunde“ haben, die wieder… Und 
ich selbst kriege Mitteilungen aus dem 
Kreis der Freunde und der Freunde der 
Freunde, die mir genauso mitteilen, was 
sie gerade machen, mich also bestätigen. 
Hätte ich diese Sätze jetzt in Facebook 
geschrieben oder getwittert, wüssten das 
in ein paar Minuten hunderte oder gar 
tausende von Menschen. Und ich würde 
umkehrt die Aktivitäten oder Gedanken 
hunderter anderer Menschen in Windesei-
le erfahren: Eine unendliche, letztlich auch 
undurchschaubare Vernetzung, ein „kom-
munikatives Grundrauschen“. Und eine 
Beschäftigung, der viele Menschen eine 
Menge ihrer Lebenszeit widmen.

Doch was haben all diese Leute davon, 
Alltägliches, Interna, auch Intimitäten über 
sich öffentlich zu machen? Es scheint ein 

Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

Ende Oktober 
ist das Präventi-
onsgesetz sanft 
entschlafen und 
wurde vom Bun-
desgesundheitsmi-
nister in aller Stille 
beigesetzt. Kaum 
jemand hat etwas 
davon mitbekom-
men, schon gar 
nicht wir Psychotherapeuten – es hatte 
ja auch mit uns nichts zu tun.

Doch geht uns Prävention wirklich nichts 
an? Geht es doch bei Prävention um die 
Veränderungen von Verhaltens- und Er-
lebensweisen. Ist das nicht psychothe-
rapeutische Arbeit? Ist die Änderung des 
Gesundheitsverhaltens nicht zu allererst 
eine psychotherapeutische Tätigkeit, die 
bei Kindern beginnt? Ist nicht Gesund-
heitserziehung schon immer Aufgabe 
von Psychotherapie?

Um psychotherapeutische Gesichtspunk-
te ging es im Präventionsgesetz nicht – wir 
haben versucht, diesen Mangel zu behe-
ben und Änderungen im Präventions- und 
Psychotherapeutengesetz vorgeschlagen. 
Weil wir nicht einbezogen waren, wurden 
wir beim Verteilen des Erbes nicht mit be-
dacht. Nach Vorstellung des Ministers soll 
Prävention die Aufgabe niedergelassener 
Ärzte sein, die wie Familienärzte des letz-
ten Jahrhunderts über Generationen mit 
Familien bekannt, mit Autorität ausgestat-
tet die Gesundheitserziehung aufklärend, 
beratend und mit Strafe drohend erledi-
gen. Das alles sollen sie nebenbei richten, 
denn es darf nichts kosten.

Dass Prävention nicht zu einer gesetzli-
chen Verpflichtung befördert wurde, ist 
trotz aller Mängel des alten Entwurfes ein 

gewaltiger Rückschritt. Prävention zu stär-
ken und gesetzlich zu regeln, wäre eine 
Chance gewesen, eine wirkliche „Reform“ 
des Gesundheitswesens in Gang zu set-
zen. Alle bisherigen und auch die nächste 
geplante Gesundheitsreform waren und 
sind nur Rettungsversuche unseres Ge-
sundheitswesens, vorzüglich der Kranken-
kassen. Es waren Kostendämpfungs- und 
Umverteilungsgesetze, zuletzt schwer-
punktmäßig Modernisierungsgesetze und 
sollten einen entfesselten Gesundheits-
markt mit freiem Wettbewerb eröffnen.

Das Präventionsgesetz war anspruchsvoller, 
es verstand Gesundheit entsprechend der 
WHO-Definition als umfassendes Wohl-
befinden, dessen Erhalt Aufgabe aller Po-
litik ist. Gesundes Leben als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und nicht Gesundheit 
als Produkt einer Gesundheitsindustrie.

Eine Chance ist von uns gegangen. Die Lo-
gik der Gesundheitswirtschaft und die In-
teressen der Gesundheitsindustrie werden 
sich wieder durchsetzen. Eine Besinnung 
auf das Leben wird es nicht geben. Man 
sollte in Erinnerung rufen, dass vor 100 
Jahren Reformbewegungen entstanden 
sind, die den Gefahren modernen Lebens 
entgegentreten wollten. Schwärmer und 
Freigeister lehnten sich gegen verkrustete 
staatliche Strukturen auf und begannen, ein 
gesünderes Leben zu führen. Dass diese 
Bewegung später ideologisch missbraucht 
worden ist, spricht nicht gegen sie: Gesund 
leben kann auch gesellschaftlich progressiv 
sein! Im Übrigen bleibt uns sowieso nichts 
anderes übrig, als die Präventionen bald 
zu exhumieren und wiederzubeleben: Mit 
Gesundheitserziehung Krankheiten verhin-
dern und das ist wesentlich eine psycho-
therapeutische Aufgabe.

Mit den besten Wünschen zum Jahres-
wechsel

Ihr Jürgen Hardt 
Präsident

Jürgen Hardt
Uta Cramer-Düncher
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Gefühl zu sein, nicht alleine zu sein, das 
„Grundrauschen“ eines Gemeinschaftsge-
fühls. Man könnte – in Abwandlung des 
Descartes-Wortes – fast sagen: „Ich bin 
vernetzt also bin ich.“ Nun ist der Mensch 
ja auf das Du, den anderen, hin angelegt. 
Insofern befriedigt das Netz ein Grund-
bedürfnis danach, anerkannt zu werden. 
Die Erkenntnis von Carl Rogers, dass nicht 
an Bedingungen gebundene Akzeptanz 
durch den anderen eine grundlegende 
Bedingung für eine gelingende Persönlich-
keitsentwicklung und eine der Grundbe-
dingungen für gelingende Therapien ist, ist 
längst zur Selbstverständlichkeit geworden. 
Die Bedingung für An-Erkennung im Netz 
ist nur, jederzeit online zu sein, damit ich 
jederzeit in Kontakt treten und mir Bestäti-
gung und Resonanz abholen kann. Irgend-
jemand wird mir immer antworten… Das 
ist easy und kostet nichts – glauben wir…

Dazu fiel mir die Geschichte von den klei-
nen Leuten aus Swabedoo ein, die in den 
achtziger Jahren in Kreisen der humanis-
tischen Psychotherapeuten kursierte1: Die 
Swabedoodas schenkten sich gegenseitig 
wann immer sie sich begegneten, warme, 
weiche Pelzchen als eine Art zu sagen „Ich 
mag Dich!“, als Zeichen der gegenseitigen 
Anerkennung und des Geliebtwerdens. 
Außerhalb des Dorfes wohnte ein Ko-
bold, der sich ausgeschlossen fühlte und 
neidisch auf das Glück der Swabedoodas 
war. Er bringt sie dazu, sich gegenseitig 
keine Pelzchen mehr zu schenken. Das 

führt zu Isolation und sozialer Kälte, die 
die Swabedoodas krank macht. Als Ersatz 
offeriert der Kobold stachelige, kalte Stei-
ne, die ihm allerdings sehr teuer sind. Die 
Swabedoodas nehmen sie dankbar an, 
haben sie doch wieder etwas, was sie sich 
schenken können. Nur gibt es natürlich 
einen großen Unterschied zwischen wei-
chen Pelzchen und stacheligen Steinen, 
der ein „merkwürdiges Ziehen im Herzen“ 
und Verwirrung hinterlässt.

Auch im Internet gibt es nichts umsonst. 
Eine weitere Währung, in der bezahlt wird, 
sind meine Daten – oder die Kontrolle 
über meine Lebensäußerungen. Denn was 
da alles mit meinen Daten gemacht wer-
den kann, ist gigantisch. Uns Ältere, die wir 
uns noch an den Proteststurm anlässlich 
der Volkszählung erinnern können, packt 
das schiere Entsetzen, wie leichtsinnig Per-
sönlichstes etwa in sozialen Netzwerken 
wie SchülerVZ, StudiVZ oder eben Face-
book freiwillig veröffentlicht wird.

Was bedeutet das für uns Psychothera-
peuten? Erstens: Datenschutz fängt im 
Kopf an. Hier gibt es ein aufklärerisches 
und psychoedukatives Aufgabenfeld, nicht 
nur bei Kindern und Jugendlichen. Auch 
Erwachsene durchschauen das Netz und 
seine Missbrauchsmöglichkeiten nur ru-
dimentär – was nicht nur an der rapiden 
Zunahme von Betrug im Internet sichtbar 
wird. Zweitens: Die Preisgabe von Daten 
im Internet sollte so sparsam wie möglich 

stattfinden und wohlüberlegt sein. Denn 
das Netz vergisst und verzeiht nichts! Jede 
Eingabe kann in Caches, Blogs etc. unend-
lich lange gespeichert werden, Jugendsün-
den können einen ein Leben lang verfol-
gen, wie jeder potentielle Arbeitgeber mal 
eben im Netz nachsehen kann…

Das Internet sollte deshalb aber nicht 
verdammt werden, denn jegliche Mysti-
fizierung – sei sie negativ oder positiv – 
verhindert gerade die nötige differenzierte 
Auseinandersetzung mit den unweigerlich 
existierenden virtuellen Welten. Diese dif-
ferenzierten, fachlich fundierten Diskurse 
sind dringend nötig. Das betrifft auch die 
Zukunft unseres Berufes – etwa, wenn 
man an neue Überlegungen zu Internet-
therapie, Internetsupervision oder Inter-
netintervision denkt. Der Psychoanalytiker 
Peter Fonagy hat das in treffender Weise 
kürzlich sinngemäß so formuliert: Die 
psychotherapeutischen Grabenkämpfe 
der Zukunft werden nicht mehr zwischen 
Therapieschulen stattfinden – sondern 
zwischen Psychotherapie im Netz und im 
Real Life.

Herzlichst 

Uta Cramer-Düncher, 
Mitglied des Vorstands

1	 Siehe http://www.sagen.at/texte/maerchen 
/maerchenbeitraege/swabedoo.html

Fachtagung „Im Netz der ‚Neuen Medien’“ am 6. November 2010 in Wiesbaden

„Im Netz der ‚Neuen Medien’ – wie sich 
Identitäten, Beziehungen und psychothera-
peutische Prozesse durch das Web 2.0 ver-
ändern“ war der Titel einer Fachtagung, am 
6. November 2010 in Wiesbaden, die von 
Uta Cramer-Düncher, Dr. Ulrich Müller, Dr. 
Matthias Ochs und Stefan Baier geplant 
und mit Hilfe der Mitarbeiter der Geschäfts-
stelle der Kammer durchgeführt wurde.

In seiner Einführung bezog sich Präsident 
Jürgen Hardt zunächst auf die amerikani-
sche Soziologin Sherry Turkle, die sich in 
ihrem Buch „Life on the Screen: Identity in 
the Age of the Internet“ u. a. mit der Frage 
beschäftigte, wo (im Cyberspace) der Kör-

per endet und wo die Seele beginnt – und 
ob die Seele nicht ein Teil des Körpers ist. 
Anschließend beleuchtete Hardt den Brief-
wechsel zwischen dem französischen Phi-
losophen René Descartes, der das körper-
lose Cogito erfunden hat und Prinzessin 
Elisabeth von Böhmen. Dieser Briefwech-
sel sei deshalb für das Thema der Fach-
tagung sehr aufschlussreich, da er zum 
einen eine Art historischer Vorläufer von 
medienvermittelter Therapie darstellt; zum 
anderen, weil es darin um das Verhältnis 
von Körper und Seele und eben das Lei-
den an der Dissoziation von beidem geht. 
Descartes habe in einem Brief Elisabeth 
zur Frage, wie man die Einheit von Körper 

und Seele erfahren kann, folgendes emp-
fohlen: „indem man… nur das Leben und 
die alltäglichen Gespräche nutzt und sich 
des Nachdenkens… enthält, (so) lernt 
man die Vereinigung von Seele und Körper 
begreifen.“

Der Mannheimer Literatur- und Medien-
wissenschaftler Prof. Jochen Hörisch ver-
deutlichte in seinem Beitrag, dass das Bild 
der Seele und das des Menschen schon 
immer dem jeweiligen Stand der Medien-
technik entsprach. Platon habe etwa schon 
im Theaitetos die Seele des Menschen 
mit einer Wachstafel verglichen, Sigmund 
Freud das menschlichen Gedächtnis in 
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seiner Notiz über den „Wunderblock“ von 
1925 ebenfalls. Ein „neues Kapitel“ in ih-
rem Leben konnten Menschen erst in Fol-
ge der Erfindung des Buches als Medium 
„aufschlagen“, ihr Leben im Angesicht des 
Todes wie in Zeitlupe vorüberziehen sehen 
erst nach Aufkommen des Films, so Hörisch 
weiter. Dass die „Neuen Medien“ unser 
Identitätsverständnis beeinflussen, sei also 
nichts Neues. Das Neue an den „Neuen 
Medien“ liege eher in dem Auftun spezifi-
scher Paradoxien, wie etwa das medienso-
ziologische Phänomen der massenhaften 
Individualisierung oder das geisteskulturelle 
Phänomen der Sinninflation durch ein Sinn
überangebot im Internet (Stichwort „trans-
zendentale Obdachlosigkeit“).

Die folgenden beiden Beiträge beschäf-
tigten sich mit Anwendungsaspekten des 
Web 2.0: Die Medienpädagogin Angelika 
Beranek aus Neu-Isenburg stellte anschau-
lich Aufbau, Nutzen und Risiken des sozi-
alen Netzwerks „SchuelerVZ“ vor. Die ca. 
11- bis 15-jährigen Schüler würden diese 
Internetplattform im Rahmen bestimmter 
Entwicklungsaufgaben, wie Identitätsbil-
dung (etwa Profilselbstdarstellungen) und 
Beziehungsmanagement mit Peers nutzen. 
Gleichzeitig sei erschreckend, wie wenig die 

Schüler darüber wissen, wer wie Einsicht 
in ihr Profil nehmen kann, welche techni-
schen Einstellungsoptionen existieren und 
wie es mit der Datensicherheit bestellt ist. 
Georg Schnurer, stellvertretender Chefre-
dakteur des renommierten Computerma-
gazins c’t, erläuterte u. a. am Beispiel von 
Facebook, wie automatisiert und für Nutzer 
nicht nachvollziehbar Daten – bis hinein 
in die persönlichen Adressbücher auf den 
Computern – „abgegriffen“ werden. Er for-
mulierte den Merksatz, dass gesetzliche 
Bemühungen um Datenschutz angesichts 
der Internationalität des Internet immer we-
niger greifen. Uns bliebe nur eine Chance: 
Datensicherheit müsse im Kopf beginnen.

Die Klagenfurter Medien- und Kommuni-
kationswissenschaftlerin Prof. Christina 
Schachtner von der Alpen-Adria-Univer-
sität stellte Ergebnisse aus Forschungs-
projekten zu Subjektkonstruktionen und 
digitaler Kultur vor. Ein Ergebnis sei eine 
qualitative Typologie des virtuellen Sub-
jekts anhand von vier Profilen: das ge-
staltende Subjekt, das spielende Subjekt, 
das flanierende Subjekt sowie das verun-
sicherte Subjekt. Anhand dieser Typen ver-
anschaulichte sie zudem Gefährdungen 
(wie Überforderung/Erschöpfung durch 

ein Zuviel an Differenzen und Entschei-
dungsoptionen) und Chancen (wie die 
Integration neuer kultureller Elemente in 
das eigene Identitätskonzept) des Sub-
jekts in der Virtualität des Cyberspace. Die 
Sozialpsychologin Prof. Nicola Döring 
von der TU Ilmenau in Thüringen verglich 
in ihrem Referat das Kanalreduktions-
modell mit dem Filtermodell der Online-
Kommunikation: Ersteres besage, dass die 
Online- im Vergleich zur klassischen Face-
to-Face-Kommunikation zu Entsinnlichung 
und Entemotionalisierung führe; das Fil-
termodell gehe hingegen davon aus, dass 
es durch Online-Kommunikation zu einer 
Nivellierung von Statusunterschieden und 
einer psychologischen Enthemmung (in 
positiver wie in negativer Hinsicht) kommt. 
Die Empirie spreche für letzteres Modell: 
Online-Kommunikation scheine klassische 
Kommunikationsformen weder zu reduzie-
ren noch zu ersetzen, sondern zu ergän-
zen; wer viel im Real Life kommuniziere, 
tue dies auch online.

In der abschließenden Podiumsdiskussion 
wurde am Transfer des Gehörten in die 
psychotherapeutische Praxis gearbeitet.

MO

Bericht zur 10. Delegiertenversammlung (2. Wahlperiode) LPPKJP Hessen

Zu Beginn der DV wies Präsident Jürgen 
Hardt auf das bevorstehende Ende der 
Wahlperiode hin, mit der auch die Phase 
des Aufbaus der Kammer erfolgreich ab-
geschlossen ist. Die Kammer konnte sich 
als Gesprächspartner etablieren und findet 
zunehmend mehr Gehör; die Arbeit wurde 
professionalisiert, ist aber auch durch den 
enormen Einsatz der ehrenamtlich Tätigen 
geprägt. Da voraussichtlich ein erheblicher 
personeller Wechsel der Delegierten er-
folgt, regte er ein Resümee der Erfahrun-
gen an, um den Start in der neuen Wahl-
periode zu erleichtern.

Finanzen

Ein wichtiger Teil der Tagesordnung der 
im Herbst stattfindenden DVs sind jeweils 
die Kammerfinanzen. Sie beanspruchten 
in diesem Jahr wenig zeitlichen Raum und 
die Beschlüsse wurden einstimmig ge-
fasst: Nachdem der Jahresabschluss 2009 

erstmals zu einem Jahresfehlbetrag führte 
– für 2010 wird das wiederum erwartet – 
konnten die Rücklagen vermindert werden. 
Angesichts höherer Honorare in der GKV 
ab 2009 und vermutlich weiter leicht stei-
gender Mitgliederzahlen konnte der Vor-
stand erneut eine Absenkung des Beitrags 
vorschlagen, die auch von den Delegierten 
beschlossen wurde. Der für Finanzen zu-
ständige Vizepräsident Hans Bauer berich-
tete den Delegierten von einem seit Jahren 
kontinuierlich sinkenden Durchschnitts-
beitrag, der in 2010 bei 332   € liegt. Der 
Haushalt für 2011 weist in den Ausgaben 
(ca. 1,34 Mio. €) eine Steigerung aus. Die-
se beruht teilweise auf einmalig anfallen-
dem Aufwand im Zusammenhang mit der 
2011 stattfindenden Wahl zur DV. Der sich 
aus den Planzahlen ergebende Fehlbetrag 
von mehr als 200.000 € wird erfahrungs-
gemäß nicht in dieser Höhe anfallen, aber 
die Rücklagen werden – wie von der DV 
gewünscht – weiter vermindert werden.

Ordnung zur Anerkennung der 
Qualifikation als forensischer 
Sachverständiger

Nach langen Vorarbeiten einer länderüber-
greifenden und einer hessischen Arbeits-
gruppe konnte Marion Schwarz für den 
Vorstand den Entwurf einer „Ordnung zur 
Anerkennung der Qualifikation als forensi-
scher Sachverständiger“ einbringen. Diese 
Ordnung trifft Regelungen zur Anerken-
nung psychotherapeutischer Sachverstän-
diger und setzt Standards für Fortbildun-
gen zu deren Qualifizierung.

Neben einem Grundlagenmodul sind Spe-
zialisierungen in den Modulen Strafrecht 
und Strafvollstreckungsrecht, Glaubhaf-
tigkeit der Zeugenaussage, Familienrecht 
und KJH sowie Sozialrecht, Zivilrecht und 
Verwaltungsrecht vorgesehen. Mit einer 
Gutachterliste, in die Sachverständige mit 
Qualifikationsnachweis der Kammer auf-
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genommen werden können, soll ein Ange-
bot für die Justiz und andere Interessierte 
entstehen.

Mitgliederbefragung Super
vision/Intervision

Dr. Hildegard Felder führte als Vorsit-
zende des für die Befragung federfüh-
renden Ausschusses „Wissenschaft und 
Forschung“ in die Vorstellung beispiel-
hafter Ergebnisse des qualitativen Teils 
der Befragung ein, die dann vom wis-
senschaftlichen Referenten der Kammer 
Dr. Matthias Ochs vorgenommen wurde. 
Die Vorstellung der Ergebnisse wurde in-
teressiert von der DV aufgenommen, die 
zudem einstimmig bekräftigte, dass der 
Ausschuss weitere Fragestellungen ent-
wickeln sowie eine Kontaktaufnahme mit 
Forschergruppen zur Initiierung von For-
schungsprojekten zur Supervision in die 
Wege leiten soll.

Erweiterung der Weiter
bildungsordnung

Der Ausschuss „Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung“ wurde in der letzten, 9. DV beauf-
tragt, einen Entwurf zur Weiterentwick-
lung WBO vorzulegen, der es ermöglicht, 
Verfahren, die als Vertiefungsverfahren 
zur Ausbildung zugelassen sind, in die 
WBO aufzunehmen. Diesen Auftrag hat 
der Ausschuss erfüllt. Auf der Grundlage 
der Vorarbeiten wurde in der Sitzung ein 
Antrag vorgelegt, die beiden vom wis-
senschaftlichen Beirat Psychotherapie 
(nach §11 des PsychThG) wissenschaft-
lich anerkannten Verfahren Gesprächs-
psychotherapie und Systemische Thera-
pie in die WBO aufzunehmen und ein 
Antrag, wie hierzu die §§  2 und 15 in 
Teil A sowie der Teil B der WBO konkret 
abgeändert werden sollen. Dieser Antrag 
wurde mit einer Zweidrittelmehrheit von 
der DV angenommen.

Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung

Die Delegiertenversammlung diskutierte ei-
nen möglichen Widerspruch der Beschluss-
lage des 16. DPT: Einerseits wurde der „brei-
te Zugang“ zur Psychotherapieausbildung 
beschlossen, andererseits Mindeststandards 
für diesen Zugang verabschiedet, die nach 
Aussage der universitären pädagogischen 
Fachbereiche sowie der (Fach-)Hochschu-
len in dortigen Studiengängen nicht um-
setzbar sind (hierzu hat die Kammer eine 
Umfrage unter hessischen Hochschulen 
durchgeführt). Die DV bekräftigte in einem 
Beschluss die Forderung nach Erhalt eines 
pädagogisch/sozialpädagogischen Zugangs 
und ihre Erwartung an den 17. DPT, den 
Widerspruch in diesem Sinne aufzulösen. 
Zudem befürwortete die DV mehrheitlich ei-
nen Antrag, dass im Rahmen der Reform der 
Psychotherapeutenausbildung die praktische 
Ausbildung in einen institutionellen und ei-
nen ambulanten Teil gegliedert werden soll.

MO

Fachveranstaltung „Bedarfsplanung unter psychotherapeutischen Gesichtspunkten“

Vor der 10. DV fand die Fachveranstaltung 
„Bedarfsplanung unter psychotherapeuti-
schen Gesichtspunkten“ statt, zu der zwei 
Experten gewonnen werden konnten: Dr. 
Thomas Kopetsch, Diplom-Volkswirt und 
Leiter des Referats Bedarfsplanung, Bun-
desarztregister und Datenaustausch der 
KBV sowie die Ärztin Prof. Dr. med. habil. 
Eva Bitzer vom ISEG (Institut für Sozial-
medizin, Epidemiologie und Gesundheits-
systemforschung e. V.) Hannover und von 
der Pädagogischen Hochschule Freiburg, 
Institut für Alltagskultur, Bewegung und 
Gesundheit.

Epidemiologische Aspekte der 
psychotherapeutischen Be-
darfsplanung

Eva Bitzer referierte zu „Epidemiologische 
Aspekte der psychotherapeutischen Be-
darfsplanung“. Hierzu definierte sie ein-
führend, dass der Bedarf in der Gesund-
heitsversorgung sich aus einerseits dem 
subjektiven Bedarf der Patienten und ande-
rerseits der objektiven Bedarfsfeststellung 
seitens der Profession/Wissenschaft (z. B. 
Diagnostik) ableite. Im Hauptteil ihrer Aus-

führungen stellte sie zwei Wege vor, Daten 
zu erlangen, um Aussagen zum Bedarf an 
Psychotherapie zu bekommen: über epi-
demiologische Surveys oder über Abrech-
nungsdaten der GKV, die in Form von Re-
ports einiger gesetzlicher Kassen vorliegen.

Zusammenfassend treten psychische Stö-
rungen in allen Leistungsbereichen bei 
Frauen häufiger auf als bei Männern, neh-
men bis zum Renteneintritt bei beiden Ge-
schlechtern kontinuierlich zu und werden 
ambulant deutlich häufiger diagnostiziert, 
als dass sie zur Arbeitsunfähigkeit führen. 
Was den Regionalbezug angeht, so variie-
ren die Diagnosehäufigkeiten und medika-
mentösen Behandlungsraten im Hinblick 
auf Depressionen auf Bundeslandebene 
um etwa 50%.

In der Diskussion wurde u. a. angemerkt, 
dass in der Psychiatrie-Enquete von 1975 
bereits Aspekte benannt wurden, die 
heute wieder verstärkt im Rahmen einer 
veränderten Bedarfsplanung diskutiert 
werden, wie etwa gemeindenahe Versor-
gung. Zudem wurde deutlich, dass es ei-
nen „wahren Bedarfswert“ wohl nicht gibt, 

sondern der Bedarf „multiperspektivisch“ 
verstanden werden muss.

Kleinräumige Bedarfsplanung 
unter Berücksichtigung der 
(teil-)stationären Versorgung

Das Konzept der kleinräumigen Bedarfs-
planung der KBV wurde anstelle des kurz-
fristig ausgefallenen Referenten Thomas 
Kopetsch vom Vizepräsidenten Hans Bauer 
vorgestellt. Dieses Konzept berücksichtigt 
einen Kernaspekt veränderter Rahmenbe-
dingungen in der Gesundheitsversorgung, 
nämlich, dass die für die noch geltende Be-
darfsplanung ursächliche „Ärzteschwem-
me“ inzwischen durch einen Ärztemangel 
ersetzt wurde (z. B. 5.000 fehlende Ärzte 
in Krankenhäusern, 1.700 fehlende Ärzte 
im ambulanten Bereich). Auf Bedarfspla-
nung deshalb allerdings völlig zu verzich-
ten, erscheine gleichwohl nicht sinnvoll, da 
dann die Ungleichverteilung zwischen Bal-
lungsgebieten und schon jetzt unterver-
sorgten Gebieten weiter zunehmen würde 
– wie sich das etwa in Berlin gezeigt habe. 
Kopetsch plädiert deshalb für eine Arztsitz-
steuerung. Grundlage dafür solle eine sek-
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torenübergreifende Versorgungsplanung 
sein, die kleinräumig den Behandlungs-
bedarf der Wohnbevölkerung misst und 
daraus den Versorgungsbedarf ableitet 
und passgenau organisiert. Diese Überle-
gungen hat die KBV in einem Gesetzesvor-
schlag ausformuliert. Im Mittelpunkt steht 
eine zu gründende „Arbeitsgemeinschaft 
für sektorenübergreifende Versorgungs-
planung“, der u. a. die Psychotherapeu-
tenkammern, wohl aber ohne Stimmrecht, 
angehören sollen. Die Ausgestaltung der 
Versorgungsplanung mit Sitzverteilungs-
steuerung soll dann auf der Grundlage ei-

nes Prüfverfahrens geschehen: 1. Es muss 
eine unterdurchschnittliche Versorgungs-
lage vorliegen; 2. Potenzielle Standorte 
müssen strukturelle Mindestbedingungen 
erfüllen; 3. Wirtschaftlichkeitskriterium 
muss erfüllt sein; 4. Bestehende Standor-
te müssen wirtschaftlich tragfähig bleiben. 
Um den Bedarf auch in strukturschwachen 
Gebieten decken zu können, soll ein Struk-
turfonds zur finanziellen Unterstützung 
von Niederlassungen gegründet werden. 
Zudem soll es der KV möglich sein, Eigen-
einrichtungen (etwa MVZs) zu schaffen. In 
überversorgten Gebieten wird ein Arzt-/

Psychotherapeutensitz nicht mehr neu 
besetzt, wenn sich der Vertragsarzt bzw. 
Psychotherapeut beispielsweise aus Alters-
gründen zur Ruhe setzen will. In diesem 
Fall muss die KV die Praxis zum Verkehrs-
wert aufkaufen. Der aufgekaufte Sitz wird 
zukünftig dann nicht mehr besetzt.

Die Teilnehmer diskutierten besonders 
den Aspekt des KBV-Konzepts, wonach 
der Bedarf nicht primär auf der Grundlage 
von Morbiditäten, sondern auf der Basis 
von Wirtschaftlichkeit ermittelt werden soll.

MO

Hessisches Krankenhausgesetz wird novelliert

Zurzeit wird das Hessische Krankenhaus-
gesetz novelliert. Die Kammer brachte ihre 
Vorstellungen frühzeitig auf verschiedenen 
Ebenen ein. Das führte leider nicht dazu, 
dass Psychologische Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
‑therapeuten in dem vorliegenden Regie-
rungsentwurf auch nur Erwähnung gefun-
den hätten. Im Gesetzgebungsverfahren 
gab die Kammer eine Stellungnahme mit 
zahlreichen Änderungsvorschlägen ab. Die 
zentralen Anliegen der Kammer wurden 
in Gesprächen mit gesundheitspolitischen 
Sprechern der Landtagsfraktionen erör-
tert, wobei wir auf viel Verständnis trafen. 
Deutlich wurde aber von den Regierungs-

fraktionen erklärt, dass neue Gesetzesre-
gelungen nicht mit zusätzlichen Kosten 
verbunden sein dürfen, weil Sparzwänge 
keine Spielräume erlauben.

Neben den beiden wichtigsten Anliegen, 
dass unsere beiden Heilberufe in Bezug 
auf Ausbildung und Hierarchie im Kran-
kenhaus qualifizierte Berücksichtigung fin-
den sowie Mitsprache in den Planungsgre-
mien erhalten, brachte die Kammer zwei 
weitere Themen in die Beratungen ein, 
die unseres Erachtens bisher kaum Be
rücksichtigung finden: Die Bereitstellung ei-
ner ausreichenden psychotherapeutischen 
Grundversorgung von PatientInnen sowie 
die Forderung nach Personalstandards und 

krankenhausspezifischen Arbeitsschutzre-
gelungen, bei denen Gesichtspunkte der 
Psychohygiene berücksichtigt werden (die 
Stellungnahme ist auf www.ptk-hessen.
de/ptj dokumentiert).

Zur Novellierung fand am 4. November 
eine Anhörung im Sozialpolitischen Aus-
schuss des Landtages statt, bei der Prä-
sident Jürgen Hardt die Stellungnahme 
erläuterte und Fragen der Abgeordneten 
beantwortete. Besonderes Interesse der 
Abgeordneten fanden die Aussagen zur 
psychosomatischen Grundversorgung in 
Krankenhäusern und zum psychischen Ar-
beitsschutz, wobei insbesondere nach Vor-
stellungen zur Umsetzung gefragt wurde.

Wahl der Delegiertenversammlung in 2011

Im Jahr 2011 müssen die Mitglieder der 
Delegiertenversammlung neu gewählt 
werden! Im Dezember diesen Jahres wird 
der Vorstand der Kammer die Wahlzeit 
festlegen (voraussichtlich 5. – 31. Mai 

2011) und einen Wahlausschuss berufen, 
der dann mit der Vorbereitung der Wahl 
beginnt. Voraussichtlich bis zum 5. April 
müssen die Wahlvorschläge beim Wahlaus-
schuss eingereicht werden. Auskünfte er-

teilt die Geschäftsstelle, über die auch die 
Vordrucke für die Anmeldung von Wahl-
vorschlägen bezogen werden können. Ab 
Januar 2011 wird eine Sonderseite auf der 
Homepage der Kammer eingerichtet.

Rubriken

Gedenken

Wir gedenken unseres verstorbenen 
Kollegen:
Dipl.-Psych. Paul Tristan Geiger, Frank-
furt, geb. 15.02.1933, gest. 07.08.2010.

Die Rubrik „Termine“ sowie ergän-
zende Angaben zu Beiträgen finden 
Sie unter: www.ptk-hessen.de/ptj.

Frohe Weihnachten und gutes Jahr 2011
Vorstand, Geschäftsführung und Mitarbeiter der Geschäftsstelle wünschen Ihnen ein ge-
segnetes Weihnachtsfest und ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2011!

Redaktion 	
Hessische Kammerseiten:

Uta Cramer-Düncher, Stefan Baier
E-Mail: ptj@ptk-hessen.de
Hessenseiten des Psychotherapeutenjour-
nals im Internet: www.ptk-hessen.de/ptj

Geschäftsstelle

Gutenbergplatz 1
65187 Wiesbaden
Tel 0611. 53168 0
Fax 0611. 53168 29
E-Mail: post@ptk-hessen.de
Internet: www.ptk-hessen.de
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PKN-Vorstand zu Gast im Ministerium für Soziales, Frauen, Familien,  
Gesundheit und Integration

Noch recht frisch im Amt sind die Akteure 
an der Spitze beider Institutionen. Und so 
kam es Ende Oktober auf Einladung des 
Ministeriums zu einem wirklichen Kennen-
lernen-Treffen zwischen der niedersächsi-
schen Ministerin für Soziales, Frauen, Fa-
milien, Gesundheit und Integration Aygül 
Özkan und dem Vorstand der PKN. Zu die-
sem Zweck war der Antrittsbesuch auch 
verabredet gewesen, konkrete inhaltliche 
Anliegen sollten zunächst einmal außen 
vor bleiben.

Dennoch ergab sich ein reger Austausch 
zu aktuellen Kammeranliegen sowohl mit 
landes- als auch bundesbezogener Per-
spektive. Da Niedersachsen derzeit den 
Vorsitz in der Konferenz der Gesundheits-
minister der Länder (GMK) inne hat, bot 

es sich an, die Ausbildungsthematik an-
zuschneiden und für die Forderung nach 
dem Master-Abschluss als Voraussetzung 
für die Psychotherapieausbildung zu wer-
ben.

Psychotherapeutischer Versor-
gungsbedarf

Beim Austausch über landesspezifische 
Themen ließ die Integrationsministerin ihr 
besonderes Interesse an der psychothera-
peutischen Versorgung von Menschen mit 
Migrationshintergrund erkennen.

Die PKN-Vorstandsmitglieder nutzten die 
Gelegenheit, die heterogenen Arbeitsfel-
der und Schwerpunkte der psychothera-
peutischen Versorgung und Tätigkeit und 

diesbezügliche Interessen, Probleme und 
Entwicklungspotentiale darzustellen, die 
von Frau Özkan interessiert zur Kenntnis 
genommen wurden.

Unerwartet konkret wurde dieser erste 
Austausch am Ende dann noch, als die 
Ministerin im Rahmen der Erörterung sozi-
algesetzbuch-übergreifender Versorgungs-
konzepte für Kinder, Jugendliche und ihre 
Familien auf die Möglichkeit bis zu dreijäh-
riger Projektfinanzierungen durch das Land 
für zukunftsweisend konzipierte Model-
le hinwies, wenn diese in der Lage sind, 
einem bestehenden Versorgungsbedarf 
zu begegnen und über die Projektphase 
hinaus auch langfristig durch die regiona-
len Kooperationspartner etabliert werden 
könnten.

„Forschung und Praxis im Dialog“ – Niedersächsischer Psychotherapeutentag 2011

Am 01. und 02. April 2011 findet in Göt-
tingen der 3. Niedersächsische Psychothe-
rapeutentag unter dem Motto „Forschung 
und Praxis im Dialog“ statt.

Vorträge und Workshops

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Tagung 
sind die Psychotherapie bei Menschen mit 
Schmerzerkrankungen sowie die Behand-
lung von Patienten mit sozialer Phobie. In 
den Schwerpunktvorträgen werden unter-
schiedliche Perspektiven zu den beiden 
Themen aufgezeigt. Als Referenten konn-

ten Prof. Dr. Birgit Kröner-Herwig, Prof. Dr. 
Eric Leibing, Prof. Dr. Falk Leichsenring und 
Dr. Tanja Hechler gewonnen werden. Da-
rüberhinaus wird in neun Workshops die 
Möglichkeit zur Vertiefung angeboten.

Berufsrechtliches Seminar

Der Auftakt der Veranstaltung wird durch 
ein berufsrechtliches Seminar bestritten, in 
dem die Rechtsanwältin Frau Dr. Uta Rü-
ping unter dem Titel: „Was passiert, wenn 
ich ausfalle?“ zur Auseinandersetzung mit 

Vorsorgepflichten und -möglichkeiten der 
Psychotherapeuten einlädt.

Die Teilnahmegebühr für die zweitägige 
Veranstaltung beträgt 160 €. Die Tageskar-
te ist für 95 € zu haben. PiAs und Studen-
ten wird 50% Ermäßigung gewährt.

Näheres zum Programm und zu organisato-
rischen Fragen sind dem in Teilen dieser PTJ-
Ausgabe (Niedersachsen, Bremen, Ham-
burg) beigelegten Flyer oder der Homepage 
der PKN (www.pknds.de) zu entnehmen.

Kooperation der PKN mit dem Deutschen Roten Kreuz

Am 4.9.10 fand eine Pilotveranstaltung des 
DRK Niedersachsen zur psychosozialen 
Notfallversorgung (PSNV) statt. Das DRK ar-

beitet seit vielen Jahrzehnten in der Rettung 
und dem Beistand von Menschen, die von 
Unfällen und Katastrophen ereilt wurden.

Zunehmend gerät die psychosoziale Ver-
sorgung auch der Angehörigen in den Blick 
der Helfer. In jüngerer Zeit bemüht sich die 
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Organisation auch darum, die Belastungs-
situation der Helfenden selbst in den Blick 
zu nehmen und hier qualifizierte Hilfe an-
zubieten. So war die Einladung eines Ver-
treters der PKN zu dieser Veranstaltung ein 
Schritt, auch den Helfenden die Möglich-
keit zur Unterstützung zu schaffen.

Teilnehmer waren insgesamt 70 haupt- 
und ehrenamtliche Notfallhelfer in den 
Regionen Niedersachsens, die zumeist als 
Gruppenkoordinatoren oder auch als Not-
fallseelsorger arbeiten und die Vorstands-
mitglieder des DRK NDS.

Ziel der Veranstaltung in Hannover war es, 
bestehende Hilfen in der PSNV zu koor-
dinieren, inhaltlich und formal zu struktu-
rieren und möglichst bundeseinheitliche 
Leitlinien in der Schulung der Kräfte auf-
zubauen und konkrete Schritte zur Zusam-
menarbeit von PKN und DRK in Nieder-
sachsen zu beginnen.

Frau Corman-Bergau hielt einen Vortrag 
zum Thema „Grenzen der Laienhilfe in der 

PSNV“. Sie wurde als Repräsentantin der 
Kammer sehr freundlich und respektvoll 
aufgenommen und ihr Vortrag fand gute 
Resonanz. Im Anschluss ergaben sich viele 
Fragen und ein angeregtes Gespräch.

Alle anwesenden DRK-Gruppen hatten die 
Möglichkeit, ihre Strukturen und den Stand 
ihrer Organisation des PSNV vorzustellen: 
Wo sehen sie Schwierigkeiten, wo gibt es 
Konkurrenz, wo Koordination? Die Notfall-
seelsorge ist in vielen Regionen eng mit 
der Arbeit des DRK vernetzt.

Zusammenarbeit mit niedergelassenen 
PP/KJP gibt es teilweise, aber nicht syste-
matisiert und vor allem nicht in den we-
niger dicht besiedelten Regionen Nieder-
sachsens.

Eine Zusammenarbeit mit PP/KJP kann man 
sich auf verschiedenen Ebenen vorstellen. 
Die Angst, bei eigener Belastung eine Psy-
chotherapie machen zu müssen, war jedoch 
auch Thema, die Frage der ungeklärten Be-
zahlung solcher Therapien ebenso.

Ein flächendeckendes Netz von Psycho-
therapeuten, die im Großschadensfall in 
der Nachsorge tätig sein können, wurde 
sehr begrüßt.

Wichtig für die PKN ist, dass wir unser 
Verhältnis zu „geschulten Ehrenämtlern“ 
finden, da diese fester Bestandteil des 
Konzeptes eines solchen Hilfswerkes sind. 
Mitarbeiterschulungen und Zusammenar-
beit mit Laienhelfern werden bei weiterer 
Kooperation zwischen PKN und DRK im 
Fokus stehen.

Die Listen der im Notfall zur sofortigen 
Mitarbeit bereiten PP/KJP und weitere 
Fortbildungsveranstaltungen wurden sehr 
begrüßt.

Die PKN plant im Jahr 2011 weitere Fort-
bildungen zum Thema „Netze spannen – 
Netze leben“.

Weiterführende Informationen entnehmen 
Sie bitte der Homepage der PKN (www.
pknds.de).

30 Jahre Verband niedersächsischer Schulpsychologen

Seit ihrem Bestehen hat die Psychothera-
peutenkammer Niedersachsen auch die 
Belange der Schulpsychologie bzw. die in 
diesem Bereich tätigen Mitglieder und de-
ren Arbeitsbereich im Blick. Die große Be-
deutung der Schulzeit und der Schule für 
die Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen liegt auf der Hand. Die Rahmen-
bedingungen sind komplex, der Einfluss 
psychologischer Sichtweisen und Ansätze 
jedoch leider nur marginal.

Der Verband der niedersächsischen Schul-
psychologen feierte im September sein 
30-jähriges Bestehen und blickte dabei mit 
durchaus bitterem Beigeschmack auf die 
Zeit seiner Existenz zurück, musste doch 
in den letzten Jahren eine Kürzung der 
Planstellen für Schulpsychologen von 90 
auf derzeit 40 hingenommen werden. Die 
Landesregierung hat zwar inzwischen die 
Aufstockung um etwa 30 Stellen angekün-

digt, haushaltswirksame Entscheidungen 
fielen bislang indes nicht.

Die Einflussmöglichkeiten und der Versor-
gungsbeitrag sind bei einem Schlüssel, der 
eine Planstelle für 26.500 Schüler vorsieht, 
offenkundig gering.

Schlusslicht in der Versorgung

In seinem in Anbetracht dieser düsteren 
Zahlen dennoch launigen Festvortrag 
wusste Prof. Dr. Reiner Dollase, der ein 
Gutachten zur Situation der Schulpsy-
chologie erstellt hatte, zu berichten, dass 
350 Stellen in Niedersachsen besetzt 
sein müssten, um „Finnland-Niveau“ 
zu erreichen. Dabei ist Finnland nicht 
einmal Spitzenreiter in der diesbezügli-
chen Versorgung in Europa, setzt an den 
Schulen jedoch auf multiprofessionelle 
Teams, die dafür sorgen, dass nicht nur 
unterrichtsbezogen gearbeitet, sondern 

Schule als Lebensraum für Kinder und 
Lehrer begriffen wird, der zu gestalten 
ist.

Niedersachsen bildet hinsichtlich des zah-
lenmäßigen Schulpsychologen-Schüler-
Verhältnisses das Schlusslicht in Deutsch-
land, das im europäischen Vergleich 
wiederum den letzten Platz inne hat.

Bislang kein klares Konzept

Die Politik arbeitet in Niedersachsen seit 
Jahren an einem Konzept für die Schul-
psychologie, hat aber bislang noch nichts 
Abschließendes vorgelegt.

Der Verband niedersächsischer Schulpsy-
chologen zeigt sich in Anbetracht des be-
kundeten Ausbaus der Planstellen jedoch 
vorsichtig optimistisch, dass der Weg der 
Schulpsychologie nicht in die Bedeutungs-
losigkeit führt.
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Die Geschäftsstelle der PKN – Arbeit an der Schnittstelle zwischen Kammer  
und Mitgliedern

In den folgenden Ausgaben der PTJ-Län-
derseiten möchten wir den Mitgliedern der 
PKN die MitarbeiterInnen und die Aufga-
benbereiche der Geschäftsstelle der PKN 
etwas näher bringen. Jeder ist mit den 
MitarbeiterInnen zumindest postalisch in 
Berührung gekommen, viele haben auch 
schon telefonisch Kontakt gehabt. Doch 
wer ist dort am anderen Ende der Leitung 
tätig und wie sehen die Aufgaben aus?

Aus verschiedenen Rückmeldungen von 
Kammermitgliedern hat sich die Idee er-
geben, durch kurze Interviews mit den 
zuständigen Personen, die verschiedenen 
Aufgabenfelder der Geschäftsstelle zu skiz-
zieren und so ein größeres Maß an Trans-
parenz für die Mitglieder zu erreichen.

Den Anfang macht in der vorliegenden 
Ausgabe Amy Fischer, die für Beitragsange-
legenheiten und die Verwaltung der Gut-
achter- und Behandlerlisten zuständig ist.

Frau Fischer, was gehört alles zu 
Ihrem Aufgabenbereich?

Das ist zunächst der Bereich der Beitrags-
einstufungen, die ich aufgrund der Daten 
aus der Mitgliederverwaltung vornehme. 
Am Anfang des Jahres liegt die Status-
überprüfung an, dann die Erstellung und 
Versendung der Bescheide. Außerdem ge-
hören die Anträge auf Beitragsermäßigung 
aufgrund von Statusänderungen, z. B. Ar-
beitslosigkeit oder Ende der Ausübung der 
Berufstätigkeit dazu.

Mein anderer Schwerpunkt liegt in der Ver-
waltung der Gutachterlisten im Forensik-
bereich und der Behandlerlisten im Pallia-
tiv- und Sexualtherapiebereich. Anträge auf 
Aufnahme leite ich an die entsprechenden 
Kommissionen weiter, und erstelle nach 
deren Vorschlag die Beschlussvorlagen für 
den Vorstand. Anschließend werden die 
Mitglieder informiert und die notwendigen 
Formalitäten erledigt.

Wo gibt es im Rahmen Ihrer Tätigkeit 
konkrete Berührungspunkte mit den 
Mitgliedern?

Am meisten im Rahmen von Anträgen auf 
Beitragsermäßigungen, die oft telefonisch 
vorgetragen werden. Ich berate dann hin-
sichtlich der gegeben Möglichkeiten, auch 

hinsichtlich der Härtefallregelungen. Viele 
Fragen ergeben sich auch bei den Neuap-
probierten, die in die Berufstätigkeit starten.

Was sind Ihres Erachtens wichtige 
Informationen für die Mitglieder 
bezogen auf Ihren Arbeitsbereich?

Das sind die vielen individuellen Fragen 
nach Ermäßigungen, der Notwendigkeit 
der Beiträge überhaupt und allgemeine 
Fragen zum Statuts der Mitgliedschaft, 
z. B. dem Fortbestehen der Mitgliedschaft 
nach dem Ende des aktiven Berufslebens.

Gibt es etwas, was Sie den Mitglie-
dern auf diesem Weg gern mitteilen 
möchten?

Ich bin nicht persönlich für die Höhe und 
ggf. Erhöhung der Beiträge verantwortlich. 
Die Kriterien für die Höhe und die Einstu-
fung werden von der Kammerversamm-
lung und vom Vorstand festgelegt.

Das klingt so, als würden Sie mit-
unter aber den Unmut über manche 
Entscheidung zu spüren bekommen.

Ja, das stimmt. Es hat sich in den letzten 
Jahren zum Glück aber reguliert. Im Fall von 
Beitragsanpassungen, z. B. durch Neuein-
stufung nach Statusänderungen im Fall ei-
ner beruflichen Veränderung oder Beitrags-
erhöhungen ist mit vermehrten Anrufen 
und auch mit Beratungsbedarf zu rechnen.

Liebe Frau Fischer, vielen Dank für 
das Gespräch.

Screening von Posttraumatischer Belastungsstörung – Engagierte Praktiker gesucht!

Nach terroristischen Anschlägen weisen 
ca. 30 – 40% der Erwachsenen eine 
posttraumatische Belastungsstörung auf; 
zwei Jahre später sind es noch 20%. 
Die Prävalenzraten nach Naturkatastro-
phen liegen mit 12,5% niedriger, doch 
sind meist erheblich größere Bevölke-
rungsanteile betroffen. Um schnell und 
ökonomisch Personen der Allgemein-
bevölkerung mit derartigen Symptomen 
zu identifizieren und diesen gezielt In-
terventionen anbieten zu können, wird 

international der sog. „screen & treat ap-
proach“ favorisiert.

Beispielsweise wurde nach den Terroran-
schlägen in London 2005 der Trauma-
Screening-Questionaire (TSQ, 10 Items) 
in Zeitschriften und im Internet veröffent-
licht. Die diagnostische Effizienz des TSQ 
darf als insgesamt gut beurteilt werden; 
allerdings ist bekannt, dass derartige Kenn-
werte populations- und kulturspezifisch 
ausfallen. Bisher ist ein Einsatz von Instru-

menten im deutschsprachigen Raum mit 
dem Ziel des Screenings wissenschaftlich 
daher nicht zu empfehlen.

Ziel der Studie ist es, die Kennwerte 
zur diagnostischen Effizienz des TSQ im 
Vergleich zu einem etablierten Verfah-
ren, der Posttraumatic Diagnostic Scale 
(PDS, 19 Items), an einer deutschen, 
naturalistischen Stichprobe zu ermitteln. 
Ferner soll überprüft werden, ob Hinwei-
se auf Übererregung eine höhere diag-
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nostische Effizienz aufweisen als andere 
posttraumatische Beschwerden. Das 
Forschungsvorhaben steht unter der Lei-

tung von Herrn PD Dr. Christoph Kröger, 
TU Braunschweig, Vorstandsbeauftragter 
für den Bereich der psychosozialen Not-

fallversorgung. Bei Interesse lassen Sie 
sich die Unterlagen per E-Mail zusenden 
(c.kroeger@tu-bs.de).

Paradigmenwechsel in der Behindertenarbeit und die Psychotherapie  
mit Menschen mit geistiger Behinderung

Ein Bericht der „Marburger Gesprächstage 
2010“ von Frauke Werther, die als Beauf-
tragte des Vorstands der PKN teilnahm.

Nur einmal wurde es explizit ausgespro-
chen von Heiner Bartelt*: der Paradig-
menwechsel zur Subjekt-Subjekt-Inter-
aktion in der Haltung der Professionellen 
in der Behindertenhilfe sei ebenso wenig 
vollzogen, wie auf Psychotherapeutensei-
te die Vorstellung sich durchgesetzt hat, 
dass mit dieser Klientel gearbeitet werden 
kann. Die „besserwisserische“ Fürsorgehal-
tung für den Menschen mit Behinderung 
ist noch in den Köpfen vieler Pädagogen 
verankert. Psychotherapie erfordert die 
Achtung der Autonomie des Patientenge-
genübers, sieht in Symptomen nicht nur 
das, was in Heim und Werkstatt stört und 
„weggewünscht wird“, sondern auch die 
subjektive kreative Leistung, die es anzu-
erkennen und zu verstehen gilt. Dies ist ei-
nes der Konfliktfelder zwischen Pädagogik 
und Psychotherapie, das die notwendige 
Kommunikation zwischen Pädagogik und 
Psychotherapie schwer macht. Dass die 
oft beschworene Interdisziplinarität vor al-
lem erfordere, die eigene Disziplin zu be-
herrschen und einzuhalten, machte Jens 
Jürgen Clausen in seinem Vortrag deutlich.

Die „Marburger Gesprächstage“, organi-
siert vom Institut InForm der Bundesver-
einigung Lebenshilfe und der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung der seelischen 
Gesundheit von Menschen mit geistiger 
Behinderung, unternahmen den Versuch, 
die Kommunikation unter den Disziplinen 
zu vergegenwärtigen und damit in Gang 
zu bringen. 155 Teilnehmern – Erzieher, 
Heilpädagogen, Pädagogen, Psychiater, 
Psychologen, Psychologische Psychothe-
rapeuten und Sozialwissenschaftler aus 
allen Teilen des Landes und auch aus der 
Schweiz kamen am 27. und 28. Septem-
ber 2010 in Marburg zusammen. Experten 
aus der Praxis und der Wissenschaft, der 
KBV, des G-BA, der Spitzenverbände der 

Krankenkassen sowie Psychotherapeuten-
kammern waren der Einladung des wis-
senschaftlichen Leiters der Tagung, Klaus 
Hennicke, gefolgt.

Hennicke hob zu Recht hervor, dass dies 
die erste so umfassende und so hochkarätig 
auch mit Entscheidungsträgern besetzte Ta-
gung zu diesem Thema in Deutschland sei. 
Genauso wichtig waren die zahllosen Ge-
spräche in den Pausen und bei den gemein-
samen Mahlzeiten – hier fand der Basis
austausch statt, den leider viele Referenten 
nicht miterlebten, weil sie nur kurz einfliegen 
konnten – die Tagung fußte nämlich überwie-
gend auf dem ehrenamtlichen Engagement 
der Referenten. Keine Pharmaindustrie, die 
diese Richtung pekuniär unterstützen würde. 
Sichert doch die herkömmliche Umgangs-
weise einen einträglichen Absatzmarkt wie 
aus etlichen Beiträgen anwesender Psychia-
ter deutlich wurde. Eigentlich muss es nicht 
erwähnt werden, dass in diesem Rahmen 
niemand bezweifelte, dass für diese Klientel 
Psychotherapie hilfreich sein könne.

Im Zentrum stand die Frage, ob auch die 
Richtlinienverfahren im Rahmen ambu-
lanter GKV-Behandlung für diese Klientel 
geeignet sind. Dies war in vorherigen Ta-
gungen oft bezweifelt worden, insbeson-
dere bezogen auf die psychodynamischen 
Verfahren und auch auf die kognitive Ver-
haltenstherapie. Bettina Saathoff stellte 
konkret die Interventionen ihrer Trauma-
Folge-Behandlung bei einer Patientin vor. 
Frauke Werther schilderte einen Verlauf 
einer tiefenpsychologisch fundierten Be-
handlung vom Erstgespräch, über die Dia
gnostik bis in die Therapieplanung und 
Durchführung bei einem Patienten mit SSV 
und Gewaltdurchbrüchen. Jan Glasenapp 
berichtete mit Beispielen aus verschiede-
nen Therapien über seine verhaltensthera-
peutische Arbeit.

Regine Kleinert vom Gemeinsamen Bun-
desausschuss und Andreas Dahm von der 

Kassenärztlichen Bundesvereinigung – die 
an der gesamten Tagung teilnahmen – 
äußerten sich auf dem abschließenden 
Podium, für sie stünde außer Frage, dass 
für diese Klientel die Psychotherapie wie 
für alle anderen gesetzlich Versicherten 
zugänglich sein muss. Auch Thomas Uh-
lemann von den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen äußerte sich in dieser Rich-
tung.

Besonders hervorzuheben im Sinne des 
Paradigmenwechsels ist, dass zum ers-
ten Mal Forschungsberichte vorgestellt 
wurden, welche die Wirkung der Psycho-
therapie aus der Sicht der Betroffenen 
untersuchten. Tobias Buchner von der 
Universität Wien stellte das Ergebnis von 
zwei empirischen Studien vor. Anhand 
qualitativer Interviews mit Menschen mit 
Intelligenzminderung, die an einer ambu-
lanten Psychotherapie mit überwiegend 
humanistischer Ausrichtung teilgenom-
men hatten, zeigte sich folgendes: Neben 
der positiv getönten Beziehung zum 
Psychotherapeuten schätzen alle Teilneh-
mer vor allem die Schweigepflicht als we-
sentlichen Faktor für ihren Behandlungser-
folg ein. Es wurde in der anschließenden 
Diskussion angeregt, dass eine solche For-
schung auch in Deutschland durchgeführt 
werden solle.

Diskutiert wurde, ob diese Klientel in einer 
allgemeinen „Wald- und Wiesenpraxis“ auf-
genommen werden solle oder ob es doch 
hilfreicher sei, Spezialeinrichtungen aufzu-
bauen. Einigkeit herrschte darüber, dass es 
kein Entweder-Oder geben müsse, es aber 
schwierig sein könne, wenn innerhalb einer 
Einrichtung ein psychotherapeutisches An-
gebot aufgebaut werde, das Vertrauen der 
Patienten in die Verschwiegenheit des Psy-
chotherapeuten zu vermitteln bzw. auch 
die Schweigepflicht aufrecht zu erhalten. 
Aus einer Spezialambulanz wurde berich-
tet, dass sie eine Möglichkeit der qualifi-
zierten psychotherapeutischen Versorgung 
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im Rahmen der Ermächtigung durch den 
Zulassungsausschuss bieten. Der Nachteil 
ist jedoch, dass die niedergelassenen Psy-
chotherapeuten nun auf diese Einrichtung 
verweisen und sich kein psychotherapeu-
tisches Netz „in der Gemeinde“ entwickelt 
habe. Der Präsident der Bundespsycho-
therapeutenkammer, Rainer Richter, wies 
darauf hin, dass es im Rahmen einer allge-
meinen Unterversorgung mit Psychothera-
pie auch keine ausreichende Versorgung 
dieser Klientel geben könnte und regte 
Sonderbedarfszulassungen durch die regi-
onalen Zulassungsausschüsse an. Es kön-
ne eine wirkliche Verbesserung erst dann 
eintreten, wenn die Versorgung allgemein 
verbessert werden würde.

Weitere Diskussionspunkte zur „Richtlini-
entherapie“: Das Gutachterverfahren sei 
insbesondere bezogen auf die Bewilligung 
der psychodynamischen Anträge nach wie 
vor mit besonders großem Arbeitsaufwand 
verbunden, da die Gutachter in der Regel 
aus Ausbildungsinstituten stammen, in 
denen jedoch keine Erfahrungen mit der 
Behandlung dieser Klientel weitergege-
ben werden. Eine weitere Schwierigkeit 
ist, dass volljährige Patienten mit geistiger 
Behinderung in der Regel mit sehr vielen 
Bezugspersonen zu tun haben. Neben der 
gesetzlichen Betreuung sind sowohl Be-
zugspersonen im Wohnheim wie auch in 
der Werkstatt beteiligt und eine Arbeit mit 

Bekanntmachung

Änderung der 
Satzung der Schlichtungsstelle 

der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen (PKN)

Beschlossen von der Kammerversammlung der PKN am 25.08.2001 
zuletzt geändert von der Kammerversammlung der PKN am 30.08.2003 

wird durch Beschluss der Kammerversammlung der PKN vom 6.11.2010 wie folgt geändert:

(Streichungen sind gestrichen dargestellt, Ergänzungen fett)

einer so großen Bezugspersonengruppe 
sei manchmal erschwert durch das gerin-
ge Kontingent. Von daher trugen mehrere 
niedergelassene Therapeuten die Forde-
rung vor, dass Patienten mit einer gesetz-
lichen Betreuung vom Stundenkontingent 
her ähnlich zu behandeln seien wie Kinder 
und Jugendliche, also jede vierte Stunde 
solle eine Bezugspersonenstunde zusätz-
lich regelhaft bewilligt werden. Dies macht 
eine Veränderung der Psychotherapie-
Vereinbarung erforderlich. Weitere Ideen 
zur Verbesserung: Die Ausbildungsinstitute 
sollten sich diesem Thema widmen, eben-
so wie eine thematische Fortbildung der 
Gutachter für sinnvoll angesehen wurde.

Die Teilnehmer aus Werkstätten und 
Wohnheimen machten deutlich, dass die 
ambulante psychotherapeutische Versor-
gung in keiner Weise für ihre Kunden aus-
reichend sei. Immer wieder gebe es nicht 
nur große Schwierigkeiten, diese Klientel 
in ambulanten Psychotherapien unterzu-
bringen, sondern es erweise sich als un-
möglich und man gebe die Suche dann 
auf. Mehrere Psychologische Psychothera-
peuten ohne Kassensitz machten deutlich, 
dass sie zur Behandlung bereit wären, es 
jedoch mit der Kostenerstattung große 
Schwierigkeiten gebe, obwohl der Versor-
gungsauftrag von den KVen nicht erfüllt 
werde. Die stellvertretende Bundesvorsit-
zende der Lebenshilfe, Jeanne Nicklas-

Faust, stellte schließlich fest, dass Men-
schen mit schwerer Intelligenzminderung, 
mit Mehrfachbehinderung und geringen 
verbalen Möglichkeiten nach wie vor aus 
der psychotherapeutischen Versorgung 
völlig herausfallen und dass nach wie vor 
überwiegend die Psychotherapeuten mit 
der Klientel arbeiten, die vorher im Rah-
men von Einrichtungen der Behinderten-
hilfe gearbeitet oder einen Angehörigen 
mit Behinderung haben. Geplant ist ein 
Tagungsband beim Lebenshilfe-Verlag, der 
im Frühjahr 2011 erscheinen soll.

*Um die Lesbarkeit zu verbessern wurde 
auf Ansprache und Titel bei allen Namen 
verzichtet.

Kontakt: frauke.werther@t-online.de

Geschäftsstelle

Psychotherapeutenkammer 
Niedersachsen Roscherstr. 12
30161 Hannover
Tel.: 0511/850304-30
Fax: 0511/850304-44
Sprechzeiten allgemein: 
Mo, Mi, Do, Fr 	09.00 – 11.30 Uhr
Mo, Di, Mi, Do 	13.30 – 15.00 Uhr
Sprechzeiten „Fragen zur Akkreditierung“: 
Mi. + Do. 09.00 – 11.30 Uhr
Mail-Anschrift: info@pk-nds.de
Mail-Anschrift „Fragen zur Akkreditierung“: 
Akkreditierung@pknds.de
Internet: www.pknds.de

§ 2 
Zusammensetzung

(1) Die Schlichtungsstelle der PKN setzt sich 
aus einem vorsitzenden und zwei beisitzenden 
Mitgliedern zusammen. Das vorsitzende Mit-
glied muss über die Befähigung zum Richteramt 
verfügen. Ein beisitzendes Mitglied muss Kam-
mermitglied sein und wird entsprechend der 
näheren Regelung von Absatz (4) bestimmt. Ein 
beisitzendes Mitglied muss als Vertreter oder 
Vertreterin der Patientenschaft berufen werden 

worden sein. Die Berufung des zweiten bei-
sitzenden Mitglieds, das Kammerversamm-
lungsmitglied sein muss, regelt Absatz 4.

(2) Für das vorsitzende Mitglied und den Ver-
treter der Patientenschaft jedes Mitglied der 
Schlichtungsstelle der PKN ist jeweils ein stell-
vertretendes Mitglied zu berufen , für die Positi-
on des Kammermitglieds sind mehrere Vertreter 
entsprechend der näheren Regelung von Absatz 
(4) zu berufen.

(3) Alle Mitglieder der Schlichtungsstelle und 
ihre Vertreter Das vorsitzende Mitglied, des-
sen Stellvertreter, das beisitzende Mitglied 
der Patientenschaft und dessen Stellvertreter 
werden auf Vorschlag des Vorstands der PKN 
von der Kammerversammlung der PKN gewählt 
und vom Präsidenten oder von der Präsiden-
tin der PKN berufen. Ihre Amtsperiode dauert 
längstens bis zur ersten Kammerversammlung 
nach der konstituierenden Sitzung der neuge-
wählten Kammerversammlungsmitglieder.
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(4) Das beisitzende Mitglied der Schlichtungs-
stelle, das Kammerversammlungsmitglied sein 
muss, wird vom Vorsitzenden nach Bedarf von 
Fall zu Fall aus einer Gruppe berufener Vertre-
ter dem Kreise der Kammerversammlungs-
mitglieder bestimmt. Es muss Kammermitglied 
derjenigen Berufsgruppe angehören PKN sein, 
deren Verhalten Gegenstand der Streitigkeiten 
ist und soll zusätzlich nach Möglichkeit die glei-
che Therapierichtung mit vertreten. Zur Vermei-
dung von möglicher Befangenheit sollen bis zu 
10 Kammermitglieder als Vertreter gewählt und 
berufen werden, die möglichst unter-schiedli-

che Therapierichtungen vertreten und in unter-
schiedlichen Regionen arbeiten. Das einzelne 
Kammerversammlungsmitglied kann durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Präsi-
dentin/dem Präsidenten die Mitwirkung in 
der Schlichtungsstelle für sich ausschließen. 
Bei der Auswahl ist darauf zu achten, dass 
eine berufliche und/oder örtliche Nähe des 
Beisitzers zum Streitfall vermieden wird.

(5) Die Amtsperiode der Mitglieder der 
Schlichtungsstelle dauert längstens bis zur 
ersten Kammerversammlung nach der kons-

tituierenden Sitzung der neugewählten Kam-
merversammlungsmitglieder.

§ 18 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 6.11.2010 Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. , an dem das 
Mitteilungsblatt der Kammer oder das besonde-
re Rundschreiben herausgegeben worden ist.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Schlich-
tungsstelle der PKN, beschlossen von der Kam-
merversammlung der PKN am 30.08.2003 
30.11.2002, außer Kraft.

Änderung der 
Schlichtungsordnung des Schlichtungsausschusses 

der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen (PKN) 
zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern

Beschlossen von der Kammerversammlung der PKN am 16.03.2002 
wird durch Beschluss der Kammerversammlung der PKN vom 6.11.2010 wie folgt geändert:

(Streichungen sind gestrichen dargestellt, Ergänzungen fett)

§ 2 
Zusammensetzung

(3) Das vorsitzende Mitglied und die beisitzen-
den Mitglieder sowie die diese stellvertretenden 
Mitglieder des Schlichtungsausschusses werden 
auf Vorschlag des Vorstands der PKN von der 
Kammerversammlung der PKN gewählt und 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten der 
PKN berufen. Ihre Amtsperiode deckt sich mit 
derjenigen der Kammerversammlung der der 
Schlichtungsstelle.

§ 3 
Grundsätze

(2) Die beisitzenden Mitglieder des Schlich-
tungsausschusses sind gehalten im jewei-
ligen Verfahren Stellvertretern Platz zu ma-
chen, wenn sie selbst aus beruflicher und 
örtlicher Nähe zum Schlichtungsfall befan-
gen sein könnten.

Aus Abs. 2 alt wird Abs. 3; aus Abs. 3 alt wird 
Abs. 4.

§ 18 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 6.11.2010 mit dem 14. 
Tag nach Ablauf des Tages in Kraft. , an dem das 
Rundschreiben der Psychotherapeutenkammer 
Niedersachsen ausgegeben wird.

Haushalts- und Kassenordnung der 
Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

Vom 13.09.2000, 
zuletzt geändert durch Beschluss der Kammerversammlung der PKN am 3.12.2005 

wird durch Beschluss der Kammerversammlung der PKN vom 6.11.2010 wie folgt geändert:

(Streichungen sind gestrichen dargestellt, Ergänzungen fett)

§ 3 
Kassenwesen Finanzwesen

(1) Der Kammervorstand beschließt, bei wel-
chen Kreditinstituten Konten geführt werden.

(2) Unterschriftsberechtigt sind für die Konten 
gemeinsam jeweils zwei vom Kammervorstand 
festzulegende Personen. Es sind Vertreter zu 
bestellen.

(3) In der Geschäftsstelle wird eine Bargeld-
kasse vorgehalten. Kassenbestände sind 
sicher zu verwahren. Die Tageskasse darf 
höchstens € 1.000,-- enthalten. Das Kassen-
buch wird fortlaufend geführt. Eine Kassen-
dienstanweisung regelt Näheres über den 
Zahlungsverkehr.

(3) Bei der Geschäftsstelle sind folgende Bü-
cher bzw. Konten zu führen:

1.	 Mitgliederkonten (Beitragskonten)

2.	 Sachkonten

3.	 Hauptbuch

4.	 Journal

5.	 Kassenbuch für Bargeldkasse

6.	 Kontogegenbuch für Bank- und Postgirokon-
ten

7.	 Portobuch

8.	 Inventarverzeichnis

9.	 Vermögensnachweis

(4) Die Kassenbestände sind sicher zu verwah-
ren. Die Tageskasse darf höchstens 1000 DM 
enthalten. Das Kassenbuch wird fortlaufend ge-

führt. Eine Kassendienstanweisung regelt Nähe-
res über den Zahlungsverkehr.

§ 4 
Buchführung

(1) Die Kammer ist verpflichtet, Bücher zu 
führen und in diesen ihre Geschäftsvorfäl-
le und die Lage ihres Vermögens nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung ersichtlich zu machen. Die Bücher kön-
nen auch auf Datenträgern geführt werden.

(2) Die Buchführung muss so beschaffen 
sein, dass sie einem sachverständigen Drit-
ten innerhalb angemessener Zeit einen 
Überblick über die Geschäftsvorfälle und 
über die Lage der Kammer vermitteln kann. 
Die Geschäftvorfälle müssen sich in ihrer Ent-
stehung und Abwicklung verfolgen lassen.
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Über alle Zahlungen ist nach der Zeitfolge und 
nach der im Haushaltsplan vorgesehenen Ord-
nung Buch zu führen. Belege und Auszüge sind 
mindestens zehn Jahre aufzubewahren, soweit 
nichts anderes gesetzlich bestimmt ist. Die Ein-
nahmen und Ausgaben sind in den Konten des 
Kalenderjahres nachzuweisen, für das sie be-
stimmt sind.

(2) Es gilt der Grundsatz: Keine Buchung ohne 
Beleg.

§ 5 
Rechnungslegung

(1) Die Kammer stellt jeweils Jahresrechnung 
ist bis zum 30. Juni des folgenden Kalenderjah-
res einen Jahresabschluss für das abgelaufe-
ne Wirtschaftsjahr nach den Vorschriften des 
HGB für kleine Kapitalgesellschaften auf.

(2) Der Jahresabschluss hat unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage zu vermitteln.

zu erstellen. In der Jahresrechnung sind die Ein-
nahmen und Ausgaben nach der in § 4 bezeich-
neten Ordnung den Ansätzen des Haushaltspla-
nes gegenüberzustellen. Ihr sind beizufügen

1. eine Vermögensübersicht,

2. eine Übersicht über die Schulden und Rück-
lagen.

§ 6 
Rechnungsprüfung

(1) Die Prüfung der Rechnungslegung Jahres-
rechnung wird durch eine vom Vorstand bestell-
te Wirtschaftsprüferin, einem Wirtschaftsprüfer 
oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vor-
genommen. Die Prüfung erstreckt sich auf 
die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften, 
ergänzender Bestimmungen und Grundsät-
zen sowie insbesondere darauf, ob der Wirt-
schaftsplan eingehalten worden ist und die 
Geschäfte im Sinne einer zweckmäßigen und 
sparsamen Verwaltung geführt worden sind., 

der oder die einen Bericht zur Jahresrechnung 
gemäß § 7 Abs. 3 HKG erstellt.

(2) Der Abschlussprüfer hat über das Er-
gebnis der Prüfung schriftlich zu berichten. 
Sind nach dem abschließenden Ergebnis der 
Prüfung keine Einwendungen zu erheben, 
so hat der Abschlussprüfer dies durch einen 
Bestätigungsvermerk in entsprechender An-
lehnung an die Vorschriften des § 322 Abs. 1 
HGB zu bestätigen.

§ 8 
In-Kraft-Treten

Die Haushalts- und Kassenordnung tritt am 
6.11.2010 mit dem Tag der Veröffentlichung in 
Kraft.

Die Anlage der Haushalts- und Kassenordnung 
in der Fassung vom 3.12.2005 wird durch die 
nachfolgende Anlage der Haushalts- und Kas-
senordnung der PKN ersetzt.

Anlage zur Haushalts- und
Kassenordnung der PKN

Haushaltsstruktur 

I. Einnahmen

Einnahmen
Sonstige Einnahmen
Buße/Ordnungsgelder
Zinserträge

 

Summe Einnahmen

II. Ausgaben

Personalkosten
Honorare
Raumkosten
Allgemeine Verwaltungskosten
Publikation
Beratungskosten
Werbekosten
Wartung/Reparaturen
Mietleasing
Bewirtungskosten
Versicherungen
Beiträge incl. BPtK
Sonstige Kosten

Zinsaufwendungen

Entschädigung für Zeitverlust
Fahrtkosten
Übernachtungskosten
Summe Reisekosten

Aufwandsentschädigung VS

 

Summe Ausgaben

ERGEBNIS I

Abschreibungen

ERGEBNIS II 

Die 
Weiterbildungsordnung 

für die 
Psychologischen Psychotherapeutinnen 

und Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 

und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen (PKN),

beschlossen von der Kammerversammlung der PKN am 21. April 2007, 
wird durch Beschluss der Kammerversammlung der PKN vom 6.11.2010 wie folgt geändert:

(Streichungen sind gestrichen dargestellt, Ergänzungen fett)

§ 11 
Prüfungsausschuss

Abs. 3 wird nach dem letzten Satz um folgen-
den Satz ergänzt: Der Prüfungsausschuss 
kann Aufgaben an den Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende delegieren.

§ 15 
Übergangsregelungen

Abs. 2 Satz 2: Über die Anrechnung der bis-
her abgeleisteten Weiterbildungszeiten und 
-inhalte entscheidet die Kammer nach Anhö-
rung des Prüfungsausschusses.
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Mitteilungen der Psychotherapeuten- 
kammer Nordrhein-Westfalen

ADHS – Konzepte und Verträge für eine multimodale Versorgung

Kinder und Jugendliche, die an einem 
Aufmerksamkeitsdefizit und einer Hyper-
aktivitätsstörung (ADHS) leiden, sollen im 
Rheinland zukünftig sorgfältiger diagnosti-
ziert und besser behandelt werden – das 
forderten die Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen, die Kassenärztliche 
Vereinigung Nordrhein und der Berufs-
verband der Kinder- und Jugendärzte auf 
einer gemeinsamen Veranstaltung am 6. 
Oktober in Düsseldorf. Dort wurde auch 
der neue ADHS-Versorgungsvertrag mit 
der AOK Rheinland/Hamburg vorgestellt, 
der insbesondere psychosoziale Interven-
tionen zusätzlich honoriert, einen strenge-
ren, leitliniengerechten Einsatz von Medi-
kamenten vorschreibt und eine bessere 
Kooperation von Ärzten und Psychothe-
rapeuten anstrebt. Das Interesse an der 
Veranstaltung war enorm: Insgesamt nah-
men 241 Psychotherapeuten und Ärzte an 
der Veranstaltung teil, viele Anmeldungen 
konnten nicht mehr berücksichtigt werden.

Zahlen und Fakten

Nach den Ergebnissen des nationalen 
Kinder- und Jugendgesundheitssurveys 
(KiGGS) erkranken 4,8 Prozent der deut-
schen Kinder und Jugendlichen an ADHS. 
Weitere 4,9 Prozent gelten als Verdachts-
fälle. Bei Jungen (7,9%) wird ADHS viermal 
häufiger als bei Mädchen (1,8%) diagnos-
tiziert. Im Grundschulalter (7 – 10 Jahre) 
steigt die Diagnosehäufigkeit stark an. Im 
Alter von 11 bis 17 Jahren wird bei jedem 
zehnten Jungen und jedem 43. Mädchen 
ADHS diagnostiziert. ADHS kommt bei 
Kindern aus Familien mit niedrigem sozi-
alen Status (6,4%) doppelt so häufig vor 
wie bei Kindern aus Familien mit hohem 
sozialen Status (3,2%). Auffälligkeiten las-
sen sich bei Kindern und Jugendlichen, die 
an ADHS erkranken, bis ins Säuglings- und 
Kleinkindalter zurückverfolgen. Ab dem 
Kindergartenalter fallen sie durch motori-

Pressekonferenz mit Dr. Thomas Fischbach (Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte), 
Bernd Brautmeier (KV Nordrhein), Cornelia Prüfer-Storcks (AOK Rheinland/Hamburg) und 
Bernhard Moors (VAKJP NRW)

sche Unruhe und Unfähigkeit zu ruhigen 
Beschäftigungen oder anhaltendem kon-
zentrierten Spiel auf. Im Grundschulalter 
können sie sich nur kurz konzentrieren und 
sind leicht abzulenken. ADHS-Kinder blei-
ben oft hinter ihrer eigentlichen Leistungs-
fähigkeit zurück. Im Jugendalter gehen die 
Symptome der motorischen Unruhe zum 
Teil zurück, während die Aufmerksamkeits-
störungen weiterhin bestehen bleiben. 
Bei 30 bis 50 Prozent der Erkrankten setzt 
sich die Störung im Erwachsenenalter – 
bei veränderten Symptomen – fort, so 
die KiGGS-Ergebnisse. ADHS-Kinder fal-
len meist aufgrund ihrer negativen Eigen-
schaften auf. Viele Kinder mit ADHS sind 
aber auch charmant, ideenreich, aufge-
schlossen, fröhlich, hilfsbereit, lustig, kre-
ativ, fürsorglich, aufgeweckt, phantasievoll, 
flexibel, tierlieb, empfindsam, interessiert, 
gutmütig, ehrlich und großherzig.

Nach einem Bericht des Landesinstituts 
für Gesundheit und Arbeit des Landes 

Nordrhein-Westfalen (LIGA NRW) sind 
hyperkinetische Störungen (ADS/ADHS) 
in NRW die zweithäufigste ambulante 
Behandlungsdiagnose bei den psychi-
schen Erkrankungen. Im Jahr 2008 er-
krankten danach fast 95.000 Kinder und 
Jugendliche bis 15 Jahre an hyperkineti-
schen Störungen. Daraus ergibt sich eine 
Behandlungsrate von 3,7 Prozent, in der 
am stärksten erkrankten Altersgruppe der 
5- bis 9-jährigen Kinder von 5,3 Prozent. 
Zwischen 2005 und 2008 stieg die Zahl 
der ambulanten Behandlungsdiagnosen 
um 46 Prozent. Rund 1,3 Prozent der am-
bulant behandelten Kinder werden wegen 
dieser Diagnose auch einmal in ein Kran-
kenhaus aufgenommen. 2008 waren dies 
1.237 Kinder und Jugendliche bis 15 Jahre.

Die AOK Rheinland/Hamburg verzeichnet 
jährlich rund 12.000 Kinder und Jugend-
liche mit einer ADHS-Diagnose. Davon 
wurde bei etwa 9.000 Kindern und Ju-
gendlichen eine gesicherte Diagnose an-
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Nordrhein-Westfalen

gegeben, bei etwa 3.000 ist die Diagnose 
nicht gesichert. Bei einem Drittel der unge-
sicherten Diagnosen wird dennoch nicht 
leitlinienkonform eine Arzneimitteltherapie 
vorgenommen, so die AOK Rheinland/
Hamburg. ADHS-Kinder und Jugendliche 
kosten die AOK jährlich über elf Millionen 
Euro: 55,5 Prozent stationär, 23,1 Prozent 
ambulant, 21,4 Prozent für Arzneimittel.

Multimodale Versorgung

Die Leitlinien empfehlen eine multimodale 
ADHS-Therapie. Diese umfasst:

�� Aufklärung und Beratung der Eltern, des 
Kindes oder Jugendlichen und der Er-
zieher bzw. Lehrer,

�� Elterntraining und Familientherapie,

�� Interventionen im Kindergarten oder in 
der Schule,

�� Psychotherapie des Kindes oder Ju-
gendlichen,

�� Pharmakotherapie unter sorgfältiger Ab-
wägung des Nutzens und der Risiken, 
bei Kindern unter sechs Jahren grund-
sätzlich erst dann, wenn andere Inter-
ventionen ohne Erfolg geblieben sind.

Prof. Dr. Manfred Döpfner (Uniklinik Köln; 
„zentrales adhs-netz“), gab auf der Düssel-
dorfer Veranstaltung einen Überblick über 
die Forschung zur ADHS-Behandlung. 
ADHS ist danach eine häufige, stabile und 
schwer zu behandelnde Erkrankung des 
Kindes- und Jugendalters. Mit ADHS ist 
überdurchschnittlich häufig das Risiko für 
weitere psychische Störungen verbunden. 
30 bis 50 Prozent der ADHS-Kinder und 
Jugendlichen erkranken auch an einer op-
positionellen oder dissozialen Verhaltens-
störung, 20 bis 30 Prozent zeigen auch 
Lernstörungen und Teilleistungsschwä-
chen, etwa 20 Prozent erkranken auch an 
Angststörungen, 15 Prozent an depressi-
ven Störungen und 10 bis 20 Prozent an 
Tic-Störungen. Zu einer guten Diagnostik 
gehören nach Döpfner eine genaue Explo-
ration von Eltern und Lehrern, Differenti-
aldiagnostik vor allem zu Lernstörungen, 
Intelligenzminderungen, Störungen des 
Sozialverhaltens. Komorbidität sollte unbe-
dingt beachtet werden, Fragebögen könn-
ten sehr hilfreich sein, reichten aber nicht 
aus, apparative/videogestützte Diagnostik 
von ADHS-Symptomen könnte ergänzend 

hilfreich sein, sei aber nicht für eine Diag-
nose entscheidend, häufig sei eine Intel-
ligenz-, Teilleistungsdiagnostik nötig sowie 
eine internistische/neurologische Untersu-
chung.

Schwachpunkte in der aktuellen Versor-
gung seien:

�� kindzentrierte Verhaltenstherapien zu 
sehr betont,

�� Pharmakotherapie vor allem bzgl. Kurz-
zeiteffekte gut belegt aber nicht bzgl. 
Langzeiteffekte,

�� zusätzliche Effekte von Verhaltensthera-
pie bei Pharmakotherapie nicht durch-
gängig belegt,

�� Effekte tiefenpsychologisch fundierter 
Psychotherapie nicht belegt,

�� Integration von Pharmakotherapie in 
ein umfassendes Behandlungsmanage-
ment mit umfassender Psychoedukati-
on (und Verhaltenstherapie bei Bedarf) 
in der Praxis noch nicht durchgängig 
realisiert.

Der Gemeinsame Bundesausschuss än-
derte am 16. September die Arzneimittel-
richtlinie für die Verordnung von Methyl-
phenidat. Danach ist es unzulässig, Kinder, 
die an einer Aufmerksamkeitsdefizit- und 
Hyperaktivitätsstörung (ADHS) erkrankt 
sind, sofort medikamentös zu behan-
deln. Die geänderte Arzneimittel-Richtlinie 
schreibt jetzt vor, dass

�� eine Behandlung von ADHS ohne Me-
dikamente beginnen muss,

�� Methylphenidat erst dann eingesetzt 
werden darf, wenn die nicht-medika-
mentöse Behandlung nicht erfolgreich 
ist,

�� Methylphenidat auch dann nur inner-
halb einer therapeutischen multimoda-
len Gesamtstrategie eingesetzt werden 
darf, die neben pharmakologischen 
Maßnahmen insbesondere auch psy-
chologische, pädagogische und soziale 
Therapiekonzepte nutzt,

Prof. Dr. Manfred Döpfner, Uniklinik Köln

ADHS-Veranstaltung am 6. Oktober 2010 in Düsseldorf
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

�� die Behandlung unter Aufsicht eines 
Spezialisten für Verhaltensstörungen 
bei Kindern durchgeführt werden muss,

�� der medikamentöse Einsatz besonders 
zu dokumentieren ist, insbesondere bei 
einer Dauertherapie über zwölf Mona-
te,

�� mindestens einmal jährlich die medi-
kamentöse Behandlung unterbrochen 
und neu beurteilt werden muss,

�� die ADHS-Diagnose auf Kriterien der 
DSM-IV oder der ICD-10-Klassifikation 
beruhen muss.

Vertrag der AOK Rheinland/
Hamburg

Zentrales Thema der Düsseldorfer Veran-
staltung war der neue Versorgungsvertrag 
der AOK Rheinland/Hamburg, der am 
gleichen Tag der Presse vorgestellt wurde. 
Der neue Vertrag für Kinder und Jugendli-
che von sechs bis 17 Jahren beinhaltet vor 
allem eine verbesserte Diagnostik, Eltern-
schulungen, eine koordinierte Zusammen-
arbeit von Ärzten und Psychotherapeuten, 
einen leichteren Zugang zu psychothera-
peutischer Behandlung und einen streng 
kontrollierten Medikamenteneinsatz. In 
den Vertrag sind sowohl Kinder- und Ju-

klärte: „Wir suchen die Zusammenarbeit mit 
besonders erfahrenen Kinder- und Jugend-
ärzten und Psychotherapeuten, um die 
Versorgung der Kinder und Jugendlichen 
deutlich zu verbessern. Im Vordergrund 
steht mehr Zeit für die Patienten und ihre 
Familie statt vorschneller Medikamenten-
gabe.“ „Die von ADHS betroffenen Kinder 
brauchen ein umfassendes Betreuungskon-
zept“, so Bernd Brautmeier, Vorstand der KV 
Nordrhein. „Der neue Vertrag sieht daher 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Pädi-
atern und Psychotherapeuten vor. Auch die 
Eltern werden einbezogen.“ „Der Kinder- 
und Jugendarzt ist die erste Anlaufstelle für 
betroffene Kinder und ihre Eltern“, betonte 
Dr. Thomas Fischbach, Vorsitzender des 
Landesverbandes Nordrhein der Kinder- 
und Jugendärzte. Er übernehme daher die 
Koordinierung der Behandlung. Die Kinder 
und Jugendlichen würden dazu in den 
Vertrag eingeschrieben. „Zu wenige Kinder 
bekommen die notwendige abgestimmte 
psychosoziale Betreuung, zu wenige eine 
Psychotherapie“, sagte Bernhard Moors, 
Sprecher des Bündnisses Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten, KJP. „Wir 
begrüßen, dass Patienten in diesem Vertrag 
sich auch direkt an einen Psychotherapeu-
ten ihres Vertrauens wenden und ihn zum 
festen Ansprechpartner wählen können.“

Cornelia Prüfer-Storcks, Vorstand der AOK 
Rheinland/Hamburg

gendlichenpsychotherapeuten als auch 
Psychologische Psychotherapeuten mit ei-
ner entsprechenden Ausbildung einbezo-
gen. Mehr Informationen und der Wortlaut 
des Vertrages sind auf der Homepage der 
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein 
(www.kvno.de) zu finden.

Cornelia Prüfer-Storcks, Mitglied des Vor-
standes der AOK Rheinland/Hamburg, er-

Der Ablauf eines berufsrechtlichen Beschwerdeverfahrens bei der PTK NRW

Die Psychotherapeutenkammer NRW hat 
die Aufgabe, Beschwerden von Patienten 
zu prüfen und berufsrechtliches Verhalten 
von Mitgliedern zu beurteilen. Der Ablauf 
des Beschwerdeverfahrens folgt den Vor-
gaben des Heilberufsgesetzes NRW und 
des Verwaltungsverfahrensrechts. Die ein-
zelnen Schritte werden im Folgenden dar-
gestellt. Informationen dazu sind auch auf 
der Homepage der Kammer eingestellt.

Eine erfolgreiche Psychotherapie basiert 
auf einer vertrauensvollen Beziehung zwi-
schen Therapeut/in und Patient/in. Eine 
wichtige Voraussetzung dafür ist, dass sich 
der Psychotherapeut an die Regeln seiner 
Berufsordnung hält. Ist dies nicht der Fall, 
können Patienten sich mit einer Beschwer-
de an die Psychotherapeutenkammer 
wenden. Die Psychotherapeutenkammer 

ist für die berufsrechtliche Aufsicht über 
alle in Nordrhein-Westfalen tätigen Psy-
chologischen Psychotherapeuten und Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
zuständig.

Gründe für Beschwerden können bei-
spielsweise darin liegen, dass der Psycho-
therapeut die Schweigepflicht missachtet, 
persönliche Beziehungen zum Patienten 
aufgenommen, den Patienten vor Beginn 
der Behandlung nicht ausreichend über 
die Behandlung aufgeklärt, keine Einsicht 
in die Dokumentation gewährt oder not-
wendige Bescheinigungen nicht erstellt 
hat. Die Regeln für die Berufsausübung 
der Psychotherapeuten finden sich in der 
Berufsordnung der Psychotherapeuten-
kammer NRW. Eine Übersicht zu einigen 
wichtigen Regeln zur Berufsausübung ist 

auf einer Internetseite der Bundespsycho-
therapeutenkammer (BPtK) zusammen-
gefasst: http://www.bptk.de/patienten/
patientenrechte/index.html#54.

Eine Beschwerde sollte schriftlich (nicht 
per E-Mail) bei der Psychotherapeuten-
kammer eingereicht werden, persönlich 
von dem Patienten unterschrieben sein 
und die Tatsachen geordnet nennen, über 
die sich der Patient beschweren möchte. 
Zudem sollte der Patient den betroffenen 
Psychotherapeuten von der Schweige-
pflicht entbinden, für diesen Zweck kön-
nen Patienten ein entsprechendes Formu-
lar von der Homepage herunterladen.

Nach Eingang der Beschwerde erhält der 
Patient eine Eingangsbestätigung. Liegt der 
Kammer zu diesem Zeitpunkt noch keine 
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Nordrhein-Westfalen

Beratung am Telefon

Berufsrechtliche Beratung durch  
einen Juristen
Mo: 12.00-13.00 Uhr
Mi: 14.00-15.00 Uhr
Telefon 0211 / 52 28 47 53

Mitgliederberatung durch
den Vorstand
Mo: 12.00-14.00 Uhr
Di: 13.00-14.00 Uhr, 18.30-19.30 Uhr
Mi: 13.00-14.00 Uhr
Fr: 11.00-12.00 Uhr
Telefon 0211 / 52 28 47 27

Anfragen
Fortbildungsakkreditierung
Mo – Do: 13.00-15.00 Uhr
Telefon 0211 / 52 28 47 30

Anfragen Fortbildungskonto
Mo – Do: 13.00-15.00 Uhr
Telefon 0211 / 52 28 47 31

Anfragen Mitgliederverwaltung
Mo – Do: 14.00-15.00 Uhr
Anfangsbuchstaben des Nachnamens:
A bis K Telefon 0211 / 52 28 47 14
L bis Z Telefon 0211 / 52 28 47 17

Schweigepflichtentbindungserklärung vor, 
wird der Patient gebeten, diese zu ertei-
len. Unter Vorlage der Schweigepflicht-
entbindungserklärung des Patienten wird 
der Psychotherapeut dann von der Kam-
mer zur Stellungnahme zu den Vorwürfen 
und ggf. zur Vorlage der Dokumentation 
aufgefordert. Da Psychotherapeuten der 
Schweigepflicht unterliegen, dürfen sie 
sich gegenüber der Kammer nur dann äu-
ßern, wenn der betroffene Patient damit 
einverstanden ist, also das Formular für die 
Schweigepflichtentbindungserklärung voll-
ständig ausgefüllt und unterzeichnet hat.

Nach Eingang der Stellungnahme des Psy-
chotherapeuten und ggf. der zugehörigen 
Dokumentation wird der Sachverhalt durch 
die Kammer geprüft. Wenn erforderlich, 
wird die Dokumentation der Behandlung 
angefordert oder es werden Rückfragen 
an den Behandler gestellt. Auf dem Hin-
tergrund all dieser Unterlagen beurteilt der 
Vorstand der Psychotherapeutenkammer 
NRW, ob ein berufsrechtliches Fehlverhal-
ten vorliegt.

Kommt der Vorstand zu der Überzeugung, 
dass ein berufsrechtliches Fehlverhalten 
nicht vorliegt oder nicht erwiesen werden 
kann, muss er das berufsrechtliche Verfah-
ren einstellen. Hält der Vorstand ein be-
rufsrechtliches Fehlverhalten für erwiesen, 
kann er einen Antrag auf Einleitung eines 
berufsgerichtlichen Verfahrens stellen.

Die erstinstanzlichen Verfahren erfolgen 
bei zwei Berufsgerichten, die bei den Ver-
waltungsgerichten in Köln und Münster 
angesiedelt sind. In diesen gerichtlichen 
Verfahren kann auf Warnung, Verweis, Ent-
ziehung des passiven Berufswahlrechtes, 
Geldbuße bis zu 50.000 Euro oder Fest-
stellung der Unwürdigkeit zur Ausübung 
des Berufs erkannt werden, dabei können 
Verweis und Entziehung des passiven Be-
rufswahlrechtes neben einer Geldbuße bis 
zu 50.000 Euro ausgesprochen werden. 

Das Berufsgericht verhandelt und ent-
scheidet in Kammern, die mit einer Be-
rufsrichterin oder einem Berufsrichter als 
Vorsitzende und zwei Psychotherapeuten 
als Beisitzer besetzt sind. Die Kammer ist 
in diesen Verfahren als Antragstellerin be-
teiligt.

In den Fällen, in denen zwar ein berufs-
rechtliches Fehlverhalten vorliegt, der Vor-
stand aber gleichwohl der Ansicht ist, dass 
die Schuld gering ist und der Antrag auf 
Einleitung eines berufsgerichtlichen Ver-
fahrens nicht erforderlich ist, kann er den 
Kammerangehörigen, also den Psychothe-
rapeuten, rügen. Diese Rüge kann der Vor-
stand zudem mit einem Ordnungsgeld bis 
zu 5.000 Euro verbinden.

Selbstverständlich können auch Perso-
nen, die keine Patienten eines bestimm-
ten Psychotherapeuten sind, sich bei der 
Kammer über diesen Psychotherapeuten 
beschwerden. Dies ist wegen des Schut-
zes von Patienten aber nur möglich, soweit 
Sachverhalte betroffen sind, die nicht in 
direktem Zusammenhang mit einer Pati-
entenbehandlung stehen (beispielsweise 
Äußerungen eines Psychotherapeuten in 
der Öffentlichkeit). Soweit es aber um Pa-
tientenbehandlungen geht, darf die Kam-
mer nur ermitteln, wenn der Patient mit 
der Offenbarung seiner Daten gegenüber 
der Kammer einverstanden ist.

Die Psychotherapeutenkammer NRW ist 
ausschließlich für Psychologische Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten zuständig. Psy-
chologen unterliegen lediglich dann der 
Kammeraufsicht, wenn sie zudem als 
Psychotherapeuten approbiert sind. Bei 
Beschwerden über psychotherapeutisch 
tätige Ärzte sollten Patienten sich an die 
örtlich zuständigen Ärztekammern wen-
den. In Nordrhein-Westfalen handelt es 
sich dabei um die Ärztekammer Nordrhein 
für die Regierungsbezirke Düsseldorf und 

Köln sowie die Ärztekammer Westfalen-
Lippe für die Regierungsbezirke Arnsberg, 
Detmold und Münster.

Für Beschwerden über Heilpraktiker, auch 
wenn diese Psychologen sind, sind die 
örtlichen Gesundheitsämter die richtigen 
Ansprechpartner.

Geschäftsstelle

Willstätterstr. 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211 / 52 28 47-0
Fax 0211 / 52 28 47-15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de
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Mitteilungen der Ostdeutschen 
Psychotherapeutenkammer

Brandenburg
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen

Ostdeutsche
Psychotherapeutenkammer

Ostdeutscher Psychotherapeutentag 25. – 26. März 2011

Liebe Kolleginnen 	
und Kollegen,

psychische Gesundheit zu fördern, ist ein 
gemeinsames Ziel aller Psychotherapeu-
tInnen. Psychotherapie kann Krankheiten 
heilen, lindern oder den Umgang mit 
Krankheiten bewältigen helfen. Diese Er-
kenntnis ist nach langjähriger Öffentlich-
keitsarbeit der Psychotherapeutenschaft 
inzwischen in vielen Köpfen angekom-
men, und – bei allen Mängeln – auch 
durch das Psychotherapeutengesetz im 
Gesundheitswesen verankert. Unabhän-
gig von Verfahren und „Psychotherapie-
schulen“ eint alle PsychotherapeutInnen 
ein Menschenbild, das psychische Ge-
sundheit als unverzichtbaren Bestandteil 
von Gesundheit ansieht.

Im Rahmen des 1. Ostdeutschen Psycho-
therapeutentages vom 25. – 26. März 
2011 wird unter dem Titel „Therapieziel 
Psychische Gesundheit“ vielfältig die Ge-
legenheit geboten, Fragen zur psychischen 
Gesundheit zu reflektieren. Dazu werden 

Workshops, Vorträge und Diskussionsrun-
den von namhaften ReferentInnen aus 
Wissenschaft und Praxis angeboten, aus 
denen die TeilnehmerInnen neue Impulse 
für ihre tägliche Arbeit mitnehmen werden. 
Aspekte wie Protektivfaktoren, Ressourcen 
und Prävention psychischer Störungen 
sollen dabei besondere Beachtung erfah-
ren, aber auch neue Therapieformen und 
-ansätze zur Diskussion stehen. Um ein 
breites Spektrum praxisrelevanter Inhalte 
zu präsentieren, werden auch Vorträge zu 
Themen geboten, die unsere Mitglieder 
täglich beschäftigen – u. a. Möglichkeiten 
der Niederlassung oder Arbeitsfelder für 
angestellte PsychotherapeutInnen. Im an-
regenden Ambiente des Deutschen Hygi-
ene-Museums Dresden freuen wir uns auf 
einen intensiven kollegialen Austausch. 
Aktuelle Informationen können Sie jederzeit 
auf unserer Homepage www.opt2011.de 
abrufen.

Ihre Andrea Mrazek,  
Präsidentin der OPK

Der Veranstaltungsort: Deutsches Hygiene-Museum Dresden

Forum für Wissenschaft, Kultur 
und Gesellschaft

Das Deutsche Hygiene-Museum ist tradi-
tionell ein öffentliches Forum für aktuelle 
Fragen, die sich aus den kulturellen, po-
litischen und wissenschaftlichen Umwäl-
zungen unserer Gesellschaft am Beginn 
des 21. Jahrhunderts ergeben. Neben dem 
Ausstellungsprogramm finden am Muse-
um zahlreiche prominent besetzte Ver-
anstaltungen wie Vorträge, Diskussionen, 
Lesungen und Tagungen statt. In seinen 
viel beachteten Sonderausstellungen setzt 
sich das Museum mit Themen aus Kultur 
und Gesellschaft, Wissenschaft und Kunst 
auseinander.

Zur Geschichte des Museums

Die Gründung des Deutschen Hygiene-
Museums (1912) geht zurück auf eine 
Initiative des Dresdner Industriellen und 
Odol-Fabrikanten Karl August Lingner 
(1861-1916). Lingner hatte 1911 zu den 
Protagonisten der I. Internationalen Hygi-
ene-Ausstellung gehört, zu der über fünf 
Millionen Besucher nach Dresden gekom-
men waren. Diese Ausstellung hatte mit 
modernsten Techniken und in einer bis da-
hin unbekannten Anschaulichkeit Einblicke 
in die Anatomie des Menschen vermittelt, 
aber auch Fragen der Gesundheitsvorsor-
ge oder Ernährung behandelt. Immer auf 
dem neuesten Stand der Wissenschaft, 

trug das Museum während der Weimarer 
Republik mit seinen allgemeinverständli-
chen Präsentationsformen maßgeblich zu 
einer Demokratisierung des Gesundheits-
wesens bei.

Zur II. Internationalen Hygiene-Ausstellung 
1930 wurde der von Wilhelm Kreis (1873-
1955) entworfene Museumsbau bezogen, 
in dem das Museum noch heute seinen 
Sitz hat. Als größte Attraktion der Ausstel-
lung galt der Gläserne Mensch, in dem 
sich das Menschenbild der Moderne in 
der zukunftsgläubigen Verbindung von 
Wissenschaft, Transparenz und Rationalität 
materialisierte.
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Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer

Nach 1933 wurden das volksaufklärerische 
Gedankengut des Museums und seine hoch 
entwickelten modernen Vermittlungsmetho-
den in den Dienst der nationalsozialistischen 
Rasseideologie gestellt. Beim Bombenangriff 
auf Dresden im Februar 1945 wurden gro-
ße Teile des Museumsgebäudes und seine 
wertvollen Sammlungsbestände vernichtet. 
Während der DDR-Jahre nahm das Museum 
eine vergleichbare Aufgabe wahr, wie in der 
Bundesrepublik die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung. Nach 1991 erhielt 
das Deutsche Hygiene-Museum als Muse-

um vom Menschen eine vollkommen neue 
Konzeption, die mit zeitgemäßen Mitteln an 
den innovativen Ansatz seiner Gründerjahre 
anknüpft.

Stiftung Deutsches 	
Hygiene-Museum

Nachdem das Museum 1991 in eine 
nachgeordnete Behörde des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales, Gesund-
heit und Familie überführt worden war, 
stellte die 1999 erfolgte Überleitung des 
Deutschen Hygiene-Museums in eine 

Stiftung bürgerlichen Rechts eine große 
Zäsur dar, die viele Entwicklungsmöglich-
keiten eröffnete. An der jetzigen Stiftungs-
konstruktion beteiligen sich der Freistaat 
Sachsen, die Landeshauptstadt Dresden, 
die DKV Deutsche Krankenversicherung 
AG als Unternehmen der Privatwirtschaft 
sowie optional auch der Bund. Dies stellt 
einerseits eine innovative zeitgemäße Lö-
sung dar, andererseits aber handelt es sich 
um eine Rückkehr zu einer Organisations-
form des Museums, die in dieser Weise 
bereits in den 1920er Jahren bestand.

Das Programm

Freitag, 25.03.2011

9.30 – 10.30 Uhr Stadtführung (fakultativ) – Anmeldungen in der OPK Geschäftsstelle

11.00 – 11.30 Uhr Begrüßung/Eröffnung

Andrea Mrazek, M.A., M.S. (USA), Präsidentin der OPK

Christine Clauß – Sächsische Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz

Daniel Bahr, MdB – Parlamentarischer Staatssekretär des Bundesministeriums für Gesundheit

11.30 – 12.15 Uhr Plenumsvortrag: Prof. Dr. Klaus Hurrelmann  
„Brauchen wir neue Ansätze in Pädagogik und Therapie? – Entwicklungs- und Identitätsstörungen bei Kindern und Jugendlichen“

12.15 – 13.00 Uhr Plenumsvortrag: Prof. (em.) Dr. Winfried Hacker 
„Arbeit und Psychische Gesundheit“

13.00 – 14.00 Uhr Mittagspause

14.00 – 15.30 Uhr Workshop: Dipl.-Psych. Kai Baumann „Weisheitstherapie“

Fachvortrag + Workshop: Prof. Dr. Gabriele Wilz und Dr. Anne Katrin Risch „Ressourcenaktivierung“

Workshop: Dr. Anne Boos „Trauma – Gibt es Präventionsmöglichkeiten für Posttraumatische Belastungsstörungen“

14.00 – 14.45 Uhr Fachvortrag: Thomas Altgeld (Landesvereinigung für Gesundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen e.V.) „Psychi-
sche Gesundheit – Präventionsansätze effektiv gestalten, statt den Zielgruppen hinterherzulaufen“

Fachvortrag: Prof. Dr. Hans-Joachim Hannich „Vom Kümmerling zum Supermann – von der Macht, dem Machtstreben und der 
Krankheit der Macht“

Vortrag: Rechtsanwalt Jan H. L. Immen „Möglichkeiten der Niederlassung für neuapprobierte PsychotherapeutInnen“

14.45 – 15.30 Uhr Vortrag: Dr. Gregor Peikert + Dietmar Schröder (OPK) „Arbeitsfelder von Angestellten – Chancen und Risiken“

Fachvortrag: Prof. Dr. Stephan Mühlig „Erhaltungstherapie + Rückfallprophylaxe bei Depressionen und Substanzstörungen“ 

Fachvortrag: Dr. rer. nat. Volker Premper „Pathologisches Glücksspielen – ein gesellschaftliches Problem?“

15.30 – 16.00 Uhr Pause

16.00 – 18.00Uhr Podiumsdiskussion: „Psychologische Psychotherapie nach Grawe“

Diskutanten: Präsidentin Andrea Mrazek; Prof. Dr. Horst Kächele, Universität Ulm

Moderator: Prof. Dr. Jürgen Hoyer

19.00 – 19.30 Uhr Einlass Abendveranstaltung

Ab 19.30 Uhr Abendveranstaltung mit den Dresdner Salondamen
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

Der Stadtrundgang: „Dresdens schönste Seite – Ein Streifzug durch die Altstadt“

Zwischen Zwinger und Semperoper, 
Schloss und Fürstenzug, Neumarkt und 
Frauenkirche, Brühlschen Terrassen und 
Neuer Synagoge: Erleben Sie die Altstadt, 
das geschichtsträchtige Herz Dresdens, 
im Spannungsfeld von Vergangenheit 
und Moderne. Zwischen der Schlichtheit 
der Renaissance, der Pracht des Barock 
und der Eleganz der Moderne stossen Sie 
immer wieder auf den anhaltenden Auf-

bauenthusiasmus der Dresdner. An ausge-
wählten Orten und Ereignissen vermitteln 
wir Ihnen ein plastisches Bild der Bau-, 
Kultur- und Sozialgeschichte Dresdens, in 
dem unterschiedlichste Epochen prächti-

ge, hochherrschaftliche und erschütternde 
Spuren hinterlassen haben.

�� Termin: 25. März 2011

�� Zeit: 9:30 – 11:00 Uhr

�� Treff: Theaterplatz, Denkmal König Jo-
hann (Ende: Deutsches Hygiene Mu-
seum)

�� Anmeldung: ab sofort in der Geschäfts-
stelle der OPK möglich

Die Abendveranstaltung: Die Dresdner Salondamen

Lassen Sie sich zum Tagesausklang von 
fünf bezaubernden Musikerinnen in die 
goldenen 20er, 30er und 40er Jahre ent-
führen. Die singenden und musizierenden 
Damen an Violoncello, Violine, Klarinette 
und Klavier nehmen Sie bei Konzert, Tanz 
und Showprogramm auf eine musikalische 
Zeitreise durch die Ufa-Filme des vergan-
genen Jahrhunderts mit. Ob Walzer, Tan-
go, Swing, Foxtrott oder Salon- und Kaf-
feehausmusik, das kleine Salonorchester 
bietet erlesene Unterhaltung, bei der das 
Stillsitzen schwerfällt.

Nicht nur die Musik der professionell aus-
gebildeten Damenband ist ein Kunstgenuss 

der besonderen Art, auch die grandiose Op-
tik ist famos: Stilvolle Hüte, zarte Spitzen, 

atemberaubende Kleider mit prachtvollen 
Dekolletés, speziell angefertigt von Dresd-
ner Designerinnen und die stilvolle Büh-
nendekoration werden Sie begeistern.

Freuen Sie sich auf einen glamourösen 
Abend!

Samstag, 26.03.2011

9.00 – 9.45 Uhr Plenumsvortrag: Prof. Dr. Kurt Hahlweg „Prävention psychischer Störungen – eine internationale Perspektive“

9.45 – 10.30 Uhr Plenumsvortrag: Prof. Dr. Elmar Brähler „Keine Angst vor Psychotherapie. Erfahrungen mit ambulanter Psychotherapie in 
Deutschland aus Sicht der PatientInnen“

10.30 – 10.45 Uhr Verabschiedung: Vorstand der OPK

10.45 – 11.15 Uhr Pause

11.15 – 12.45 Uhr Workshop: Prof. Dr. Jürgen Benecken „Das Spiel als Ressource in der Kinderpsychotherapie“

Workshop: Prof. Dr. Heinz Hennig „Katathym Imaginative Psychotherapie – Psychodynamische Therapie mit Imaginationen“

Workshop: Dr. Sabine Ahrens-Eipper „Trauma bei Kindern“

Vortrag: Dr. Martin Liebig (Rechtsanwalt) „Berufsrecht für angestellte PsychotherapeutInnen“

11.15 – 12.00 Uhr Fachvortrag: Prof. Dr. Jürgen Hoyer: „Optimismus als Motor und Endpunkt klinisch-psychologischer Intervention“

Fachvortrag: Prof. Dr. Alfons Hamm „Multizentrische Studie zur Psychotherapie bei Panikstörung“

12.00 – 12.45 Uhr Fachvortrag: Dr. Frank Jacobi + Dr. Gregor Peikert „Ergebnisse der Versorgungsstudie der OPK“

Fachvortrag: Reiner Kroymann „Zurück zum Biofeedback“

Fachvortrag: Prof. Dr. Konrad Reschke „Stress und Stressbewältigung im Rahmen von Psychotherapie, Rehabilitation und Ge-
sundheitsförderung“

Ab 12.45 Mittagspause

Geschäftsstelle

Karl-Rothe-Str. 4, 04105 Leipzig
Tel.: 0341-462432-0
Fax: 0341-462432-19
Homepage: www.opk-info.de
Mail: info@opk-info.de
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Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer

Dr. rer. nat. habil. Jörg Schumacher

*19.11.1962 – † 06.09.2010
Lieber Jörg,

da ich weiß, dass Du einem Nachruf eher skeptisch gegenüberstehen würdest, gestatte ich mir, Dir noch einen letzten kurzen Brief 
zu schreiben. Dein plötzliches Fehlen hat tiefe Bestürzung und Traurigkeit ausgelöst. Wir versuchen, Deine Familie zu unterstützen, 
die sich tapfer gegen den kalten Wind stellt. Deine Söhne und Deine Frau sind noch enger zusammengerückt.

Dir war leider nur wenig Zeit vergönnt, Deine Gedanken und Gefühle in uns zu hinterlassen und trotzdem sind überall Deine Spuren. 
Meine Erinnerungen gehen in unsere gemeinsame Studentenzeit. Ein jeder, der ein Fehlen in den Vorlesungen nicht vermeiden 
konnte, suchte eine Kopie Deiner Mitschriften.

Inhalt, Form, Struktur – jeder konnte mit Deinen Unterlagen arbeiten. Du warst einer der besten Studenten und doch kein Streber – 
immer hilfsbereit, ehrlich, offen, aber auch humorvoll und genussorientiert.

Allen war auch klar – „Der wird mal Professor!“.

Nun, bei solchen Aussagen hast Du eher abgewunken. Nach dem Studium hast Du promoviert, Dich habilitiert, viel publiziert. Und 
viele ehemalige Studenten der Universitäten in Leipzig und Jena schätzen Dich als einen Hochschullehrer wie man ihn sich vorstellt 
– unbedingt verlässlich und verbindlich. Darüber hinaus offen für viele Themen. Ich denke auch an Deine umfassende Musiksamm-
lung, Deine Begeisterung für Literatur und Kinematografie.

Deine Homepage, wohl eine der von der Kollegenschaft meistbesuchten Seiten im Netz, diente für viele als mustergültiges Beispiel 
und Vorlage für eigene Projekte.

Nach jahrelanger wissenschaftlicher Tätigkeit an den Hochschulen hast Du 2005 den Sprung in die eigene Niederlassung gewagt. In 
kürzester Zeit hattest Du Dir nun auch als erfolgreicher Therapeut einen Namen gemacht. Wie kaum ein Anderer konntest Du theo-
retische und praktische Kompetenzen verbinden. Und mit der Niederlassung hast Du Dich auch entschieden, Deine berufspolitischen 
Aktivitäten zu verstärken: Delegierter der Deutschen Psychotherapeutentage, sächsischer Vertreter in der Ostdeutschen Psychothera-
peutenkammer, dort auch aktiv in der Ausschussarbeit, und 2010 gerade gewählt in die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen 
Vereinigung Sachsen, Berufsverbände, Fachverbände, Ausbildungsinstitute …

Ich merke gerade, dass die Darstellung Deines gesamten beruflichen und privaten Lebenswerkes den Rahmen eines kurzen Briefes 
sprengt.

Aber eines möchte ich hier noch einmal sagen:

Du bist ein sehr, sehr liebenswerter Mensch!

Du fehlst!

Dein Freund und Kollege Frank Massow

auch im Namen vieler Deiner Weggefährten 
und der Mitstreiter in der OPK-Kammerversammlung
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Aktuelles aus der Vertreterversammlung

An der zweiten Vertreterversammlung die-
ses Jahres am 6.11.2010 nahmen auf Ein-
ladung des Präsidenten der für die Kam-
meraufsicht seitens des Landes zuständige 
Abteilungsleiter Herr Rutert-Klein sowie 
die hierfür vormalig zuständige und jetzige 
Referatsleiterin für Gesundheitswirtschaft, 
Frau Birgit Belz teil.

Herr Rutert-Klein nutzte die Gelegenheit, 
um sich nicht nur für die sehr konstrukti-
ve Zusammenarbeit zwischen Ministerium 
und Kammer in der Vergangenheit zu be-
danken, sondern diese auch für die Zu-
kunft zu bekräftigen. Greifbares Ergebnis 
und sichtbares Zeichen dieser Kooperation 
seien ganz aktuell die Neufassung des Lan-
deskrankenhausplans, in dem zahlreiche 
Anregungen der Kammer bezüglich der 
psychotherapeutischen Versorgung aufge-
griffen seien (http://masgff.rlp.de/gesund-
heit/krankenkassen/landeskrankenhaus-
plan-2010/) sowie die Novellierung des 
Landeskrankenhausgesetzes, die für unsere 
Berufsgruppe auch über die Landesgren-
zen hinaus wegweisende Statusklärungen 
enthält. Da zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses Textes die für den 17.11. vorgesehene 
Lesung und Verabschiedung des Gesetzes 
im Landtag noch ausstand, beschränken wir 
uns hier wie in der Versammlung auf res-
pektvolle Vorfreude.

Die Versammlung nutzte die Gelegenheit, 
Herrn Rutert-Klein an einige „Baustellen“ 

zu erinnern, u. a. die restriktiver Haltung 
der KV in der Akzeptanz von Ausbildungs- 
und Entlastungsassisenten, die dringend 
notwendige Reform der Bedafsplanung 
sowie die Erweiterung von Befugnissen 
für unseren Berufsstand. Herr Rutert-Klein 
erbat sich Hinweise auf konkrete Problem-
fälle, um gezielt Lösungen zu finden.

Spannend waren im Anschluss die Ausfüh-
rungen von Frau Belz zum Thema: „Ge-
sundheitswirtschaft – was hat das mit den 
Psychotherapeuten zu tun?“ In Vorwegnah-
me der Skepsis oder Vorbehalte, die ja viele 
Mitglieder von Gesundheitsberufen (nicht 
nur des unseren) überkommen, wenn von 
Gesundheit als Ware und vom Patienten als 
Kunden gesprochen wird, legte Frau Belz 
ausdrücklich Wert auf den Hinweis, dass es 
dem Land nicht um die Maximierung von 
Profitinteressen gehe, sondern um die Chan-
cen der Maximierung der Versorgungsquali-
tät einschließlich des Ausbaus von zukunfts-
sicheren Arbeits- und Ausbildungsplätzen. 
Schon heute sei jeder sechste Beschäftige 
in RLP in der Gesundheitswirtschaft tätig, 
Tendenz steigend. Für das Land stehe der 
Ausbau von integrierten Versorgungsstruktu-
ren auf der Agenda, die Initiierung innovati-
ver Projekte in der Prävention und Gesund-
heitstourismus, und ganz weit oben: die 
Förderung der betrieblichen Gesundheitsvor-
sorge. Wenn man sehe, dass mit die häufigs-
ten Gründe für Krankschreibungen und Früh-
verrentungen psychische Leiden seien, dann 

sei der Handlungsbedarf offenbar. Damit 
werde auch deutlich, dass die Einbindung 
psychotherapeutischer Kompetenz in ganz 
vielfältiger Weise notwendig, gewünscht 
und möglich sei. Frau Belz appellierte an die 
Anwesenden, sich an den Landesprojekten 
und runden Tischen zu beteiligen, und bot 
Vermittlung bei der Einbindung in vorhande-
ne und noch zu schaffende Netzwerke an. 
Zur näheren Orientierung sei auf den Inter-
netauftritt www.gesundheitswirtschaft.rlp.de 
verwiesen.

Die Versammlung machte darauf aufmerk-
sam, dass im bisherigen Umgang mit dem 
Thema eher eine ökonomische Perspek-
tive im Vordergrund stand und weniger 
gesundheitlich-fachliche Aspekte. Was die 
Bedeutung von Prävention betrifft, würde 
man bei Psychotherapeuten sicher offene 
Türen finden, gleichwohl sei die Betätigung 
in diesem Feld bislang kaum gefordert und 
gesetzlich nicht vorgesehen.

Frau Belz stellte in Aussicht, dass in den 
weiteren Entwicklungsphasen des Projek-
tes fachliche Akzente stärker gesetzt wer-
den sollen und bekräftigte Ihre Einladung 
zur Mitarbeit.

Einen ausführlichen Bericht über die Ver-
treterversammlung finden Sie auf der 
Homepage der Kammer unter dem Link: 
www.lpk-rlp.de/Mitgliederservice/Rund-
brief/Rundbrief 03/2010.

Gut angekommen: Fachtagung und Herbstfest der Kammer

Wie in jedem Jahr so fand auch in diesem 
am 25. September 2010 die traditionelle 
Fachtagung der Kammer mit anschließen-
dem Herbstfest statt.

Unter dem Titel „Damit Psychothera-
peuten heil bleiben – Psychohygiene als 
professionelle Aufgabe“ stand diesmal 
unsere Profession selbst im Fokus der 

Aufmerksamkeit mit unserem Berufsalltag 
und der Frage, wie es gelingen kann, bei 
all der Konfrontation mit schwierigen und 
leidvollen Erfahrungen die innere Balance 
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Rheinland-Pfalz

zu halten und die Lust am Leben nicht zu 
verlieren.

Wir konnten eine Reihe von Referenten aus 
Forschung und Praxis gewinnen, die Ideen 
entwickelten und kreative Wege skizzier-
ten, um uns zu stimulieren, in ständiger 
Konfrontation mit Gefühlen der Ohnmacht, 
Hilflosigkeit, Angst, Wut und Trauer – nicht 
nur der Patienten, sondern auch der eige-
nen – heil und handlungsfähig zu bleiben.

Prof. Dr. Ralf Zwiebel

Nach der Eröffnung der Tagung durch unse-
ren Präsidenten Herrn Alfred Kappauf, der 
vorab auf das Risiko der Veranstaltung ver-
wies, gängige Vorurteile zu bedienen, die 
Psychotherapeuten befassten sich doch 
sowieso vorrangig nur mit sich selbst und 
unter anderem an die sehr weise Erkennt-
nis erinnerte, dass man auch als Psycho-
therapeut nur das geben kann, was man 
hat, referierte Prof. Dr. Ralf Zwiebel, u.  a. 
Lehranalytiker am Alexander Mitscherlich 
Institut Kassel, zum Thema der „Professi-
onalität im bipersonalen Beziehungsfeld“. 
Ließ der etwas abstrakt wirkende Titel eine 
spröde Botschaft befürchten, so wurden 
die Zuhörer jedoch angenehm enttäuscht: 
Durch sehr persönliche Erfahrungen aus 
dem eigenen Praxisalltag angereichert und 
prägnant am Beispiel der „Müdigkeitsreak-
tion“ erläuterte Herr Zwiebel, wie wichtig 
die permanente Selbstreflexion nicht nur 
dem Verständnis des Patienten sondern 
auch der Selbstfürsorge dient. Im The-
rapiekontakt eigene Nöte zu spüren sei 
keine „Macke“, sondern sollte als Quelle 
kreativer Interventionen genutzt werden.

Es schloss sich an ein (nicht) ganz ernst 
gemeintes „Stufenprogramm zum siche-

ren Burn-out“, entwickelt und vorgetragen 
von Frau Dr. Nadine Schuster, Mainz, das 
kaum einen im Saal unberührt ließ, konnte 
sich doch fast jeder auf einer der Stufen 
wiederfinden. Denn wer kennt das nicht, 
diesen Sog des rastlosen Einsatzes, die 
Vernachlässigung eigener und sozialer 
Bedürfnisse, das Verleugnen körperlicher 
Stresssymptome... Dankenswerterweise 
ließ Frau Schuster ihre Zuhörer nun nicht 
ganz allein und erinnerte an die heilsame 
Gegenkraft einer realistischen Selbstein-
schätzung, der Akzeptanz von Grenzen, 
der Entwicklung von Humor und Toleranz, 
der Offenheit für die Frage des Sinns des 
eigenen Tuns und Daseins.

Dipl.-Psych Rita Freihaut

Wie es „himmlisch leicht“ bleiben kann im 
schweren Psychotherapeutenalltag, das 
verriet uns Frau Dipl.-Psych. Rita Freihaut, 
in eigener Praxis niedergelassen in Gießen, 
mit einem sehr intimen Einblick in ihre per-
sönlichen Selbstfürsorgemaßnahmen. Der 

ganz bewusste Blick in den Himmel oder 
in den Spiegel („Wie sehe ich mich, ist da 
noch Spannung?“) hilft, sich nicht zu ver-
lieren, und zahlreiche Pausenrituale, wie 
singen, weinen, sich schütteln, tragen zur 
inneren Balance bei. Das eigene „Heilblei-
ben“ im inneren Fokus zu halten, sei das 
beste Mittel, der Mitgefühlsmüdigkeit zu 
begegnen. Und ab und zu sei auch mal 
ein Stück Schokolade genau richtig.

Dr. Rainer Lutz

Da fügte sich fast nahtlos an „Die kleine 
Schule des Genießens“, vorgetragen von 
Dr. Rainer Lutz, Marburg. Ursprünglich ent-
wickelt und gedacht als Stimulationshilfe 
für schwer depressive Menschen, scheint 
sie für den Therapeuten nicht nur als Ar-
beitshilfe, sondern auch für die eigene 
„Burnout-Prophylaxe“ reizvoll. Das beginnt 
und hört natürlich nicht auf mit der Beant-
wortung der Frage: Darf es uns (Therapeut 
und Patient) gut gehen in der Therapie? 
Das (Wieder-)Erwecken positiver Assoziati-
onen und Emotionen auf den verschiede-
nen Sinneskanälen (Erinnern Sie sich noch 
an den Geschmack dieser dicken roten 
Himbeerbonbons...?) ermöglicht das An-
knüpfen an positiver Aspekte der Biografie, 
und das steht fest: da hat der Therapeut 
nicht weniger Freude dran als der Patient.

Nach diesen Ausführungen von Herrn Lutz 
gelang dann unserer Vizepräsidentin Frau 
Dr. Andrea Benecke, die mit versierter 
Moderation durch den Nachmittag führte, 
mühelos die Überleitung zum gemütli-
chen Teil des Nachmittags.

So folgte in bewährter Manier der Tagung 
das Herbstfest, Gelegenheit zu Kontakten 

Dr. Nadine Schuster
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nicht nur mit KollegInnen, sondern auch 
mit diesmal nicht ganz so zahlreichen Ver-
tretern aus Politik und Gesundheitswesen. 
Für Gaumen- und Ohrenschmaus war 

selbstverständlich gut gesorgt. Die sehr po-
sitive Resonanz unter den insgesamt etwa 
150 Teilnehmern und Gästen bestätigt und 
bekräftigt die Kammer in der Einschätzung, 

dass diese Form der Öffentlichkeitsarbeit 
dem Ansehen unseres Berufstandes nach 
innen wie nach außen ausgesprochen för-
derlich ist.

Heilberufsausweis, Signaturkarte und mehr

Immer wieder fragen uns Mitglieder, wie 
sie sich denn verhalten sollen, wenn die 
KV RLP im ersten Quartal 2011 die Online-
Abrechnung fordert. Zunächst können wir 
Ihnen nach wie vor versichern, dass sich an 
dem Sachstand, wie wir ihn im PTJ 2/2010 
geschildert haben, nichts geändert hat. 
Grundsätzlich hat uns die KV auch bestä-
tigt, dass die flächendeckende Online-Ab-
rechnung zurzeit – teilweise auch aufgrund 
technischer Probleme – nicht umsetzbar 
erscheint, wenn dies auch aus ihrer Sicht 
wünschenswert wäre. Wer sich entschließt, 
zukünftig die Möglichkeit der Online-Ab-
rechnung zu nutzen, hat nach wie vor im 
Moment zwei realisierbare Alternativen: 
das KV-safenet oder eine der anerkannten 
qualifizierten Signaturkarten (QSig-Karte). 
Wer sich unter den Anbietern der QSig-
Karten umschaut, findet unterschiedliche 
Konditionen vor, die bei Vertragsabschluss 
zu beachten sind. Zu den Karten mit qua-
lifizierter Signatur gehört z. B. auch der 
neue elektronische Personalausweis. Allen 
QSig-Karten ist gemeinsam, dass sie kein 

Berufsgruppenattribut enthalten müssen. 
Dieses ist für die Abrechnung mit der 
KV absolut entbehrlich. Wir haben bisher 
nur von der Tochterfirma der Deutschen 
Post, der Deutsche Post Com GmbH, Ge-
schäftsfeld Signtrust, Bonn, Informationen, 
dass diese das qualifizierte Berufsgruppe-
nattribut anbietet. Worüber aber nach un-
seren Erfahrungen bisher niemand richtig 
aufgeklärt wurde, ist die Tatsache, dass 
man dann versucht, die LPK auf der Basis 
eines Antrags des Mitglieds zu verpflichten, 
das Berufsgruppenattribut zu bestätigen 
und sie darüber hinaus durch die Vergabe 
eines Sperrkennworts zu verpflichten, Si-
gntrust unverzüglich zu unterrichten, wenn 
die Approbation ruht, zurückgegeben oder 
entzogen wurde. Damit wird die Haftung für 
nicht rechtzeitige Benachrichtigung auf die 
Kammer abgewälzt. Wir haben erhebliche 
rechtliche Bedenken, dass die Weitergabe 
solch sensibler Daten nur auf der Basis der 
Unterschrift auf dem Antrag zur Bestätigung 
des Berufsgruppenattributs datenschutz-
rechtlich unbedenklich sein soll. Darüber hi-

naus kommen auf die Antragsteller zusätzli-
che jährliche Gebühren zu, da die Kammer 
für sie eine Dienstleistung erbringt, die nur 
ihnen selbst zu Gute kommt.

Wir raten daher jedem, der eine QSig-Karte 
erwerben will, dies ohne das Berufsgrup-
penattribut zu tun. Das Berufsgruppen
attribut hat erst eine Bedeutung, wenn 
die Kammer den elektronischen Heilbe-
rufsausweis herausgibt. Nur der Heilbe-
rufsausweis selbst wird amtlich als Bestä-
tigung Ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe der 
Psychologischen Psychotherapeuten oder 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten anerkannt werden. Ob die Kammer im 
nächsten Jahr einen vorläufigen Heilberufs-
ausweis herausgeben wird, hängt von den 
Gesprächen mit dem einzigen im Moment 
durch die Bundesnetzagentur zertifizierten 
Diensteanbieter (ZDA) ab. Die Gespräche 
werden nach einer vom ZDA angestrebten 
Pause jetzt wieder aufgenommen werden. 
Wir werden Sie über die Homepage und 
an dieser Stelle weiter unterrichten.

Mainzer Forum für Gesundheit: Der älter werdende Mensch im Fokus

Das Mainzer Forum Gesundheit ist eine 
Einrichtung der Heilberufekammern in 
Rheinland-Pfalz (Ärzte, Zahnärzte, Apothe-
ker und Psychotherapeuten) und disku-
tiert fachübergreifend und interdisziplinär 
gesellschaftspolitische Themen in der Me-
dizin und im Gesundheitswesen.

Zum siebten Mal organisierte diese Run-
de eine Veranstaltung, in diesem Jahr eine 
Podiumsdiskussion: „Gesellschaft im Wan-
del – Der älter werdende Mensch und die 
Medizin“.

Die Veranstaltung fand am 20. Oktober im 
Kurfürstlichen Schloss zu Mainz statt und 
auf dem Podium diskutierten:

Julia Klöckner, Parlamentarische Staatsse-
kretärin, Dr. Heiner Geißler, Publizist und 

Politiker, Ulrich Kienzle, Fernsehjournalist, 
Dr. Peter Engel, Präsident der Bundeszahn-
ärztekammer, Prof. Dr. Andreas Kruse, Dip-
lompsychologe und Gerontologe und Prof. 
Dr. med. Roland Hardt, Geriater.

Die Podiumsteilnehmer setzten sich mit 
der Frage auseinander, welche Aufgabe 
der demografische Wandel mit vielen 
alten und hochbetagten Menschen für 
unsere Gesellschaft darstellt. Nachdem 
Herr Kienzle an seinen zunehmenden 
Krankheiten die Bürde des Alterns be-
schrieben hatte, betonte Frau Klöckner 
die Aufgabe der Politik im Sinne eines 
guten Verbraucherschutzes, im beson-
deren den Schutz älterer Menschen, 
damit diese nicht am Telefon oder im In-
ternet in Kaufverträge gepresst werden 
können.

Herr Geißler problematisierte die Ökono-
misierung unseres Gesundheitssystems, 
in dem es um Gewinnmaximierung gehe. 
Patienten mutierten dabei zu Kunden und 
der Arzt zum „Fallpauschalenjongleur“. Es 
gäbe genügend Geld auf dieser Welt, es 
sei nur nicht richtig verteilt.

Dr. Engel griff die Thesen auf und wendete 
sich gegen eine „Discountmedizin“. Für den 
Bereich der Zahnärzte stellte er klar, dass der 
Zahnarzt für die Behandlung komorbider 
alter Patienten ein höheres medizinisches 
Wissen benötigt, da es hier häufiger zu Kom-
plikationen komme. Ein weiteres großes 
Problem sei die Immobilität der Patienten 
zu Hause oder auch im Heim. Die im Alter 
weit verbreitete Multimorbidität verlange ei-
nen besonderen Überblick über das Zusam-
menwirkung der Medikamente betonte Prof. 
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Hardt. Inzwischen sei das Durchschnittsalter 
eines Herz-OP-Patienten 73 Jahre. Er sehe 
eine positive Entwicklung, zu der auch ge-
hören würde, Menschen über einen langen 
Zeitraum wieder gut zu stabilisieren, wo-
durch gelingen würde, die lebensbeeinträch-
tigende Endphase der Hoch-Komorbidität 
„zu stauchen“. Prof. Kruse beschäftigt sich 
mit der Kompetenz im Alter und beleuch-
tet Älterwerden nicht unter der Perspektive 
der Erkrankungen, sondern wie es gelingen 
kann, den Menschen zu motivieren, offen zu 
bleiben und seine Umstellungsfähigkeit zu 
erhalten, damit er sie mit seinem Erfahrungs-
wissen produktiv verbinden kann. Seine For-
schungsergebnisse belegen, dass dies über 
einen langen Zeitraum gelinge und dass die 
problematische Zeit meistens erst im Grei-
senalter beginne, das zurzeit bei 80 Jahren 
liege und sich noch weiter nach hinten ver-
lagern werde.

In der über zweistündigen Diskussion wurde 
die Komplexität des Themas deutlich und 
es wurden noch weitere Facetten angespro-
chen. Zum Beispiel, dass die intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit gewahrt werden müsse, 
und ältere Menschen noch vieles zu geben 
hätten. Interessant sind Ansätze, nachbar-
schaftliche Strukturen zu stärken und hin zu 
einer „caring community“ zu kommen.

Kurzdebatte

Anschließend fand die Kurzdebatte mit der 
Bitte um knappe Statements statt unter 
Beteiligung von:

Dr. M. Rumpf, Präsident der Landeszahn-
ärztekammer RLP,
Dr. A. Kiefer, Präsident der Apothekerkam-
mer RLP,
Alfred Kappauf, Präsident der Landespsy-
chotherapeutenkammer RLP,
Ines Engelmohr, Pressesprecherin Lan-
desärztekammer RLP.

Die Ärztekammer hat im Blick, dass der 
geriatrische Patient in Zukunft ein Drittel 
der stationären Behandlungsfälle ausma-
chen wird und bereitet sich auf die Impli-
kationen vor.

Für die Psychotherapeutenkammer wies 
A. Kappauf darauf hin, dass zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt die demographische 
Entwicklung noch keine wesentlichen 
Mehrkosten im Gesundheitssystem verur-
sacht. Die Zusatzkosten liegen im Bereich 
von 1% der Ausgaben, betragen also weit 
weniger als die Kostenbelastung durch 
die jährliche Steigerung der Ausgaben 
für Medikamente. Wenn die demographi-
sche Entwicklung in Zusammenhang mit 
den derzeitigen Finanzierungsproblemen 
im Gesundheitssektor angeführt wird, 
dann kommt dies einem Missbrauch der 
Alten gleich. Es braucht einen positiven 
Begriff des Alters als sozial und kulturell 
gestaltbare Lebensphase, im Gegensatz 
zum bisherigen Defizitkonzept von Alter 
(Gebrechlichkeit, Pflegebedürftigkeit, Un-

produktivität, Kostenfaktor). Anstelle den 
Blick auf die bestimmt auch schwierigen 
Herausforderungen der zukünftigen Siche-
rung des Sozialsystems zu fokussieren, 
sollten die Erfahrungen und die Kreativität 
genutzt werden, um die Welt auch neu zu 
erfinden. Dabei können und werden Psy-
chotherapeuten einen wichtigen Beitrag 
leisten.

Die Apothekerkammer plädiert dafür, 
wohnortnahe Apotheken und damit das 
persönliche vertrauensvolle Gespräch zu 
erhalten, wodurch die Adhärenz erhöht 
würde.

Die Zahnärztekammer betonte die Wich-
tigkeit von Prävention auch in hohem Alter 
und schilderte ihre Initiative zur Mundge-
sundheit in Pflegeheimen.

Ein insgesamt informativer Austausch, der 
vielleicht durch seine Komplexität und die 
sehr verschiedenen auf dem Podium ver-
tretenen Perspektiven etwas überfrachtet 
war. Zum Glück konnte alles anschließend 
bei einem kleinen Imbiss noch ein biss-
chen verarbeitet werden. Dabei gelang es 
Herrn Kappauf sogar noch, Friedrich Heb-
bel (+1863) zu zitieren: „Der Jugend wird 
oft der Vorwurf gemacht, sie glaube, dass 
die Welt erst mit ihr anfange. Aber das Al-
ter glaubt noch viel öfter, dass mit ihm die 
Welt aufhöre.“

Beschlüsse der Vertreterversammlung

Weiterbildungsordnung

Die Vertreterversammlung hat am 06.11.2010 
folgenden Beschluss gefasst, der am 11.11.2010 
vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Familie und Frauen, Mainz, AZ: 672 – 01 
723-17.4 genehmigt wurde.

1. In §  2 der Weiterbildungsordnung wird 
nach 7. Gesprächspsychotherapie eingefügt:

8. Systemische Therapie

2. Anlage 1 zur Weiterbildungsordnung wird 
ergänzt um:

8. Systemische Therapie

I. Definition

Die Systemische Therapie ist ein psychothera-
peutisches Verfahren, das wechselseitige intra-

psychische (kognitiv-emotive) und biologisch-
somatische Prozesse sowie interpersonelle 
Zusammenhänge von Individuen und Gruppen 
als wesentliche Aspekte von Systemen betrach-
tet. Die Elemente der jeweiligen Systeme und 
ihre wechselseitigen Beziehungen, sowohl un-
ter struktureller als auch temporärer Perspektive, 
sind die Grundlage für die Diagnostik und The-
rapie von psychischen Erkrankungen.

II. Weiterbildungszeit

Die Weiterbildung erstreckt sich über einen Zeit-
raum von mindestens zwei Jahren.

III. Weiterbildungsinhalte

Die Weiterbildung besteht aus folgenden Inhal-
ten:

1.	 mind. 240 Stunden theoretische Weiterbil-
dung

2.	 mind. 240 Stunden praktische Weiterbildung 
(5 Falldokumentationen)

3.	 mind. 60 Stunden Supervision
4.	 mind. 75 Stunden Selbsterfahrung

III.1 Theoretische Weiterbildung (mind. 240 
Stunden)

III.1.1. Systemisches Basiswissen (60 UE):

•	 Wissenschaftstheoretische und epistemolo-
gische Positionen, Systemwissenschaftliche 
Grundlagen,

•	 Geschichte der Familientherapie/Systemi-
schen Therapie, Familientherapeutische/sys-
temische Schulen/Ansätze, Schnittstellen zu 
anderen therapeutischen Richtungen,
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•	 Einbeziehung von gesellschaftlichen und ins-
titutionellen Kontexten

III.1.2 Systemische Diagnostik (20 UE):

•	 Systemische Modelle für die Beschreibung 
und Erklärung psychischer, psychosomati-
scher und körperlicher Störungen und Sym-
ptome, von Konflikten und Problemen, von 
kommunikativen Mustern, Beziehungsstruk-
turen, Verarbeitungs- und Bewältigungsfor-
men, Ressourcen und Lösungskompeten-
zen,

•	 Risiko- und Schutzfaktoren,
•	 Indikationen und Kontraindikationen

III.1.3 Therapeutischer Kontrakt (20 UE):

•	 Therapeutische Grundhaltung,
•	 Gestaltung von Therapiekontext und -prozess

III.1.4 Systemische Methodik (140 UE):

•	 Vermittlung und Training systemischer Me-
thoden und Techniken, die auf den (in III.1.1 
beschriebenen) theoretischen Grundannah-
men der Systemischen Therapie beruhen,

•	 Methoden und Techniken in unterschiedli-
chen Settings und Kontexten,

•	 Spezifische Methoden und Techniken in der 
systemischen Kinder- und Jugendlichenthe-
rapie

•	 Spezifische Methoden und Techniken in der 
systemischen Therapie von Erwachsenen

III.2. praktischen Weiterbildung (mindestens 
240 Stunden)

Es ist zu gewährleisten, dass die Weiterbil-
dungsteilnehmer über ein breites Spektrum von 
krankheitswertigen Störungen, bei denen eine 
Psychotherapie indiziert ist, eingehende Kennt-
nisse und Erfahrungen erwerben.

Die praktische Weiterbildung umfasst mindes-
tens 240 Behandlungsstunden, die supervidiert 
sein müssen. Der Weiterbildungsteilnehmer 
führt mindestens jeweils einen Fall im Einzel-, 
Paar- und Familien-Setting, unter begleitender 
Supervision, durch. Fünf Behandlungsfälle sind 
ausführlich zu dokumentieren.

III.3 Supervision (mindestens 60 Supervisi-
onsstunden)

Die systemische Praxis wird kontinuierlich durch 
zur Weiterbildung befugte Supervisoren beglei-
tet. Supervision dient der Reflexion des diagnos-
tischen und systemischen Handelns sowie der 

therapeutischen Rolle unter Berücksichtigung 
des jeweiligen Kontextes.

Mindestens 40 Stunden sollen in der Gruppe 
stattfinden.

III. 4 Selbsterfahrung (mindestens 75 Stun-
den)

Selbsterfahrung hat in Systemischer Therapie 
einen sehr hohen Stellenwert. Sie bezieht sich 
auf die Herkunftsfamilie sowie die aktuellen 
Lebens- und Berufskontexte. Das emotionale 
Durchdringen und Reflektieren des eigenen 
familiären und sozialen Eingebundenseins ist 
unabdingbar für systemtherapeutische Profes-
sionalität. Die Selbsterfahrung soll ein Famili-
enrekonstruktionsseminar im Gruppensetting 
(mindestens 25 Stunden) beinhalten.

3. Anlage 2 zur Weiterbildungsordnung wird 
ergänzt um:

8. Systemische Therapie

I. Zur Weiterbildung Ermächtigte

Voraussetzung für die Erteilung einer Weiterbil-
dungsermächtigung gemäß § 6 Abs. 1 Weiter-
bildungsordnung sind:

•	 Approbation als Psychologische Psychothe-
rapeutin/Psychologischer Psychotherapeut 
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutin/Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeut,

•	 eine abgeschlossene Aus-/Weiterbildung in 
Systemischer Therapie

•	 mindestens fünfjährige psychotherapeuti-
sche Tätigkeit

•	 mindestens dreijährige Tätigkeit als Dozent 
im Fachgebiet Systemische Therapie

•	 Tätigkeit an einer zugelassenen Weiterbil-
dungsstätte

•	 kontinuierliche Fortbildung in Systemischer 
Therapie

II. Supervisoren

Voraussetzungen für die Anerkennung als Su-
pervisor sind:

•	 Approbation als Psychologische Psychothe-
rapeutin/Psychologischer Psychotherapeut 
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutin/Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeut

•	 eine abgeschlossene Aus-/Weiterbildung in 
Systemischer Therapie

•	 mindestens fünfjährige psychotherapeuti-
sche Tätigkeit

•	 mindestens dreijährige Tätigkeit als Dozent/
in im Fachgebiet Systemische Therapie

•	 kontinuierliche Fortbildung in Systemischer 
Therapie

•	 persönliche Eignung.

III. Gutachter

Voraussetzungen für die Anerkennung als Gut-
achter/in sind:

•	 Approbation als Psychologische Psychothe-
rapeutin/Psychologischer Psychotherapeut 
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutin/Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeut

•	 eine abgeschlossene Aus-/Weiterbildung in 
Systemischer Therapie

•	 mindestens fünfjährige psychotherapeuti-
sche Tätigkeit

•	 mindestens dreijährige Tätigkeit als Dozent/
in im Fachgebiet Systemische Therapie

•	 kontinuierliche Fortbildung in Systemischer 
Therapie

IV. Weiterbildungsstätten

Voraussetzung für die Zulassung einer Weiterbil-
dungsstätte gemäß § 6 der Weiterbildungsord-
nung ist die systemisch-therapeutische ambu-
lante oder stationäre Versorgung von Patienten 
mit psychischen Störungen von Krankheitswert.

Kliniken mit Beschränkung auf die Behandlung 
bestimmter Störungen und niedergelassene 
Psychotherapeuten, die von der Kammer zur 
Weiterbildung in Systemischer Therapie er-
mächtigt wurden, können bei Nachweis der 
übrigen Kriterien eine eingeschränkte Weiterbil-
dungsermächtigung erhalten.

Institutionen oder Einzelpersonen, die einzeln 
nicht die Kriterien einer vollen Ermächtigung 
erfüllen, können sich zum Zwecke der Weiter-
bildung in Systemischer Therapie in Verbünde 
zusammenschließen. Diese Zusammenschlüs-
se können dann anerkannt werden, wenn es 
den Weiterbildungskandidaten möglich ist, alle 
durch die Weiterbildung festgeschriebenen In-
halte nachzuweisen.

Die Änderung tritt mit der Veröffentlichung in 
Kraft.

Mainz, den 16.11.2010

gez. 
Alfred Kappauf, Präsident

Wir gedenken der in diesem Jahr ver-
storbenen Mitglieder unserer Kam-
mer:

Renate Polywka, Worms, gest. 
08.05.2010

Geschäftsstelle

Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 30
55130 Mainz
Tel 06131/5 70 38 13
Fax 06131/5 70 06 63
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de
Telefonische Sprechzeiten:
Mo. – Fr. 10.00 – 12.30 Uhr  
und zusätzlich
Di. – Do. 14.00 – 16.00 Uhr

An der Gestaltung dieser Seiten wirkten 
mit: Birgit Heinrich, Jürgen Kammler-
Kaerlein, Gisela Borgmann-Schäfer.
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Fachtagung zum Thema zielgerichtete Gewalt an Schulen

Am 25.09.2010 veranstaltete die Kammer 
gemeinsam mit dem saarländischen Bil-
dungsministerium und den Schulpsycho-
logischen Diensten die Fachtagung zum 
Thema AMOK – Prävention, Intervention 
und Nachsorge bei zielgerichteter Gewalt 
an Schulen. Bildungsminister Klaus Kessler 

saarländische Schulen“ zur Verfügung ge-
stellt.

Psychologieoberrat Roland Waltner hatte 
als Mitorganisator der Fachtagung und Lei-
ter des Schulpsychologischen Dienstes im 
Landkreis Saarlouis die Moderation über-
nommen. Als ersten Referenten kündigte 
er Hagen Berndt, Kriminalhauptkommis-
sar, Fachbereich Kriminalprävention und 
Robert Erb, Erziehungswissenschaftler 
M.A. vom LPH dem Landesinstitut für Prä-
ventives Handeln an.

Ihr Vortrag war umschrieben mit dem Titel: 
„...damit es nicht zum Ernstfall kommt!“ Be-
reits seit 2000 habe das Land mit der Ent-
wicklung von Prävention begonnen, damals 
gestartet mit der Initiative Prävention und 

nen und Schulpsychologen im Saarland 
stellte in ihrem Vortrag Ausstattung, Auf-
gaben und Situation der saarländischen 
Schulpsychologischen Dienste vor. Mitt-
lerweile sei man mit rund 20 Stellen für 

Bildungsminister Klaus Kessler

wies als Schirm- und Hausherr in seinen 
Grußworten auf das Landesinstitut für Prä-
ventives Handeln (LPH) hin. Das Saarland 
verfügt als einziges Bundesland seit 2009 
über ein solches Institut und habe damit 
gute Voraussetzungen geschaffen, vorbeu-
gende Maßnahmen zu Gewalttaten, wie 

Roland Waltner, rechts Hagen Berndt (LPH)

z. B. Amokläufen an Schulen, auf den Weg 
bringen zu können. Seit September 2009 
habe man allen Schulen den Notfallordner 
„Hinsehen und Handeln – Notfallpläne für 

Robert Erb (LPH)

Sport. Bis 2008 habe man mit dieser In-
tervention eine Reihe Projekte angestoßen, 
u. a. im erlebnispädagogischen Bereich, 
im Bereich jugendliche und erwachsene 
Schulbusbegleiter oder in der Kooperation 
zwischen Schulen und Sportvereinen, er-
läuterte Robert Erb, der die Prävention von 
der pädagogischen Seite begleitet.

Dipl.-Psych. Christa Büch, Sprecherin der 
Landeskonferenz der Schulpsychologin-

Schulpsychologinnen zwar im Bundesver-
gleich gut aufgestellt (das entspricht in 
etwa einem Schulpsychologen auf 7.500 
Schüler – zum Vergleich Niedersachsen 
1 : 23.500). Dennoch sei dies kein Grund 
zur Euphorie. Die Kapazitäten seien im 
Hinblick auf die vielfältigen zu bewältigen-
den Aufgaben letztlich jedoch begrenzt. 
Frau Büch erläuterte u. a. das Vorgehen 
der Schulpsychologinnen und Schulpsy-
chologen bei Hinweisen auf Gefährdun-
gen, der Bedrohungsanalyse und dem 
Einleiten entsprechender Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr. Sie sprach sich aus für 
eine weitere Verbesserung der Vernetzung 
insbesondere mit den Schoolworkerinnen 
und Schoolworkern, dem LPH, der Polizei, 
dem Jugendamt, Kliniken und niedergelas-
senen Psychotherapeutinn/en. Auch eine 
laufende Fortbildung zur Qualitätssiche-
rung sei wünschenswert.

Unter den rund 140 Teilnehmern, die am 
Samstagmorgen ins Bildungsministerium 
gekommen waren, befanden sich Ange-
hörige ganz unterschiedlicher Berufsfelder: 

Christa Büch
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Lehrer/innen, Schulleiter/innen, Kollegin-
nen und Kollegen der Schulpsychologi-
schen Dienste, Schoolworker/innen, Kolle-
ginnen und Kollegen aus Beratungsstellen, 
Kliniken und anderen Institutionen, nieder-
gelassene Kolleginnen und Kollegen, Kin-
derärztinnen und Kinderärzte, Psychiater/
innen und ärztliche Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten. Auch dies macht 

Bei der Frage nach Ursachen und Entwick-
lungen kenne man Risikofaktoren, wisse 
jedoch wenig über die genauen Zusam-
menhänge und die Relevanz einzelner 
Faktoren. Prof. Karutz beleuchtete einige 
gesellschaftliche Risikofaktoren (Arbeits-
markt, Konkurrenzdruck, enge Normen 
in ländliche Regionen), schulische (Leis-
tungsdruck, Zeitdruck in Gymnasien) und 

eingesetzt werden könne. Bei Interventi-
onen nach erfolgten Gewalttaten sei die 
Herstellung eines psychosozialen Lagebil-
des erste Maßnahme. Es folgten die Orga-
nisation der Betreuung und Beratung aller 
Betroffenen (Schüler/innen, Lehrer/innen, 
Hausmeister, Angehörige etc.) sowie die 
Einsatzdokumentation und die Pressear-
beit. Letztere stelle eine ganz wesentliche 
Komponente in der Prävention weiterer 
Gewalttaten dar. Es gelte in besonderer 
Weise eine Berichterstattung zu vermei-
den, in der sich potentiell gewaltbereite 
Schüler mit Tätern identifizieren könnten. 
Bspw. erzeugten Berichte über Amoktäter 
wie „Er hasste seine Lehrer“ leicht Nachah-
mungsbereitschaft und sollten dringlichst 
vermieden werden. Prof. Karutz empfahl 
am ehesten ganz auf Detailberichte zu 
verzichten und, wo das nicht möglich sei, 
eher über die Helfer und deren Einsätze 
positiv zu berichten und die Situation so-
wie das Leid der Opfer und ihrer Angehöri-
gen in den Mittelpunkt zu stellen.

Vor der Nachmittagspause fasste sich 
ein Schüler der Klasse 9 des Stefansberg 
Gymnasiums Merzig Mut und erläuterte in 
freier Rede vor dem Plenum die Projekt-
arbeit seiner Klasse im Rahmen der Aus-
einandersetzung mit dem Thema. Unter 
dem Motto „Drüber reden rettet Leben“ 
hatten sich die Schüler bereits anlässlich 
des Weltsuizidpräventionstages am 10. 
September mit dem Thema Depression 
und Suizid beschäftigt und an den saar-
landweiten Aktionen teilgenommen. In 
der anschließenden Kaffeepause wiesen 
sie mit ihren Arbeiten, Plakaten und einem 
Transparent auf die Notwendigkeit und 
die positiven Wirkungen des Gespräches 
miteinander hin. Sie wandten sich gegen 
Ausgrenzung und sprachen sich für ein 
mutiges Ansprechen von Problemen aus.

die Brisanz und breite gesellschaftliche 
und professionelle Betroffenheit beim 
Thema zielgerichtete Gewalt an Schulen 
deutlich.

Prof. Dr. Harald Karutz, Dipl.-Pädagoge und 
Lehrrettungsassistent lehrt an der Stein-
beis-Hochschule Berlin, eine der größten 
deutschen Hochschulen für postgraduale 
Master-Studiengänge. Er wies in seinem 

Blick ins Plenum

Prof. Dr. Harald Karutz

Vortrag „School Shooting – Prävention, 
Intervention, Nachsorge“ hin auf die trau-
rige Spitzenposition Deutschlands im in-
ternationalen Ranking als Land nach den 
USA mit den meisten School-Shootings 
und mit den folgenschwersten Ereignissen 
weltweit.

familiäre Risikofaktoren (Konzentration 
auf Leistungen, erfolgreicheres Geschwis-
terkind, wenig familiäre Kommunikation). 
Interessanterweise seien nach den aktu-
ellen Untersuchungen die typischen Risi-
kofaktoren für Gewalt (Alkohol, Drogen, 
Arbeitslosigkeit, innerfamiliäre Gewalt, 
niedrige soziale Schicht etc.) bei Amoktä-
tern nicht primär relevant. Präventiv seien 
Maßnahmen der Verhinderung (z. B. allg. 
Suizidprävention und Medienberichter-
stattung, Förderung psychosozialer Kom-
petenzen, Schulentwicklung) von Maß-
nahmen der Vorbereitung (z. B. Aufstellen 
von Notfall- oder Krisenteams, Notruf- und 
Alarmierungssysteme, Klärung von Zustän-
digkeiten und Weisungsbefugnissen) zu 
unterscheiden. Im Hinblick auf die Schu-
lung von Lehrkräften hob Prof. Karutz ein 
angemesseneres Beachten von Leaking 
(Durchsickern von Tathinweisen) hervor: 
In 80% der Fälle würden Amoktäter ihre 
Taten direkt schriftlich oder per Videobot-
schaft oder indirekt in Form symbolischer 
Hinweise, wie Gewaltverherrlichung, Sam-
meln von Gewaltmaterial etc. androhen. 
Beispielhaft nannte er das Programm 
DYRIASIS (Hoffmann, 2008), das zur 
besseren Einschätzung von Bedrohungen Dr. Georg Pieper
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Dr. Georg Pieper, niedergelassener Psy-
chologischer Psychotherapeut und Trau-
maexperte stellte in seinem lebendigen 
Fachvortrag Leitlinien für Interventionen 
nach einem Schulmassaker dar. Dabei 
konnte Dr. Pieper auf seine langjährigen 
Erfahrungen sowie Einsatzberichte z. B. im 
Zusammenhang mit dem Grubenunglück 
in Borken 1988, der Flugschaukatastrophe 
in Ramstein 1988 und dem ICE-Unfall in 
Eschede 1998 sowie auf Einsatzberichte 
der Schulmassaker in Meißen 1999 und 
Erfurt 2002 zurückgreifen.

Zunächst wurden die erschütternden Aus-
wirkungen der Gewalttaten in Meißen und 
Erfurt auf die Opfer und das Umfeld ein-
gehend dargestellt. Anhand eines Videos 
wurden Nachsorgemaßnahmen am Bei-

(Emotional Freedom Technique), narrative 
Traumabewältigung und die Anwendung 
eines siebenstufigen Behandlungskon-
zeptes (Pieper, 2005) für Schwertrauma-
tisierte. Langfristig sind nach der Erfahrung 
von Herrn Pieper die Exposition mit dem 
Ort des Schulmassakers, Trauerarbeit, die 
Entwicklung von Perspektiven und die 
Vorbereitung des Jahrestages als wichti-
ge Themen in die konkrete Planung der 
Nachsorgemaßnahmen mit einzubezie-
hen.

In der abschließenden Podiumsdiskussion 
konnten zunächst noch offen gebliebene 
Fragen der Teilnehmer/innen nach den 
Vorträgen mit den Referentinnen und Re-
ferenten besprochen werden. Seitens des 
Auditoriums wurden konkrete Fallbeispie-

dem Sinne: „Wir haben den Ordner, also 
sind wir jetzt gut vorbereitet!“ Die Notfall-
pläne einer Schule sollten daher in Konfe-
renzen vorgestellt werden und ab diesem 
Zeitpunkt auffällig farblich gekennzeichnet 
permanent im Lehrerzimmer ausliegen. 
Die Durchführung von Amok-Notfallübun-
gen, vergleichbar mit Räumungsübungen 
für den Fall eines Brandes, wurde kont-
rovers diskutiert: Einerseits sei auf diese 
Weise das Einüben eines adäquaten Not-
fallverhaltens möglich; andererseits könne 
es infolge von gespielten Amok-Notfallsze-
narien zu einer Verstärkung von Ängsten 
sowie zu einer unangemessen gesteiger-
ten Erwartung von – statistisch gesehen – 
extrem selten auftretenden Schulschieße-
reien kommen. Zur Stärkung der sozialen 
Kompetenz von Schüler/innen und zur 
Verbesserung der Klassengemeinschaft 
sollten für Lehrer/innen Zeitdeputate in 
ausreichendem Umfang vorgehalten wer-
den; ein Mangel in dieser Hinsicht wurde 
beklagt. Besonders empfohlen wurde die 
gezielte, möglichst Vorbereitung der Ko-
operation der beteiligten Hilfsorganisati-
onen im Falle von zielgerichteter Gewalt 
in größerem Umfang an Schulen. Prof. 
Karutz brachte u. a. die mögliche Ein-
richtung eines bundesweit einsetzbaren 
Einsatz-Expertenteams zur Psychosozialen 
Notfallversorgung mit in die Diskussion 
ein. Dr. Pieper wies vor dem Hintergrund 
seiner langjährigen Erfahrung als Psycho-
therapeut in Notfalleinsätzen auf die zent-
rale Bedeutung der notfallpsychologischen 
Qualifikation der eingesetzten Helfer, z. B. 
der Schulpsychologinnen und Schulpsy-
chologen, hin. Eine entsprechende Schu-
lung sei im Vorfeld unbedingt erforderlich.

Von allen Expertinnen und Experten wurde 
zur Gefahrenabwehr und zur Stärkung der 
Schulgemeinschaft die Schaffung eines 
einheitlichen Grundwerte- und Normen-
systems für Schulen empfohlen. So sollten 
beispielsweise Regeln für das Miteinander 
in der Schule nicht nur angeordnet, son-
dern als Klassen- bzw. Schulkodex von 
Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen 
und Schülern und Eltern gemeinsam er-
arbeitet werden. Auch der Verbesserung 
der zwischenmenschlichen Beziehungen 
aller am Schulleben beteiligten Personen 
komme eine wichtige Bedeutung in Zu-
sammenhang von Prävention, Intervention 

v.l.n.r.: R. Waltner, C. Büch, B. Morsch, Prof. Karutz, Dr. Pieper, H. Berndt, R. Erb

spiel des Amoklaufes eines Schülers am 
Erfurter Gutenberg-Gymnasium am 26. 
April 2002 näher erläutert, z. B. gestufte 
Expositionsübungen zur Vorbereitung der 
Rückkehr von betroffenen Schülerinnen 
und Schülern in das Schulgebäude. Als 
kurzfristige Ziele psychologisch-psychothe-
rapeutischer Krisenintervention wurden 
von Dr. Pieper notfallpsychologische Be-
treuung, Psychoedukation, Stabilisierung 
und Distanzierung angeführt. Mittelfristig 
sei es wichtig, spezielle Betroffenengrup-
pen zum Nachvollziehen des Ereignisses 
anzubieten. In einzelnen Fällen sei auch 
der Einsatz von speziellen Methoden zur 
Bewältigung von Traumafolgestörungen 
erforderlich, z. B. EMDR (Eye Movement 
Desensitization and Reprocessing), EFT 

le aus dem Schulalltag zur Erörterung mit 
den Experten vorgebracht.

Zusammenfassend kann festgehalten wer-
den, dass seitens der Podiumsteilnehmer/
innen empfohlen wurde, besonders auch 
bei Anzeichen von Mobbing zeitnah zu 
intervenieren, um Gesundheitsgefährdun-
gen für die Betroffenen abzuwenden und 
Gewalteskalationen vorzubeugen. Auch im 
Saarland sollten alle Schulen zur Einrich-
tung von Kriseninterventions- bzw. Notfall-
teams verpflichtet werden, wie dies z. B. in 
Baden-Württemberg der Fall sei. Die Aus-
stattung der Schulen mit Notfallordnern 
sei sehr wichtig. Es bestehe jedoch die 
Gefahr, dass solche Notfallpläne lediglich 
eine Alibifunktion erfüllen würden, etwa in 
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und Nachsorge bei zielgerichteter Gewalt 
an Schulen zu. Angestrebt werden sollte ei-
ne vertrauensvolle Atmosphäre, in der ein 
gegenseitiges Feedback möglich und ein 
Zusammengehörigkeitsgefühl vorhanden 
sei. Auftretende Probleme sollten jederzeit 
offen angesprochen werden können, und 
auf Kritik sollten stets konstruktive Reakti-
onen erfolgen. Die Kommunikationskultur 
ließe sich dadurch fördern, dass man mit-
einander statt übereinander spreche.

Außerdem solle es an den Schulen ei-
ne „Entlassungskultur“ geben, worunter 

dauerhaft verlassen würden, auf würdige 
Weise verabschiedet werden sollten. Die 
Eltern seien routinemäßig zu informieren. 
Wenn erkennbar sei, dass die Entlassung 
von der Schule, z. B. nach einem Schulver-
weis, mit besonderen Problemen verbun-
den sei bzw. eine Krisensituation auslösen 
oder verstärken könnte, sollten in jedem 
Fall Fachkräfte hinzu gezogen werden.

Der Kammerpräsident fasste in seinem 
Schlusswort aus Sicht der Psychotherapeu-
tenkammer des Saarlandes die Ergebnisse 
der Fachtagung zusammen: Ziel der PKS 

und Psychotherapeuten bei dieser wichti-
gen gesellschaftlichen Diskussion und der 
Suche nach Antworten sowie der Bereit-
stellung von Hilfen eingebracht zu haben. 
Damit solle das Thema einer sachlichen, 
politischen Diskussion in der Öffentlich-
keit zugeführt werden. Andererseits gehe 
es der Kammer darum, dazu beizutragen, 
dass die Umsetzung von bereits erarbeite-
ten Konzepten für die Prävention und Inter-
vention von Gewalttaten an Schulen einen 
Schritt nach vorne macht. Das Landesins-
titut für präventives Handeln habe Entwür-
fe für die Aufstellung von Krisenteams an 
Schulen und entsprechende Fortbildungs-
konzepte erarbeitet. Jetzt bedürfe es des 
politischen Willens, weitere Mittel bereit 
zu stellen und die Teams in den Schulen 
zu installieren. Bernhard Morsch bedank-
te sich zuletzt bei den Organisatoren der 
Fachtagung, namentlich den Mitgliedern 
der Ausschüsse Psychotherapie in Institu-
tionen und des KJP-Ausschuss sowie dem 
Bildungsministerium für die Bereitstellung 
der Räumlichkeiten. Er bedankte sich bei 
allen Referenten für ihre wertvollen Bei-
träge sowie bei den Teilnehmerinnen der 
Fachtagung für ihr Kommen und die aktive 
Beteiligung.

Die Vorträge zur Fachtagung können sie 
auf der Website der PKS downloaden 
(www.ptk-saar.de).

v.l.n.r.: Prof. Karutz, Dr. Pieper, H. Berndt, R. Erb, B. Morsch

zu verstehen sei, dass Schülerinnen und 
Schüler, die die Schule befristet oder 

sei es einerseits gewesen, den Sach- und 
Fachverstand der Psychotherapeutinnen 

Prof. Rainer Krause erhält Bundesverdienstkreuz

Am 27. August 2010 wurde Prof. Rainer 
Krause vom Saarländischen Gesundheits-
minister Georg Weisweiler für seinen 
wissenschaftlichen Werdegang, seine 
akademischen Verdienste und für sein En-
gagement für die Psychotherapie mit dem 
Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet.

Bis 30. September hatte er den Lehrstuhl für 
klinische Psychologie und Psychotherapie an 
der Fachrichtung Psychologie der Universität 
des Saarlandes inne. Prof. Dr. phil. Rainer 
Krause ist Diplom-Psychologe, approbierter 

Psychologischer Psychotherapeut und Gast-
professor an der IPU Berlin für Klinische und 
sozialpsychologische Grundlagen der Psy-
choanalyse für Teilzeitstudierende.

Bekannt geworden ist Rainer Krause v. a. 
durch internationale Forschungsprojekte 
zum Verständnis der Affektregulierung bei 
Gesunden und Kranken. Er hat hier v. a. 
das affektive Mikroverhalten im Bereich 
der Mimik und der Körpersprache bei 
unterschiedlichen Störungsbildern unter-
sucht. Seine Erkenntnisse und Methoden 

haben ebenso zum Verständnis der psy-
chischen Störungen beigetragen als auch 
Eingang in die psychotherapeutische Be-
handlung gefunden.

Rainer Krause war von 1992 bis 2000 
wissenschaftlicher Berater des Psychothe-
rapieausschusses der KBV. Er hat dadurch 
wesentlich Einfluss auf die Gestaltung der 
Psychotherapierichtlinien und auf die wis-
senschaftliche Überprüfung der psycho-
therapeutischen Verfahren und Methoden 
genommen.
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Tag der offenen Tür

Am 28.08.2010 hatte die Psychothera-
peutenkammer des Saarlandes in ihre 
Geschäftsstelle zu einem Tag der offenen 
Tür geladen. Die Kammervertreter konnten 
die zahlreich erschienen Kolleginnen und 
Kollegen, die Gäste aus Politik, der ärztli-
chen Selbstverwaltung, die Vertreter der 
Krankenkassen, die Vertreter der Selbst-
hilfe sowie interessierte Bürgerinnen und 
Bürger begrüßen.

Gesundheitsminister Georg Weisweiler, 
der die Schirmherrschaft für diesen Tag 
übernommen hatte, hob in seinem Gruß-
wort die guten Erfahrungen des Ministeri-
ums in der Kooperation mit der Psychothe-
rapeutenkammer hervor und bezeichnet 
die Kammer als einen verlässlichen und 
kompetenten Ansprechpartner in Fragen 
der psychotherapeutischen Versorgung. 
Die Zunahme psychischer Erkrankungen 
stelle neben dem persönlichen Leid der 
Betroffenen eine volkswirtschaftliche He-
rausforderung dar, mittlerweile erfolgten 

die häufigsten Frühberentungen aufgrund 
psychischer Erkrankungen. Dies erfordere 
Anpassungen in der Versorgung psychi-
scher Erkrankungen. Dabei erachtete er es 
als wesentlich, dass psychotherapeutischer 

ner Praxis in der ambulanten psychothe-
rapeutischen Versorgung Erwachsener und 
Kinder- und Jugendlicher tätig. Die andere 
Hälfte der Psychotherapeuten sei u. a. in 
Beratungsstellen, Krankenhäusern, Reha-

bilitationskliniken, der Jugendhilfe oder in 
schulpsychologischen Diensten beschäf-
tigt. In den Institutionen leisteten sie einen 
wichtigen Teil in Prävention, Beratung, Be-
handlung und Rehabilitation psychischer 
Erkrankungen. Dies unterstreiche die tiefe 
Verankerung der beiden Heilberufe PP und 
KJP in der Gesellschaft.

Nach dem offiziellen „Programm“, wel-
ches bewusst sehr kurz gehalten war, 
wurde die Gelegenheit zum Kennenler-
nen und zum Gespräch in lockerer Atmo-
sphäre genutzt. Für das leibliche Wohl war 
bestens gesorgt. Die Vertreter der Kam-
mer gehen nach spontanen und im Nach-
gang erfolgten Rückmeldungen beim Tag 
der offenen Tür von einem gelungenen 
Event aus.

Sachverstand in sehr unterschiedlichen Ar-
beitsfeldern unabdingbar sei. Beispielhaft 
nannte der Minister den Straf- und Maßre-
gelvollzug sowie die schulpsychologischen 
Dienste, die von der fachlichen Kompe-
tenz der Psychotherapeuten profitierten.

Als Highlight des Tages bot Kabarettist Jür-
gen Albers Auszüge aus seinem gleichzei-
tig bissigen und amüsanten Programm, an 
dem der Minister und die Besucher sicht-
lich Gefallen fanden.

Kammerpräsident Morsch erläuterte den 
Gästen wesentliche Aufgaben der Psycho-
therapeutenkammer sowie die vielfältigen 
Tätigkeitsbereiche der Kammermitglieder: 
Gut die Hälfte der Kammermitglieder sei-
en als Vertragspsychotherapeuten in eige-Kabarettist Jürgen Albers

v.r.n.l.: Minister G. Weisweiler, Präsident B. Morsch, Vorstandsmitglieder I. Jochum  
und K. Klohs

PIA-Vertretung im Saarland – Gemeinsam sind wir stark

„Was sind Sie eigentlich genau? Prakti-
kant? Sind Sie noch Student?“ oder „Was? 
Sie arbeiten Vollzeit als Psychologe und 
bekommen überhaupt kein Geld dafür?“ 
Diese oder ähnliche Fragen hat wohl je-
der Psychotherapeut in Ausbildung (kurz: 

PiA) schon einmal gehört, sei es von 
Patienten oder auch vom Klinikpersonal 
selbst. Unklarheiten über den Status in 
der Klinikhierarchie, Unterbezahlung und 
ein Leben am Rande des Existenzmini-
mums gehören zum Alltag eines PiA. Es ist 

Zeit, dass sich daran etwas ändert, finden 
wir. Daher haben wir, die PiA-Vertreter der 
vier saarländischen Ausbildungsinstitute, 
die Initiative ergriffen und möchten uns 
für die Interessen der PiAs im Saarland 
einsetzen.
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v.l.n.r.: Oliver John, Lisa Güllich, Britt Juhnke (Henning Löbecke ist nicht auf dem Foto)

Wie kamen wir zusammen?

Im Jahr 2008 trafen sich auf Anregung 
der Psychotherapeutenkammer des Saar-
landes AusbildungskandidatInnen aller 
saarländischen Ausbildungsinstitute (SITP, 
SIPP, IVV und SIAP) zur Wahl eines Ver-
treters zur Bundes-PiA-Konferenz, der 
bundesweiten Interessenvertretung der 
Psychologischen Psychotherapeuten in 
Ausbildung. Aus diesem Treffen entwickel-
te sich ein „Arbeitskreis PiA“, in dem Vertre-
terInnen der verschiedenen Ausbildungs-
institute über Probleme und Missstände 
der Ausbildung im Saarland und die Aus-
bildungs- und Arbeitsbedingungen im Rah-

Rahmen der Ausbildung auftreten, aufzu-
greifen und, sowohl für einzelne Betroffe-
ne wie auch für Institute, beratend oder 
unterstützend tätig zu werden. So können 
Anliegen über die PKS ggf. auch in weiter-
führende Gremien (z. B. auf Länder- oder 
Bundesebene) getragen werden. Für die 
PiA-Vertretung im Kammerausschuss sind 
von PiA-Seite gewählt: Lisa Güllich (SIPP), 
Oliver John (SIAP), Britt Juhnke (SITP) und 
Henning Löbecke (IVV). In der Zusammen-
arbeit mit der Psychotherapeutenkammer 
sehen wir eine Chance, die Position der 
PiAs im Saarland zu stärken und eine bes-
sere Interessenvertretung zu fördern.

ausgewertet werden sollen. Anschließend 
sollen die Ergebnisse gemeinsam disku-
tiert und veröffentlicht werden.

Der „Arbeitskreis PiA“

Neben unserer Arbeit im Kammeraus-
schuss treffen wir uns weiterhin regelmä-
ßig in unserem „Arbeitskreis PiA“, um über 
unsere Situation zu diskutieren. Wir, das 
heißt Vertreter von den vier saarländischen 
Instituten (SIAP, SIPP, IVV, SITP). Momen-
tan ist es unser Ziel ein PiA-Netzwerk im 
Saarland zu gründen, um für die PiAs im 
Saarland ein Forum zu schaffen, in dem 
ein Austausch stattfinden kann. Für Mitt-
woch, den 27.10.2010 haben wir in die-
sem Rahmen ein erstes großes PiA-Forum 
geplant, zu dem wir alle saarländischen 
PiAs einladen möchten. Wir wollen uns 
und unsere bisherige Arbeit vorstellen, 
über notwendige Verbesserung der Ausbil-
dungsorganisation diskutieren und einen 
Austausch unter den PiAs anregen. Bei 
Fragen und Problemen rund um die psy-
chotherapeutische Ausbildung stehen wir 
gerne als Ansprechpartner zur Verfügung. 
Fragen werden wir, wenn möglich, aus un-
serer Erfahrung heraus beantworten oder 
sie gegebenenfalls an einen/eine Fach-
mann/Fachfrau weiterleiten. Seit diesem 
Monat haben wir auch eine Internetseite, 
auf der man sich über die Ausbildungssitu-
ation und unsere Arbeit informieren kann:  
http://www.pia-vertretung-saarland.de.

Britt Juhnke, PiA-Vertreterin (SITP)  
info@pia-vertretung-saarland.de

Redaktion FORUM und saarlän-
dische Kammerseiten im 	
PTJ Vorstand PKS

Präsident: Bernhard Morsch 
Vizepräsident: Joachim Jentner 
Beisitzer: Irmgard Jochum, Katja Klohs, 
Michael Schwindling

men der unterschiedlichen Ausbildungen 
(Verhaltenstherapie, Tiefenpsychologisch 
fundierte Psychotherapie und Psychoana-
lyse) diskutierten.

Der PiA-Ausschuss

Ende September 2009 beschloss dann 
die Vertreterversammlung der Psychothe-
rapeutenkammer des Saarlandes (PKS) 
die Bildung eines Ausschusses „Psycho-
therapeuten in Ausbildung“ (kurz: PiA-
Ausschuss). Dem Ausschuss gehören 
drei approbierte Mitglieder der Psycho-
therapeutenkammer sowie zwei gewählte 
VertreterInnen der Psychotherapeuten in 
Ausbildung (PiAs) an. An den Sitzungen 
nehmen außerdem zwei weitere Ausbil-
dungskandidatInnen teil, so dass alle vier 
saarländischen Ausbildungsinstitute ver-
treten sind. Der Ausschuss hat sich zum 
Ziel gesetzt, Fragen und Probleme, die im 

Unsere Arbeit im Ausschuss

Zur Zeit beschäftigt sich der Ausschuss 
vorrangig mit Fragen, die den unmittelba-
ren Ausbildungskontext, z. B. die Arbeits-
bedingungen während der „Praktischen 
Tätigkeit“ („Tätigkeit in der Klinik“/„Psychi-
atriejahr“) betreffen. Zu diesem Zweck soll 
u. a. ein „Status quo“ der saarländischen 
Ausbildungslandschaft und Ausbildungs-
bedingungen erhoben werden, um einen 
Überblick über die Ausbildungssituation 
zu schaffen. Ähnliche Befragungen sind 
bereits auch in anderen Bundesländern 
durchgeführt worden. Aus dieser Erhebung 
sollen dann Empfehlungen für Verbesse-
rungen abgeleitet werden. Der PiA-Aus-
schuss hat dazu Fragebögen entworfen, 
die an alle AusbildungskandidatInnen so-
wie die an der Ausbildung beteiligten In-
stitutionen (Ausbildungsinstitute, Kliniken 
und Praxen) ausgehändigt und danach 

Geschäftsstelle

Scheidterstr. 124
66123 Saarbrücken
Tel 0681. 95455 56
Fax 0681. 95455 58
kontakt@ptk-saar.de
www.ptk-saar.de
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Mitteilungen der Psychotherapeuten-
kammer Schleswig-Holstein

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

folgen. Werden die Versicherten weiterhin 
das Recht auf direkten Zugang zu Psycho-
therapie behalten?

Die flächendeckende Versorgung der Be-
völkerung mit Psychotherapie liegt seit lan-
gem im Argen: Während in den Großstäd-
ten scheinbar genug PsychotherapeutInnen 
vorhanden sind, muss im ländlichen Raum 
ein Mitglied z. B. 25.000 Menschen versor-
gen. Anlässlich einer Anhörung im Sozialaus-
schuss des Landtages hatte ich u. a. die Ge-
legenheit, auf die Unlogik der sogenannten 
Bedarfsplanung einzugehen: Diese schreibt 
einen zufälligen Status quo fest, ohne die re-
ale Morbidität zu berücksichtigen. Die Politik 
zeigte sich von diesem Fakt überrascht.

Die Bedeutung unseres Berufsstandes 
in der ambulanten und stationären psy-
chotherapeutischen Versorgung konnte 
ich im Rahmen eines Gesprächs in der 
Gesundheitsabteilung des Sozialministe-
riums erläutern. Das Thema der Zukunft 
wird lauten: Mit welchen Versorgungsfor-
men lassen sich welche PatientInnen mit 
welchen Krankheiten patientengerecht, 
qualifiziert, ökonomisch und angemes-
sen honoriert versorgen?

Apropos Portemonnaie: Ihr Kammerbei-
trag 2011 konnte wieder einmal abgesenkt 
werden! Fröhliche Weihnachten wünscht

Juliane Dürkop 
Präsidentin

Weitere Reduktion der vollen Kammerbeiträge um 30 € beschlossen!

Zentrale Themen der letzten Kammerver-
sammlung des Jahres am 05. November 
2010 waren die Vorstellung und Erörterung 
des Haushaltsplanes 2011 sowie die Be-
schlussfassung über den Haushalt 2011 
und die Änderung der Beitragssätze für 
2011.

Als Sprecher des Finanzausschusses stell-
te Herr Deutschmann hierzu zunächst die 
Entwicklung der Rücklagen in den vergan-
genen Jahren dar.

Danach werden die Rücklagen auch 2010 
gemäß einer sehr konservativen Hochrech-
nung erneut um mindestens 42.000  € 
ansteigen, obwohl zum Haushaltsjahr 
2010 die vollen Beiträge um 20 € gesenkt 
wurden und im Haushaltsjahr zwei zusätz-
liche Veranstaltungen zu den Themen „Die 
psychotherapeutischen Heilberufe in der 
Tarifpolitik“ sowie „Möglichkeiten der Psy-
chotherapeutischen Tätigkeit im System 
der Gesetzlichen Krankenversicherungen“ 
durchgeführt wurden.

die Folgen der neuen Gesundheitsreform 
können wir zumindest für unseren per-
sönlichen Bereich abschätzen: Es wird 
teurer! Fraglich ist, welche Konsequen-
zen für unsere Berufsausübung langfristig 

Damit übersteigen die Rücklagen inzwi-
schen die Summe der geplanten jährli-
chen Ausgaben. Vor diesem Hintergrund 
hat der Finanzausschuss sich zur Aufgabe 
gesetzt, möglichst genau die Beitragshöhe 
zu kalkulieren, die weder zu einem wei-

teren deutlichen Anstieg der Rücklagen, 
noch zu einem deutlichen Abbau der 
Rücklagen führt. Letzteres insbesondere, 
um sich nicht, wie schon vor einem Jahr 
in der Haushaltsdebatte teilweise, wie sich 
jetzt deutlich zeigt, zu unrecht geschehen, 
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

BPtK-Newsletter) zeichnete sich ein Spiel-
raum für eine erneute Reduktion der vollen 
Beitrage um 30 € sowie der ermäßigten 
Beiträge um 15 € ab. Ein entsprechender 
Vorschlag zur Änderung der Beitragssat-
zung wurde nach Klärung aller offenen 
Fragen abschließend von der Kammer-
versammlung mit sieben Ja-Stimmen, drei 
Nein-Stimmen und einer Enthaltung be-
schlossen.

Der Vorstand zeigte sich abschließend sehr 
zufrieden mit den nunmehr in den letzten 
Jahren erreichten deutlichen Beitragssen-
kungen innerhalb seiner politischen Ver-
antwortung bei gleichzeitiger erheblicher 
Steigerung der Rücklagen der Kammer.

Detlef Deutschmann 
Vorstandsmitglied und 

Sprecher des Finanzausschusses

Beitragsklasse 2011 2010 2009 2008 2007

(aktuelle Beitragsordnung)      

I. (Selbständige) 390 € 420 € 440 € 440 € 460 €

II. (Angestellte) 350 € 380 € 400 € 400 € 420 €

III. (Selbständige, ermäßigt) 230 € 245 € 255 €   

IV. (Angestellte, ermäßigt) 210 € 225 € 235 €   

V. (Mindestbeitrag) 70 € 70 € 70 € 72 € 72 €

VI. (Rentner) 70 € 70 € 70 € 72 € 72 €

Beitragsentwicklung 2007 – 2011

dem Vorwurf auszusetzen, die Mehrheit 
in der Kammerversammlung senke auf 
Drängen des Vorstandes die Beiträge zu 
Lasten der Rücklagen. Herr Deutschmann 
erläuterte hierzu detailliert die den Kam-
merversammlungsmitgliedern vorab als 
umfangreiche Anlage zur Vorbereitung auf 
die Sitzung vorgelegte Kalkulation zum 
Haushaltsentwurf 2011.

Trotz zusätzlicher Kosten in 2011 (u. a. 
für die Kammerwahl, eine eingeplante 
angemessene Erhöhung der Mitarbeiter-
gehälter auch 2011, Kosten für Berufsge-
richtsverfahren, erhöhte Kosten für das 
Mitgliederverwaltungsprogramm aufgrund 
einer geplanten Umstellung, eine zusätz-
liche Kammerversammlung im Wahljahr 
2011 sowie zusätzliche Ausgaben für den 

Tätigkeitsbericht: Was hat die PKSH von Juli bis November 2010  
für die niedergelassenen KollegInnen getan?

Anlässlich der Kammerversammlung am 
05.11.2010 berichtete Dr. Dietmar Ohm als 
der im PKSH-Vorstand für die Betreuung 
der niedergelassenen Mitglieder Zuständige 
über die geleistete Arbeit, aus der die fol-
genden Beispiele herausgegriffen werden.

Gutachterverfahren

In der Beschwerde eines Mitgliedes geht 
es um das Obergutachten der Gutachte-
rin Frau Dr. med. B. (Tiefenpsychologie). 
Dieses Psychotherapie-Obergutachten hat 
Frau Dr. B. an die TK in Hamburg zu Hän-
den der TK-Mitarbeiterin Frau T. geschickt. 
Das Obergutachten enthält u. a. Aussagen 
über Persönlichkeits- und Verhaltensas-
pekte der Patientin (regressive Verfassung, 
Aufgabe stabilisierender Abwehrfunktionen, 
Krankheitsgewinn). Nach Rücksprache mit 
unserem Justitiar gehen wir davon aus, dass 
die Offenlegung von Persönlichkeits- und 
Verhaltensaspekten gegenüber der TK-Mit-
arbeiterin in diesem Fall weder notwendig 
noch sachdienlich ist. Vielmehr gehen wir 
von einem Verstoß gegen Datenschutzbe-
stimmungen aus. Diesen Standpunkt hat 
die PKSH der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung, die für das Gutachterverfahren 
zuständig ist, und der TK schriftlich mitge-
teilt und um Stellungnahme zu diesem Vor-

fall gebeten. Über die Reaktionen werden 
wir an dieser Stelle informieren und gege-
benenfalls weitere Schritte ergreifen.

Beschwerden von Mitgliedern sind dahin-
gehend eingegangen, dass teilweise er-
heblicher Zeitverzug bei der Psychothera-
pieantragstellung im GKV-Bereich dadurch 
entsteht, dass GutachterInnen Klinikberich-
te über die Patienten von den antragstel-
lenden KollegInnen fordern. Dabei ergibt 
sich die zusätzliche Schwierigkeit, dass 
viele Kliniken ihre Berichte mit Vermerken 
versehen, die eine Weitergabe an Dritte 
ausdrücklich untersagen. In einer ersten 
Stellungnahme bezweifelte der Justitiar der 
PKSH, dass den GutachterInnen das Recht 
zusteht, derartige Klinikberichte von den an-
tragstellenden KollegInnen zu fordern. Der 
PKSH-Justitiar hat sich wegen dieser Proble-
matik an den Justitiar der Kassenärztlichen 
Vereinigung Schleswig-Holstein gewandt 
und um dessen rechtliche Einschätzung ge-
beten. Dieser kam jedoch zu dem Ergebnis, 
dass eine rechtlich belastbare Einschätzung 
schwer zu treffen ist. Dementsprechend 
gehen die Empfehlungen der Justitiare lei-
der dahin, den Forderungen von Gutachte-
rInnen nach Möglichkeit nachzukommen. 
Bei bestehenden Erbringungsschwierigkei-

ten empfiehlt sich die Kontaktaufnahme 
mit der/dem GutachterIn. Der Justitiar der 
PKSH empfiehlt, eine Schweigepflichtent-
bindung wegen der Weiterleitung von Kli-
nikberichten an GutachterInnen von den 
PatientInnen einzuholen. Außerdem sollten 
diese Klinikberichte anonymisiert werden.

Mindestinhalt einer Rechnung

Ein Mitglied wandte sich mit dem Pro-
blem an die PKSH, dass sich ein Patient 
weigerte, die Honorarrechnung für die er-
brachten psychotherapeutischen Leistun-
gen zu bezahlen. Da auch Mahnverfahren 
keinen Erfolg brachten, kam es zu einem 
Gerichtsprozess. Hier lieferte der beklagte 
Patient für seine Zahlungsverweigerung 
der Privatrechnung über Verhaltensthera-
pie (GOP 870) die folgende Begründung 
vor Gericht: „Es fehlt der Zusatz: Mindest-
dauer 50 Minuten“. Der Justitiar der PKSH, 
Herr RA Kühnelt, verweist in diesem Zu-
sammenhang auf § 12 Abs. 2 Ziffer 2 GOP, 
wonach folgender Mindestinhalt einer 
Rechnung enthalten sein muss:

�� Bei Gebühren die Nummer und die Be-
zeichnung der einzelnen berechneten 
Leistungen einschließlich einer in der 
Leistungsbeschreibung ggf. genannten 
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Schleswig-Holstein

Mindestdauer sowie den jeweiligen Be-
trag und den Steigerungssatz.

�� Die Rechnung muss daher bei der Be-
rechnung von GOP Ziffer 870 die An-
gabe „Mindestdauer von 50 Minuten“ 
enthalten, weil §  12 Abs.  2 Ziffer 2 
ausdrücklich regelt, dass die Mindest-
dauer anzugeben ist, wenn sie in der 
abgerechneten Leistungsziffer ebenfalls 
angegeben ist.

Ohne eine Rechnung, die den Mindestin-
halt nach § 12 Abs. 2 GOP erfüllt, tritt die 
Fälligkeit der Rechnung nicht ein. Dem 
Mitglied sei deshalb zu raten, umgehend 
eine neue Rechnung zu erstellen, die den 
Mindestanforderungen genügt. Deshalb 
dürfte die Klagforderung tatsächlich nicht 
fällig sein, weil eine entsprechende Rech-
nung nicht erteilt worden ist. Da dieser 
Sachverhalt auch weiteren KollegInnen 
nicht ausreichend klar zu sein scheint, wird 
hier nochmals darauf hingewiesen, dass 
alle KollegInnen auf eine korrekte Rech-
nungsstellung achten und u. a. bei den 
abzurechnenden Therapiesitzungen die 
geforderte Zeitangabe hinzufügen sollten.

Online-Quartalsabrechnung 
– sind das KV-Safenet und/
oder der elektronische Psycho-
therapeutenausweis zwingend 
notwendig?

Mit dieser Frage wird die PKSH von ratsu-
chenden Mitgliedern häufig konfrontiert, 
da die KVSH ab Januar 2011 die Online-
Abrechnung verpflichtend macht. Auf der 
Internetseite der KVSH findet sich zu die-
sem Thema folgende Erläuterung:

„Der Schritt zur Online-Abrechnung ist 
schnell und unkompliziert: Die Praxen 
müssen sich dazu nur im Onlineportal 
der KVSH unter www.ekvsh.de mit einem 
persönlichen Benutzernamen und einem 
Passwort anmelden. Danach gelangen sie 
in einen geschützten Bereich. Hier lässt 
sich die Abrechnungsdatei mit wenigen 
Mausklicks an die KVSH übertragen. Nach-
dem die Daten eingetroffen sind, erhält 
jede Praxis per Mail eine Bestätigung.

Eine Versandhistorie gibt jederzeit Auskunft 
darüber, welche Daten an die KVSH über-
mittelt wurden.“

Mitglieder der Kammerversammlung deut-
lich, dass die Bereitstellung des elektroni-
sche Heilberufsausweises bzw. Psychothe-
rapeutenausweises zum jetzigen Zeitpunkt 
wegen vieler landes- und bundesweit noch 
nicht vollständig geklärter Verfahrensfragen 
verfrüht erscheint und unverhältnismäßig 
hohe Kosten verursachen würde. Im Übri-
gen gilt nach Auskunft der KVSH das oben 
dargestellte: Die Online-Abrechnung ist 
auch ohne zusätzliches technisches Equip-
ment (außer Internetanschluss) und ohne 
zusätzliche Kosten durchführbar; der elek-
tronische Heilberufsausweis bzw. Psycho-
therapeutenausweis ist zumindest bis auf 
weiteres hierfür entbehrlich. Die Argumen-
te führten dazu, dass der Antrag von Herrn 
Borchers keine Mehrheit fand (nur eine 
Stimme dafür).

Dr. Dietmar Ohm 
Vorstandsmitglied

Die neuen Heilberufe in 
der Tarifpolitik

Zusammen mit ver.di führte die Kammer 
am 02.10.2010 zu diesem Thema eine 
Informationsveranstaltung durch. Mit ca. 
dreißig Kammermitgliedern war die Ver-
anstaltung im Gewerkschaftshaus in Kiel 
gut besucht. Als vor Jahren der BAT abge-
schafft und durch TVÖD und TVL ersetzt 
wurde, hat man die im BAT geltenden 
Eingruppierungen der Berufsgruppen zu-
nächst übernommen. Dies führte dazu, 
dass Berufe, die im BAT noch nicht be-
rücksichtigt waren, in TVÖD/TVL eben 
auch (noch) nicht auftauchen. Immerhin 
wurden Eingruppierungsverhandlungen 
mittlerweile aufgenommen, und Gabriele 
Gröschl-Bahr, Leitung Tarifkoordination in 

Ein gewisses Problem stellt 
hierbei auf den ersten 
Blick die bisherige „grüne 
Sammelerklärung“ dar, die 
persönlich unterschrieben 
werden muss. Die Übermitt-
lung dieser Erklärung kann 
ebenfalls auf elektronischem 
Wege erfolgen, wenn ein 
geeignetes elektronisches 
Identifikationssystem benutzt 
wird. Hierfür kann künftig 
u. a. der elektronische Heil-
berufsausweis bzw. Psychotherapeuten-
ausweis eingesetzt werden. Allerdings ist 
die Übermittlung der bisherigen „grünen 
Sammelerklärung“ nach Auskunft der KVSH 
auch ohne zusätzliches elektronisches 
Equipment (das natürlich Kosten verursa-
chen würde) durchführbar. Die Erklärung 
kann ebenfalls im KV-Portal erstellt, auf 
dem Drucker ausgedruckt und dann per 
Fax oder per Post an die KVSH gesendet 
werden. In diesem Zusammenhang soll auf 
einen Antrag hingewiesen werden, den der 
Kollege Heiko Borchers in der Kammerver-
sammlung am 05.11.2010 gestellt hat. In 
diesem Antrag wird der Vorstand der PKSH 
dazu aufgefordert, sofort alle notwendigen 
Schritte zu unternehmen, um den Mitglie-
dern den elektronischen Heilberufsausweis 
bzw. Psychotherapeutenausweis baldmög-
lichst zur Verfügung zu stellen. Seinen An-
trag begründete Herr Borchers damit, dass 
der elektronische Heilberufsausweis bzw. 
Psychotherapeutenausweis für die Online-
Abrechnung notwendig sei. Die ausführli-
che Diskussion des Sachverhaltes machte 
jedoch der überwiegenden Mehrheit der 

Die Beauftragten für Migration (Ulrich Kruse, links) und Not-
fallpsychotherapie (Dr. Jens Kowalski) berichten von ihrer 
Tätigkeit auf der Kammerversammlung am 5.11.2010

Ehrung für 	
Professor Dr. Thomas Küchler

Für sein „Lebenswerk auf dem Gebiet 
der Psychoonkologie“ wurde Prof. Dr. 
Thomas Küchler, Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein (Kiel) ausgezeich-
net. Dieser mit SF 40.000,- dotierte 
Preis der Inger Salling Stiftung wurde 
2010 in Zürich erstmalig verliehen. 
Unser Mitglied Thomas Küchler wurde 
damit für seine „hervorragenden Leis-
tungen in der klinischen und experi-
mentellen Forschung auf dem Gebiet 
der Psychiatrie und Psychotherapie“ 
geehrt. Herzlichen Glückwunsch!
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der ver.di-Bundesverwaltung, informierte 
in einem lebhaften Vortrag darüber, wie 
der Verhandlungsstand ist und wie es denn 
in diesen Verhandlungen zugeht. (Der Vor-
trag steht Ihnen als Folienpräsentation auf 
unserer Homepage www.pksh.de unter 
„Service für Mitglieder à Downloads à 
Hinweise für angestellte Mitglieder“ zur 
Verfügung). Nun geht es mitnichten nur 
darum, die neuen Heilberufe zu veran-
kern. Über 160 neue Berufe gibt es seit 
Abschaffung des BAT und zudem soll die 
Systematik der Eingruppierungen (auch al-
ler bisherigen Berufe) hin zur Eingruppie-
rung nach Tätigkeitsmerkmalen verändert 
werden. Eine Mammutaufgabe also, bei 
der selbstverständlich Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertretungen jeweils aus ih-
rer Sicht das Beste herausholen wollen. 
Geeinigt hat man sich bisher auf eine Pro-
zessvereinbarung für die Verhandlungen, 
wobei es zum Zeitpunkt des Vortrages so 
aussah, als würden die Arbeitgeber diese 
Einigung wieder in Frage stellen. Mit einem 
Abschluss der Verhandlungen ist nach der-
zeitigen Planungen in 2012 zu rechnen. 
Sollte sich ver.di mit ihren Vorstellungen 
von der Eingruppierung der neuen Heil-
berufe durchsetzen, würden PP dann in 
Entgeltstufe 15 (Dipl.-Psych. 13) und KJP 
in EG 12 (sofern sie einen Grundberuf ha-
ben, der in EG 9 eingestuft ist) landen. Bei 
(zukünftig) gleichem Zugang auf Master-
Niveau heißt das Ziel selbstverständlich EG 
15. Drücken wir ver.di also die Daumen. 
Oder noch besser: Sorgen wir dafür, dass 
die Stimmen der neuen Heilberufe in den 
Ohren derjenigen möglichst präsent sind, 
die am Verhandlungstisch sitzen.

Früher war es durchaus üblich, dass sich 
Träger im Gesundheitswesen wie Wohl-
fahrtsverbände, Kirchen etc. den Tarifergeb-
nissen im öffentlichen Dienst anschlossen. 
Dem BAT kam also eine echte Leitfunktion 
in der Tarifpolitik zu. Von einer derartigen 
Leitfunktion von TVL/TVöD kann heute 
nicht mehr ausgegangen werden. Haus- 
oder Konzerntarifverträge gewinnen zu-
nehmend an Bedeutung. Steffen Kühhirt, 
Landesfachbereichsleiter Gesundheit, So-
ziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen vom 
ver.di-Landesbezirk Nord machte in einem 
bildhaften Vortrag transparent, wie Tarifpo-
litik funktioniert. Besonderes Augenmerk 
legte er auf die Bedingungen, die aus ge-

werkschaftlicher Sicht erfüllt sein müssen, 
damit Verhandlungen mit Konzern- oder 
Institutionsgeschäftsführungen erfolgreich 
sein können. Er verwies v. a. darauf, dass 
ein sachgerechtes Anliegen alleine (hier 
also Höhergruppierung von PP und KJP) 
nicht reicht, um erfolgreich verhandeln zu 
können. Vielmehr muss das Anliegen von 
einem beachtlichen Teil der Belegschaft 
und hier insbesondere von den Berufskol-
legInnen geteilt und unterstützt werden. 
Wenn es in einem Betrieb beispielsweise 
fünf BerufskollegInnen gibt und drei da-
von sind mit ihren individuellen außerta-
riflichen Arrangements sehr zufrieden, ist 
die Verhandlungsposition eben schlecht. 
Steffen Kühhirt schilderte eindrucksvoll, 
wie es in Verhandlungen zugeht, wenn 
ein Arbeitgeber nachweisen kann, dass die 
Gewerkschaft nur für einen kleineren Teil 
der Belegschaft spricht. Möglichst große 
Geschlossenheit ist also als unverzichtbare 
Voraussetzung für Verhandlungserfolg anzu-
sehen. Und an dieser Stelle hat jeder die 
Chance, etwas für die Herstellung dieser 
Voraussetzung zu tun. Liegt diese Voraus-
setzung vor, wäre es ideal, wenn sich Be-
rufskollegInnen auch in Tarifkommissionen 
einbringen und damit direkt an Verhandlun-
gen beteiligt sind. Auch hier bietet die un-
mittelbare Präsenz unserer Berufsgruppen 
die größte Gewähr, dass unsere Anliegen 
angemessene Berücksichtigung finden.

Was gehen kann, wenn sich unsere Be-
rufsgruppen nahezu geschlossen und en-
gagiert an den richtigen Stellen in die Ta-

rifpolitik einmischen, schilderte schließlich 
Klaus Thomsen, Betriebsrat bei der Damp 
Holding AG und eben auch Berufskollege. 
(Auch dieser Vortrag steht Ihnen als Folien-
präsentation auf unserer Homepage www.
pksh.de unter „Service für Mitglieder à 
Downloads à Hinweise für angestellte Mit-
glieder“ zur Verfügung). Hier gelang eine ta-
rifliche Gleichstellung von PsychologInnen 
mit ÄrztInnen und von PsychotherapeutIn-
nen mit FachärztInnen. Aus vielen Gege-
benheiten, die diesen Erfolg ermöglichten, 
hob Klaus Thomsen heraus, dass wir in der 
Regel eine kleine Berufsgruppe darstellen, 
die nur punkten kann, wenn sie einen ho-
hen Organisationsgrad aufweist (in Damp 
waren und sind das ca. 90%), wenn sie 
in einer Tarifkommission aktiv mitwirkt, im 
Idealfall direkt am Verhandlungstisch sitzt 
und es auch schafft, andere Berufsgruppen 
als Unterstützer für das eigene Anliegen zu 
gewinnen. Dass eine nachvollziehbare Ar-
gumentation und der Verzicht auf elitäres 
Denken und Auftreten hierfür hilfreich sind, 
versteht sich von selbst. Ein Blick über den 
rein monetären Tellerrand hinaus gewähr-
te Klaus Thomsen, als er andere psycho-
logische Einflüsse in der Tarifpolitik dieses 
Konzerns geltend machte. So konnte z. B. 
in 2007 „SAT“ verabschiedet werden, eine 
Tarifvereinbarung zur selbstverantworteten 
Arbeitszeit im Team und derzeit verhandelt 
man einen „TV alt und gesund“ (Tarifvertrag 
für berufliche Gesundheit und altersgerech-
tes Arbeiten).

Fazit nach einer sich den Vorträgen an-
schließenden Diskussion: Es bestehen 
viele Möglichkeiten, den neuen Heilbe-
rufen in der Tarifpolitik Geltung zu ver-
schaffen. Nur: Wir müssen es selber tun. 
Darauf warten, dass andere es für uns 
tun, und sich dann beklagen, dass die 
anderen genau das eben nicht tun, ist 
definitiv kein erfolgversprechender Weg.

Bernhard Schäfer 
Vizepräsident

Muster-Datenblatt gemäß 
Dienstleistungs-Informa-
tionspflichten-Verordnung 
(DL-InfoV)

Im Juni 2010 hatten wir Sie über das 
Inkrafttreten der DL-InfoV und die sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen 
informiert. Es war darauf hingewiesen 
worden, dass die Information auch 
über ein in der Praxis ausliegendes Hin-
weisblatt möglich ist. Ein Muster für ein 
solches Hinweisblatt hat nun unser Jus-
titiar, RA Kühnelt, erstellt. Sie finden es 
zum Download auf unserer Homepage 
unter „Service für Mitglieder à Down-
load à Hinweise für niedergelassene 
Mitglieder“.

Geschäftsstelle

Alter Markt 1 – 2, 24103 Kiel
Tel. 0431/66 11 990
Fax 0431/66 11 995
Mo bis Fr: 9 – 12 Uhr
zusätzlich Do: 13 – 16 Uhr
Mail: info@pksh.de
Homepage: www.pksh.de
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B. Strauß, M. Hautzinger, H. J. Freyberger, J. Eckert & R. Richter: „Wie wissenschaftlich 
fundiert sind Entscheidungen des Gemeinsamen Bundesausschusses zur  
Psychotherapie?“, Psychotherapeutenjournal 2/2010

G-BA: Wissenschaft als 
Ideologie

Der methodenkritische Beitrag der ehe-
maligen BPtK-Expertengruppe zeichnet in 
aufklärend-erschreckender Weise und sehr 
differenziert nach, dass die Entscheidung 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA), die Gesprächspsychotherapie 
(GPT) sozialrechtlich nicht anzuerken-
nen, keinesfalls auf dem – gesetzlich 
vorgeschriebenen – aktuellen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in der 
Psychotherapie erfolgt ist. Deutlich wird 
herausgearbeitet, dass der G-BA unzuläs-
sige Verkürzungen und Verdrehungen des 
gesprächspsychotherapeutischen Thera-
pieverfahrens hartnäckig vorgenommen 
hat und in massiver Weise das differenzier-
te Grundanliegen evidenzbasierter Medizin 
verfehlt hat. Hinzuzufügen wäre, dass der 
G-BA sachwidrig und in fälschender Weise 
GPT-Studien aus der Bewertung ausge-
schlossen hat. Das alles ist ein Skandal, 
der längst hätte zu einem Aufschrei der 
Bundespsychotherapeutenkammer und 
der Landeskammern führen müssen, wird 
doch hier die wissenschaftliche Grundlage 
des Psychotherapieberufes entscheidend 
negiert. Jedem Psychotherapeuten dürfte 
klar sein, dass diese G-BA-Vorgehensweise 
jedem weiteren Psychotherapieverfahren 
droht, das demnächst zur Krankenversor-
gung in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) zugelassen werden wollte.

Nun könnte man den Eindruck gewinnen, 
dass sich da eben die Wissenschaftler 
streiten: auf der einen Seite die BPtK-
Expertengruppe und weitere Vertreter des 

Berufsstandes, auf der anderen Seite die 
Wissenschaftler der Stabsabteilung des 
G-BA, die öffentlich nicht in Erscheinung 
treten. Zumindest wird diese Sichtweise 
dadurch unterstrichen, dass die Autoren 
des Beitrages selbst klarstellen, dass sie 
ihre methodenkritischen Anmerkungen 
„als Wissenschaftler und nicht als Funkti-
onsträger“ (a. a. O., S. 160) verfasst haben 
wollen.

Eine solche Betrachtungsweise geht je-
doch am Problem vorbei. Denn die Fra-
ge der Anerkennung der GPT war und ist 
keine Angelegenheit eines wissenschaftli-
chen Streites, der mit fachlichen Argumen-
ten ausgetragen wird und bei dem sich 
„das bessere Argument“ in öffentlicher 
Diskussion durchsetzt. Sondern der ge-
samte Prozess des G-BA-Anerkennungs-
verfahrens war von vornherein von dem 
gesundheitspolitischen Willen von Teilen 
der Profession gekennzeichnet, die GPT, 
die bereits berufsrechtlich durch den WBP 
anerkannt war, aus der GKV herauszuhal-
ten. Und hierzu bediente man sich eines 
scheinbar objektiv-wissenschaftlichen Ver-
fahrens, genannt Evidence based Medici-
ne (EbM), gegen das in einer „Wissens-
gesellschaft“ schwerlich anzukommen ist. 
Die ganzen Verdrehungen, Falschbehaup-
tungen und gekonnten Missverständnisse 
wurden immer wieder neu und gezielt ins 
Feld geführt, bis am Ende nur eine einzige 
Studie zur GPT als „wissenschaftlich“ an-
erkannt durchgelassen wurde. Man muss 
das verstehen: Es ging und geht nicht um 
einen wissenschaftlichen Streit, sondern 
um die Benutzung von „wissenschaftli-
chen Prüfverfahren“, die so lange gedreht 

und gewendet wurden, bis nur ein negati-
ves Ergebnis herauskommen konnte.

Jeder Wissenschaftler weiß, dass an jeder 
x-beliebigen Studie solange herumgekrit-
telt werden kann, dass sie am Ende „nicht 
zählt“. Was aber schwerer wiegt, ist, dass 
der G-BA und die ihn unterstützenden 
Kräfte aus der Profession glauben, einer 
szientistischen Ideologie huldigen zu 
müssen, die es gestattet, alles als „nicht 
wissenschaftlich“ zu bezeichnen, was die-
ser Ideologie widerspricht. Wenn eine sol-
che Sichtweise, die nicht in der Lage ist, 
eine Passung von Gegenstand und Me-
thode zu reflektieren, sondern sich allein 
in artifiziellen Methodenkurisositäten ver-
fängt und willkürlich herumrechtet, dann 
stellt sich unweigerlich die Frage nach 
dem „cui bono“. Der Begriff der Ideolo-
gie ist angebracht, weil diese Forscher-
gruppen in dem „falschen Bewusstsein“ 
agieren, dass allein die einheits-(natur-)
wissenschaftliche Methodologie und Me-
thodik wissenschaftliche Erkenntnis ge-
neriert. Und diese gestattet es dann zu-
gleich, ein anmaßendes instrumentelles 
Herrschaftswissen in Anschlag zu bringen. 
Sozial- und geisteswissenschaftliches 
Wissen und Forschen als das Andere der 
Naturwissenschaften werden dadurch 
konsequent exkommuniziert.

Prof. Dr. Dr. Günter Zurhorst 
Psychologischer Psychotherapeut 

Hochschule Mittweida 
Fakultät Soziale Arbeit 

Technikumplatz 17 
09648 Mittweida 

zurhorst@hs-mittweida.de
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J. Hoyer & J. Kleinert: „Leistungssport und psychische Störungen“,  
Psychotherapeutenjournal 3/2010

Sport: psychologische und päd-
agogische Kompetenz dringend 
nötig

Ich fand den Artikel sehr interessant und 
informativ. Zu kurz kamen zwei Aspekte:

Ein Leistungssportler mit z. B. 25 Jahren 
hat i. d. R. mindestens eine 15-jährige 
Ausbildung hinter sich, d. h. mit 10 Jahren 
(häufig auch viel früher) beginnt schon die 
Vorbereitung darauf, ein Spitzensportler 
zu werden. Die Kindheit und Jugend, ver-
bunden mit den sozialen Bezügen verläuft 
nicht mehr „normal“. Dies hat einerseits 
entwicklungspsychologische Konsequen-
zen und schafft andererseits außerge-
wöhnliche Bedingungen für die Herausbil-
dung von psychischen Störungen.

Mein Beruf als Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut wird leider nicht 
erwähnt. Dabei sind wir wichtige An-
sprechpartner. Ich behandle immer wie-

der ängstliche und depressive Jugend-
liche, die aus dem (Leistungs-)Sport 
herausfallen u. a. wegen unfähiger Trai-
ner und unmenschlichen Bedingungen.  
Die Liebe der Kinder und Jugendli-
chen zum Sport wird oft nachhaltig 
zerstört und psychische Störungen er-
halten dann einen idealen Nährboden. 
Auch bei Sebastian Deisler (s. Literatur-
hinweis im Artikel) hat sich die depressive 
Störung bereits im Jugendalter entwickelt, 
wie er selbst sagt. Seine Sensibilität und 
Verletzbarkeit in Verbindung mit familiären 
Problemen wurde von seinem (professio-
nellen) Umfeld nicht wahrgenommen. Ei-
ne frühzeitige Behandlung bei einem Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
hätte vielleicht einiges verhindern können.

Der Weg eines sportlich talentierten Kindes 
zum Leistungssport entpuppt sich meist 
als gnadenlose Selektion. Was passiert mit 
denen, die den Weg nicht schaffen? Wie 
der Artikel zeigt, machen die psychischen 

Kompetenzen meist den Unterschied aus. 
Die oft kritiklose Orientierung auf Leistung, 
Ergebnisse, Kampf und Konkurrenz sollte 
gerade bei Kindern, denen es erst einmal 
nur um Spaß und soziales Miteinander 
geht, durch uns in Frage gestellt werden.

Der Wunsch der Autoren nach mehr fach-
licher Kooperation lässt sich nur verwirkli-
chen, wenn dieses Anliegen auch im Brei-
tensport in die entsprechenden Gremien 
hineingetragen wird, denn hier ist psycho-
logische und pädagogische Kompetenz 
mehr als dringend nötig. Sport ist insofern 
nicht nur eine wichtige Nebensache, son-
dern auch ein bedeutsames Feld, in dem 
psychischen Störungen vorgebeugt wer-
den kann.

Dipl. Soz.päd. Reinhold Beer 
Kinder- und Jugendlichen

psychotherapeut 
Bäckerzeile 3 B 

83512 Wasserburg

Hardt/Bauer/Cramer-Düncher u.a. (Hrsg.)
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Psychotherapie?
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Mo – Do 13.30 – 15.00 Uhr
info@pknds.de
www.pknds.de

Nordrhein-Westfalen
Willstätterstraße 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211/522847-0
Fax 0211/522847-15
Mo – Do 8.30 – 16.30 Uhr
Fr 8.30 – 14.30 Uhr
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de

Ostdeutsche Psychothera
peutenkammer
Karl-Rothe-Str. 4
04105 Leipzig
Tel. 0341/462432-0
Fax 0341/462432-19

info@opk-info.de
www.opk-info.de

Rheinland-Pfalz
Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 30
55130 Mainz
Tel. 06131/5703813
Fax 06131/5700663
Mo – Fr 10.00 – 12.30 Uhr
Di und Do 14.00 – 16.00 Uhr
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de

Saarland
Scheidterstr. 124
66123 Saarbrücken
Tel. 0681/9545556
Fax 0681/9545558
Mo, Di 8.30 – 12.30, 13.30 – 
17.30 Uhr
Mi 13.30 – 17.30 Uhr
kontakt@ptk-saar.de
www.ptk-saar.de

Schleswig-Holstein
Alter Markt 1-2 / Jacobsen-Haus
24103 Kiel
Tel. 0431/661199-0
Fax 0431/661199-5
Mo – Fr 9.00 – 12.00 Uhr
Do 13 – 16 Uhr
info@pksh.de
www.pksh.de
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folgender Institution beigelegt:
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Das AWO Psychiatriezentrum in Königslutter  ist eine große, modern konzipierte 
Fachklinik für Psychiatrie und Psychotherapie mit einer eigenständigen Klinik für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie sowie der Psychiatrieakademie, 
einer dem Hause angegliederten Fortbildungseinrichtung. Als zertifiziertes Unter-
nehmen im Rahmen der Auditierung Beruf und Familie nimmt eine nachhaltige fami-
lienbewusste Personalpolitik einen hohen Stellenwert ein. 
 
Wir suchen: 
 
für unsere Psychotherapiestation mit traumatherapeutischem Schwerpunkt ab September 2010 oder 
später eine/n 
 

 
 

Psychologische/n Psychotherapeuten/in 
 

in Vollzeit 
 

 
 
Neben der abgeschlossenen Ausbildung in einem psychotherapeutischen Hauptverfahren haben Sie 
sich bereits in spezieller Traumatherapie fortgebildet und besitzen damit mehrjährige praktische Erfah-
rung. 
 
Sie haben Interesse und Freude an der Arbeit mit traumatisierten Menschen und möchten sich der Her-
ausforderung stellen, an verantwortungsvoller Stelle bei der Umsetzung und Weiterentwicklung unseres 
therapeutischen Spektrums mitzuwirken. 
 
Auf unserer 18 Betten-Station behandeln wir Patientinnen und Patienten mit neurotischen, strukturellen 
und psychosomatischen Beschwerden. Ein besonderer Schwerpunkt ist die Versorgung von Menschen 
mit traumatischen Lebensbelastungen. Wir arbeiten nach einem integrativen Konzept, das psychody-
namische, verhaltenstherapeutische und körpertherapeutische Elemente verbindet. 
 
 
Wir bieten: 
 
• die langfristige Mitarbeit in einem hoch motivierten und langjährig erfahrenen Stationsteam 

• kostenlose Fortbildungsangebote und vielfältige Möglichkeiten für Zusatzqualifikationen über die 

Psychiatrieakademie Königslutter 

• regelmäßige interne und externe Supervisionen 

• die Vergütung nach dem TVöD 

• die Möglichkeit zur Ausübung von Nebentätigkeiten.  

 
Bei der Wohnungsbeschaffung und Organisation einer Kinderbetreuung helfen wir Ihnen gerne.  
 
 
Ihre Bewerbungsunterlagen bzw. Anfragen richten Sie bitte an: 
 
AWO Psychiatriezentrum 
Ärztlicher Direktor 
Dr. med. M.-Z. Hasan 
Vor dem Kaiserdom 10 
38154 Königslutter 
Tel.:  05353 – 90 1111 
mohammad-zoalfikar.hasan@awo-apz.de 
www.awo-psychiatriezentrum.de 
www.psychiatrie-akademie.de 

 

 
  

AWO Psychiatriezentrum 
Vor dem Kaiserdom 10 
38154 Königslutter 
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Das Klinikum Chemnitz gehört zu den größten Krankenhäusern 
Deutschlands und verfügt über ein breites diagnostisches und thera-
peutisches Spektrum.

In der Klinik für Psychiatrie, Verhaltensmedizin und Psychoso-
matik ist zum nächstmöglichen Termin eine Stelle als

Sozialtherapeut (m/w)
zu besetzen. Die Stelle ist zunächst für zwei Jahre befristet mit der 
Option zur Entfristung. 

Die Klinik für Psychiatrie, Verhaltensmedizin und Psychosomatik 
umfasst mit zehn Stationen und tagesklinischer Anbindung ins-
gesamt 179 Betten und 60 tagesklinische Behandlungsplätze. Ein 
spezialisiertes Behandlungsangebot liegt für Angst- und Zwangs- 
störungen, affektive Störungen, gerontopsychiatrische Störungs-
bilder, Persönlichkeitsstörungen, psychosomatische Erkrankungen, 
chronische psychische Störungen und Suchterkrankungen vor. Wir 
sind eine verhaltenstherapeutische orientierte Klinik.

Ihre Aufgaben bestehen
l in der Durchführung von Einzel- und Gruppentherapien
l in der Anwendung und Auswertung psychodiagnostischer 
 Verfahren
l im Verfassen von Anträgen und Berichten
l in der Leitung des therapeutischen Teams

Wir erwarten
l eine mindestens zweijährige Berufserfahrung in der Arbeit im 
 Bereich der Suchttherapie, vor allem im Bezug auf illegale 
 Drogen
l Grundkenntnisse bzw. Interesse an der Leitung einer Suchtstation
l Teamfähigkeit und Flexibilität
l eine begonnene/abgeschlossene Psychotherapieausbildung 
 (Erwachsene, KJP)

Eine betriebliche Altersversorgung und Möglichkeiten der zu-
sätzlichen privaten Rentenvorsorge werden angeboten. Als fami-
lienfreundliches Unternehmen besitzt das Klinikum Chemnitz eine 
Betriebskindertagesstätte. Weiterhin bietet Chemnitz alle Bildungs- 
und Schulformen sowie eine Technische Universität.

Unter www.klinikumchemnitz.de finden Sie nähere Angaben zu 
unserem Klinikum.

Der Chefarzt der Klinik Psychiatrie, Verhaltensmedizin und 
Psychosomatik, Herr Dr. med. Barth, steht Ihnen unter der 
Telefon-Nr. (0371) 333-10501 und per E-Mail: t.barth@skc.de 
gern für weitere Informationen zur Verfügung. 

Wenn wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre 
aussagekräftige Bewerbung auf dem Postweg bis zum 04.01.2011 
an die

  Klinikum Chemnitz gGmbH
  Abt. Personalwesen, Frau Nöcker
  Flemmingstraße 2, 09116 Chemnitz

KLINIKUM CHEMNITZ gGmbH
Akademisches Lehrkrankenhaus der Universität Leipzig
und der Technischen Universität Dresden
Mitglied im deutschen Netzwerk „Gesundheitsfördernde Krankenhäuser“
Zertifiziert nach „Joint Commission International Accreditation“,
Chicago/USA
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Arbeitsplatz Caritas

Der Caritasverband Oberhausen sucht für sein 
psychosoziales Gesundheitszentrum einen

Diplom-Psychologen 
mit Approbation oder  

abgeschlossener therapeutisch-
suchtspezifischer Ausbildung  

(VDR Anerkennung)

für die Ambulante Rehabilitation Sucht und 
Beratung suchterkrankter junger Erwachsener.

Wir erwarten von Ihnen

•	 Grundlegende Kenntnisse im Bereich der 
Suchtkrankenhilfe

•	 Erfahrungen in der Arbeit mit sucht- und 
psychisch erkrankten Menschen

•	 Fähigkeit zur Teamarbeit und 
institutionsübergreifender Kooperation

•	 Flexibilität in Arbeitgestaltung und 
selbständigem Handeln

•	 Identifikation mit dem Leitbild der Caritas
•	 Mitgliedschaft in einer christlichen Kirche

Wir bieten Ihnen

•	 Eine kreative und verantwortungsvolle 
Tätigkeit

•	 Eine unbefristete Stelle mit Vergütung 
gemäß AVR sowie Zusatzversorgung

•	 Fort- und Weiterbildung

Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen 

senden Sie bitte an den Caritasverband, 

zu Händen Herrn Caritasdirektor 

Werner Groß-Mühlenbruch, 

Lothringer Straße 60, 

46045 Oberhausen.

Für weitere Informationen steht Ihnen der Ärztliche Direktor, Herr 
Dr. Stefan Elsner, gerne unter Telefon 02632 407-5412 zur Verfügung. 
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte unter 
Angabe der Kennziffer 1241 bis zum 4. Januar 2011 an:

Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach
Personalabteilung • Vulkanstraße 58 • 56626 Andernach

www.rhein-mosel-fachklinik-andernach.de

wiederzubesetzen, da der bisherige Stelleninhaber in den Ruhestand 
gegangen ist.

Die/der Leitende Psychologin/Psychologe soll Führungs-, Planungs- 
und Entwicklungsaufgaben für den psychologischen Dienst (bisher 
11 Psychologische Psychotherapeuten, zurzeit 4 PPIAs) der Rhein-
Mosel-Fachklinik Andernach übernehmen und gegenüber der Klinik-
leitung vertreten. Daneben sollen in einem gewissen Umfang patien-
tenbezogene Aufgaben einer/eines Klinischen Psychologin/-en bzw. 
Psychologischen Psychotherapeutin/-en bewältigt werden.

Wir erwarten von einer/einem Bewerber/in langjährige berufliche Er-
fahrungen im psychiatrischen Arbeitsfeld, in der klinischen Psycholo-
gie und insbesondere eine breite psychotherapeutische und psycho-
diagnostische/testdiagnostische Expertise. 

Ausgeprägte Führungsqualitäten, Teamfähigkeit und überdurch-
schnittliches Engagement sind notwendige Voraussetzungen. Die 
Bereitschaft zur Supervision der Psychologen im Praktikum, der psy-
chologischen Praktikanten und die aktive Mitwirkung bei der curri-
cularen Weiterbildung der Assistenzärzte sind zwingend. Überblick 
über die Anwendungsmöglichkeiten der klinischen Psychologie und 
deren vertiefte Kenntnis im psychiatrischen Arbeitsfeld erleichtert die 
Zusammenarbeit mit den Klinikgremien. Bereitschaft zur Etablierung 
neuer psychotherapeutischer Verfahren wird gewünscht. Pflege und 
Aktualisierung des Psychologischen Labors/Testothek werden er-
wartet.

Wir setzen voraus, dass sich die Bewerberin/der Bewerber mit den 
Zielen und dem Leitbild des Landeskrankenhauses (AöR) identifiziert 
und die Führungsarbeit auf der Grundlage der bestehenden Leitlinien 
praktiziert. Insoweit übernimmt sie/er Arbeitgeberaufgaben.

Die Vergütung richtet sich nach den Bestimmungen des TV-L mit den 
üblichen Sozialleistungen des öffentlichen Dienstes. Nebeneinnah-
men durch Erstellung von Gutachten sind möglich.

Bewerber/innen mit Behinderungen werden bei entsprechender Eig-
nung bevorzugt eingestellt. Bewerbungen von Frauen sind ausdrück-
lich erwünscht.

Im krankenkassenfinanzierten Bereich der Rhein-Mosel-Fachklinik  
Andernach ist zum nächstmöglichen Termin die Stelle einer/eines 

Die Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach – Akademisches Lehr kran kenhaus 
der Universitäts medizin Mainz – ist ein Behandlungszentrum für Psychiatrie, 

Psychotherapie, Psycho somatik und Neurologie mit mehr als 1.000 Betten/Plätzen 
in differenzierter Leis tungsstruktur in der Trägerschaft des Landeskrankenhauses 

(AöR). 

Die Klinik ist Zentrum gemeindepsychiatrischer Verbundsysteme mit Tageskliniken, 
Institutsambulanz, psychiatrischem und heilpädagogischem Heim und  

komplementären, außer klinischen Versorgungsaufgaben. Sie beschäftigt rund  
1.200 Mitarbeiter/innen.

Andernach liegt in landschaftlich reizvoller Umgebung direkt am Mittelrhein in 
unmittelbarer Nähe von Koblenz. Die Region verfügt über einen hohen Freizeit  wert 
mit vielfältigen Kulturangeboten. Alle weiterführenden Schulen befinden sich am Ort.

Wir sind ein moderner Arbeitgeber, der sich der Gesundheitsförderung der  
Mitarbeiter/innen widmet, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördert und im 
Rahmen seiner Möglichkeiten behinderten- und altersgerechte Arbeitsplätze zur 

Verfügung stellt.

Leitenden
PsychoLogin/-en
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Die Dr. Becker Brunnen-Klinik ist eine 
seit über 20 Jahren bestehende Psycho- 
somatische Rehabilitationsklinik mit 160 
Betten. Träger ist die Dr. Becker Klinik-
gesellschaft mbH & Co KG, ein zu den 
10 größten Trägern von Rehakliniken  
zählendes Familienunternehmen. Wir be- 
handeln im Auftrag der Deutschen Ren-
tenversicherung, der gesetzlichen und  
privaten Krankenkassen Patienten mit De- 
pressionen, Ängsten, somatoformen Stö- 
rungen, Migräne und Tinnitus. Unser 
Selbstverständnis ist integrativ, wir ver-
wenden psychodynamische und kognitiv-
verhaltenstherapeutische Verfahren. 

Zur Verstärkung unseres multidisziplinären 
Teams suchen wir für ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis zum nächstmöglichen 
Eintritt  eine/-n

approbierte/-n 
Psychologische 
Psychotherapeutin/ 
Psychologischen 
Psychotherapeuten
in Voll- oder Teilzeit
Wir bieten Ihnen neben einer Tätigkeit 
in einem abwechslungsreichen, inte- 
ressanten Arbeitsumfeld u. a.:
– Attraktive, leistungsbezogene  
 Vergütung
– Externe Gruppensupervisionen
– Unterstützung bei Fortbildungen

Horn-Bad Meinberg liegt in Ostwestfalen-
Lippe am Fuße des Teutoburger Waldes. 
Alle Schulformen finden sich vor Ort. 
Wenn Sie aufgeschlossen für methoden- 
integrative Psychotherapie sind sowie 
Freude an Teamarbeit haben, richten Sie 
Ihre schriftliche Bewerbung bitte an:

Dr. Becker Brunnen-Klinik
Herrn Verwaltungsdirektor U. Konert 
Tel. (0 52 34) 9 06-0
Rückfragen an 
Herrn Chefarzt Dr. med. M. Ohly
Tel. (0 52 34) 9 06-1 17
E-Mail: mohly@dbkg.de
Blomberger Str. 9 
32805 Horn-Bad Meinberg
www.brunnen-klinik.de

Brunnen-KlinikDr. Becker

Psychotherapie und Psychosomatik
Rehabilitation und Prävention
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Arbeitsplatz Caritas

Der Caritasverband Oberhausen sucht für 
seine REHA-Einrichtung Schloss Bellinghoven 
in Rees einen

Diplom-Psychologen 
oder 

Sozialpädagogen (m/w) 
mit therapeutischer Zusatzausbildung 

für die psychotherapeutische Beratung und 
Behandlung junger Erwachsener, die psychisch 
und/oder durch eine Suchterkrankung beein
trächtigt sind.

Wir erwarten von Ihnen
•	 psychologisch-psychotherapeutische 

Kenntnisse in der Behandlung 
von psychisch kranken und / oder 
suchtkranken Menschen

•	 Erfahrungen i. stationären psychiatrischen 
Bereich

•	 Fähigkeit zur Teamarbeit
•	 Identifikation mit dem Leitbild der Caritas
•	 Mitgliedschaft in einer christlichen Kirche

Wir bieten Ihnen
•	 Eine kreative und verantwortungsvolle 

Tätigkeit
•	 Eine zunächst auf ein Jahr befristete 

Vollzeitstelle mit Vergütung gemäß AVR 
und zusätzlicher Altersversorgung

•	 Supervision und Fortbildung
•	 Alternative Möglichkeit einer 

freiberuflichen Zusammenarbeit

Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen 

senden Sie bitte an den Caritasverband, 

zu Händen Herrn Caritasdirektor 

Werner Groß-Mühlenbruch, 

Lothringer Straße 60, 

46045 Oberhausen.

Für die Leitung der psychosozialen Beratungs-

und Behandlungsstelle Pfaffenhofen/Ilm

personal@prop-ev.de

suchen wir ab sofort in Vollzeit (40 Std./Woche)

Unsere Suchtberatungs- und Behandlungsstellen

leisten im Auftrage des Bezirks und des

Landkreises die psychosoziale Suchtversorgung

und Suchtprävention der Region und die

ambulante Suchtrehabilitation. Dem multi-

professionellen Mitarbeiterteam gehören Fach-

ärzte, Psychologische Psychotherapeuten,

Suchttherapeuten, Diplom-Sozial-Pädagogen

und Verwaltungskräfte an.

Wir bieten Ihnen einen vielseitigen Arbeitsplatz in

einem hochmotivierten interdisziplinären Team,

eine gute, tragfähige Teamatmosphäre, inner-

betriebliche und externe Weiterbildungsmöglich-

keiten und -zuschüsse, regelmäßige Super-

visionen sowie leistungsgerechte Bezahlung.

Wir wünschen uns eine Kollegin / einen Kollegen

mit Durchsetzungsfähigkeit und Kreativität, der

Bereitschaft zur selbständigen Arbeit, Qualitäts-

und Dienstleistungsbewusstsein. Zu Ihrem beruf-

lichen Selbstverständnis gehören Professio-

nalität, Flexibilität, Engagement und Konfliktfähig-

keit.

Für Fragen zum Aufgabenbereich steht Ihnen

gerne Herr Pölsterl, Tel. 08122/999813-0, zur

Verfügung. Bitte senden Sie Ihre Bewerbung per

E-Mail an oder per Post an

nebenstehendeAdresse.

1�approbierten�Psychologischen

Psychotherapeuten�(m/w)

1�Dipl.�Psychologen�in�ent-

sprechender�Weiterbildung�(m/w)

oder

Prop e. V. ist ein Verein für

Prävention, Jugendhilfe

und Suchttherapie.

setzen mit innovativen

Ideen und Projekten Ak-

zente für eine zukunfts-

orientierte und effiziente

Rehabilitation, Betreuung

und Jugendarbeit.

Wir

Prop�e.�V.

z.�Hd.�Frau�Kannabich

Hirtenstraße�26

80335�München

www.prop-ev.de

Die Fachklinik F42 der ADV gGmbH
in Berlin-Neukölln

sucht zum 1.12.2010 oder später einen

Approbierten Psychologischen
Psychotherapeuten/Ärztlichen Psychotherapeuten

(m/w)

als Einzel- und Gruppentherapeut für eine volle Stelle (38,5 h /
Woche). Bewerber sollten Erfahrung im Suchtbereich haben und
nach dem Studium der Psychologie oder Medizin eine verhal-
tenstherapeutische Zusatzausbildung absolviert haben. Wir
erwarten Flexibilität, hohes Engagement und eine Identifikation
mit den Zielen der Rehabilitationsbehandlung bei drogenabhän-
gigen Patienten. 
Wir bieten einen attraktiven Arbeitsplatz mit leistungsgerechter
Vergütung und Möglichkeiten, konzeptuell mitzuarbeiten und
eigene Ideen und Vorstellungen einzubringen. Dabei fördern wir
Ihre Fort- und Weiterbildungsinteressen. Die Anstellung ist vor-
erst auf ein Jahr befristet.

Fragen und Bewerbungen an: ADV F42
z. Hd. Frau Adlung oder Herrn Remmert

Flughafenstr. 42, 12053 Berlin 
Tel.: 030 / 609 78 20 

vorzugsweise per mail an: christian.remmert@adv-suchthilfe.de
www.adv-suchthilfe.de
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Intervision

Intervisionsgruppe  
Rhein-Bergischer Kreis VT  
sucht Mitglieder.

Kontakt Tel. 0214-5008810 oder
Tel. 0220483705

Intervisionsgruppe (VT/GT) 
Kreis Offenbach
sucht neue Mitglieder, PP oder KJP 
(VT oder TP)
Kontakt: 06074-95030
oder praxis-driedger@t-online.de

Psychologische Psychotherapeuten 
für Intervisionsgruppe i. R.  
Kassel gesucht.

Tel. 056128610524

KV – Qualitätszirkel
zur Intervision in Neuss

sucht neue TeilnehmerInnen.  
Anfragen unter

E-mail: praxis@martinahahn.de
oder Telefon: 02131-3869666

Jobsharing

Kaiserslautern-Stadt:
Psycholog. Psychotherapeut sucht 
Jobsharing-Partner/in VT Erwach
sene für vorläufig ca. 6 Std./Woche 
ab Sommer 2011.
Kontaktaufnahme per Email: 
pp.theiss.kl@gmx.de

Psychologische Psychotherapeutin 
(VT) sucht Jobsharing in / um  
Lüneburg, KV-Zulassung 
erwünscht.

Tel.: 0179-9214788

Raum Kassel
Biete Jobsharing für gut eingeführte 
KJP-Praxis (TP), ca. 10 Thera-
piestd./Wo. Sehr schöne Räume,  
20 km südlich von Kassel,  
sehr gute Verkehrsanbindung.
Chiffre: 100490

Erfahrener PP (44 J., VT, Erw., 
Zusatzqu. KJ) sucht in Berlin 
Job-Sharing (gern auch bei TP), 
Praxisanstellung oder Entlastungs-
ass., ca. 5 – 15 Wochenstd., spätere 
(Teil-)Übernahme möglich.  
adrian.urban@web.de

Praxisabgabe

Mühlacker – BW, Praxis (VT-PP, 
KJP) zu verkaufen / abzuge-
ben. Raumübernahme in einer 
Praxisgemeinschaft (Neurologin, 
Psychiaterin + PT) erwünscht, aber 
nicht Bedingung. Übergangsweise 
Jobsharing möglich; KV-Zulassung 
vorhanden. Tel. 07041 – 81 81 662

Ludwigshafen/Rhein: Psychothe-
rapeutische Praxis (VT-Erw.) von 
PP zu verkaufen. KV-Zulassung 
vorhanden. Übernahme als Ge-
meinschaftspraxis/BAG möglich. 
Zuschriften mit Preisvorstellung bitte 
unter Chiffre 100495

Praxisanteil einer Kinder-und 
Jugend-Psychotherapiepraxis (TP, 
AP) in Mannheim zu verkaufen. 
KV-Teilzulassung ist möglich.
Tel. 0621-372884 od.
06221-803384

Praxis für Kinder- und Jugendpsy-
chotherapie in Duisburg Altstadt 
ab sofort oder später zu verkaufen; 
KV-Zulassung vorhanden. 
Tel. 0203/288950, 
Mobil: 0171/4949369.

Marburg / Lahn
Psychologischer Psychotherapeut 
(TP, Erw.) gibt gut eingeführte halbe 
bis ganze Praxis ab.
KV-Zulassung vorhanden.
email: pa-mr@online.de

Praxisgemeinschaft

Praxisgemeinschaft
Alteingesessene Praxisgemein-
schaft in Köln sucht
Psychotherapeutin (TP-Zulassung 
bevorzugt).
cit-psychotherapie@t-online.de

Suche Psychotherapeuten  
f. Start von Praxisgemeinschaft 
in Erlangen (Nürnberg) 
Bestenfalls mit Hypnose- 
Kenntnissen  
Sanierter Altbau – zentrale  
Premiumlage Klinikdistrikt  
interessantes Arbeitsumfeld  
Medizinstadt Erlangen ZFED 
Universitätsstraße 50 
91054 Erlangen  
Tel.: 09131/4000644,  
mail@zfed.de

Praxisgesuche

Praxisraum für PP/KJP 

in Darmstadt gesucht.

Chiffre 100489

Psychol. Psychotherapeutin mit 
Kassenzulassung in Dresden (PSA, 
TP, Erw., Kinder, Gruppe) sucht Pra-
xisübernahme in (bzw. Tausch nach) 
Leipzig. Tel. 0351/2520291

Psych. Psychotherapeutin (VT, 
Approb. 99) sucht im Raum Köln, 
Rhein Erft, Leverkusen, Rhein. 
Berg., Rhein Sieg Praxis / Praxis
anteil zu kaufen. KV Zulassung / 
Teilzulassung erwünscht.
Kontakt: praxgesuch@gmx.de

Praxistausch

PP sucht Praxis im Rhein-Neckar-
Bereich im Tausch mit Sitz in Mann-
heim, KV-Zulassung erwünscht.

Chiffre 100488

Biete Praxis in Lippe (KV-Zulas-
sung vorhanden), suche Praxis 
im Kreis Herford (KV-Zulassung 
erwünscht). Weibliche PP.

Tel: 017624915338

Praxisübernahme

Berlin/Brandenburg
Psych. Psychotherapeutin (TP, Erw., 

Einzel/Gruppe, EMDR, langjähr. 
klin. Erfahrung) sucht Praxis (-anteil) 

zu kaufen, KV-(Teil-)Zulassung 
erwünscht.

Tel. 0177/7361321

PP in Ausbildung (TP) sucht 
Praxis oder Praxisanteil ab Frühjahr 

2012 in Erfurt oder Umgebung, 
KV-Zulassung erwünscht, gern 

übergangsweise mit Entlastungs
assistenz oder Jobsharing. 

0361/6603827, jbaechli@arcor.de

Berlin
Psychologische Psychothera-

peutin (VT, Erw., Approbation seit 
2001) sucht Praxisanteil zu kaufen, 

Teilzulassung erwünscht.
Tel. 030 – 46 06 52 23

Düsseldorf PP (VT, 33) sucht 
Praxis(-anteil), KV-(Teil-)Zulassung 
erwünscht.
info@praxis-irle.de,
Tel.: 0211 13953799,
www.praxis-irle.de

Frankenberg und Umgebung
Psychologische Psychotherapeutin

(VT, Klinische Hypnose)
sucht

Praxis(-anteil), KV-(Teil-)Zulassung 
erwünscht.

Tel. 0178 – 674 24 68

Psych. Psychoth.  
(TP, Ft und Gt, Erw.)

32 J. Berufserf. in Sozialpsych., 
sucht Praxis (1 oder 0,5),  
KV-Zulassung erwünscht.

im Raum Karlsruhe, Südpfalz
Chiffre 100493

Raum Braunschweig und Umge-
bung Psychol. PT (VT, Hypnoth., 
Appr. 2006) sucht Praxis(-anteil) 

oder Job-Sharing,
KV-(Teil-)Zulassung erwünscht

e-mail: buecher.freunde@arcor.de 
oder

Telefon: 0162 / 3067231

Kinder- und Jugendlichen
psychotherapeut (TP)

sucht Praxis oder Praxisanteil zu 
kaufen

•	 im Raum Wiesbaden (Wiesba-
den-Stadt, Rheingau-Taunus-
Kreis, Main-Taunus-Kreis)

oder
•	 im Raum Fulda

Zahlungsfähigkeit ist garantiert.

KV- (Teil-) Zulassung erwünscht.
Tel: 0611-360 88 17
Mobil: 0177-23 36 100
Email: Frank.Stula@gmail.com

Psychologische  
Psychotherapeutin (VT)

sucht Praxis (-Anteil), KV-(Teil)
Zulassung erwünscht,

in München und Umgebung
ab sofort oder später
Tel.: 0174-3120894

089-23259712
barth@lrz.tum.de

Raum Freiburg/Breisgau-Hochschw. 
Erfahrener Psycholog. Psycho
therapeut sucht Praxis/Praxisanteil 
zu kaufen, KV-(Teil-)Zulassung 
erwünscht, oder Einstieg über 
Jobsharing.
Tel.: 0761 – 401 29 48

Praxisvermietung

Stuttgart-West: schöner Therapie-
raum, in alteingeführter Praxis
gemeinschaft (derz. 2 KJPT, 1 PT, 
1 FA für PT) ab sofort an nette/n 
Kollegen/in abzugeben. Miete 430,– 
€ warm, gem. Wartezimmer, Küche 
..., gute Verkehrsanbindung,
Tel. Böhning: 0711/6153341,
Clemens: 0711/6331570

Vermiete
in meiner Psychotherapeutischen 

Praxis (VT) in Frankfurt
schönen Praxisraum

Dipl. Psych.  
Gabriele Kocklemus-Jochum

Tel. 069 61 85 11

Lkrs. München-Planegg
Vermiete tageweise schönen, hellen 
Praxisraum, ca. 18m², in Praxis
gemeinschaft in Planegg, 3 Min.  
zur S-Bahn.
Tel.: 089-89311644

Schöner Praxisraum (25 qm) in 
Psychotherapiepraxis Kölner 
Innenstadtlage (Eigelstein) zu 
vermieten.

Chiffre 100491

Bremen:
Psychoth. Praxis nahe Hbf bietet 
helle, ruhige Räume – auch 
wochentageweise – z. Unterm. ab 
1.1.2011.

T. 0421/328430
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Hamburg – Eimsbüttel:
schöner Therapieraum in gut 
eingeführter psych. Praxengemein-
schaft (TP) langfristig zu vermieten. 
Tageweise oder als Teilhaber/in 
möglich.
Tel. 040 – 435 071

Lübeck: 2 helle, repräsentative Pra-
xisräume in gut etablierter psycho-
therapeutischer Praxisgemeinschaft 
zu vermieten. Zentral gelegen, sehr 
gute Anbindung an Nahverkehr. 
Telefon: 04521-74785

Praxisraum Köln-Rath, 25 m²,
unmöbl., ab 11/10 zu vermieten.

Verkehrsgünstig gut angebundene
3-Raum-Praxis, 2. OG, Fahrstuhl,
in hellem Wohn-/Geschäftshaus.

Kontakt: Tel. 0221/16848176 oder

Mail ppp@pro-psychologie.de.

Hochfrequente Psychologische 
Praxis für VT sucht ab sofort 
Psychologische/n Psychothera-
peuten/In für Erwachsene und/oder 
Kinder/Jugendliche mit Approbation/
Fachkundenachweis oder Arztregis-
tereintrag. 
Dr. H. J. Hartmann, Heinrichstraße 15, 
36037 Fulda, Tel. 0661/76616

Praxisräume zu vermieten
in bester Lage, 2 Räume + Bad u. 
Wartezimmer, 71m².
Parkmögl., (Teil)möblierung mögl.
32545 Bad Oeynhausen
Kontakt: (05731) 9 55 42

Stellenangebote

MK – Iserlohn (30 Min. Fahrzeit von 
Bochum / Dortmund) Alteingesesse-
ne Praxengemeinschaft (TP und VT) 
sucht Kollegen/in zur Reduzierung 
der Warteliste für 5-20 Std. / Woche. 
Voraussetzung: Approbation und 
Arztregistereintrag. pbz – Psycho
logisches Beratungszentrum 
Am Zeughaus 1, 58644 Iserlohn, 
Tel. 02371/27339

Wir suchen für unsere Praxis in 
Erkelenz 
eine(n) Psychologische(n)
PSYCHOTHERAPEUTEN(IN)
für Kinder und Jugendliche (VT 
oder TP) 
Jobsharing im Angestelltenver-
hältnis 
Information Di./Mi. 9-17 Uhr
Frans Kochen, Aachenerstr. 75, 
41812 Erkelenz, Tel. 02431-945000

Psychologe/in und Kinder- und 
Jugendlichen Psychotherapeut(in) 
zur Anstellung in Praxis im Süden 
Münchens gesucht.

Chiffre 100492

Das DIPT e.V. Köln/Much sucht im 
Rahmen der Kooperationsvereinba-
rung mit dem Alexianer Kranken-
haus in Krefeld für das Zentrum 
für Psychotraumatologie auf der 
Akutstation
ab sofort oder für später
eine Psychologische Therapeutin/
Dipl. Psych. mit Traumaweiter-
bildung
für Tiefenpsychologische und/oder 
Analytische Psychotherapie für 
halbe bis 3/4-tel Tage in Festan-
stellung.

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung an:
Dt. Inst. für Psychotraumatologie 
e.V., Springen 26, 53804 Much 
oder an heike.lueck@psychotrau-
matologie.de

Hamburg – 14 m², hell, möbliert, 
incl. Telefon und Internet, in psy-
choth. Praxisgemeinschaft Teilzeit 
ab sofort; Osterstraße 79.

Tel.: 040/244241590.

Sicherstellungsassistent/in für 
psychotherapeutische Praxis (VT) in 
Chemnitz ab Ende 2010 für mind. 1 
Jahr gesucht. Gruppenbehandlung 
unter Supervision zum Erwerb der 
Abrechnungsgenehmigung möglich. 
Spätere Übernahme 1/2 Praxis 
möglich, KV-Teilzulassung vorhan-
den. Tel: 0371/2739441 oder
info@psychotherapie-stahl.de

Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut(-in)

zur Anstellung/Praxisassistenz
für Praxis in Düsseldorf gesucht, 

ca. 10-20 Std./Wo.

Tel. 0211/2909783

Biete für Psychotherapeut(in) mit 
Arztregistereintrag und Approbation 
Anstellung mit 15 Therapiesitzun-
gen/Woche in norddeutscher Land-
praxis mit späterer Übernahme der 
Praxis, KV-Zulassung vorhanden.
Chiffre 100494

Schnell, einfach und bequem!

Kleinanzeigen schaltet man unter 
www.ptv-anzeigen.de

Stellengesuch

PP VT spez. Schmerzpsychothera-
pie, Arztregistereintrag, Befreiung 
v. KZT-Gutachterantrag, Qualifika-
tion Gruppentherapie sucht Anstel-
lung/Jobsharing mit min. 3 Std./
Woche oder Praxis Raum Bremen/ 
Umkreis 100km. 0170/3053330

Stellen-/Praxismarkt

Hinweis an unsere Anzeigenkunden zum Praxiskauf/-verkauf
Das Psychotherapeutenjournal ist das Organ der Psychotherapeutenkammern. Die Psychotherapeutenkam-
mern sind Körperschaften öffentlichen Rechts und als solche den gesetzlichen Regelungen besonders ver-
pflichtet. Wir achten genau darauf, uns an das geltende Gesetz zu halten – auch beim Abdruck von (Klein-) 
Anzeigen (s. a. PTJ 3/09 S. 231).

Bitte verwenden Sie daher folgende Formulierungen, wenn Sie eine Praxis kaufen oder verkaufen 
möchten: 

�� Praxis zu verkaufen; KV Zulassung vorhanden. 
�� Praxisanteil zu verkaufen; KV Teilzulassung ist möglich. 
�� Praxis zu kaufen gesucht; KV Zulassung erwünscht. 
�� Praxisanteil zu kaufen gesucht; KV Teilzulassung erwünscht. 

Mit diesen Formulierungen sind alle relevanten Optionen abgedeckt und es wird allen Formalien entspro-
chen. Wir erlauben uns, Ihre Anzeige ohne Rücksprache entsprechend anzupassen. Welche weiteren 
Beschreibungen der Praxis Sie hinzufügen, ist selbstverständlich Ihnen anheim gestellt. 

Ihr Anzeigenteam 

Ihre Chiffre-Zuschriften senden Sie bitte in einem zweiten  
geschlossenen Umschlag an den Verlag: 

medhochzwei Verlag GmbH
Frau Sabine Hornig
Chiffre Nr. _______

Alte Eppelheimer Str. 42/1
69115 Heidelberg
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Hinweis an unsere Anzeigenkunden zum Leistungsantrag

Wir möchten unsere Leser darauf hinweisen, dass ein Abgeben von Fallarbeit oder des Bericht-
Schreibens an Dritte sowie die Übernahme von fertigen Textbausteinen gegen die Pflicht zur 
persönlichen Leistungserbringung verstößt. Keine Einwendung besteht dagegen, wenn hierzu 
Supervision/Intervision oder Fortbildungsveranstaltungen in Anspruch genommen werden. 

 Ihr Anzeigenteam

Kleine Anzeigen – 
mit groSSer Wirkung!

... und das schon ab
€ 62,– zzgl. MwSt

Qualifizierte Hilfen zum Antrags-
bericht (z.B. Psychodynamik) 
vom erfahrenen Dipl.-Psych. in 
Seminaren, durch tel. Supervision o. 
in regionalen Sprechstdt. Für TP/AP. 
Infos und Termine www.pro-bericht.
de o. 0163/2371303.

Zuverlässige, kompetente und 
qualifizierte Supervision bei

VT-Antragstellung von
Dipl.-Psychologin

Tel.: 02234/ 949 170
E-Mail: ju_bender@t-online.de

Biete Supervision bei 

VT-Antragstellung

www.sorkc.de

Tiefenpsychologisch Fundierte
u. analytische Psychotherapie
Verhaltenstherapie
Supervision bei der Erstellung von 
Berichten an den Gutachter –  
Kinder, Jugendl. u. Erwachsene –
Tel. 0421 / 444 700 
mail: Berichte@t-online.de

Diplom-Psychologin
bietet

Supervision bei  
VT-Antragstellung
Tel.: 02371 / 965072

supervision-vt-berichte@web.de

Tiefenpsychologisch fundierte 
sowie analytische Psychothe-
rapie
Fallarbeit zu Psychodynamik, Diag-
nostik und Behandlungsplanung
Erwachsene, Kinder und Jugend-
liche 
17 Jahre Erfahrung, Express-
Service 
Tel.: 0221 / 995 995 – 10, 
Fax: 0221 / 995 995 – 11 
Mo.-Do. 9:00-15:00 Uhr, 
Fr. 9:00-10:00 Uhr

Aktive Imagination nach 
C.G. Jung
Jahresgruppe 2011 mit  
10 Samstagen
Beginn: 22.01.2011  
(10 – 17.30 Uhr) und
09.02./26.03./30.04./28.05./25.06./
27.08./24.09./05.11./03.12.2011
Anfragen und Anmeldungen:
Dipl.-Psych. Päd. Hanna Wolter,
Tel. 0511-868084, 
coaching-wolter@gmx.de

Speziell für Psychotherapeuten:
Sie wollen ihr Qualitätsmanage-
mentsystem aufbauen, aktualisie-
ren oder zertifizieren lassen? Sie 
möchten Ihre Praxisorganisation 
optimieren?
Ich biete Ihnen hierzu individuelle 
Unterstützung / Beratung an. 
Kompetent, flexibel, zuverlässig, 
vertrauensvoll.
Info: C. Thamm, Tel: 040/88128615,
qms@clemens-thamm.de

Bericht an den Gutachter: 
Verkürzung Ihres bisherigen Zeit-
aufwands auf 1/4. Supervision  
zum Bericht. Erfahrene  
Psychotherapeutin:  
info@pradia.de

coaching disc®

Für Therapie und Beratung

www.coachingdisc.de

Mehr Freude beim  
Antragsverfahren

www.berichte-an-den-gutachter.de

www.bericht-abgelehnt.de

Ratgeberbücher für Psychothe-
rapeuten
- umfassend recherchiert
- wissenschaftlich fundiert
- verständlich formuliert
- vielfach bewährt
www.psychologenverlag.de

Qualifizierte, kompetente und  
zeitnahe Supervision

bei der Erstellung von VT-Anträgen 
(Erwachsene)

durch Psych. Psychotherapeutin.
vt.supervision@yahoo.de

Tiefenpsychologie nach 
C.G. Jung 

2011
Zertifizierte Fortbildungs
seminare auf der Insel Sylt

An vier Wochenenden in den 
verschiedenen Jahreszeiten

Veranstalter:
C.G. Jung Gesellschaft Hamburg

in Kooperation mit der
Sylter Fortbildungsgesellschaft

Info: Tel. 040 – 22 75 92 61
www.cgjunggesellschaft-ham-

burg.de 
www.sylter-fortbildungsgesell-

schaft.de

Psychodiagnostisches Testmaterial
günstig abzugeben.(Hawik, Hawie, 
etc.)

Tel. 089/989819

Transpersonale Psychologie
- Spiritualität in der  
Psychotherapie -

Grundlagenkurse in Berlin:
www.transzendentale-

psychologie.de
mail@transzendentale-

psychologie.de
Tel. 030-49851850

Kompetente und seriöse Su-
pervision bei der Erstellung von 
Berichten an den Gutachter (VT):

–– langjährige Erfahrung
–– kurzfristige Termine
–– professionell und individuell
–– günstige Konditionen

Telefon: 0221/8282 3113  
E-Mail: Berichte-VT@t-online.de

Coaching / Supervision
zur Fallarbeit

bei TP Antragsberichten
für Erwachsene

Infos unter:
Tel.: 040 / 53 69 32 62

Mobil.: 0152 / 08 61 51 13
service@psychpraxMussbach.de

VT

Fallarbeit zu Diagnostik,
Verhaltensanalyse und
Behandlungsplanung

QM (als Berater vom BMWi 
anerkannt)
Unterstützung und Beratung
beim Qualitätsmanagement und
bei der Erstellung des  
QM-Handbuchs

Fon: 02 21 –16 97 98 16
Fax: 02 21 –16 97 98 17
Mo. –Fr. 8:30 –12:00 Uhr

team@pp-rose.de

Kleinanzeigen
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Branchenverzeichnis

Akademie bei König & Müller
Semmelstraße 36/38
D-97070 Würzburg
Tel. 0931-46 07 90 33
akademie@koenigundmueller.de
www.koenigundmueller.de

Akademie für Fortbildung in 
Psychotherapie (afp)
Bundesakademie
Postfach 13 43, 72003 Tübingen
Tel.: 0700 23723700
Fax.: 0700 23723711
bundesakademie@afp-info.de
www.afp-info.de

AVT Köln GmbH
Akademie für Verhaltenstherapie
Venloer Str. 47-53
50672 Köln
Tel.: 0221 – 42 48 570
info@avt-koeln.org
www.avt-koeln.org

BIF e.V.
Berliner Institut für Familienthera-
pie- Systemische Therapie- Super-
vision – Beratung und Fortbildung 
e.V.
Dudenstr. 10, 10965 Berlin
info@bif-systemisch.de
www.bif-systemisch.de

Deutsche Akademie für 
Psychoanalyse
Goethestr. 54, 80336 München
Tel.: 089 - 53 96 74/75
info@psychoanalysebayern.de
www.psychoanalysebayern.de

Deutsche Gesellschaft für 
Verhaltenstherapie e.V. (dgvt)
Fort- und Weiterbildung
Postfach 13 43; 72003 Tübingen
Tel.: 07071-9434-34
Fax: 07071-9434-35
awk@dgvt.de
www.dgvt.de

Deutsches Institut für
Psychotraumatologie e.V.
Telefon: 02245-9194-0
www.psychotraumatologie.de
Zert. WB f. app. PPT,
Mehrdimensionale Psycho-
dynamische Traumatherapie

EMDR-Institut Deutschland
51427 Bergisch Gladbach
02204-25866
info@emdr-institut.de
www.emdr.de

FAM.THERA.INSTITUT 
für Familientherapie und 
Systemische Beratung
Lauterbacher Str. 22 
4668 Grimma OT Bernbruch 
Tel.: 03437/762871 
Fax: 03437/702876 
fam.thera@t-online.de 
www.fam-thera.de

FoBiS 
Systemisches Institut für Bildung, 
Forschung und Beratung, 
Psychotherapeutische Praxis
Altdorfer Str. 5
71088 Holzgerlingen
Tel.: 07031/ 60 59 88
info@fobis-online.de
www.fobis-online.de

Fort- und Weiterbildungsinstitut 
MFK Münchner FamilienKolleg  
Pfarrstr. 4, 80538 München 
Tel.:  089 - 22 29 92
mfk.familienkolleg@t-online.de 
www.mfk-fortbildung.de

Fortbildung Klinische Hypnose
in Darmstadt. Veranstalter: DGH
Tel.: 06033/73667 oder
www.hypnoseausbildung.de

GIPP e.V. Deutsche Gesellschaft 
für Integrative Paartherapie und 
Paarsynthese
Keplerstr. 35, 22763 Hamburg
Tel. 040-79301010, Fax 040-3907007
info@ullaholm.de
www.paarsynthese.de

INNTAL INSTITUT
NLP und Systemische Ausbildung
Anerkannt von PTK und Ärztekammer 
In München, Rosenheim, Ulm, 
am Bodensee und in  
Norddeutschland alle Termine auf 
www.inntal-institut.de
INNTAL INSTITUT, Dipl.-Psych. 
Claus & Daniela Blickhan
mail@inntal-institut.de

Internationale Arbeitsgemein-
schaft für Gruppenanalyse
Kreuzherrenstraße 65
53227 Bonn
Tel.: 0228 478951
Fax: 0228 477872
office@gruppenanalyse.info
www.gruppenanalyse.info

www.psycho-vision.de
Virtuelle Realität in der Angstbe-
handlung www.cme-pt.de Zertifizierte 
Online-Fortbildung 

Helm-Stierlin-Institut
Schloß-Wolfsbrunnenweg 29
69118 Heidelberg
Tel.: 06221-71409-0
Fax: 06221-71409-30
info@hsi-heidelberg.com 
www.hsi-heidelberg.com

Igw Institut für integrative 
Gestalttherapie
Theaterstr. 4, 97070 Würzburg
Fon: 0931/354450
Fax: 0931/3544544
info@igw-gestalttherapie.de
www.igw-gestalttherapie.de 

Institut für Psychotherapie 
Potsdam
Rosa-Luxemburg-Straße 40
14482 Potsdam
Tel.: 0331/235 31 33
www.ifp-potsdam.com

Institut für Systemaufstellungen 
ISA Berlin
Schustehrusstr. 27
10585 Berlin
Tel. 030-3424593
Fax 030-34702308
mail@isa-berlin.de
www.isa-berlin.de

Institut für Traumatherapie 
Oliver Schubbe
Curricula Psychotraumatherapie,
(EMDR-) Vertiefungsseminare und 
Brainspotting, kammerzertifiziert
Tel.: 030-4642185
info@traumatherapie.de
www.traumatherapie.de

Institut für Verhaltenstherapie, 
Verhaltensmedizin u. 
Sexuologie (IVS)
Nürnberger Str. 22,
90762 Fürth
Tel.-Nr. 0911 / 78 72 72 7
FAX:    0911 / 78 72 72 9
ambulanz@ivs-nuernberg.de
www.ivs-nuernberg.de

milton erickson institut berlin
wartburgstr. 17, 10825 berlin
fon & fax:  030 . 781 77 95
büro: do 9 - 12 uhr
mail@erickson-institut-berlin.de
www.erickson-institut-berlin.de

Münchner Institut für Trauma-
therapie (MIT)
Leitung: Prof. Dr. Willi Butollo
Zertifizierte Aus-/Fortbildung
Integrative Traumatherapie
& Dialogische Exposition
Information und Termine:
www.trauma-ambulanz.com

Thies Stahl Seminare
Dipl.-Psych. Thies Stahl
Aus- und Fortbildung in NLP, 
Coaching, Mediation und 
Systemischer Aufstellungsarbeit
Tel.: 04106 124388
Fax: 03212 8478245
TS@ThiesStahl.de
www.ThiesStahl.de

Buchhandel/Verlage
CIP-Medien Verlagsbuchhandlung
Nymphenburger Str. 185, 
80634 München
Tel. 089-130793-21,  
cipmedien@aol.com
www.cip-medien.com

Psychotherapeutenverlag 
Verlagsgruppe  
Hüthig Jehle Rehm GmbH
Im Weiher 10
D-69121 Heidelberg
Tel.: (0 62 21)4 89-0
Fax: (0 62 21) 4 89-52 9
redaktion@psychotherapeutenjournal.de
anzeigen@psychotherapeutenjournal.de
www.psychotherapeutenjournal.de
www.ptv-anzeigen.de

Schattauer GmbH
Verlag für Medizin 
und Naturwissenschaften
Hölderlinstr. 3
70174 Stuttgart
Tel. ++49 0711 22987-0
Fax ++49 0711 22987-50
info@schattauer.de
www.schattauer.de

Verlag Hans Huber
Hogrefe AG
Länggassstr. 76
CH 3000 Bern 9
www.verlag-hanshuber.com

Kliniken/Rehazentren

Christoph-Dornier-Klinik
für Psychotherapie
Tibusstr. 7-11
48143 Münster
Tel. 0251/4810-100
Fax. 0251/4810-105 
info@c-d-k.de
www.c-d-k.de

Fachklinik Waren (Müritz) 
Auf dem Nesselberg 5, 17192 Waren 
Tel.: 01803/244142-0 
Fax: 01803/244142-404 
info@fachklinik-waren.de 
www.fachklinik-waren.de

Medizinisch-Psychosomatische 
Klinik Bad Bramstedt
Schön Kliniken 
Birkenweg 10, 24576 Bad Bramstedt 
Tel.: 04192/5040   
Fax: 04192/504550 
KlinikBadBramstedt@schoen-
kliniken.de 
www.schoen-kliniken.de

Medizinische 
Versorgungszentren

Timmermann und Partner
MVZ für körperliche und 
Psychische Gesundheit
Marienstraße 37, 27472 Cuxhaven
Tel. 04721-393650 + 04721/396351
mail@timmermann-und-partner.de

Softwareanbieter

ergosoft GmbH
Postfach 12 26
67446 Haßloch
Hotline: 06234/5995-11/-12-/13
Tel.: 06324/5995-0
Fax: 06324/5995-16
ergosoft@t-online.de
www.psychodat.de

PsyDV
Dipl.-Psych Dieter Adler
Heckenweg 22
53229 Bonn
Tel.: 08105-012214
www.antrag-pro.de

epikur software
Praxisverwaltung Psychotherapie
Tel.: 030-644 924 730
www.epikur.de

Aus-, Fort- und 
Weiterbildung

Für die Anzeigen sind die Inserenten 
verantwortlich. Eine Überprüfung 

der Angaben durch die 
Psychotherapeutenkammern 

findet nicht statt.
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